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Beginn der Sitzung: 09.06 Uhr

V o r s i t z: Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag, Zweiter Präsident Ferlitsch, Dritter Präsident Ing. Scheuch

A n w e s e n d: 34 Abgeordnete

A m   R e g i e r u n g s t i s c h: Landeshauptmann-Stellvertreter Ing. Pfeifenberger, Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Ambrozy, Landesrätin Mag. Dr. Schaunig-Kandut, Landesrat Dörfler, Landesrat Ing. Rohr, Landesrat Mag. Dr. Martinz (ab 15.00 Uhr)

Schriftführer: Direktor Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich begrüße Sie alle recht herzlich zur 9. Sitzung des Kärntner Landtages. Ich be​grüße die Damen und Herren Abgeordneten! Ich begrüße auch die Vertreter der Regierung: Herrn Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Ing. Pfeifenberger, Herrn Zweiten Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Peter Ambrozy, die Frau Dr. Landes​rätin Gabriele Schaunig-Kandut und Herrn Landesrat Rohr aufs Herzlichste sowie die Mitarbeiter des Amtes der Kärntner Landesregierung und die Medien. Und es ist mir auch eine besondere Freude, Schülerinnen und Schüler der HAK Spittal unter Be​gleitung von Herrn Professor Thalhammer, einem sehr treuen Freund unseres Hau​ses, hier begrüßen zu können und ich hoffe, dass diese Sitzung sich auch für die Zu​hörer interessant gestalten wird.

Entschuldigt hat sich heute Herr Landeshauptmann Dr. Jörg Haider und Landesrat Dr. Martinz. Sie sind in Brüssel bei der Eröffnung des gemeinsamen Kärnten-Büros Friaul-Julisch-Venetien und Kärnten. Herr Dr. Martinz wird, falls die Flugzeuge richtig fliegen, am Nachmittag anwesend sein. Es haben sich entschuldigt wegen Krankheit: Frau Landtagsabgeordnete Mag. Trannacher und Herr Landtagsabgeordneter Ger​hard Köfer sowie die Frau Bundesrätin Anna Blatnik und Herr Landesamtsdirektor Dr. Reinhard Sladko. Der Landtag ist beschlussfähig.

Wir kommen somit zum 1. Punkt unserer heutigen Arbeit, nämlich der

Fragestunde

Und ich rufe die 1. Anfrage


1.
Ldtgs.Zl. 56/M729:

Anfrage der Abgeordneten Dr. Prettner an Landeshauptmann Dr. Haider

Da Landeshauptmann Dr. Haider nicht hier ist, kann diese Frage heute nicht auf​gerufen werden und ich werde sie bei der nächsten Sitzung dann zur Aufrufung bringen.

Ich komme daher zur Anfrage


2.
Ldtgs.Zl. 57/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Vouk an Landesrat Ing. Rohr

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer! Zuerst einmal einen schönen Guten Morgen! Lieber Herr Landesrat! Die Kärntner Gemeinden haben immer größere Probleme die Infrastruktur und somit die Lebensqualität der Bürgerinnen und Bürger im ländlichen Bereich aufrecht zu er​halten. Es besteht derzeit die Tendenz, Reformen zu Lasten der Gemeinden durch​zuführen. Einerseits werden die Kommunen mit zusätzlichen Aufgaben betraut, an​dererseits stehen die dafür notwendigen finanziellen Mittel nicht zur Verfügung. Die Finanzlage der Kärntner Gemeinden ist angespannt, die Zahl der Abgangsgemein​den hat sich im vergangenen Jahr auf 56 fast verdoppelt!

Nun die Frage, geschätzter Herr Landesrat: Bringen nun die von Ihnen initiierten Re​gionalfonds den Kärntner Gemeinden die dringend notwendige Entlastung?

Vouk

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Herr Präsident! Geschätzte Regierungskolleginnen und Regierungskollegen! Meine sehr geschätzten Damen und Herren Abgeordnete! Herr Abgeordneter Vouk! Natür​lich war es mein Bestreben als neuer Gemeindereferent zusätzliche Finanzmasse für wichtige Infrastrukturmaßnahmen in den Kärntner Gemeinden flüssig zu machen. Schon im Regierungsprogramm war festgeschrieben, dass wir einen Regionalfonds initiieren sollten, der genau diese Zwecke auch erfüllen sollte und darüber hinaus na​türlich auch die Installierung eines Kärntner Wasserwirtschaftsfonds letztlich die Finanzmasse schaffen sollte, dass es möglich ist, dass wir in Zukunft auch die noch ausständigen Kanalbauvorhaben und Investitionen in die Wasser- und Abwasserwirt​schaft entsprechend umsetzen können. Nun konkret zum Kärntner Regionalfonds.

Nachdem ich ja als Gemeindereferent noch über 40 Gemeinden in Kärnten bei Be​darfs​zuwei​sungsgesprächen bei mir gehabt habe und feststellen musste, dass ge​rade die Infrastruktur in den Gemeinden – das heißt, das Straßennetz in den Ge​meinden, Gemeindestraßennetz, Orts​platzgestaltungen, Radwege, Straßenbaumaß​nahmen nach Kanalbau – wichtige Anliegen der Gemeinden sind und letztlich nach den durchgeführten Verhandlungsergebnissen hier die Mittel nicht ausreichend zur Verfügung stehen, um in den Gemeinden auch tatsächlich die Möglichkeit zu schaf​fen, dass sie das zügig und effizient umsetzen können, habe ich gesagt, es muss er​forderlich sein, dass wir zusätzliche Finanzmittel aufstellen, um auf der einen Seite die Bedarfszuweisungsmittel entsprechend zu entlasten und für andere wichtige Pro​jekte frei zu machen und auf der anderen Seite die entsprechende Finanzmasse zur Verfügung zu stellen; das jährlich in einer Größenordnung von 10 Millionen Euro. Wenn man also bedenkt, dass diese Mittel für alle 132 Gemeinden zur Verfügung stehen, dann denke ich, ist das ein wesentlicher Entlastungsschritt in der Aufrechter​haltung entsprechend der Infrastruktur zum Einen und zum Zweiten bin ich überzeugt davon, dass es durchaus Sinn macht, wenn nach Kanalbau nicht nur die Künetten​breite wieder zuasphaltiert wird, sondern letztlich auch die Mittel zur Verfügung stehen, dass eine Generalsanierung der jeweiligen Straße möglich gemacht wird, denn die Erfahrungen aus der Vergangenheit haben gezeigt, wenn das nicht erfolgt ist, dass nach drei Jahren die Straße durch Setzungen und Aufwerfungen kaputt war und dann generalsanierungsbedürftig war. So hat man also die Möglichkeit, zusätz​liche Finanzmittel zur Verfügung zu haben, die letztlich die Generalsanierung in einem Zug möglich machen und auf 20 und 25 Jahre hindurch eine entsprechende Infrastruktur zur Verfügung stellen.

Weiters soll aus dem Regionalfonds auch das ländliche Wegenetz in einem eigenen Programm mitfinanziert werden, nämlich der Gemeindeanteil von insgesamt 30 Pro​zent, sodass wir also mit dem ländlichen Wegenetz, das 55 Prozent finanziert, der Regionalfonds finanziert 30 Prozent, zu einem Gesamtinvestitionsvolumen oder zu einer Gesamtförderung von 85 Prozent kommen und das entspricht der bisher gege​benen Praxis. Es ist so, dass die Finanzierung - wie von mir schon angesprochen - 10 Millionen Euro jährlich ausmacht. Die Finanzierung in den ers​ten fünf Jahren er​folgt durch Darlehensaufnahme am Kapitalmarkt, welche durch das laufende Lan​desbudget sowie durch Rückflüsse aus den Gemeinden entsprechend abgedeckt werden. Ab dem sechsten Jahr – nämlich 2010 – finanziert sich der Regionalfonds gänzlich aus den Darlehensrückflüssen der Gemeinden. Es gibt ein schlankes Kura​torium, wo je ein Mitglied der Regierungsparteien in diesem Kuratorium vertreten ist und der Gemeinde- und Städtebund mit beratender Stimme mit dabei ist.

Zum Zweiten und wichtigen und wesentlichen Meilenstein, denke ich, gehört der Kärntner Wasserwirtschaftsfonds. Hier geht’s um die rasche Umsetzung von Kanal​baumaßnahmen in Kärnten. Wir haben die letzten Jahre, nachdem das Budget nicht in der Lage war aliquot auf die Förderanteile, die wir vom Bund erhalten haben, zu leisten, (Vorsitzender: Sie haben noch eine halbe Minute!) nach neuen Möglichkeiten gesucht. Es soll so sein, dass durch den Kärntner Wasserwirtschaftsfonds, in dem insgesamt in den nächsten fünf Jahren 123 Millionen Euro zur Verfügung stehen, 30 Millionen Euro ab dem Jahr 2005 eine Art Ankurbelung der regionalen Bauwirtschaft und Sicherung von Arbeitsplätzen durch sofortige Zusicherung von entsprechenden Abwasserprojekten erfolgen soll. Wir werden damit wesentliches Bauvolumen für Kärnten schaffen. Wir werden damit Arbeitsplätze sichern und wir werden damit auch Wirtschaftswachstum erhöhen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich frage, ob die Fraktion der Freiheitlichen eine Zusatzfrage hat? – Bitte, Herr Abge​ordneter Dipl.-Ing. Gallo, diese zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (FPÖ):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Landesrat! Die Mittelaufbringung und –verteilung ist ein nicht unwesentlicher Teil des Problems. Die Vergangenheit hat aber gezeigt, dass es dabei vor allem auch darauf ankommt, nach welchen Kriterien vorgegangen wird, beispielsweise wenn es um die Gemeinden geht. Wie werden besonders finanzschwache Gemeinden beteilt oder im Siedlungswasserbau geht es auch um innovative Ansätze, um Kostendämpfungsmaßnahmen, die eigentlich belohnt werden sollten, um mehr Wettbewerb und diese Dinge.

Daher meine Frage: Nach welchen Kriterien wird die Mittelverteilung in diesen Fonds erfolgen?

Dipl.-Ing. Gallo

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Herr Abgeordneter Gallo, ich darf Ihnen berichten, dass die Gesetzesmaterien, die das Hohe Haus hier demnächst zu verabschieden haben wird – sowohl was den Regionalfonds betrifft wie auch was den Kärntner Wasserwirtschaftsfonds betrifft – umzusetzen sein werden, damit wir diese Instrumente auch im Jahr 2005 zeitgerecht zum Einsatz bringen. Es hat diesbezüglich auch schon Besprechungen mit dem Landesvorstand des Kärntner Gemeindebundes gegeben, der diese Maßnahmen in Summe begrüßt. Natürlich ist es unser Anliegen, dass wir die Mittel dort effizient einsetzen. Aber ich denke, es wird dann auch die Frage der Erstellung von entsprechenden Richtlinien in den Gesetzen bedürfen, dass wir hier die Mittel effizient einsetzen.

Wie Sie wissen, haben wir im Bereich des ländlichen Wegenetzes in der Vergangenheit nicht wirklich eine transparente Strukturierung der Fördermittel gehabt, sondern dort hat man schon oftmals den Eindruck gehabt, dass auch politisch willkürlich die Mittel zur Verteilung gelangt und zum Einsatz gekommen sind. Daher haben wir gesagt, wir wollen jetzt mit diesem Planungsinstrument des Regionalfonds letztlich auch die Mittel des ländlichen Wegenetzes so steuern, dass sie, abgestimmt nach dem Bedarf, auch in den einzelnen Gemeinden in Kärnten zum Einsatz kommen. Denn die Gemeinden müssen ja durch den 30-prozentigen Anteil aus dem Regionalfonds letztlich auch die Sicherheit haben, dass sie dann diese 30 % Förderung – die in Form eines Darlehens gegeben werden – mittelfristig zurückzahlen können. Ich denke daher, dass wir hier Planungsinstrumente in der Hand haben, die die Faktenlage objektivieren.

Beim Wasserwirtschaftsfonds wird es so sein, dass wir die Förderrichtlinien so belassen, wie sie in der Vergangenheit eingesetzt wurden. Es ist allerdings so, dass sowieso die volkswirtschaftlich günstigste Lösung zur Umsetzung gelangen muss. Denn das ist ein wesentlicher Parameter auch der Siedlungswasserwirtschaftskommission, die darüber zu entscheiden hat, was tatsächlich an Projekten gefördert wird. Hier wird immer die volkswirtschaftlich kostengünstigste und vertretbarste Variante umgesetzt werden. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der ÖVP-Fraktion eine Zusatzfrage gewünscht? – Bitte, Herr Abgeordneter Lutschounig, diese zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Landesrat! Liebe Zuhörer auf der Tribüne! Glauben Sie nicht, Herr Landesrat, oder befürchten Sie nicht, dass durch die Aufteilung dieses Schlüssels 55:30 und 50:30:20 für die Betroffenen weniger im ländlichen Wegenetz gebaut werden könnte?

Lutschounig

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Herr Ex-Landesrat und Abgeordneter Lutschounig! Nachdem Sie selbst wissen, wie die Mechanismen im ländlichen Wegenetz funktionieren und nachdem Sie einmal auch politischer Referent der Kärntner Landesregierung dafür waren: Wenn ich weiß, dass ich 70 % Fördervolumen zur Verfügung habe, dann kann ich mit den 70 % Fördervolumen eine entsprechende Weg​länge errichten; auf Grund der vorgegebenen Mittel im Landesbudget. Wenn der Förder​prozentsatz auf 55 % reduziert wird und das Volumen gleich bleibt, dann weiß ich also, dass ich mit 55 % Förderintensität bei gleich bleibendem Geld mehr Wege errichten kann. Für mich ist das durchaus auch eine Möglichkeit, dass man mit demselben Geld mit geringeren Förderprozentsätzen mehr Wege in der Tat umsetzen kann: zumal ja die 30 % aus dem Regionalfonds in jedem Fall als zusätzliche Finanzierung garantiert sind, sodass wir in Summe auf 85 % Finanzierungs- und Förde​rungsanteil kommen. Die restlichen 15 % sind von den Interessenten zu leisten. Aber ich muss Ihnen sagen, Herr Abgeordneter Lutschounig, Sie werden also auch aus Ihrer Vergangenheit wissen, dass es gegebene Praxis ist, dass bisher schon 15 % der Interessentenleistungen (Abg. Lutschounig: Maximal 15 %!), 15 % von den Interessenten in Form von Eigenleistungen oder dann auch entsprechenden Anteilsregelungen abzugelten waren. Das ist die gängige Praxis in den Kärntner Gemeinden.

Sie können mir glauben, bei den Bedarfszuweisungsgesprächen ist es – mit wenigen Ausnahmen! – der Fall gewesen, dass Gemeinden bis zu 90 % gefördert haben. Die große Masse der Gemeinden hat auf Grund ihrer Finanzkraft maximal bis 85 % gefördert. Der Rest von 15 % war dann von den entsprechenden Interessentengemeinschaften aufzubringen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens des Anfragestellers noch eine Zusatzfrage gewünscht? – Ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Herr Landesrat, die von Ihnen initiierten Regionalfonds bringen die erhofften finanziellen Freiräume für die Kärntner Gemeinden.

Ich frage: Gibt es schon Berechnungen im Gemeindereferat, wie sich der Finanzausgleich auf die Kärntner Gemeinden auswirkt?

Vouk

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Herr Abgeordneter Vouk, Sie haben selbst in Ihrer Einleitung zur Fragestellung festgestellt, dass wir vom Jahr 2003 auf das Jahr 2004 eine Steigerung der Abgangsgemeinden – die korrekte Zahl ist 46, aber nicht 56 – von 29 auf 46 zu verzeichnen gehabt haben.

Es ist mit Sicherheit so, dass es mein Bemühen war, eben durch entsprechende Einrichtungen wie dem Regionalfonds oder dem Kärntner Wasserwirtschaftsfonds hier die Spielräume für die Gemeinden entsprechend zu vergrößern. Aber natürlich ist insgesamt die Finanzsituation in den Gemeinden sehr angespannt. Es war mit Sicherheit nicht mein Ziel, dass man sagt, der Gemeindereferent wäre eigentlich nur dafür da, mit seinen Bedarfszuweisungstöpfen die Abgänge in den Kärntner Gemeinden zu finanzieren. Abgänge zu finanzieren heißt letztlich, Geld aus der Investition zu nehmen.

Ich bin deshalb sehr zuversichtlich, dass der Finanzausgleich zwischen dem Bund und den Ländern, was die Situation der Gemeinden betrifft - nämlich 100 Millionen Euro mehr für alle Gemeinden in Österreich! –, letztlich die Situation bei den Abgangsgemeinden etwas verringern wird. Nach ersten Berechnungen ist davon auszugehen, dass zumindest Gemeinden bis 10.000 Einwohner mit einer zusätzlichen Finanzleistung aus dem Finanzausgleich in der Größenordnung von in etwa 22,4 Euro zu rechnen haben. Das hängt dann wirklich in der Einzelbewertung wieder von der Finanzkraft der jeweiligen Gemeinde ab. Das ist letztlich der Spielraum, der für die Gemeinden entsteht. Das wird von mir sehr begrüßt, weil ich davon ausgehe, dass damit die Zahl der Abgangsgemeinden in Zukunft wieder wesentlich reduziert werden kann und damit natürlich auch Bedarfszuweisungsmittel, die jetzt für die Abgangsdeckung zum Einsatz gekommen sind, dann tatsächlich für wichtige Investitionsmaßnahmen in die Infrastruktur in den Gemeinden zum Einsatz kommen werden. Ich denke, nachdem wir wissen, dass die Gemeinden ja die wesentlichen und wichtigsten öffentlichen Auftraggeber sind, ist das auch ein ganz, ganz wichtiger Impuls für die heimische Wirtschaft und natürlich auch für die Schaffung von zusätzlichen Arbeitsplätzen. (Abg. Vouk: Danke! – Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit, Hohes Haus, ist die 2. Anfrage erledigt. – Die 3. Anfrage

3. 
Ldtgs.Zl. 58/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Köfer an Landesrat Dörfler

kann ich nicht aufrufen, da der Anfragesteller krankheitshalber entschuldigt ist. – Ich komme daher zur 4. Anfrage:

4. 
Ldtgs.Zl. 59/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Schwager an 2. Landeshauptmann-Stellvertre​ter Dr. Ambrozy

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Damen und Herren Abgeordnete des Kärntner Landtages! Werter Landeshauptmann-Stellvertreter Ambrozy! Werte Zuhörer auf der Tribüne! „Schwangerschaftsabbruch“ ist ein Tabu-Thema. Seit 16 Jahren zirka bin ich im Kärntner Landtag. Noch nie wurde bei den umfangreich stattfindenden Gesundheits- oder Krankenhausdebatten darüber gesprochen, geschweige denn debattiert oder ein Bericht gebracht.

Auch der Krankenhausreferent hat mich bei der letzten Landtagssitzung in einem Kurzgespräch gefragt, was ich mit dieser Anfrage will. Auch wenn man ungern darüber redet: Das Problem ist in großem Ausmaße da! Ein Problem der Humanität der Gesellschaft. Wir haben leider auch damit zu tun, weil in den landeseigenen Spitälern Schwangerschaftsabbrüche von Ärzten vorgenommen werden, die unsere Landesbedienstete sind.

Schwangerschaft ist meiner Meinung nach etwas Positives, aber keine Krankheit. (Lärm im Hause) Unsere Krankenanstalten sind eigentlich da, um Leben zu erhalten und Kranke zu heilen.

Deshalb stelle ich an den Referenten die Anfrage: In welchen Landeskrankenanstalten Kärntens werden Schwangerschaftsabbrüche vorgenommen? Bitte!

Schwager

Zweiter Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Ambrozy (SPÖ):

Dr. Ambrozy

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Herr Abgeordneter! Vorerst möchte ich zu Ihrer Einleitung nur festhalten, dass Sie offensichtlich überhaupt keine Ahnung von den Dingen haben (Abg. Lutschounig: Er war noch nie schwanger!) und gar nicht wissen, in welchen Notsituationen Frauen sein können, wenn sie vor solchen Entscheidungen stehen. Ich denke, wenn man von „Humanität“ spricht, dann soll man auch das Schicksal der Betroffenen immer wieder im Auge haben, bevor man auf die Art und Weise über dieses Thema spricht.

Zu Ihrer Frage sage ich Ihnen, dass in den Krankenanstalten Villach, Klagenfurt und Wolfsberg - wenn die entsprechenden Indikationsstellungen und Voraussetzungen gegeben sind – ordnungsgemäß Schwangerschaftsabbrüche durchgeführt werden. (Beifall von der SPÖ-Fraktion und der Abg. Mag. Lesjak)

Dr. Ambrozy

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der SPÖ-Fraktion eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. – Seitens der ÖVP? – Auch nicht der Fall. Dann hat der Anfragesteller noch eine Zusatzfrage. Ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Kurz: Bei Notlagen ist das ja einsichtig. Das wird niemand bestreiten. Es gibt das aber auch aus Karrieregründen oder unter Druck des Partners oder der Familie. (Lärm im Hause. – Abg. Mag. Cernic: Bitte, es ist eine Zusatzfrage zu stellen!) Ja! Ich glaube, wir sollten uns alle einig sein, dass es das nicht geben sollte.

Aber ich habe die Frage noch von dem Krankenhausreferenten: Gibt es dazu einen Bericht der Ärzte oder Primarii oder gibt es dazu Zahlen; weil österreichweit wird geschätzt, dass jedes vierte Kind abgetrieben wird. Ich glaube kaum, dass das in Kärnten anders ist. (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Zusatzfrage!)

Deshalb die Frage: Befasst man sich überhaupt damit, und gibt es dazu Zahlen oder gibt es dazu Berichte der Ärzte?

Schwager

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich nehme an, das war eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Landeshauptmann-Stellvertreter!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Zweiter Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Ambrozy (SPÖ):

Dr. Ambrozy

Herr Präsident! Es steht mir keine Kritik zu, nur würde ich einen Nachhilfeunterricht im Addieren geben. Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Zum Ersten einmal: Man soll sich nicht herumschwindeln um das Thema! Es gibt Frauen, die in Notsituationen sind. Und man soll das Schicksal dieser Frauen nicht lächerlich machen, sondern man soll hier wirklich der Realität ins Auge blicken und nach dem Motto vorgehen, nach dem auch das österreichische Parlament nach der Reform des Strafrechts vorgegangen ist, nämlich dass man einerseits die Notsituation entsprechend berücksichtigt und daher Straffreiheit (unter bestimmten Bedingungen) konstatiert hat und zum Zweiten nach dem Motto „Eher unterstützen und helfen – als strafen“ vorgegangen ist.

Wenn man sich erinnert an die sehr intensive gesellschaftspolitische Diskussion, die damals geführt wurde, dann ist es auch darum gegangen, gerade diese Frauen in einer Notsituation aus den Fängen derjenigen zu befreien, die mit dieser Notsituation ein Geschäft gemacht haben. Ich sage Ihnen ganz offen: Ich bin der Meinung, dass es weiterhin in Kärnten so sein soll, dass diese Frauen nicht Opfer von jenen werden, die mit dieser Notsituation ein Geschäft machen, meine Damen und Herren! (Beifall von der SPÖ-Fraktion und der Abg. Mag. Lesjak)
Ich begrüße es daher und bin auch der Meinung, dass das richtig ist, dass unter den gesetzlichen Rahmenbedingungen (ob medizinisch oder sozial indiziert) Schwangerschaftsabbrüche in unseren Krankenanstalten durchgeführt werden dürfen; ordnungsgemäß zum Schutze der betroffenen Frauen. Das ist meine ganz feste Meinung dazu!

Ich darf Ihnen die Ziffern des Jahres 2003 nennen, damit Sie einen kurzen Überblick haben. Im Jahre 2003 sind an den drei Kärntner Krankenanstalten 124, 127 Schwangerschaftsabbrüche durchgeführt worden.

Dr. Ambrozy

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit ist die 4. Anfrage erledigt. – Ich komme zur 5. Anfrage:

5. 
Ldtgs.Zl. 60/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Ing. Hueter an Landesrat Dörfler

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP):

Ing. Hueter

Herr Präsident! Liebe Regierungsmitglieder! Hoher Landtag! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer auf der Tribüne! Ganz besonders begrüße ich natürlich unsere Freunde aus Spittal, natürlich auch die Bürgermeisterkollegen aus dem Liesertal! Es ist, glaube ich, heute ein Spittaler Heimspiel, wie sagt man da? - Könnte ja sein. Meine Anfrage betrifft die B 100 (LH-Stv. Dr. Ambrozy: Die sind deswegen gekommen, weil sie ge​wusst haben, dass du eine Anfrage stellst!) Genau! (Der Redner lacht dabei.) Danke herzlich! Die B 100, ein altes Thema, betrifft leider Gottes meine eigene Gemeinde und deswegen muss ich sie leider auch stellen, weil es – glaube ich – einzigartig ist, dass eine Amtstrasse zum UVP-Verfahren eingereicht wird, ohne dass ein Gemein​derat dazu befragt wird.

Und deswegen die Frage an den Herrn Landesrat Dörfler: Warum wurde von Ihnen die Amtstrasse B 100 in der Gemeinde Berg im Drautal Richtung Greifenburg in einem Teilabschnitt von 1,2 Kilometern eingereicht, ohne dass diesbezüglich ein Ge​meinderatsbeschluss der Gemeinde Berg im Drautal zugrunde liegt?

Ing. Hueter

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich darf den Herrn Landesrat ersuchen und ihn gleichzeitig begrüßen, diese Anfrage zu beantworten. Bitte schön!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Landesrat Dörfler (FPÖ):

Dörfler

Ja, Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte Zuhörer und Besucher! Du sagst, leider ist auch die Gemeinde Berg von der B 100 betroffen. Ich meine wohl, Gott sei Dank ist die Gemeinde Berg davon betroffen, denn ich habe selbstverständlich damals wie du mich als Bürgermeister gebeten hast, zu einer öffentlichen Gemeinderatssitzung zu kommen, das wahrgenommen als Verkehrsreferent, um in einer öffentlichen Ge​meinderatssitzung auch den Beschluss für die Trasse Berg zu finden. Man muss festhalten, dass seinerzeit noch nicht geklärt war, in welchem Bereich die Umfahrung Greifenburg gebaut wird und dass damit ein Stück von 1,2 Kilometern nicht beschlos​sen wurde. Es wurde einstimmig so diskutiert. Und, dass jetzt – nachdem ja auch die Gemeinde Berg einen Mehrheitsbeschluss für die Variante Süd hat - letztendlich die Fachabteilung beauftragt wurde, die beste Variantensuche durchzuführen und nach den Kriterien Raum, Umwelt, Verkehr und Kosten, abgestützt durch eine Nutzwert​analyse, dieses 1,2-Kilometerstück als Verbindung herzustellen. Das heißt, hier sind ausschließlich Fachkriterien zu Grunde gelegt worden, damit eben die Verbindung zwischen Berg und Greifenburg hergestellt werden kann. Du weißt aber, aufgrund der letzten Besprechung zum UVP-Verfahren, dass ohnedies jede Gemeinde Par​teienstellung hat und dass, wenn es Änderungswünsche der Gemeinden gibt, diese in diesem Verfahren natürlich auch eingebracht werden können.

Fakt ist aber auch, dass ich als Verkehrsreferent wohl dazu verpflichtet bin, die Nutz​wertanalyse als Grundlage für das UVP-Verfahren zu nehmen, denn das ist die Chance, dass ein Verfahren positiv für ein Projekt ausgeht. Es ist aus meiner Sicht wichtig, dass wir die Kriterien Raum, Umwelt und alle Fachbereiche – Forst, Wasser usw. – vorher schon mit den Fachabteilungen einer Nutzwertanalyse unterziehen und diese Verbindung von 1,2 Kilometern ein rein fachlicher Vorschlag ist, der dann letztendlich im UVP-Verfahren zu behandeln sein wird.

Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der FPÖ eine Zusatzfrage gewünscht? – Herr Abgeordneter Schwager, ich bitte sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Werter Herr Landesrat Dörfler! Wir haben jetzt vom Herrn Bürgermeister Hueter gehört, dass für diese 1,2 Kilometer von der insgesamt zur UVP eingereichten Trasse, die Gemeinde Berg noch keinen Be​schluss hat. Wären da, wenn man da auf die Gemeinde Berg für diese 1,2 Kilometer gewartet hätte, einschließlich Greifenburg bis Dellach, Verzögerungen bei der UVP zu befürchten gewesen; nehme ich an, Herr Landesrat?

Schwager

Landesrat Dörfler (FPÖ):

Dörfler

Grundsätzlich ist festzuhalten, dass die UVP deshalb für alle drei Gemeinden gleich​zeitig gemacht wird, dass wir in einem Verfahren den komplexen Bereich aller drei Gemeinden fachlich abwickeln können, sodass das UVP-Verfahren in Summe in​klusive Bauprojekt in Wahrheit ja auch ein Zeitgewinn ist. Wenn ich drei Verfahren hätte, habe ich drei Mal Verfahrensaufwand. Sie sind zum Teil sehr ident abzuwi​ckeln und deshalb war es für mich wichtig, dass wir grundsätzlich ein Verfahren für den gesamten Restbereich abwickeln. Es steht aber auch fest, dass im Grunde keine Zeitverzögerung geplant ist, sondern das UVP-Verfahren sollte circa zur Jahresmitte 2006 vorliegen, sodass wir dann – wir haben ja dort auch die Möglichkeit, in allen Gemeinden gleichzeitig zu bauen. Es ist ja bekannt, dass wir – unser Landeshaupt​mann – 58 Millionen Euro Sonderfinanzierung für die B 100 nach Kärnten gebracht hat und dass die Finanzmittel vorliegen, (Einzelbeifall von Abg. Schwager.) und dass es jetzt darum geht, in Partnerschaft mit den Gemeinden und den Betroffenen das Verfahren so abzuwickeln, dass wir im Herbst 2006 in den Restgemeinden zu bauen beginnen können.

Wer jetzt weiß, dass wir bereits in Steinfeld einige Kilometer asphaltiert haben und die Stimmung in der Bevölkerung, wie zuversichtlich die auch damit ist, beweist, wie sich jetzt der Gewerbepark der Industrieruine AVE entwickelt, dass wir hier schon die Anbindung verbessern müssen, weil sich dort der Wirtschaftsstandort erstaunlich schnell entwickelt, das heißt, jetzt schon bevor der Ort umfahren wird entwickelt sich hier ein interessanter Wirtschaftspark. Das ist gut so. Und wir merken auch schon in Greifenburg, wo wir jetzt schon ein spezielles Wohnbauprogramm, ein Sanierungs​programm im Ortszentrum durchführen, dass die Bevölkerung sehnsüchtig auf diese Umfahrungen wartet. Daher ist es eine gemeinsame Verpflichtung, Gemeinden, Land und Verfahren, so gut zu arbeiten, dass wir tatsächlich diesen machbaren Zeitraum 2006 erreichen. (Abg. Schwager: Danke! – Beifall von der FPÖ-Fraktion.)
Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der SPÖ eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Dann hat der Anfragesteller noch eine Zusatzfrage. Ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP):

Ing. Hueter

Die Zusatzfrage lautet: Warum, Herr Landesrat, wurde zur Aussprache vorigen Mitt​woch am 10.11. Greifenburg Berg 1, also Berg der Abschnitt 1, nur der Vertreter der FPÖ-Fraktion persönlich eingeladen und alle anderen Fraktionen nicht? (Es erfolgen mehrer Einwände aus der FPÖ-Fraktion.)

Ing. Hueter

Landesrat Dörfler (FPÖ):

Dörfler

Also, Herr Bürgermeister, grundsätzlich weißt du, dass es ja schon vor Wochen eine Besprechung gegeben hat, wo ich persönlich als Referent alle Gemeinderäte und alle Gemeindevorstände der drei betroffenen Gemeinden in das Hotel „Sunshine“ eingeladen habe. Die letzte Einladung hat ausschließlich die Fachabteilung ausge​sprochen. Ich weiß nicht, wer eingeladen wurde und wer nicht. Die betroffenen Ge​meinden, Berg und Greifenburg, weil es um dieses 1,2-Kilometerstück geht, aber es sind nicht von mir Einladungen ausgesprochen worden, sondern ausschließlich von der Fachabteilung. (Es erfolgen weitere Zwischenrufe aus der FPÖ-Fraktion und Zwiegespräche des Redners mit 3. Präs. Ing. Scheuch. – Lärm und Unaufmerksam​keit im Hause.)
Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

(Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen.) Die Anfrage 5 ist damit erledigt. Bitte, sich anschließend noch zu unterhalten, wer wem was gegeben hat.

Ich komme zur Anfrage


6.
Ldtgs.Zl. 61/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Tauschitz an Landesrätin Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Besucher und Medienvertreter! Guten Morgen! Meine Anfrage an unsere Frau Landesrätin Dr. Schaunig-Kandut: Welche konkreten Ergebnisse brachten die vom Budgetberater Dr. Fiedler angestell​ten Vergleiche der Sozialausgaben zwischen den einzelnen Bundesländern?

Tauschitz

Landesrätin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Herr Präsident! Hoher Landtag! Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Abgeord​neter! Mir ist nicht bekannt, dass der Herr Dr. Fiedler solche Vergleiche angestellt hätte.

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der FPÖ eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Seitens der SPÖ? – Auch nicht. Dann hat der Anfragesteller noch eine Zusatzfrage. Ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrte Frau Landesrätin! Wo konkret sehen Sie selbst Möglichkeiten zur Effi​zienz- und Effektivitätssteigerung in Ihrem Bereich und wo sehen Sie Kosteneinspa​rungspotenziale? (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Zwei Fragen! Welche willst denn beantwortet haben?!)
Tauschitz

Landesrätin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

(Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Der Präsident ist heute großzügig dabei! – 3. Präs. Ing. Scheuch: Das ist aber ein Privileg!) Wie schon in der Vergangenheit sind der Präsi​dent und ich nicht so kleinlich, dass wir uns auf Formalismen zurückziehen, sondern ich beantworte gerne beide Bereiche. Bereits in den letzten fünf Jahren wurden unter meiner Führung im Sozialreferat zahlreiche Umstellungen in der Finanzierungsgeba​rung herbeigeführt. Wie ich den Bereich übernommen habe, sind viele Bereiche über sogenannte Abgangsfinanzierungen, Subventionen, finanziert worden. Heute ist es so, dass nahezu alle Bereiche über Kostenberechnungen, das heißt, über Ziel-/Preis​vorgaben des Landes definiert werden. Das Land definiert den Preis, den wir bereit sind für eine bestimmte Leistung, bei einer bestimmten Qualität zu bezahlen. Und zu diesem definierten Preis erstellen die Anbieter dann ihre Leistungen und schließen mit dem Land Kärnten Verträge ab, die für das Land eine entsprechende Überprüf​barkeit der Finanzgebarung, eine Planbarkeit des Angebots und des Budgets sicher​stellen und zum Anderen für die anbietenden Vereine, für die Menschen, die betreut werden vor allem, und für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sicherstellen, dass die Finanzmittel die fließen auch längerfristig planbar sind, abgesichert und über meh​rere Jahre zugesichert. Wir führen in Permanenz Kostenüberprüfungen durch. Das heißt, in regelmäßigen Abständen werden einzelne Vergleiche in betriebswirtschaft​licher Sicht von uns überprüft und die Kosten, die wir gewähren, entsprechend eva​luiert und angepasst.

Das heißt, wir haben ein sehr effizientes und modernes Controllingsystem. Wir bauen manche Bereiche derzeit in Österreich vorbildlich führend aus. Das ist insbe​sondere der Bereich Hauskrankenpflege, wo wir als erstes Bundesland in Österreich ein Modell erarbeitet haben, wo über eine externe Datenerfassung mittels Handhelds eine minutengleiche Abgleichung der Kosten der erbrachten Leistungen durchgeführt werden kann. Wir sind derzeit in der Pilotphase. Bis zum Frühjahr dieses Jahres ist diese Pilotphase beendet und das wird auf alle Leistungsanbieter in Kärnten über​tragen. Sie sehen also, dies sind zwar Dinge, die die Öffentlichkeit nicht unbedingt so interessieren. Wir haben aber gerade im Sozialbereich sehr moderne Controllingin​strumente, Managementinstrumente eingeführt, die Zufriedenheit der Anbieter in die​sem System über die Planbarkeit gegeben ist, als auch die Zufriedenheit von der politischen Seite eine sehr große ist, weil ich glaube, dass auch der Sozialbereich einer ist, der sich diesen Herausforderungen entsprechend stellen muss. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit ist die Frage beantwortet. Ich komme zur Anfrage 7. Bevor ich das mache, möchte ich den Herrn Abgeordneten Tauschitz ersuchen, jene Großzügigkeit, die er empfangen hat, auch hin und wieder einmal anderen zu gewähren. Ich glaube, dann kommt man besser zu Informationen.

Ich komme zur Anfrage


7.
Ldtgs.Zl. 62/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Mag. Grilc an Zweiten Landeshauptmann-Stell​vertreter Dr. Ambrozy

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn ich mich recht erinnere, wurde vor Jahren im Bereich der Landeskrankenan​stalten ein besonderes Besoldungsschema eingeführt, das sogenannte „k-Schema“. Man wollte damals auf die Situation reagieren, dass es zu wenig Pflegepersonal gab. Und ich möchte gleich vorweg klarstellen: Ich stelle die Richtigkeit dieser Maßnahme gar nicht in Frage. Die Diskussion, die sich allerdings immer wieder ergibt, ist folgen​de: Warum auch jene, die nicht mit dem Patienten arbeiten, die also nicht zum Pfle​gepersonal gehören, sondern im Sinne einer Systemerhaltung in den handwerklichen Bereichen tätig sind, in den Genuss dieser besonderen Besoldung kommen?

Und ich darf daher an den Herrn Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Ambrozy die Frage stellen: Wie hoch sind die jährlichen Mehrkosten für das Land Kärnten, die durch die Gewährung des k-Schemas für Verwaltungsbedienstete in den Kranken​häusern entstehen?

Mag. Grilc

Zweiter Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Ambrozy (SPÖ):

Dr. Ambrozy

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Herr Präsident! Herr Abgeordneter! (Der schwer verkühlte Vortragende muss husten.) Wie Sie richtig sagen, ist das am

1. März 1990 beschlossen worden und soweit ich mich erinnere, ist dieser Beschluss im Kärntner Landtag einstimmig erfolgt. Ich weiß nicht, ob du da dabei warst, aber ich denke noch nicht. Es war noch der Kollege Uster hier. Jedenfalls ist er einstimmig erfolgt, weil sich der Kärntner Landtag (Der Vortragende hustet wiederum.) einhellig dazu bekannt hat, dass für die Bediensteten in den Krankenanstalten ein eigenes Besoldungsschema entwickelt wird. Das ist geschehen. Es ist damals ein Mehraufwand von insgesamt 26,5 Millionen Euro (Der Vortragende hustet abermals.) damit verbunden gewesen zu dem sich der Kärntner Landtag bekannt hat. Und es ist damals eigentlich auch – und zu dem stehe ich heute noch – ganz klar zum Aus​druck gebracht worden, so ziemlich von allen Rednern, dass es keinen Unterschied geben darf, wenn man ein Krankenhaus als eine Gesamtversorgungseinrichtung an​sieht, wo ein Rädchen in das andere greifen muss, damit das auch tatsächlich gut funktioniert, zwischen jenen, die unmittelbar am Patienten arbeiten und jenen die pa​tientenfern arbeiten.

Daher hat man sich für alle Berufsgruppen des Krankenhauses für ein einheitliches Schema entschieden, das eben für die Krankenanstaltenbediensteten gilt. Und wir können heute sagen, – wenn man die Ziffern hernimmt – dass gesamt Ihre Frage oder deine Frage in der Weise zu beantworten ist, dass der Mehraufwand in etwa 1,5 Millionen Euro ausmacht, die sich dadurch im Rahmen des Personalkostenbudgets zu Buche schlagen. Ich möchte aber in dem Zusammenhang auf einen Umstand hinwei​sen, der mir sehr wichtig ist, weil man auch über die Personalstrukturen im Kranken​anstalten ein wenig Bescheid wissen sollte und auch Bescheid wissen sollte, wie sich das alles entwickelt. Es wird ja sehr gerne darüber diskutiert, dass der Verwaltungs- oder Wirtschaftsteil in den Krankenanstalten aufgebläht wird und im Bereich der Pa​tienten immer weniger Personal zur Verfügung steht. Ich kann heute hier ganz ein​deutig festhalten, dass der Trend genau in die gegenteilige Richtung geht. Das heißt, dass der Anteil des Personals, das direkt am Patienten arbeitet, größer wird, also mehr Ärzte, mehr Pflegepersonal, und gleichzeitig der Anteil der Beschäftigten im Bereich der Wirtschaft zurückgeht. Das heißt, wir haben eine derartige Entwicklung – wenn man so will – massiv beginnend ab dem Jahre 1997 und im Besonderen dann im Jahre 2003 den Höhepunkt erreichend. Das heißt, wir haben eine steigende Zahl an Ärzten, eine steigende Zahl an Pflegepersonal und eine sinkende an Personal das im Bereich des wirtschaftlichen Teils der Krankenanstalten arbeitet. Und das alles – das muss man noch dazu sagen – auch bei einer gewaltigen Ausweitung des Leistungsvolumen. Wir müssen, glaube ich, stolz feststellen oder können stolz fest​stellen, dass das Leistungsvolumen sowie die Produktivität der Mitarbeiter in den letzten Jahren um mehr als 10 Prozent gestiegen ist, was ein klares Indiz dafür ist, dass in unseren Krankenanstalten sehr effizient und sehr gut gearbeitet wird und dass die Mitarbeiter höchst engagiert und motiviert sind, um entsprechend gute Lei​stungen zu erbringen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
So gesehen halte ich es für sehr wichtig, noch einmal festzuhalten, dass wir keinen Unterschied machen dürfen zwischen einem Teil des Betriebspersonals und dem anderen Teil, sondern hier muss das Personal in unseren Krankenanstalten als Ganzes gesehen werden: weil das Unternehmen Krankenhaus nur als Ganzes – wenn einer den anderen unterstützt – gute Leistungen erbringen kann! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Dr. Ambrozy

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der FPÖ eine Zusatzfrage gewünscht? – Herr Abgeordneter Lobnig, bitte sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Lobnig (FPÖ):

Lobnig

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Sehr geschätzter Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! Meine konkrete Frage: Welche konkreten Maßnahmen werden Sie zu der vom ehemaligen Herrn Rechnungshofpräsidenten, Dr. Fiedler, vorgeschlagenen Redimensionierung des Gesundheitsbereiches setzen, um Kosteneinsparungseffekte zu erzielen?

Lobnig

Zweiter Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Ambrozy (SPÖ):

Dr. Ambrozy

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Zwar nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit der ursprünglichen Anfrage, aber ich denke, sehr wichtig für die Zukunft, möchte ich die Frage doch in der Weise beantworten, dass einmal das, was der Herr Rechnungshofpräsident Fiedler in diesem Papier nieder geschrieben hat, ja nicht eine Arbeit des Herrn Fiedler ist, sondern das ist eine Arbeit, die schon vorher in der KABEG geleistet wurde. Im Wesentlichen ist es eins zu eins in dieses Papier hinein geschrieben worden. Es stammt in Wahrheit aus der Feder des Herrn Prof. Köck oder, besser gesagt, seines Partners Dr. Ebner und entspricht eigentlich nicht meinen Vorstellungen von Krankenanstaltenreform. Im Wesentlichen wird dort ja nur aufgelistet, dass wenn man bestimmte Einheiten zusperrt, bestimmte Kosteneinsparungseffekte entstehen. Eine Binsenweisheit! Je größer die Einheit ist, die man zusperrt, desto größer ist der Kosteneinsparungseffekt. Auch das ist eine Binsenweisheit. Aber gut, es ist vielleicht wichtig, dass so etwas irgendwo einmal festgeschrieben ist.

Wir meinen, dass das, was im „Regierungsprogramm“ steht auf Punkt und Beistrich einzuhalten ist. Das „Regierungsprogramm“ enthält ganz eindeutig im Bereich „Gesundheit“ eine klare Festlegung, nämlich dass die Standorte in unserem Bundesland garantiert sind und dass wir uns zur dezentralen Krankenanstaltenversorgung der Kärntner Bevölkerung bekennen – dass wir aber gleichzeitig auch Maßnahmen setzen wollen, um das System, das im Interesse der Kärntner Bevölkerung so bleiben soll, auch finanzierbar zu erhalten. Neben dem, was jetzt auf Bundesebene passiert ist – wodurch es doch, würde ich sagen, zu Mehreinnahmen im Gesundheitsbereich kommen wird, die sicher das eine oder das andere erleichtern werden -, wird es wichtig sein, dass wir jene Instrumente einsetzen, die Parallelstrukturen verhindern, dadurch entstehende Kosten senken und gleichzeitig auch die Versorgung (sowohl nach Zahl als auch nach Qualität) für die Kärntner Bevölkerung aufrecht erhalten.

Wir haben den ersten Schritt gesetzt mit einer, wie ich glaube, österreichweit beispielhaften Leistungsangebotsplanung in Kärnten. In der neuen 15a-Vereinbarung ist enthalten, dass nunmehr das System der Leistungsangebotsplanung österreichweit flächendeckend eingeführt werden soll. Wir haben in Kärnten den ersten Schritt gesetzt: Wir haben eine Leistungsangebotsplanung für alle Krankenanstalten.

Zum Zweiten wollen wir aber auch Strukturreformen durchführen, die Parallelstrukturen, insbesondere im Vorhaltebereich, verhindern. Ich möchte nur zwei Beispiele nennen, die aus meiner Sicht in der nächsten Zeit angegangen werden müssen. Das ist einmal der Versorgungsraum Klagenfurt. Wir haben hier drei Krankenanstalten, die aus meiner Sicht so strukturiert werden müssen, dass wir nicht in jeder Krankenanstalt Vorhaltekosten haben, die nur in einer notwenig sind. Ich möchte als zweites Beispiel die Vorsorgung im Raum St. Veit an der Glan nennen. Dort geht es darum, dass es zu einer sinnvoll abgestimmten Kooperation zwischen dem Krankenhaus Friesach und dem Krankenhaus der Barmherzigen Brüder in St. Veit an der Glan kommt, um auch dort – etwa durch gemeinsame Führung oder durch gemeinsame Belegungsstrategie – die Kosten zu setzen.

Das Dritte – das haben wir hier auch schon intensiv diskutiert – ist, dass wir in einigen Fachbereichen, etwa in der unfallchirurgischen Versorgungen, uns zukünftig schwerpunktmäßig orientieren müssen, um ebenfalls Kosten zu vermeiden. Es geht darum, dass wir unsere Krankenanstalten erhalten, damit es zu keiner Einschränkung der Leistungen für die Patientinnen und Patienten kommt und dass es darüber hinaus zu einer qualitativen Verbesserung kommt; denn es kommt darauf an, dass wir auch den medizinischen Fortschritt in unserem Bundesland nicht nur mitmachen sondern auch finanzieren können! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
Dr. Ambrozy

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens des Anfragestellers noch eine Zusatzfrage gewünscht? (Abg. Mag. Grilc: Danke, nein!) Dann ist diese Anfrage erledigt. – Wir kommen somit zur 8. Anfrage:

8. 
Ldtgs.Zl. 63/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Lutschounig an Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Ing. Pfeifenberger

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Geschätzter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! Meine Frage: Welchen Preis hätte die Kärnten-Werbung für eine Seite in der 700.000 Stück starken Auflage der „Ryanair-Force-Zeitung“ zahlen müssen?

Lutschounig

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Ing. Pfeifenberger (FPÖ):

Ing. Pfeifenberger

Hoher Landtag! Geschätzte Damen und Herren Abgeordnete! Werte Regierungsmitglieder! Das Land Kärnten hat mit der Kärnten-Werbung wesentliche Voraussetzungen geschaffen, sodass der Incoming- und Flugtourismus nach Kärnten in den letzten Jahren stark zugenommen hat. Das ist eines der großen Erfolgsprojekte, das auch als Tourismusreferent von meiner Seite her unterstützt und umgesetzt wurde.

Zu Ihrer speziellen Anfrage darf ich Ihnen, Herr Abgeordneter, sagen, dass wir mit diesem Magazin einen Versuch gemacht haben, und zwar haben wir im Frühjahr 2004 im „Inflight-Magazin“ eine Einschaltung, eine Seite redaktionell über den Frühling in Kärnten geschaltet. Wir sind dann darauf gekommen, dass das, was mit dem Herrn Gerhard vereinbart war, nicht eingehalten wurde. Das heißt, damals haben wir einen Sonderpreis von 5.000 Euro für den Innenteil dieses Magazins sowie die U4 in den ersten Ausgaben des Magazins Ende März geschaltet. Das Land Kärnten und die Kärnten-Werbung sind hier Partner gewesen. Es hat sich dann herausgestellt, dass wir nicht im „Inflight-Magazin“ sondern im „Duty-free-Magazin“ erschienen sind. Das war nicht vereinbart! Ich glaube, hier muss man auch hinterfragen, welche Seriosität dieser Partner, dieser Verlag, hat – weil wir natürlich wussten, dass die Wirkung, der Wiedererkennungsgrad und die Auswirkung auch für neue Fluggäste nur dann gewährleistetet sind, wenn wir im „Bord-Magazin“ der Ryanair vertreten und erkennbar sind.

Es hat dann eine diesbezügliche Nachfrage gegeben, die von einer Mitarbeiterin des Büros der Kärnten-Werbung Anfang des Sommers gemacht wurde. Wir haben dann auch nach diesem Magazin gesucht. Es war nicht auffindbar. Es war nicht vorhanden. Diese Frage haben wir auch an den Herrn Gerhard gestellt. Er hat uns bis heute dafür keine Erklärung abgeben können, warum dieses Magazin, wie vereinbart, nicht an Bord erschienen ist sondern im „Duty-free-Shop“; dort, wo wir eigentlich nie sein wollten. Wir haben es deshalb auch nicht mehr riskiert, mit diesem Partner eine Vereinbarung zu treffen und haben diese Maßnahmen aus besagten Gründen unterlassen. Wir haben aber eine Reihe von anderen werbewirksamen Initiativen auf dem britischen Markt, auch mit der Ryanair direkt, über Rundfunk, über die prominentesten Tageszeitungen und Sondermailing-Aktionen mit Ryanair gestartet. Ich kann Ihnen darüber gerne Auskunft geben.

Zusammengefasst darf ich Ihnen jetzt auch eine Bitte übertragen: Es wäre ratsam, sich gemeinsam auch mit dem Herrn Gerhard einmal darüber zu unterhalten, warum eine vereinbarte Positionierung dieses Magazins nicht eingehalten wurde. Das heißt, von unserer Seite sind hier keine Fehlleistung und kein Fehlverhalten zu Stande gekommen, sondern es hat unser Partner uns „falsche Tatsachen“ vorgegaukelt und vorgespielt. Deshalb, glaube ich, sollte man sich auch einmal gemeinsam um die Gründe dieser eigentlich für uns sehr schädigenden Verhaltensweise kümmern. Ich würde Sie bitten: Laden wir diesen Herrn einmal auch in einen Ausschuss ein! Dort soll er erklären, warum das, was vereinbart wurde, nicht eingehalten worden ist.

Ich glaube, das ist eine plausible Erklärung, warum wir es dann unterlassen haben, mit diesem Herrn noch einmal einen Vertrag zu schließen.

Ing. Pfeifenberger

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Danke! – Wird seitens der FPÖ eine Zusatzfrage gewünscht? – Herr Abgeordneter Mitterer, ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Mitterer (FPÖ):

Mitterer

Herr Präsident! Hohes Haus! Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! Welche weiteren Destinationen von und nach Kärnten sind in der Zukunft vorgesehen, um den Tourismus- und den Wirtschaftsstandort Kärnten zu stärken?

Mitterer

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Ing. Pfeifenberger (FPÖ):

Ing. Pfeifenberger

Herr Abgeordneter! Wie Sie aus den vergangenen Medienberichten erfahren konnten, planen das Land Kärnten und auch der Flughafen eine Ausweitung dieses Destinationsangebotes, das heißt der low-cost-carrier, Billigflugangebote, nach Kärnten. Es ist dies eine sehr attraktive und auch wirkungsvolle Maßnahme gewesen. Ich erkenne, dass alle anderen Bundesländer, unserem Beispiel folgend, sich um diese Billigflieger kümmern: beispielsweise Tirol. Hier hat der Sprecher der Österreichischen Hoteliersvereinigung nachdrücklich vom Land Tirol gefordert, auch dem Beispiel Kärntens hier Folge zu leisten und Geld zur Verfügung zu stellen, damit auch Innsbruck und Tirol diesen Vorteil lukrieren können und nicht im Wettbewerb der Regionen untergehen.

Ich darf auch dazusagen, dass wir jetzt mit beiden Partnern (mit HLX und Ryanair) Einvernehmen darüber haben, dass Wettbewerb auch innerhalb der Billigflieger stattfinden darf. Beide haben das akzeptiert. Beide sind auch von uns in gleicher Weise motiviert und unterstützt worden. Wenn man sich die Zahlen anschaut, dann ist das eine sehr erfreuliche Entwicklung, nicht nur für den Tourismusstandort sondern auch für die Gesamtwirtschaft. Dieswenn ich beispielsweise erkennen kann, dass der gesamte Handel in den Ballungszentren Klagenfurt und Villach wesentlich auch von der Kaufkraft dieser neuen Gäste und Gästeschichten ein gutes Stück vom Kuchen abschneiden kann und damit auch Standortsicherung und Unternehmenssicherung hier gewährleistet ist.

Auf der anderen Seite muss man auch betonen, dass diese Gäste zu 60 % Gäste sind, die nicht in einen Flieger gestiegen wären, wenn es nicht dieses Billigangebot gegeben hätte, das heißt das sind 60 % neue Kunden. Diese 60 % neue Kundenpotenziale haben wir natürlich auch deshalb gerne angenommen, weil sie Stammkunden werden, das heißt bei der ersten Möglichkeit, die sie haben, wenn sie Kärnten betreten und erleben, werden sie erfahren, dass das ein tolles Urlaubsland ist, dass hier viele Möglichkeiten bestehen, auch einzukaufen und zu investieren. Beispielsweise hat ein Villacher Autohändler in einem Jahr 150 neue Autos an britische Kunden verkauft. Es ist das kein Geheimnis. Es ist ein Autohändler, der Range Rover verkauft. Die Briten kaufen diese Range Rover hier in Kärnten und nehmen damit eine wesentliche Belebung der Wirtschaft vor. Auch Immobilien und Feriendomizile werden von kaufkräftigen britischen Kunden hier erworben und tragen damit zu einer Belebung unserer gesamten Wirtschaft bei.

Ich darf aber auch sagen, dass das Land Kärnten das einzige Bundesland und die einzige Region in Europa ist, die diese Destinationen europaweit, konform den Bestimmungen der Wettbewerbsbehörde in Brüssel, ausgeschrieben hat. Das kann sich, bitte, jeder im Internet anschauen oder unter dem Urteil von Charloire diese beiden Ausschreibungsinitiativen des Landes genauer betrachten. Keine Region, kein Land in Europa ist im Wettbewerb deshalb auch so abgesichert wie Kärnten. Wir haben da nichts zu befürchten. Wir haben deshalb auch vorsichtiger Weise diese Dinge ausgeschrieben, weil wir natürlich wussten, dass die AUA hier versucht, uns Schaden zuzufügen. Wir haben ja ein laufendes Prozessverfahren. Die AUA zahlt (Vorsitzender: Eine halbe Minute Redezeit noch!) die Gebühren des Flughafens nicht. Wir werden das auch in der nächsten Zeit im Aufsichtsrat in der Generalversammlung und in der Landesregierung behandeln, weil hier einfach ein Bundesland heraus genommen wurde, obwohl es in Linz, in Salzburg, in Wien und in Graz auch Billigflieger gibt. Das heißt, hier hat die AUA (ein Monopolbetrieb) bewusst versucht, Kärnten zu schädigen. Wir werden deshalb diese Maßnahme der AUA auch politisch in einer neuen Diskussion regeln müssen, weil ich nicht davon ausgehe, dass hier die Absicht besteht, diese gute Entwicklung durch die Billigflieger kärntenweit einzudämmen.

Ich bin davon überzeugt, dass auch alle politischen Parteien hier das unterstützen, (Vorsitzender: Die Redezeit ist abgelaufen. Ich bitte, zum Schluss zu kommen!) dass Kärnten die Möglichkeiten dieser neuen Wertschöpfungsinitiative und des Kaufkraft​zuflusses nach Kärnten unterstützen werden. In diesem Sinne, glaube ich, war das eine richtige Entscheidung und sie wird auch von uns (Der Vorsitzende gibt auf das Redezeitende hinweisend das Glockenzeichen.) und von mir besonders weiter unter​stützt. (Beifall von der FPÖ-Fraktion.)
Ing. Pfeifenberger

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der SPÖ eine Zusatzfrage gewünscht? – Der Herr Abgeordnete Kaiser! Ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Danke, Herr Präsident! Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! Hohes Haus! Hat das Land Kärnten, respektive die Kärnten-Werbung, in den letzten Jahren in den Bord​magazinen der Tyrolean oder der AUA inseriert?

Mag. Dr. Kaiser

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Ing. Pfeifenberger (FPÖ):

Ing. Pfeifenberger

Ich glaube, diese Frage werden Sie sich selbst beantworten können, wenn Sie wis​sen, dass wenig Tourismusgäste auf der Austrian-Arrows von Wien nach Klagenfurt an Bord sind. Das heißt, wir würden dort Geld beim Fenster hinauswerfen und hätten damit auch keine Effizienzsteigerung. Ich gehe davon aus, dass das was das Land Kärnten mit Ryanair und mit HLX tut, nämlich vor Ort wirklich interessante, attraktive Werbung zu machen, dazu führt, dass wir beispielsweise im Bereich der Ryanair, im Supply-Daily-Telegraph mit 1,4 Millionen Auflage, wo alle wesentlichen Tageszeitun​gen Großbritanniens und Londons vertreten sind, gut positioniert sind. Wir sind auch im Radioprogramm „Hört“ mit der Kooperation mit Ryanair, mit 1,3 Millionen Hörern, gut aufgestellt und wir haben eine Reihe von anderen Maßnahmen, wie eine Winter​gästezeitung, die erscheint, wie verkaufsfördernde Maßnahmen mit Reiseveranstal​tern und natürlich auch mit den direct-mailing-Aktionen der Ryanair und der HLX we​sentliche Erfolge geschaffen.

Ich gehe davon aus, dass Sie nicht beabsichtigen – weil, nachdem Sie ja auch Auf​sichtsrat im Kärntner Flughafen sind – den Gesellschafter „Land Kärnten“ aufzufor​dern oder die Flughafen-Betriebsgesellschaft zu ermuntern, bei der Austrian Arrows, sprich AUA, zu inserieren und dort wesentliche Werbegelder einzusetzen, wenn​gleich Sie wohl wissen, dass wir dort schon einen namhaften Betrag ausständig haben, der ungerechtfertigt, ohne rechtliche Grundlage, dem Flughafen vorenthalten wird. Ich glaube, diese Methode ist eigentlich nicht wirtschaftsfreundlich, sie ist nicht wettbewerbskonform. Sie ist monopolistisch orientiert und ich nehme an, dass Sie auch diese Maßnahme, die wir jetzt ergreifen werden und damit auch die Landes​regierung befassen werden, richtig ist, dass wir auch versuchen werden, der AUA zu zeigen, dass wir uns das nicht gefallen lassen. Ich glaube, hier ist ein Zeitpunkt ein​getreten, wo man nicht mehr über quasi Kleinigkeiten reden kann, sondern hier geht es auch um den Schutz eines Unternehmens im Sinne einer auch korrekten Abwick​lung von Verträgen. Hier geht es um die wirtschaftliche Performance eines landesei​genen Betriebes, der für wesentliche Vorteile für den Tourismus, für die Kärntner Wirt​schaft, für die internationale Vernetzung unserer Wirtschafts- und Geschäftsbe​ziehungen, Sorge trägt. Und hier können wir uns nicht gefallen lassen, dass wir be​straft werden, weil wir die Ersten in Österreich waren, die mit dieser Initiative begon​nen haben. Alle anderen Bundesländer haben uns das nachgemacht, haben dem Beispiel Kärnten folgend auch Verträge geschlossen, haben auch Marketing-Sup​ports geleistet und sind ohne Ausschreibung und ohne Genehmigung diesen Schritt gegangen und werden von der AUA verschont. Das heißt, diese Ungerechtigkeit, bitte ich Sie auch, mit mir gemeinsam auszumerzen und diesbezügliche Entschei​dungen und Prozesse einzuleiten. (Beifall von der FPÖ-Fraktion.)
Ing. Pfeifenberger

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Hat der Anfragesteller noch eine Zusatzfrage? – Dann bitte ich, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Ja, Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! Es ist ja so, dass das nicht alles zum Null​tarif geht. Es werden ja hier sehr viele Steuermittel verwendet für diese Billigflugpo​litik oder auch Gratisflugpolitik. Glauben Sie, dass die Kosten-/Nutzungrechnung auf Sicht eine positive sein wird?

Lutschounig

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Ing. Pfeifenberger (FPÖ):

Ing. Pfeifenberger

Ich darf Ihnen, geschätzter Abgeordneter sagen, alleine die Wertschöpfungszu​wächse durch die HLX betragen für den Kärntner Handel, für das Kärntner Gewerbe pro Jahr 22 Millionen Euro! Das heißt, das ist eine Wertschöpfungsstudie, die die HLX selbst unter, sage ich einmal, Vertraulichkeit und der Erfahrungen, die sie auch in an​deren Regionen Europas haben, erstellt hat. Und wir nehmen an dass, wenn wir jetzt eine neuerliche Kaufkraft- und Wertschöpfungsstudie in Auftrag gegeben haben, wir in zwei Monaten ein Ergebnis am Tisch haben werden, wo kein Kärntner Unterneh​mer und kein Kärntner Politiker und kein Kärntner Bürgermeister sagen wird können, das Geld ist schlecht angelegt. Ich nehme an, dass auch die jüngste Diskussion, nämlich dass Unternehmer sich einen Weg und ein Marketingprogramm einfallen haben lassen, die Flüge nach Kärnten in ein Gesamturlaubspackage einzubauen und dem Urlaubsgast in Hamburg, in Berlin, in Hannover und Köln zu sagen: „Wenn du zu einem bestimmten Zeitpunkt, zu einem bestimmten Angebot nach Kärnten kommst, ist der Flug für dich gratis!“ Das heißt, hier haben bereits die Unternehmer, die Initiative ergriffen und es wird dem Land keinen Euro Geld kosten, keinen Euro finanziellen Aufwand kosten, um damit – sage ich einmal – auch die Belebung unse​rer Regionen, die Belebung der Vor- und Nachsaison, verstärkt in Anspruch zu neh​men.

Da zeigt sich, dass auch hier erstmalig ein ganz neues Bewusstsein für derartige Maßnahmen und Möglichkeiten ergriffen wurde und das zeigt auch die Diskussion, wie schwer sich diejenigen tun, die das ablehnen. Das heißt, sie sind hier in einer Ar​gumentationsproblematik, weil niemand versteht, wenn ein Unternehmer heute sagt, wie ein Gasteiner Hotelier: Er hat sein Haus zu 100 Prozent voll, nämlich das ganze Jahr über, weil er seinen Gästen in Hamburg sagt: Wenn du zu mir kommst, zahlst du pro Woche soviel und der Flug ist inklusive. Und ich glaube, das ist die große Chance, die wir wahrnehmen sollten und das wird auch viele Wirtschaftstreibende und Wirtschaftsunternehmen dazu bringen, dass diese neuen Strategien und diese neuen Tarife, nämlich wirklich zu günstigen Konditionen, in die deutschen Ballungs​zentren zu kommen, ergriffen werden und dass hier eine breite Zustimmung für diese hervorragende und auch erfolgreiche Initiative gegeben ist. (Abg. Lutschounig: Hof​fentlich!)
Ing. Pfeifenberger

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Danke! Damit haben wir die 8. Anfrage erledigt.

Die 9. Anfrage


9.
Ldtgs.Zl. 64/M/29:

Anfrage der Abgeordneten Mag. Lesjak an Landeshauptmann Dr. Haider

kann ich nicht aufrufen.

Die 10. Anfrage


10.
Ldtgs.Zl. 65/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Holub an Landeshauptmann Dr. Haider

kann ich auch nicht aufrufen, da der Landeshauptmann nicht hier ist.

Und die 11. Anfrage


11.
Ldtgs.Zl. 66/M729:

Anfrage der Abgeordneten Mag. Trannacher an Landesrat Dörfler

kann ich auch nicht aufrufen, weil die Frau Abgeordnete nicht da ist.

Ich möchte … (Der Vorsitzende hält eine kurze Unterredung mit dem Schriftführer Mag. Weiß.) Somit ist die Redezeit erschöpft. Es sind 61 Minuten und 34 Sekunden vergangen. Nach der neuen Uhr kann ich das sehr genau ablesen. Ich frage nun die Abgeordneten, deren Anfragen heute nicht aufgerufen werden konnten, wie Sie sie beantwortet haben wollen.

Die Anfrage 12 des Abgeordneten Dipl.-Ing. Gallo? – (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Münd​lich, nächste Sitzung!) Mündlich, in der nächsten Sitzung! Anfrage 13 des Abgeord​neten Schwager? – (Abg. Schwager: Bitte, mündlich!) Mündlich! Anfrage 14, Anfrage des Abgeordneten Holub? – (Abg. Holub: Mündlich!) Mündlich! 15 – Anfrage von Abgeordneten Köfer – er ist nicht hier. Sie wird also nächstes Mal aufgerufen. 16 – Anfrage des Abgeordneten Tauschitz? – (Abg. Tauschitz: Mündlich!) Mündlich! 17 – Anfrage des Abgeordneten Mag. Grilc? – (Abg. Mag. Grilc: Mündlich!) Mündlich! Und 18 – Anfrage des Abgeordneten Lutschounig an Dr. Martinz? – (Abg. Lutschounig: Mündlich!) Mündlich! So, es wird so vorgegangen, dass die heute nicht aufgerufenen Anfragen dann bei der nächsten Sitzung aufgerufen werden.

Bevor ich zur Aktuellen Stunde komme, möchte ich neue Besucher auf der Tribüne begrüßen, nämlich Schülerinnen und Schüler der HBLA Klagenfurt unter Begleitung von Frau Dr. Ragossnig. Ich begrüße Sie recht herzlich, wie auch alle übrigen Zuhö​rerinnen und Zuhörer die einst​weilen eingetroffen sind. (Beifall im Hause.)
Hohes Haus! Wir kommen nun zur Durchführung der

Aktuellen Stunde

Es liegt ein entsprechender Antrag des ÖVP-Klubs vor. Nach dem Rotationsprinzip ist die ÖVP an der Reihe. Das Thema lautet: „Kein Verkauf von Landesvermögen zum Zwecke der Budgetsanierung.“ Ich möchte besonders darauf hinweisen, dass die Redezeitbeschränkung generell mit fünf Minuten festgelegt ist und ich darf Sie ersuchen, das auch einzuhalten. Als Erster hat sich ein Redner der Antragsteller, nämlich Herr Klubobmann Mag. Grilc, gemeldet. Ich erteile ihm das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Im Laufe des heutigen Tages, in den Abendstunden vermutlich, wird die Koalition ein Budget be​schließen in dem unter anderem ein Schuldenzuwachs von 83 Millionen Euro festge​schrieben ist. Diese Ziffer wäre in Wahrheit mehr als doppelt so hoch, hätte der Finanzreferent nicht zu einem Trick gegriffen und zwei Einnahmen verbucht von de​nen zur Zeit noch niemand weiß, ob sie überhaupt und in welcher Form gültig wer​den. Ich verweise darauf, dass geplant ist, eine Wandelschuldverschreibung der HYPO in der Höhe von 32 Millionen Euro zu lukrieren und durch den Verkauf der Lie​genschaften der Krankenhäuser an die KABEG weitere 50 Millionen Euro flüssig zu machen.

Bekannterweise ist seit gestern Abend auch bekannt, dass Gelder der HYPO bereits im Vorgriff herangezogen werden, um den Nachtragsvoranschlag des heurigen Jah​res auszugleichen. Es geht dort um weitere 30,9 Millionen. Aber - wie immer - diese zwei Dinge sind notwendig, um überhaupt das Budget im vorgegebenen Rahmen, gemäß den Maastricht-Kriterien erstel​len zu können. Und, wenn diese beiden Sum​men, die ich genannt habe, für das ordentliche, für das laufende Budget notwendig sind, ist im Um​kehr​schluss eines klar: Alle Ankündigungen, wonach diese geplanten Gelder für andere Zwecke ver​wendet werden, sind Schall und Rauch! Sie kön​nen es gar nicht für etwas anderes verwenden. Es ist damit hinfällig, das Argument, man wird das KABEG-Geld für den Bau des neuen LKH heranziehen können und das zweite Argument ist ebenfalls damit nachhaltig entkräftet und ab adsurdum geführt. Das Geld der HYPO kann für keinen Zukunftsfonds, der angeplant ist, verwen​det wer​den, wobei dieser Fonds ohnedies offen​bar innerhalb der Koalition stark umstritten ist.

Ich verweise nur darauf, dass der Herr Landeshauptmann-Stellvertreter Ambrozy das als eine wesentliche Forderung und Zielsetzung seiner Fraktion formuliert hat und immer wieder betont hat. Der Landesfinanzreferent hat zunächst in der Regierung dem zugestimmt, aber einen Tag später hier von diesem Pult aus gesagt, das ist nur der halbrichtige Weg, er ist damit gar nicht so sehr einverstanden. Es sei auch darauf verwiesen, dass es eine Expertengruppe gegeben hat. Und diese Expertengruppe hat ja unter anderem den Auftrag, den Auftrag von Haider, Pfeifenberger und Am​brozy, zu überprüfen, ob mit einem allfälligen Verkauf sämtlicher Landesimmobilien, etwa 1,2 Milliarden Euro zu lukrieren wären. Die Antwort dieser Gruppe ist klar unmissverständlich und sehr einfach auf einen Satz hinformuliert. Es geht nicht! Wa​rum das so ist, werden wir in der Budgetdebatte ausgiebig diskutieren können.

Überhaupt möchte ich noch hinzufügen, dass die ganze Frage der KABEG sich mitt​lerweile zur politischen Blamage ausgeweitet hat und dass natürlich auch all diese Vorgänge rund um die Vereinbarung zwischen Betriebsrat und Landesregierung, auch wenn sie hier mit Mehrheit im Landtag beschlossen wurden, in Wahrheit einer gewissen Präpotenz nicht entbehren und hier auch eine gewisse politische Willkür dahinterliegt.

Ich sage ganz offen: Mein großes Kompliment und mein Danke an die Damen und Herren der Verfassungsabteilung, die dem politischen Druck nicht nachgegeben haben und bei ihrer sachlich fundierten Meinung geblieben sind, wonach diese Vereinbarung in dieser Form nicht geht!

Die Kritik, die wir anzubringen haben, richtet sich im Hinblick auf die Finanzpolitik natürlich personifiziert auch an den Finanzreferenten. Ich sage ganz offen: Man könnte seine Art und Weise vergleichen mit der Handlungsweise eines Bauern, eines schlechten Bauern allerdings, der lieber im Wirtshaus sitzt, Karten spielt und Feste feiert – anstatt zu arbeiten – und der natürlich, um überhaupt leben zu können, seine Gründe nach und nach verkauft. Es gibt vereinzelt diese Beispiele. Und Sie wissen alle, wohin das führt! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Der Pröll!)
Aus all diesem kann unsere Forderung nur klar und unmissverständlich lauten: Es darf keinen Ausverkauf des Landesvermögens geben, nur um Budgetlöcher zu stopfen! Das wird auch der wesentliche Grund dafür sein, dass wir diesem Budget nicht zustimmen werden! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und vom Abg. Holub)

(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Dr. Strutz das Wort.)

Mag. Grilc

Abgeordneter Dr. Strutz (FPÖ):

Dr. Strutz

Herr Präsident! Hoher Landtag! Die ÖVP malt in regelmäßigen Abständen ein Schreckgespenst an die Wand. Da wird mit horrenden Schulenzahlen, Schuldenbergen argumentiert, wird davon gesprochen: „Die Koalition zerbricht. Sie bringt kein Budget zu Stande.“ Da wird mit dem Leichentuch gewunken, wenn es darum geht, Spitäler zu reformieren. Da wird damit gedroht: „Spitäler werden geschlossen. Den Ordensspitälern droht das Aus.“ – Nur, das Problem ist: All diese Ankündigungen, all diese Befürchtungen, die auch heute der Klubobmann der ÖVP wieder geäußert hat, die sind nicht eingetroffen. (Abg. Arbeiter: Wohl! In Niederösterreich!) Betrachten wir die Vergangenheit in Kärnten, in Niederösterreich, in der Steiermark! Kollege Arbeiter, ich komme gleich darauf zu sprechen. Vergleichen wir die Ankündigungen, die Schreckgespenster der ÖVP mit dem, was dann tatsächlich in Kärnten geschehen ist! Kärnten steht heute wirtschafltich gut da. Wir haben kein Krankenhaus geschlossen. Wir haben die Budgetzahlen im Griff. Wir haben die Schulden zurück gedrängt. Wir sind vor allem im Vergleich zu anderen Bundesländern wirklich in einem Aufholprozess. Mir kommt das so vor, Kollege Grilc, du sagst immer, weil es der Zeit entspricht: „Es wird der Krampus kommen, es wird der Krampus kommen.“ Doch in Wirklichkeit freuen sich die Kärntner Kinder, weil der Nikolo kommt und ihnen Gaben gibt. (Beifall von der FPÖ-Fraktion und von KO Abg. Markut) Und auch das ist die Aufgabe der freiheitlichen und sozialdemokratischen Fraktion.

Wir wollen nicht das, was die ÖVP in anderen Bundesländern praktiziert. Wie schaut es aus, dort wo die ÖVP Verantwortung trägt?! Wir brauchen beispielsweise nur in unser Nachbarland Steiermark zu schauen (zeigt Zeitungsausschnitte vor:): „Landesspitäler müssen auf Kostenbremse steigen. Erste ÖVP-Signale: Belastungen für die Patienten. Sparen in den Spitälern.“ Dort wird die KABEG, sprich die KAGES, in Wirklichkeit privatisiert. Dort ist sie schon privatisiert. Dort, wo die ÖVP Verantwortung trägt – und der Betriebsrat (zum Abg. Arbeiter hin:) wird das bestätigen -, in der Steiermark, sind die Krankenhäuser schon verkauft. Wir wissen das ja von dem Gesundheitsexperten Köck, der dort die Krankenhäuser schon bekommen hat und schon betreibt. „Sparen kostet Arbeitsplätze der Lehrer“. Dort, wo die ÖVP Verantwortung trägt, dort werden nicht so wie in Kärnten, zusätzlich Mittel aus dem Budget zur Verfügung gestellt, damit wir den Bildungsbereich beibehalten. Dort werden die Lehrerposten gekürzt und wird zugesperrt. Und der Gipfel ist: „Sparkurs abgesegnet – in Graz wird es düster“. Da gibt es bereits die Situation, dass die Städte verdunkelt werden, dass den Bürgern das Licht ausgedreht wird. Diese Situation, dieses Konzept der ÖVP, wollen wir in Kärnten nicht haben.

Deshalb haben wir auch als Alternative, so wie wir es in den vergangenen Jahren gesagt haben, finanzielle Spielräume aus eigener Kraft, aus eigener Kraft geschaffen. Das haben wir in der Vergangenheit getan, indem wir die Wohnbauforderungen sinnvoll zu Geld gemacht haben. Wir haben sie nicht so wie der ÖVP-Landeshauptmann Pröll in einen Aktienfonds gesteckt und damit verspekuliert und das Geld war weg – sondern wir haben dieses Geld für eine wichtige familienpolitische Maßnahme, für das Kindergeld, investiert, das österreichweit übernommen wurde und von der ÖVP auch jetzt österreichweit verkauft wird. Das hat in Kärnten seinen Ursprung gehabt! (Beifall von der FPÖ-Fraktion)
Wir wollen auch unser hohes Niveau im Gesundheits- und im Sozialbereich aus eigener Kraft erhalten und stärken. Deshalb nehmen wir unsere Ezzes, deshalb nehen wir jene Betriebe wie die landeseigene Hypothekenbank und nutzen die gute wirtschaftliche Entwicklung, nutzen den Börsengang, der ja zweifellos der nächste Schritt für mehr Internationalisierung, für mehr wirtschaftlichen Aufschwung ist, um diese finanziellen Mittel dazu zu verwenden, dass wir die größte Innovation in Kärnten – und wir wissen, dass die ÖVP dagegen ist -, den Neubau des LKHs Klagenfurt, auch aus eigener Kraft finanzieren. Deshalb begehen wir auch den Schritt der Wandelschuldverschreibung. (Vorsitzender: Eine halbe Minute noch!) Deshalb werden wir auch diese Maßnahme setzen, gegen den Widerstand der ÖVP, damit wir in Kärnten nicht jene Verhältnisse haben, wie wir sie beispielsweise in der Steiermark – dort, wo die ÖVP Verantwortung trägt – vorfinden. (Beifall von der FPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Dr. Kaiser das Wort.)

Dr. Strutz

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Sehr geehrte Herr Präsident! Hoher Landtag! Die Aktuelle Stunde der Österreichischen Volkspartei zielt natürlicher Weise primär auf die Situation bei der KABEG und auf die Situation der Hypo ab. Ich verhehle nicht, dass wir innerhalb der Sozialdemokratischen Fraktion sehr intensiv diese Situation diskutiert haben. Wir haben uns die Entscheidung letztlich – und das bedeutet ja, dem Budget zuzustimmen – nicht leicht gemacht. Wir haben sehr hart gerungen. Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Entscheidung ist uns nicht leicht gefallen, aber sie ist notwendig.

Ich möchte seitens meiner Fraktion erläutern, warum sie notwendig ist und setze eines voraus: Bei den Bedingungen, die diese Handhaben für uns notwendig gemacht haben, meine Damen und Herren, war die ÖVP immer wieder federführend dabei. Notwendig werden diese Maßnahmen deswegen, weil unter anderem die Rahmenbedingungen des Bundes beispielsweise mit Steuergeschenken an alle Großunternehmen, mit teilweise sogar Generalamnestien, wie geplant, dazu geführt haben, dass wir in den Jahren 2001 bis 2004 die Mehreinnahmen für das Landesbudget ausschließlich um 0,02 steigern konnten.

Meine Damen und Herren! Es gab in der Vergangenheit eine sehr berüchtigte Lizitationspolitik, ausgehend von einer Fraktion hier in dem Haus, die das Land sehr, sehr viel gekostet hat und wo es auch zu einer zusätzlichen Verschuldung gekommen ist. Letztendlich gibt es auch eine demografische Entwicklung, die vermehrt Aufgaben auch auf den Landeshaushalt zurückführt. Daher ist die SPÖ - ausgehend von einer konkreten Analyse des Status quo - bereit, diesen Schritt mitzutragen, weil wir auch davon ausgehen, dass nicht prinzipiell die alleinige Eigentümerschaft sondern vielmehr die politische Verfügungsgewalt über Landesvermögen entscheidend ist. Wir treten auch deswegen dafür ein, weil insbesondere flankierende Maßnahmen wie in dem Bereich der Krankenanstalten für die Bediensteten – und für uns sind Bedienstete auch Humankapital des Landes –, ein wichtiger Wert für dieses Land, abgesichert worden sind.

Wir sehen es als SPÖ, meine Damen und Herren, als unsere Aufgabe auch innerhalb dieser Koalition an, dass wir dafür Sorge tragen, dass dieses erzielte Geld, das in das Landesbudget fließt, investiv (das heißt zur Vermehrung des Landesvermögens in Form von Infrastruktur) verwendet wird. Wir werden uns dagegen mit aller Vehemenz verwehren, dass es, so wie in der Vergangenheit, zu einmaligen Events und zur Verwendung dieses Kapitals für Events kommt. Wir werden uns aber auch dagegen verwehren, dass es – wie es eine Zeitung einmal nannte – zur „Vergoldung von Stalltüren“ in diversen Bereichen kommen wird.

Zur ÖVP ganz konkret: Ich spreche Ihnen aus meiner Sicht jedes politische und jedes moralische Recht ab, sich hier als „Wahrer von volkswirtschaftlichem Eigentum“ aufzuspielen, meine Damen und Herren! Ihre ÖVP war und Ihre ÖVP ist damals hier im Kärntner Landtag federführend gewesen: bei der Ausgliederung der Landeskrankenanstalten, bei dem Verkauf von Landesvermögen, Landesimmobilien und der Übertragung in die LIG! Ich zähle jetzt nur mehr taxativ auf: bei der Bundesbetreuung von Flüchtlingen, bei den Bundesforsten – ja, sogar vor den Kärntner Seen hat man auf Bundesebene nicht Halt gemacht! -, bei den Bundeswohnbaugesellschaften, bei der Privatisierung, dem Verkauf von Kfz-Zulassungen, bei der Zivildienstverwaltung, bei Teilen der Postbus AG, bei den Tabakwerken, bei der Telekom-Austria noch mit dem Kunststück, das zu einem Zeitpunkt auf dem Aktienmarkt so zu verscherbeln, dass man sogar Verluste eingefahren hat, bei den Teilen der Energiewirtschaft, beim Dorotheum, bei der VOEST-ALPINE, bei der ÖIAG Bergbau Holding, bei der VA Technologie AG, (Abg. Lutschounig: War beim Konsum auch die ÖVP schuld?) bei Böhler Uddeholm, bei den Bundestheatern, bei den Bundesmuseen. Ich könnte das noch weiter anführen. (Beifall von der SPÖ- und der FPÖ-Fraktion)

Meine Damen und Herren von der ÖVP! Sie verscherbeln sogar, im übertragenen Sinn, das Sehvermögen der österreichischen Bevölkerung. Auch davor machen Sie nicht halt! (Lärm in der ÖVP-Fraktion) Und das letztlich für ein Rekorddefizit, ein erreichtes Bundesbudget, das Höhen hat, die man niemals zuvor erreicht hat. Mein persönliches – Sie verzeihen mir den Ausflug in den sportlichen Bereich Resümee Ihrer heutigen Aktuellen Stunde ist: Ein wunderbarer Fallrückzieher ins Kreuzeck. Pech dabei: Es war das eigene Tor!

Meine Damen und Herren! (Vorsitzender: Ich bitte, zum Schluss zu kommen!) Abschließend noch einmal: Ich möchte aus meiner Sicht darstellen, dass die Entscheidungen, die wir hier treffen, nicht leicht sind. Wir sind uns dieser Tragweite bewusst. Wir wissen aber auch, dass wir strukturell eine Nettoneuverschuldung des Budgets über den gesamten Budgetzeitraum bei 0,4 % deckeln müssen. Das ist ein wenn auch harter aber doch notwendiger Beitrag dazu. Wir sehen unsere Aufgabe hier im Landtag als sehr seriös und gewissenhaft an! (Beifall von der SPÖ- und von der FPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort. – 3. Präs. Ing. Scheuch: Alles Fasching! – Abg. Holub: Sehr lustig!)

Mag. Dr. Kaiser

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen und Herren auf der Tribüne! Ich möchte einmal einen anderen Ansatz wählen: Verscherbeln von Landesvermögen. Wir reden immer nur vom „schnellen Mammon“, aber Landesvermögen ist ein bisserl mehr. Landesvermögen betrifft unsere Ressourcen im Land: das Wasser, die Qualität, die Luft, besonders die Luftqualität, auch unsere Gesundheit, das Sozialsystem, den Willen, die Natur zu schützen, weil das eigentlich unsere Ressourcen noch sind, die wir für den Tourismus und unsere Menschen brauchen, aber auch unser Umgang mit der Demokratie. Das steht schon auch ein bisserl in Frage, wenn man in unserem Haus zustimmt – auch der Präsident hat das gebracht –, heute auf die Tagesordnung einen Nachtragsvoranschlag zu geben, den es vor ein paar Stunden noch gar nicht gegeben hat, den auch die ÖVP auf den Tisch geknallt kriegt und wo gesagt wird: „Stimmt dem zu oder nicht – lesen dürft ihr es auch nicht.“

Wie kann man überhaupt Gremialarbeit leisten, ohne dass man die Unterlagen kennt? Das ist auch ein Zugang zur Demokratie. Über das werden wir sicherlich noch reden müssen. Aber bei uns wird ja Landesvermögen immer nur in Geld gemessen. Ich würde einmal sagen: Ein bisserl ein Vermögen wäre auch die Zukunft, die gerade im Moment verkauft wird. Wir verkaufen die Zukunft und sparen das Geld, das wir dafür kriegen, angeblich für unsere Kinder. Aber es gibt ja kein Geld dafür. Ich möchte einmal wissen: Wer von Ihnen hat das mit der KABEG ganz verstanden? (Lärm im Hause. – 3. Präs. Ing. Scheuch: Wir sind ja keine Selbsthilfegruppe!) Okay! Ich habe es so gesagt, wie ich es gelesen habe. Auch unser ehemaliger Rechnungshofpräsident Fiedler schreibt in seiner Beurteilung – ich glaube, dass er seinen Ruf verlieren wird, dann wird er „Fiedler ohne Ruf“ sein -, dass die KABEG die Landeskrankenhäuser an die LIG verkaufen soll. Ich weiß nicht, wer ihm das gesagt hat. Wir haben damals gedacht, dass die Landeskrankenhäuser der KABEG gehören. Wer hat das nicht gewusst? Gehören sie jetzt der KABEG schon oder verkauft das Land jetzt jemandem etwas, was es schon hat? Das ist wieder die Frage zwischen Eigentum und Besitz. Das Land verkauft die Landeskrankenhäuser faktisch an sich selber, was aber eine andere Rechtsperson ist. Das bringt kurzfristig 250 Millionen Euro und kostet langfristig (auf 24 Jahre ausgerechnet) ungefähr 500 Millionen Euro. Das ist ein „tolles Geschäft“? Ich verkaufe etwas; es gehört mir nicht mehr. Es geht aus meinem Eigentum heraus. Die KABEG zahlt das nicht selber, das Land zahlt das für die KABEG. Und im Nachhinein kostet es mich noch das Doppelte. Wenn das ein „toller Deal“ ist?! Das Einzige, was ich daran erkennen kann, das ist, dass eine Bank daran verdienen wird und dass man kurzfristig Geld braucht. Etwas anderes ist es nicht. Und das ist so ähnlich, wie bei einem Kredithai einen Kredit aufzunehmen. (3. Präs. Ing. Scheuch: Man merkt, dass du das nicht verstanden hast!) Erkläre es mir! Erklären Sie mir das! Ich möchte auch wissen, wer dieses Geschäft für einen „ganz tollen Deal“ hält. Weder das Finanzministerium noch die Verfassungsabteilung noch irgendein anderer findet, dass das ein großartiges Geschäft ist. Auch der Herr Fiedler hat sich der Stimme enthalten.

Ursprünglich hat er gesagt, er findet, es ist kein gutes Geschäft. Soll sein. Aber, wir reden ja über Vermögen und deswegen möchte ich einmal im Bundesvergleich schauen, wie geht’s uns. Es gibt drei verschiedene Kategorien von Bundesländern, die denen es gut geht; dazu gehört Tirol und Vorarlberg. Tirol hat ein Vermögen von 3,5 Milliarden und eine Verschuldung pro Einwohner um 152,-- Euro. Vorarlberg hat ein Vermögen von 1,1 Milliarden und eine Verschuldung von 209,-- Euro pro Kopf. Salzburg hat ein Vermögen von ungefähr 1 Milliarde Euro und eine Verschuldung von 850,-- Euro pro Kopf. Oberösterreich hat gar ein Vermögen von 2,3 Milliarden und eine Verschuldung von null Euro pro Kopf! Die Steiermark hat auch null Euro Schulden pro Kopf und ein Vermögen von 1,4 Milliarden, aber Kärnten hat mit den ausgelagerten Schulden zusammen pro Kopf 2.000,-- Euro Schulden und ein Vermö​gen von 926 Millionen Euro. Das sollte uns eigentlich zu denken geben. Danke schön! (Beifall von Abg. Mag. Lesjak.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)
Holub

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Geschätzter Herr Präsident! Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Ich glaube auch, diesen Zahlen von Kollegen Holub ist eigentlich nichts hinzuzufügen und (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Ja, hoff´ mas!) trotzdem, dass es so dramatische Zahlen in unserer Budgetentwicklung gibt, geht der Klubobmann der Freiheitlichen heraus und meint, welch zukunftsweisendes Budget das ist. Also, da kann man nur eines sagen: Das ist verantwortungslos zur x-sten Potenz was hier betrieben wird. (3. Präs. Ing. Scheuch: Das war Zernatto!) An die Adresse des Kollegen Dr. Kaiser der heute offenbar irgendwie – ich weiß nicht – aufgestachelt war mit ideologischen Dingen, wenn er unter anderem meint: (Zwischenruf von Abg. Mag. Dr. Kaiser.) „Die Vergoldung der Stalltüren ist etwas, was das Budget sehr belastet.“ Ich muss sagen, das Agrarbudget macht drei Prozent aus. Jetzt wissen wir, wovon wir reden und wo die Einsparungs​potenziale sind. Das weißt du, Herr Kollege Kaiser ganz genau gleich wie jeder an​dere da herinnen in diesem Raum auch.

Aber, meine Damen und Herren! Wir haben vor einigen Tagen ein Papier bekom​men. Da ist ein Papier publik geworden, wo es um den Verkauf ging, um zusätzliche 1,2 Milliarden Euro zu lukrieren, damit man natürlich diese Budgetlöcher entspre​chend stopfen kann. Es wurde eine Arbeitsgruppe installiert. Die hat den Namen ge​tragen: „Immobilientransaktion des Landes Kärnten.“ Da haben alle federführend mit​gearbeitet; natürlich auch unter politischer Repräsentanz von Landeshauptmann, Landeshauptmann-Stellvertreter Pfeifenberger, Landeshauptmann-Stellvertreter Am​brozy. Und da ist es unter anderem auch darum gegangen, nach reiflicher Prüfung, dass man hier auch die Immobilien des Landes Kärnten verkaufen sollte, vor allem auch die Wohnbaugenossenschaften des Landes Kärnten. Und, man höre und staune, da ist es darum gegangen, dass man natürlich auch die Gemeinnützigkeit aufgibt. Und, dass hier auch die SPÖ ihre Zustimmung gegeben hat ist äußerst ver​wunderlich, denn noch beim Verkauf der ESG-Bundeswohnbaugenossenschaften oder –gesellschaften haben sie gesagt und es mit Zeter und Mordio verteidigt, dass einfach die Gemeinnützigkeit das Wichtigste ist was die SPÖ überhaupt zu verteidi​gen hat. Und, in diesem Fall hat sie das aufgegeben, ihre Grundsätze und hat ge​sagt: Wenn es darum geht, dass wir vielleicht unsere Budgetlöcher stopfen, dann nehmen wir das auch in Kauf. Es ist eigentlich interessant, dass man hier die Ge​meinnützigkeit tatsächlich am Altar des Budgetsanierens geopfert hat.

Ähnlich ist es dann auch beim Lakeside-Park der in Klagenfurt entsteht. Er ist noch nicht fertig, er ist noch nicht seiner Bestimmung übergeben, schon wird in diesem Papier auch darüber diskutiert und angeregt, seitens der Politik, dass man es natür​lich verkauft, um hier wieder entsprechende liquide Mittel zu haben. Wir werden sehen, wie diese Geschichte dann ausgeht. Es ist richtig, auch die ÖVP war dabei, als es um den Verkauf von Wohnbauförderungsdarlehen gegangen ist und wir gesagt haben, es sollte natürlich der Wirtschaftsbelebung im Lande Kärnten dienen. Es sollen Zukunftsprojekte geschaffen werden, die eigentlich unserer Wirtschaft einen neuen Aufschwung geben. Was ist passiert, meine geschätzten Damen und Herren? Es ist eine Eventkultur, eine Eventpolitik, eine Showpolitik gemacht worden in diesem Lande und ein Personenkult um einige FP-Granden, dass man sich’s eigentlich gar nicht schlimmer hätte vorstellen können. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo lacht dazu.) Und so gesehen, bedauern wir natürlich sehr, dass wir damals dafür waren, dass dieses Vermögen damals verscherbelt worden ist, weil wir gedacht haben, dass es einfach besser angelegt wird hier in Kärnten.

Und, meine geschätzten Damen und Herren! Man höre und staune! Und in einer Zeit, wo wir alle davon reden, dass wir den Gürtel enger schnallen müssen, wo wir sparen müssen, wo es wirklich um wichtige Budgetposten in diesem Lande geht, die in der Zukunft nicht mehr finanziert werden können, kriegen wir einen Nachtragsvoran​schlag hingeknallt – ich sage das wirklich in der Dramatik, wie es sich für uns dar​gelegt hat – nämlich in der Sitzung selbst, aber nicht von offizieller Seite, sondern Gott sei Dank, über unser Regierungsbüro, das ihn knapp vorher bekommen hat, wo drinnen steht, dass natürlich die Parteienfinanzierung hier im größten Ausmaße noch einmal beschlossen werden soll, dass zusätzliches Geld für die Parteien fließen soll. Von jedem Einzelnen, meine Damen und Herren, verlangt man sparen; von jedem Einzelnen verlangt man, dass man tatsächlich leiser treten muss, nur hier wird ein​fach ein brutaler Anschlag auf die Steuergelder des Landes Kärnten genommen. Und es hat eigentlich offenbar niemand Hemmungen.

Wir als Volkspartei haben gesagt: Wir werden diesen Geldzugriff nicht machen! Und da können Sie uns wirklich alle beim Wort nehmen! (Dies löst Heiterkeit unter den FPÖ- und SPÖ-Abgeordneten aus. - Vorsitzender: Ich bitte, zum Ende zu kommen!) Wir werden den Antrag nicht stellen, dieses Geld zu nehmen! Wir bedauern diesen Zwischenfall und diesen Vor​fall der voriges Jahr passiert ist. (Abg. Mag. Cernic und Abg. Dipl.-Ing. Gallo lachen laut dazu. – Unruhe und Lärm im Hause.) Er wird nicht wieder passieren. Sie können schauen, wie Sie das tatsächlich vor den Bürgerinnen und Bürgern des Landes verantworten, indem Sie (Es kommt zu mehreren Einwän​den aus der FPÖ-Fraktion. – Lärm und Unaufmerksamkeit im Hause.) bei dieser schwierigen Situation des Budgets (Vorsitzender: Die Redezeit ist abgelaufen! Ich bitte, zum Schluss zu kommen!) das Geld herausnehmen. Wir werden jedenfalls anders wirtschaften, aber sowie Sie in den Parteien wirtschaften, so wirtschaften Sie auch im Land. Das hat unser Land eigentlich nicht verdient! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und den Grünen.)
(Der Vorsitzende erteilt LH-Stv. Ing. Pfeifenberger das Wort.)
Lutschounig

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Ing. Pfeifenberger (FPÖ):

Ing. Pfeifenberger

Hoher Landtag! Geschätzter Herr Präsident! Werte Damen und Herren Abgeordnete! Ich darf wieder ein bisschen mehr Sachlichkeit in die Diskussion bringen. (Abg. Ho​lub: Sowie der Schüssel!) Geschätzte Abgeordnete von der ÖVP, bitte schauen Sie sich auch die Bilanz des Landes an. Sie ist ausgeglichen. Das ist die Vermögensbi​lanz. Es steht alles in den Unterlagen. Ich bitte, sich das genau anzuschauen! Dort ist Aktiva und Passiva ausgeglichen. Schauen Sie sich auch an, wenn Sie von Schul​den oder Verbindlichkeiten reden, was das Land an Forderungen hat! Auch das steht im Budget und ist ein wesentlicher Teil der Vermögenswerte, die hier dargestellt werden. Dort stehen unter Punkt 6 „Wohnbauförderungsdarlehen“ gesamt: 540 Mil​lionen Euro. Das heißt, wenn Sie heute hier reden, ein Land wird ausverkauft und es wird das Vermögen verschleudert, dann ist das eine Behauptung, die einfach nicht stimmt, die jeder sachlichen Grundlage entbehrt. Und, wenn Sie Budgetdaten argu​mentieren, dann argumentieren Sie sie bitte so, wie sie in den Unterlagen enthalten sind.

Und jetzt, auch ein Wort zu den Liegenschaftsverkäufen. Wenn ich zusammenge​rechnet, in den Jahren 1999 bis 2004 alle Liegenschaftsverkäufe des Landes sum​miere, kommt dort ein Betrag von 137 Millionen Euro heraus. Und jetzt, meine Da​men und Herren, sage ich Ihnen, wer war der Verkäufer dieser Liegenschaftsvermö​gensanteile? Von diesen 137 Millionen Euro sind 127 Millionen Euro an landesei​gene Gesellschaften gegangen. Das heißt, es haben nur 10 Millionen Euro Käufer gefunden, die nicht im Landesbesitz stehen! Das heißt, 10 Millionen Euro dieser Lie​genschaftsvermögenswerte sind an Dritte gegangen; und das in fünf Jahren! Wer hier vom Ausverkauf der Heimat oder dem Ausverkauf des Landesvermögens redet, der redet eigentlich die Unwahrheit. Diese Aufstellung ist auch in den Budgetunter​lagen enthalten und ich ersuche, hier einfach auch nicht den Versuch zu machen, öffentlich etwas darzustellen, was es in den Fakten und Unterlagen des Budgets ein​fach nicht gibt! Und, wenn Sie heute etwas gekränkt sind, weil es eine andere, breite Zusammenarbeit in der Regierung und auch im Landtag hier gibt und es ein Budget gibt, bei dem mit Sicherheit kein Kuhhandel betrieben worden ist. Das, was die ÖVP vier Jahre in diesem Haus und auch in der Landesregierung praktiziert hat, nämlich sich jede Zustimmung mit einer Gegengabe, mit einem sogenannten Kuhhandel ab​kaufen zu lassen. Das sage ich heute einmal ganz, ganz objektiv! – Es war ein Kuh​handel, Herr Abgeordneter Lutschounig! Und das hat in erster Linie Ihr gewesener Landesrat, der das auch immer wieder auf das hinauslaufen hat lassen, dass wir nur dann zustimmen, wenn Geld auf den Tisch kommt.

Und Sie waren die Ersten, die gesagt haben, wir nehmen keine Parteienförderung, aber Sie haben als Erster das Wort gebrochen und haben als Erster den Antrag ge​stellt, vor anderen Parteien! Und ich sage Ihnen, ich lege fast die Hand ins Feuer, dass Sie diesmal gleich vorgehen werden und dass es heuer noch für alle erkennbar sein wird, dass Sie diesen Antrag stellen. Unterschreiben Sie das bei einem Notar und das heute, dass Sie dieses Geld nicht beanspruchen. Alle vier Abgeordneten samt ihrem Landesrat. (Abg. Mag. Grilc: Morgen! Heute ist unser Chef nicht da! – Abg. Lutschounig: Das machen wir! – Gleichzeitige Zwischenrufe aus der ÖVP-Frak​tion.) Schreiben Sie das heute nieder, dann sind Sie glaubwürdig, geschätzter Herr Abgeordneter! (Abg. Lutschounig: Dir glaubt man alles! Du hast uns noch nie belo​gen!) Dann werden Sie vor der Öffent​lichkeit vielleicht wirklich argumentieren kön​nen. Aber, Ihnen glaubt das niemand mehr! Es hat Ihnen das auch in den letzten Jahren niemand geglaubt, hier herzu​stehen und zu sagen, das Land sei in einer schwierigen Situation. (Vorsitzender: Herr Finanzreferent: Eine halbe Minute noch!)
Ich sage Ihnen auch, wo das Land heute steht. Das Land steht heute in einer we​sentlich besseren Situation als es vor fünf Jahren gestanden ist! Wir haben die Schuld abgebaut, von (Abg. Lutschounig: Nona, wenn man verkauft!) 1050 auf 598 Millionen Euro. Wir haben in der Zwischenzeit die Vermögenswerte des Landes von Minus 289 auf 1,841 Millionen Euro aufgebaut. Wir haben damit einen Wertzuwachs von über 2 Milliarden Euro zu Stande gebracht, ohne (Beifall von der FPÖ-Fraktion.) dass wir etwas verkauft haben! Und, wenn wir heute im Einvernehmen mit der sozial​demokratischen Fraktion und auch mit den Arbeitnehmervertretern im Immobilienbe​reich der KABEG ein Geld für eine wesentliche Investition im Gesundheitswesen (Vorsitzender: Ich bitte, zum Schluss zu kommen!) heranziehen, dann ist das eine korrekte Vorgehensweise.

Glauben Sie mir, geschätzte Damen und Herren von der ÖVP! (Abg. Lutschounig: Ja, die werden sich auch so verschulden!) Auch andere Länder werden dem Beispiel von Kärnten folgen, sowie sie das auch im Jahre 2001, 2002 bis 2004 getan haben. Schauen Sie sich das an! Wir haben keine Spekulationen wie Niederösterreich ge​macht. Wir haben eine seriöse, ordentliche, auf Grundlagen von Gesetzen und Be​stimmungen abgewickelte Finanzpolitik. (Der Vorsitzende zweimal das Glockenzei​chen gebend: Bitte, Herr Landesrat! Sie haben schon überzogen!) Das Land Kärnten steht heute besser da als andere Bundesländer. (Der Vorsitzende schaltet das Mikro​phon ab. Der Vortragende fährt in seiner Rede jedoch weiter fort.) Das Land Kärnten hat eine solide Finanzpolitik … (Der Vorsitzende permanent und eindringlich läutend: Herr Landeshauptmann-Stellvertreter: Sie können sich noch einmal zu Wort melden, dann können Sie das noch ausführlicher darlegen! – Beifall von der FPÖ-Fraktion. – Abg. Lutschounig: Du überziehst nicht nur das Budget, sondern auch die Redezeit!)
Ing. Pfeifenberger

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Bevor ich dem nächsten Redner, Herrn Abgeordneten Arbeiter das Wort erteile, möchte ich festhalten, dass der Herr Bundesrat Kampl gerne 10,-- Euro in die karita​tive Kasse wegen verbotenen Telefonierens mit Handy – das auch für die Zuhörer gilt – hier vollzogen hat. – Wo ist der Herr Bundesrat? – (Abg. Holub: Auf die Bank gegangen! – Dies löst Heiterkeit im Hause aus.) Auf die Bank gegangen das Geld abholen, wahrscheinlich! (Dies wird humorvoll vorgetragen.) Herr Abgeordneter, bitte!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Arbeiter (SPÖ):

Arbeiter

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Nachdem ich schon ein paar Jährchen im Job tätig bin, sowohl im LKH-Klagenfurt als auch in der Politik, habe ich mir in der letzten Zeit etwas angetan und habe nachgeschaut, wie sich die ÖVP in der Vergan​genheit, noch etwas stärker als heute, eigentlich zum Bereich Krankenanstalten, aber auch zum Bereich Verkauf – oder wie man es immer nennt – gewisser Dinge, verhalten hat. Bereits im Jahr 1973 hat es einen massiven Versuch der ÖVP gege​ben, vor der Steiermark und vor anderen Bereichen, in Kärnten die Anstalten in ein völlig anderes System zu geben, also zu privatisieren, hat es damals noch geheißen. (Abg. Lutschounig: Wäre vielleicht gescheiter gewesen!) Damals hatte man noch nicht Worte wie „outsourcing“ und andere moderne Worte. Und sie sich haben da​mals, Gott sei Dank, einen Speil eingezogen – wie wir kärntnerisch sagen – weil sie die Mehrheit dazu nicht gefunden haben.

Dann hat man begonnen, weil man sich politisch nicht durchgesetzt hat, lieber Herr Kollege Lutschounig, Beraterfirmen zu entdecken. Der erste Berater den wir dann bekommen haben war ein gewisser Kaufmann (Abg. Holub: Nomen ist Omen!) im 76iger Jahr aus der Schweiz, der – wenns stimmt - ich habe das nicht nachvollzogen, aber es stimmt, dass er teilweise einzelnen Primarärzten seinen Bericht den er da​mals gemacht hat, in Millionenhöhe verkauft hat und angeblich auch den politischen Parteien, wen immer; der eine Erfindung damals über Tirol kommend war – weil in Tirol hat er damals schon gearbeitet – gewirkt hat. Und wenn ich genau nachge​schaut habe, waren das 21 Versuche – man höre bitte – 21 Versuche die massivst, teilweise sehr stark seitens der ÖVP, teilweise von der FPÖ unterstützt, nicht immer und nicht überall, das möchte ich fairerweise sagen.

Teilweise hat es auch interessierte SPÖ-Funk​tionäre gegeben, die gesagt haben: „Schauen wir uns das vielleicht einmal an.“ Gott sei Dank, weil es vernünftige Leute im Kärntner Landtag gegeben hat, ist das immer wieder verhindert worden. Suttner, Suttner, deutsches Modell, steirisches Modell und weiß Gott, wie immer.

Aber die anderen Bundesländer, die gut geführt sind, wie ich von der ÖVP immer höre, so wie Tirol, haben es zusammen gebracht, bitte, 21 Töchter - 21 Töchter! - für die Häuser, die dem Land gehören, zu installieren. Medizinisch wesentlich, behauptet, aber nicht besser geworden, die pflegerische Betreuung sowieso. Betriebe haben sie zugesperrt. Sie haben sich eingelassen mit privaten Firmen, die jetzt bis zum Sechsfachen mehr verlangen, als sie damals in verschiedenen Bereichen (ob Wäscherei oder andere Betriebe) eingebracht haben. Das nur einmal in Tirol.

Die ÖVP Niederösterreich verkauft die Häuser, die mit eurer Zustimmung, Köck-Ebner, bitte schön, untersucht haben. Drei Häuser! Und wer kauft die? Was glaubt ihr, wer die kauft?! – Eine Firma oder Gesellschaft. Gesellschaft, das ist fast eine Beleidigung für die HCC. Und wer ist dort drinnen? Ja, die Raiffeisenbank! Wer denn sonst, bitte schön! (Lärm und Rufe aus der SPÖ-Fraktion) Der „Kurier“ ist drinnen! Der Haselsteiner ist drinnen. (Allgemeiner Lärm im Hause. – Abg. Lutschounig: Da kommt wenigstens ein Geld hinein, aber bei uns geht das vom einen Topf in den anderen!) Und noch jemand ist drinnen, Kollege Lutschounig, der mit euren Stimmen auch in Kärnten sein Unwesen getrieben hat: der Herr Köck! (Rufe aus der SPÖ: Ach so!) Und jetzt muss man wissen, dass die steirische ÖVP den Herrn Köck auch in die Steiermark geholt hat. (Abg. Lutschounig: Wer waren denn die Finanzreferenten in Kärnten?! Kurz einmal der Zernatto – sonst alles Rote!) Da war noch nie ein roter und noch nie ein freiheitlicher Landeshauptmann! 3,7 Milliarden kriegt die Firma Köck-Ebner in der Steiermark, um draußen Häuser zuzusperren. Und jetzt hört, bitte schön, zu! Die Landesspitäler stellen sie gar nicht in Frage – aber die Elisabethinen in Graz stellen sie in Frage, die Barmherzigen Brüder stellen sie in Frage, zwei Private andere vom Land her stellen sie in Frage. Ich bin eingeladen gewesen, deswegen weiß ich das so genau. Und die werden sie verkaufen. Das ist ein Verscheppern, Freunde, mit allem Drum und Dran.

Ich habe keine Freude mit einem Verkauf, wenn man Landesvermögen verkauft. Aber, liebe ÖVP, wo ward ihr denn beim Verkauf der KELAG?! Wo ward ihr denn beim Verkauf – der ist ja von euch selber angezogen worden – der Wohnbaudarlehen? (Vorsitzender: Eine Minute noch!) Wo ward ihr denn bei anderen Verkäufen: bei dem Grundstück Waltendorf, 16,5 Hektar, damit angeblich der Flughafen in Klagenfurt verlängert wird; gemeinsam mit der FPÖ. Das ist klar und ganz logisch gewesen. Wo ward ihr da?!

Wenn man euch heute zuhört, (Abg. Lutschounig: Da ist ja Geld gekommen, aber da kommt ja kein Geld!) dann ist es eine Katastrophe. Wenn ihr schon Begründungen habt, die ihr wahrscheinlich teilweise selbst nicht versteht. Und jetzt frage ich: Wo ward ihr, wie wir eingeladen haben, Alternativvorschläge, bevor überhaupt der Beschluss LKH kam, mit uns zu reden? Wo waren die Vertreter? (Abg. Lutschounig: Wir haben ja ein Projekt betrieben!) Ja, hintennach. Das ist so wie beim Fußball spielen, (Vorsitzender: Herr Abgeordneter, die Redezeit ist abgelaufen. Ich bitte, zum Schluss zu kommen) wenn der Ball schon längst draußen ist. Wo wart ihr?! Wir werden ja heute noch zum Budget viele andere Dinge auch noch hier diskutieren. Die fünf Minuten sind nicht sehr lange, und ich werde versuchen, die einzuhalten, Herr Präsident. (Vorsitzender: Ist schon abgelaufen!) Ist schon abgelaufen? (Beifall von der SPÖ- und von der FPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort. – 1. LHStv. Ing. Pfeifenberger: Die Perlenschnur war super! – Abg. Lutschounig: Daran werdet ihr noch denken! – 1. LHStv. Ing. Pfeifenberger: Mit dem Gailtaler Gesundheitsreferenten! – Abg. Lutschounig: Er war kein Viehhändler!)

Arbeiter

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Geschätzter Präsident! Wir sind auch dagegen, dass Landesvermögen zum Zweck der Budgetsanierung verkauft wird, deswegen stimmen wir auch gegen das Budget, gegen den Landesvoranschlag 2005. Geschätzte Schülerinnen und Schüler – es sind mehr Schülerinnen, erfreulicher Weise, muss man dazu sagen. Ich habe drei Argumente für Sie, warum wir gegen den Verkauf von Landesvermögen sind.

Das erste Argument ist ein finanzwirtschaftliches Argument. Im gegebenen Fall, bei der KABEG, ist es so: Die KABEG als 100-prozentige Tochter des Landes, muss der Eigentümerin (dem Land Kärnten) für den Erwerb der Spitäler 250 Millionen zahlen und dafür einen Kredit aufnehmen. Das bedeutet wirtschaftlich gesehen, eine Eigentumsübertragung an sich selbst. Für diesen Kredit muss das Land dann die Haftung übernehmen und die Zinsen und die Tilgung bezahlen. Die Krankenanstalten sind nicht mehr in der Lage, und waren es 2003 auch nicht mehr, für die Gebäudebenützung Miete zu bezahlen, weil bereits da Verluste aus der Betriebsführung im Jahre 03 von 196,3 Millionen Euro entstanden sind.

Das Ergebnis ist – das haben wir heute auch schon gehört – eine kurzfristige Entlastung des Budgets um 250 Millionen Euro. Langfristig kostet der Kredit über 500 Millionen Euro, also mehr als das Doppelte. Ein bekannter Finanzexperte hat diesen Zustand als „fahrlässige Krida“ bezeichnet. So etwas würde in der Wirtschaft als „fahrlässige Krida“ bezeichnet werden. In diesem Fall, das war der Herr Johann Neuner, (Lärm im Hause) muss das als „vorsätzliche Krida“ bezeichnet, weil das ja mit Vorsatz (mit einer Absicht) passiert ist, dieses Verkaufen der Landeskrankenanstalten. Mich wundert daher, dass die SPÖ das auch verantworten wird. Wir stehen heute vor einem Abgrund - und morgen sind wir einen Schritt weiter!

Das zweite Argument ist das demokratiepolitische Argument. Die KABEG würde sich durch diesen Deal der Kontrolle des Landesrechnungshofes entziehen. Das ist demokratiepolitisch äußerst fragwürdig! Wer wird das dann kontrollieren? Wer garantiert, dass einer der größten Posten, die Gesundheit, durch den Landesrechnungshof kontrolliert werden kann? Sie haben die Warnungen vernommen. Es gibt ein Gutachten, daraus möchte ich zitieren, aus der Stellungnahme vom Landesrechnungshof: „Im Falle der Übertragung des Eigentums der Krankenhausliegenschaften an die KABEG käme der Bedienungstatbestand nicht mehr zum Tragen, da dann die KABEG diese Maßnahmen im eigenen Namen und auf eigene Rechnung durchführt.“ Das ist dann eine andere Rechtsperson. „Dies hätte zur Folge, dass im geltenden Landesrechnungshofgesetz kein Tatbestand mehr für Großvorhabensprüfungen im Bereich der Krankenanstalten anwendbar wäre, somit derartige Prüfungen nicht mehr durchgeführt werden können. Die KABEG ist als Körperschaft öffentlichen Rechts eingerichtet, sodass eine Abteilung der Prüfungszuständigkeit aus dem Beteiligungstatbestand nicht in Frage kommt.“ Die kann dann nicht mehr durch den Rechnungshof überprüft werden.

Ich verstehe überhaupt nicht, wie die SPÖ zu so etwas zustimmen kann! Hinzu kommt, dass die Terminplanung – jetzt, wo das Budget da beschlossen wird, der Nachtragsvoranschlag 04 – viel zu spät kommt. Es ist eine objektive und sachgerechte Analyse dieser Deals und dieser finanziellen Machenschaften unmöglich, weil das eine schier terroristische Terminplanung ist. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Terroristische?) Hier sind Terminplanung … also die Zeiten sind … es ist ungerecht, es ist nicht transparent. Man kann das nicht nachvollziehen. Wir haben gestern den Voranschlag erst am Nachmittag gekriegt. Wie soll man dann seriös etwas dazu sagen?!

Das dritte Argument ist eine ökonomische Sicht. Als Mutter von zwei Kindern weiß ich das auch. Wie tut man in die Zukunft investieren? Jedenfalls nicht so, dass ich während der Zeit der Erziehung meiner Kinder so viele Schulden mache, dass ich dann, wenn die Kinder erwachsen sind, sage: „Ja, es tut mir leid! Ich habe für deine Existenz gesorgt. Du hast zum Essen gekriegt und warm gehabt und eine Ausbildung hast du auch. Ich habe deine Fähigkeiten entwickelt, aber leider habe ich x-Millionen Euro Schulden gemacht.“ Was werden die Kinder sagen: „Nein danke, wir brauchen diese Schulden nicht!“

Es ist nichts dagegen zu sagen, wenn man Schulden macht: aber für was. Wir verwehren uns dagegen, dass Schulden gemacht werden, übermäßige und zum Budgetlöcher stopfen und nicht dafür, dass man in die Zukunft investiert. (Vorsitzender: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit, bitte!) Das Sozialbudget wird zurück gefahren. Es werden keine Zukunftsinvestitionen vorgenommen. Was sagt man denn normalerweise zu Eltern, die ihre Kinder so erziehen? - Zu denen sagt man: „Geht einmal was Gescheites arbeiten! Bringt ein Geld heim, und schaut, dass die Zukunft verantwortlich und gerecht hinterlassen wird!“ Danke schön! (Beifall vom Abg. Holub und von der ÖVP-Fraktion)

Mag. Lesjak

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich möchte darauf aufmerksam machen, dass Worte wie „Deal“ und „Machenschaften“ doch in eine andere Kategorie fallen (Abg. Dr. Strutz: „Terroristisch“ auch!) und „terroristische Vorgangsweisen“ sicherlich nicht in diesem Hause Platz finden! Frau Abgeordnete, ich bitte Sie, sich bei der nächsten Wortmeldung ein bisserl zu mäßigen!

Als Nächster hat sich Herr Abgeordneter Tauschitz gemeldet. Ich bitte, zu sprechen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Sehr geehrte Besucherinnen und Besucher und Medienvertreter, vor allem liebe Jugend, liebe Zuhörer auf der Tribüne! Wenn ich mir die Debatte bis jetzt anhöre, dann kommt mir vor, als hätte die ÖVP in den letzten 20 Jahren in Kärnten mit Zweidrittelmehrheit regiert und die SPÖ und die FPÖ wären nirgendwo dabei gewesen. Es hätte keine Überschneidungspunkte gegeben, wo man gemeinsam etwas gemacht hätte, und es ist für alles, was in diesem Land nicht richtig gelaufen ist, die ÖVP verantwortlich.

Grundsätzlich stört mich an der Sache aber nicht, dass man darüber diskutiert, wer dafür verantwortlich ist. Das ist schon Recht – nur, es wird in diesem Haus sehr viel in die Vergangenheit gesehen. Das, was heute beschlossen wird, ist etwas, was ausschließlich in die Zukunft wirkt. (Lärm im Hause) Wenn der Herr Klubobmann Strutz gemeint hat, dass die Ankündigungen der ÖVP nicht wahr werden und dass das Schwarzmalen nicht passiert, dann kann ich ihm erklären, warum. Na, warum? -Das wird die nächste Generation treffen, nämlich dann, wenn die meisten von Ihnen nicht mehr hier sitzen oder noch immer da drinnen sitzen. Das wird die jungen Menschen, die da oben auf der Tribüne sitzen, betreffen. Vielleicht sollte, wenn der Herr Landesrat Pfeifenberger sein Budget lobt und sagt, es sei ausgeglichen bilanziert, er dabei nicht ins Plenum schauen, sondern dort hinauf. Das wäre, glaube ich, wesentlich sinnvoller, damit sich die da oben in 10 Jahren oder in 15 Jahren daran erinnern können, was damals passiert ist. Weil wenn zum Beispiel im Fiedler-Bussfeld-Papier drinnensteht, dass der Krankenhausverkauf der KABEG, den Bussfeld im Ausschuss nicht kommentieren durfte, wollte, bis 2010 eine gewisse Entwicklung hat, aber erst dann nach 2010 bis 2030 der massive Crash kommt, wo dann alle zurückzahlen müssen, dann frage ich mich wirklich: Was ist das für eine Politik?! Da können wir gerne über Details diskutieren. Da stimmt die Grundrichtung nicht! Die Grundrichtung ist nicht in Ordnung! Und bei dieser Grundrichtung gehört auch dazu, dass wenn wir die KABEG verkaufen, ich meine Schmankerl, da kann ich viele aufzählen. Sie nehmen zum Beispiel auch in Kauf, und das hat meine Vorrednerin auch schon gesagt, dass gestern oder vorgestern der Landesrechnungshof Alarm geschlagen hat und der ganze Neubau der KABEG aus der Kontrolle des Rechnungshofes hinausfällt. Das ist offensichtlich von Ihnen geplant – oder vielleicht auch gewollt. Das weiß ich nicht. Ich frage nur: Warum?

Wenn der Neubau des LKHs ohne Kontrolle abrollt, dann brauchen wir, glaube ich, nicht fragen, was dort passiert. Ich glaube, ich brauche da nicht ausführen, warum und wie die Baubranche so funktioniert. Da mache ich mir massive Sorgen. Dass der ganze KABEG-Verkauf nicht kompatibel ist mit Maastricht, das brauche ich, glaube ich, gar nicht erwähnen. Das weiß inzwischen eh jeder. Und dass vom Finanzministerium abwärts alle gesagt haben, dass das nichts bringt, das ist, glaube ich, auch klar. Um das für oben noch einmal ganz kurz zu konkretisieren, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Geh aufe!) mit dieser ganzen KABEG-Geschichte: Da geht man einfach her und lukriert 230 Millionen Euro ungefähr, und wir werden das dann zahlen, weil da wird keine mehr sitzen. Wir werden 540 Millionen Euro zurückzahlen.

Total unverständlich ist für mich, wieso die SPÖ da mitmacht, hat doch der Herr Landeshauptmann-Stellvertreter Peter Ambrozy einen Verkauf der Landesspitäler, an wen auch immer, dezidiert ausgeschlossen. Er hat ausdrücklich davor gewarnt, dass ein Verkauf eine reine Geldbeschaffungsaktion sei und durch nichts zu rechtfertigen sei. (Die ÖVP-Fraktion zeigt drei Tafeln her, mit verschiedenen Texten, die sich auf Ambrozys Ablehnung zum Verkauf der Krankenanstalten beziehen.) Ich verstehe nicht, wieso der Herr Dr. Ambrozy jetzt plötzlich seine Weisheiten, die er mir letztens angetragen hat, selbst nicht mehr glaubt und plötzlich glaubt, dass der Herr Landeshauptmann inzwischen hält, was er verspricht. Weil er hat nämlich vor wenigen Monaten noch gesagt, dass jede Garantie, die ein Jörg Haider abgibt, nicht das Papier wert sei, auf dem sie geschrieben sei. Herr Dr. Ambrozy, ich kann Ihnen sagen: Es ist vollkommen richtig. Es wird auch in Zukunft so sein. Er wird mit Ihnen genauso umgehen wie mit allen anderen. Er wird Sie zu seinen Gunsten, sage ich jetzt einmal, behandeln. Nennen wir es einmal so.

Der Landesverkauf, und weil dann gebracht wird, die Steiermark hat die KABEG auch verkauft, ja die KAGES, in dem Fall. Die Steiermark – Vorredner Holub hat es gesagt – hat eine Pro-Kopf-Verschuldung von null Euro. Oberösterreich hat eine Pro-Kopf-Verschuldung von null Euro. (Lärm im Hause) Wenn ich mir anschaue, wie Oberösterreich und die Steiermark strukturiert sind … (Vorsitzender, das Glockenzeichen gebend: Am Wort ist der Abgeordnete Tauschitz!) Bitte? (Vorsitzender: Bitte, fortzufahren!) Danke! Wir haben eine Steigerung in der Pro-Kopf-Verschuldung allein vom vorigen Jahr auf heuer, die immens groß ist. Wir werden, wenn wir uns die Budgets anschauen, (Vorsitzender: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit!) danke, eine Verdoppelung der Pro-Kopf-Verschuldung haben. Jeder einzelne Bürger in Kärnten, jede einzelne Bürgerin muss das zurückzahlen. Und wenn der deutsche Rechnungshof meint, (Lärm im Hause. - Zuhörerwechsel auf der Tribüne. – Abg. Dr. Strutz: Die jungen Leute gehen schon!) dass er die Schuldenpolitik kritisiert von der deutschen Bundesregierung kritisiert und dass er verlangt, sogar eine Verfassungsbestimmung einzuführen, wonach Schuldenaufnahmen (Vorsitzender: Die Redezeit ist abgelaufen. Ich bitte, zum Schluss zu kommen!) zur Finanzierung des Haushaltes nur mehr in wirtschaftlichen Krisenzeiten zulässig sind, dann heißt das schon was!

Im Übrigen bin ich der Meinung, dass diese Koalition (Der Vorsitzende deutet das Glockenzeichen an.) unser Land ruiniert! Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und den Grünen)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Gunzer das Wort.)

Tauschitz

Abgeordneter Gunzer (FPÖ):

Gunzer

Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte Besucher! Wir haben 1999 vom damaligen Finanzreferenten Zernatto einen ganzen Rucksack voll an Schulden übernommen. Und diese Schulden wurden in den letzten Jahren abgebaut, (Abg. Lutschounig: Nicht abgebaut! Verkauft, sonst gar nichts!) und wir haben in die Zukunft investiert. Und, wenn dann der Klubobmann der ÖVP hier ans Rednerpult geht und sagt, ihm kommt das so vor, wie bei den Bauern, die im Gasthaus sitzen und im Gasthaus Karten spielen und dann die Gründe verkaufen müssen, dann muss ich sagen, ist dieser Vergleich mies und ich weise das aufs Schärfste zurück;(Beifall von der FPÖ-Fraktion.) und ich verteidige hier den Berufsstand der Bauern!

Und, wenn sich die ÖVP hier herstellt und der Abgeordnete Tauschitz uns das Bud​get 2005 erläutert, dann möchte ich schon festhalten: Die Landtagsarbeit bezieht sich nicht hier auf diese Sitzungen, das sind wichtige Sitzungen, aber bitte auch auf die Ausschusssitzungen und auf die Vorbereitungen. Und ich sage, meine Herrschaf​ten, beim Finanzbudgetausschuss habe ich keinen Tauschitz gesehen! (3. Präs. Ing. Scheuch: Holub auch nicht!) Habe ich keinen Grilc gesehen! (3. Präs. Ing. Scheuch an Abg. Holub gerichtet: Wo warst denn du? Wo warst denn du? Wo verdienst du dein Geld überhaupt!?) Habe ich keinen Hueter gesehen! Der Einzige der da war, war derjenige der im Ausschuss drinnen sitzen muss. Und sich dann hier herzustel​len und dann das Budget 2005 dann zu kritisieren, das ist ein starker Tobak, das möchte ich schon einmal feststellen! (Beifall von der FPÖ-Fraktion.) Faktum ist: Wir erfüllen mit dem Budget 2005, mit dem Voranschlag zu hundert Prozent die Maas​tricht-Kriterien und wir investieren vor allem auch in die Zukunft. Und es ist einge​plant und vor allem fix, dass es bis zu 2008 hin zu keiner Neuverschuldung des Landes mehr kommen wird. (Abg. Lutschounig: Wenn du auch so wirtschaftest in deiner Firma, dann ist aber bald finster, schwarz!) Meine Firma läuft gut und viele die da sind, haben keine. Ich habe eine, die ganz gut rennt. (Beifall von der FPÖ-Frak​tion.) Und, wenn es dich interessiert, dann gehst hinein zum Bezirksgericht und schaust meine Bilanzen an und dann kannst weiter reden. (Abg. Lutschounig: Ja, wieso sagst das dem Pfeifenberger nicht! – Lärm und Unruhe im Hause.)
Faktum ist, dass in diesem Land sehr viel investiert wird und wir bekommen für diese Investitionen sehr, sehr viel Bundesmittel. Wir bekommen für die Infrastruktur 700 Millionen Euro nach Kärnten, die zum Teil jetzt bereits umgesetzt wurden oder im Bau sind. Ich gebe hier einige Beispiele: Das ist die bereits in Bau befindliche Kor​almbahn, die HL-Bahn; das ist der Gräberntunnel; das sind weitere Infrastrukturpro​jekte in Kärnten. Das ist der Ausbau des Bahnhofes in Klagenfurt und es ist die Lip​pitzbachbrücke ein ganz ein wichtiger Bereich. (3. Präs. Ing. Scheuch: B 100!) B 100, um einige aufzuzählen. Und, da gibt es – das muss man sagen, meine Herrschaften – eine gewaltige Wertsteigerung für unser Bundesland in Kärnten. Dass die Zahlen stimmen, beweisen auch die vielen Betriebsansiedelungen, die es in den letzten Jah​ren in Kärnten hier gegeben hat. Ich nenne hier einige: Infineon, Kapsch-Trafic, die sich jetzt bereits in dem neugebauten Lakeside-Softwarepark ansiedelt, was auch eine große, sinnvolle Investition ist. Die Firma Sinex in Griffen, die Firma Mahle in Bleiburg. (Abg. Lutschounig: Die waren aber alle schon! Mahle, bittschön!)
Und all diese Betriebsansiedelungen nützen unseren guten Wirtschaftsstandort Kärn​ten und benützen ihn auch als Drehscheibe für Exportgeschäfte in den Süden Euro​pas. Und all diese Investitionen in die Zukunft zeigen auch und schlagen sich bereits auch bei den Arbeitsplatzdaten nieder. Wir in Kärnten haben einen Rückgang der Ar​beitslosen, wir haben eine der niedrigsten Arbeitslosenraten! Und das bitte, ist der beste Beweis, dass die Wirtschaftspolitik in Kärnten stimmt! (Beifall von der FPÖ-Fraktion.) Für die klein- und mittelständischen Betriebe haben wir auch sehr viel ge​tan. Ich nenne das letzte Beispiel. Auch bei den Krankheitsfällen werden jetzt von der AUVA in Zukunft dann 50 Prozent der Lohnkosten übernommen. Das wiederum ist ein weiteres Zeichen, dass die Betriebe dadurch entlastet werden, vor allem die klein- und mittelständischen Unternehmungen, und unsere wertvollen Mitarbeiter dementsprechend auch arbeitsplatzmäßig abgesichert (Vorsitzender: Eine halbe Mi​nute!) werden. So, dann komme ich zum Schluss, Herr Präsident! Wir haben mit die​sem Budgetvoranschlag 2005 bis 2008 Vorsorge getroffen und wir haben mit diesem Budgetvoranschlag Kärnten fit für die Zukunft gemacht. (Beifall von der FPÖ-Frak​tion.)
(Der Vorsitzende erteilt Klubobmann Abg. Markut das Wort.)
Gunzer

Abgeordneter Markut (SPÖ):

Markut

Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen aus dem Kärntner Landtag! Hohes Haus! Geschätzte Damen und Herren auf der Zuhörertribüne! Es ist heute eigentlich im Rahmen dieser Aktuellen Stunde eine etwas vorgezogene Budgetdebatte durch​geführt worden. Jeder wollte sich hier schon ein bisschen positionieren, um es dann etwas leichter zu haben und mit Aussagen sich jetzt hier quasi bereits einen Weg in die nächste halbe Stunde oder in die nächsten Stunden des heutigen Tages zu legen. Und ein bisschen, muss ich sagen, geht aber das Thema vollkommen an der eigentlichen Situation vorbei. Es ist der Antrag gestellt worden, dass sich Landesver​mögen nicht dazu eignet, zu verkaufen um Budgetlöcher zu stopfen. Wenn man das ehrlich diskutieren würde, dann gebe es hier Diskussionsstoff von einigen Stunden, was in den letzten Jahren in Kärnten und vor allem in Österreich unter ÖVP-Verant​wortung vieles passiert ist!

Ich möchte nur daran erinnern, dass wir den ältesten Altpolitiker in Österreich, unse​ren Bundeskanzler Schüssel haben, der Wirtschaftsminister war, heute nicht mehr weiß, was er vor Jahren selbst als Wirtschaftsminister mitgetragen hat in dieser Bun​desregierung, dass Verbindlichkeiten entstanden sind. Dass wir heute einen Arbeits​minister Bartenstein haben, von dem wir vor einer Stunde im Radio gehört haben: In Österreich haben wir zu wenig Pflegekräfte. Wir werden uns aus dem Ausland Pfle​gekräfte holen müssen, um dieses Manko auszugleichen! Geschätzte Damen und Herren! Das ist ein Anschlag gegen unsere vielen arbeitssuchenden Frauen in Öster​reich, die auf diesem Sektor auf einen Arbeitsplatz warten! (Beifall von der SPÖ-Frak​tion.) Wir haben Finanzminister Grasser der mittlerweile ebenfalls der ÖVP angehört, der leider ein Kärntner ist und Kärnten vergessen hat und wir haben insgesamt in Österreich eine Situation, die viel, viel aufzuholen hat und viel verkauft hat. Und wa​rum reden wir immer von Kärnten? Dass Kärnten vor dem Ausverkauf steht, dass Kärnten vor dem Ruin steht? Wir müssten heute eigentlich ehrlich sein und sagen: Trotz aller Problematik, die wir haben mit den Landesfinanzen, trotz aller Notwendig​keiten, die wir für die Zukunft sehen, um Arbeitsplätze zu schaffen, um bestehende Betriebe abzusichern, um die Zukunft unserer Kärntnerinnen und Kärntner, um die sich unsere Kolleginnen und Kollegen aus der Grünen Fraktion so große Sorgen machen.

Wir müssten heute hergehen und sagen: Wir müssen einmal das Positive hervorkeh​ren und die positiven Voraussetzungen Kärntens in den Vordergrund rücken, damit wir gemeinsam in eine gute Zukunft gehen können. Und ich behaupte, Kärnten ist ein reiches Land. Wir haben sauberes Wasser, (Abg. Lutschounig: Aber keine saubere Politik!) wir haben saubere Luft, wir haben eine saubere Energie, wir haben ein gro​ßes Humankapital! Unsere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die vielen Men​schen, die in Forschung und Entwicklung tätig sind, (Abg. Mag. Lesjak: Und die Bildung abbaut!) die Personalressourcen. Wir haben ein Bildungspotenzial in Kärn​ten, liebe Kollegin, vielleicht hat Ihnen das die Klubobfrau Glawischnig heute nicht aufgeschrieben. Dann sagens das halt das nächste Mal. (Abg. Mag. Lesjak: Haha, soll ich jetzt lachen!) Aber, wir haben in Kärnten ein sehr hohes Bildungspotenzial, das muss ich hier sagen! Und wir haben vor allem viele Betriebe in Kärnten, die her​zeigbar sind, die Exportgüter produzieren und die Kärnten weit über unsere Grenzen hinaus bekannt machen.

Und es dreht sich heute (Abg. Lutschounig: Es ist ja alles in Ordnung, alles recht schön, aber die Politik passt nicht!) … Kollege Lutschounig, ich komme jetzt schon auf dein Thema. Du redest von der KABEG und von dem angeblichen Verkauf der Immobilien der KABEG an irgendjemand. Und es hat heute hier der Kollege Holub gesagt, er versteht diese Diskussion nicht. Man müsste genauer nachsehen, ge​nauer nachforschen, dann ist es leicht zu erklären. Es wurde hier heraußen gesagt, die KABEG ist eine hunderprozentige Tochter des Landes Kärnten. Stimmt gar nicht! Richtig, sie ist eine Betriebsgesellschaft. Sie wurde mit dem Betrieb vom Amt der Kärntner Landesregierung, der Krankenhäuser, beauftragt und sie ist eine Gesell​schaft ohne Eigentümer. Und diese Krankenanstalten-Betriebsgesellschaft, die in un​serem Eigentum steht, alle Kärntnerinnen und Kärntner haben daran ihren gleichen Anteil – nur so zur Erinnerung – diese Krankenanstalten-Betriebsgesellschaft nutzt diese Liegenschaften in den Krankenhäusern, in den Anstalten in diesem Bereich, die Liegenschaften, die Gebäude und die anderen Einrichtungen seit 1993 und hat dies auch in ihrer Bilanz stehen. Und, wenn jetzt für diese zukünftigen Investitionen allein im Krankenanstaltenbereich die 53 Millionen Euro für das LKH-Klagenfurt neu beträgt und in 140 Millionen Euro, nämlich eine jährliche Investitionssumme von 30 Millionen Euro in den nächsten Jahren für den anderen Ausbau der Krankenanstal​ten (Vorsitzender: Eine halbe Minute Redezeit!) wie Villach, wie Klagenfurt und der​gleichen mehr, dann muss diese Investition bezahlt werden. Und so ehrlich müssen wir sein und sagen, dass damit auch die Finanzierung gegeben wird.

Und wir haben heute hier aus dem Archiv des Landespressedienstes vom 26.7.2002 einen interessanten Zeitungsausschnitt gefunden. „Im Verkaufsstreit betreffend des LKH´s setzen Haider und Wutte,“ noch vor kurzen ÖVP-Klub​obmann, „nun Ambrozy unter Druck! Der Verkauf der Landesspitäler an die Krankenanstalten-Betriebsgesell​schaft KABEG stellt für Landeshauptmann Jörg Haider die bestmögliche Finanzie​rungsvariante für den Neubau des Landeskrankenhauses Klagenfurt dar!“ – 26.7.2002! (Vorsitzender: Die Redezeit ist abgelaufen!) Ich muss das noch dazu sagen, weil das gehört einfach dazu sonst würde es das Bild nicht abrunden. Am 26.7.2002 – „mit diesem Szenario will die ÖVP und ihr Klubobmann Wutte nun SPÖ-Chef und Gesundheitsreferent Peter Ambrozy unter Druck setzen. Im Gleichklang mit Haider drohte gestern auch ÖVP-Klubobmann Dr. Wutte in Richtung Ambrozy. So geht es nicht! (Der Vorsitzende das Glockenzeichen gebend: Herr Abgeordneter, ich bitte zum Schluss zu kommen!) Sich ein Krankenhaus zu bestellen und es dann nicht bezahlen zu wollen.“ (Abg. Lutschounig: Und trotzdem seids ihr hineingefallen!) Und da machen wir nicht mit. (Der Vorsitzende schaltet nach weiteren Glockenzeichen das Mikrophon ab.) Wir bauen ein Krankenhaus und wir werden es auch bezahlen. (3. Präs. Ing. Scheuch: Bravo! – Beifall von der FPÖ- und SPÖ-Fraktion.)
Markut

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Bevor ich dem letzten Redner in der Aktuellen Stunde, dem Herrn Landeshaupt​mann-Stell​ver​treter Pfeifenberger das Wort erteile, möchte ich auch noch Schülerin​nen und Schüler der 4. A-Klasse HAK I Klagenfurt in Begleitung von Frau Dr. Stein​taler herzlich auf der Tribüne begrüßen! (Beifall im Hause.) Bitte, Herr Landeshaupt​mann-Stellvertreter!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Ing. Pfeifenberger (FPÖ):

Ing. Pfeifenberger

Geschätzte Damen und Herren! Herr Präsident! Wenn hier heute auch schon Teile der Budgetdebatte in dieser Aktuellen Stunde behandelt werden, so darf ich vielleicht auch ein bisschen aufklärend wirken. Das Land Kärnten hat, auch zum Unterschied der anderen Bundesländer und vor allem der Budgetierung, die der Bund jetzt umge​setzt hat, eine besonders solide Entwicklung. So darf ich sagen, dass in den Jahren 2005 bis 2009 die Neuverschuldung gemessen am Bruttoinlandsprodukt des Landes Kärnten, sich von 0,58 Prozent auf 0,09 Prozent reduzieren wird. Das heißt, wir fah​ren Richtung Nullverschuldung. Wenn Sie das anschauen, was der Bund im aktuel​len Budget hat, dann stehen dort 2,3 Prozent Neuverschuldung drinnen. Wo ist Bun​deskanzler Schüssel mit seinen Vorhaben und mit seinen Vorgaben, dass in Öster​reich eine Politik gemacht wird, die zum Unterschied der anderen EU-Staaten besser ist? Ich erkenne hier keinen Unterschied. Ich erkenne eigentlich die gleiche Situation: Hohe Neuverschuldung, sparen dort, wo es auch notwendig ist – das ist korrekt. Aber, nicht alles, was hier als Vorteil und als gute Idee verkauft wird, ist in Realität dann zu erkennen. Das heißt, wenn sich Kärnten diesem Budgetprogramm jetzt unterwirft und das auch bis 2009 einhält, dann haben wir die Chance, dass wir mit dieser Regierungskoalition und mit diesen Vorgaben in allen wesentlichen Bereichen, auch eine solide Entwicklung unserer Landesfinanzen haben. Das heißt, auch den Bereich der Verschuldung eindämmen, Richtung Neuverschuldung null gehen und damit aber auch Sorge getragen haben, dass wesentliche Bereiche – wie eben das neue Krankenhaus in Klagenfurt, der gesamte Gesundheitsbereich, der ja nicht in Klagenfurt alleine beheimatet ist, sondern auch regionale Versorgungseinrichtungen betrifft – weiterhin auch mit Investitionsmittel des Landes und der Gemeinden unter​stützt werden.

Und, wenn wir dann auch schauen, was passiert in anderern Bundesländern – und ich kann auch den Damen und Herren Abgeordneten sagen: Alle Bundesländer haben wesentlich mehr Probleme als unser Bundesland. Das Land Steiermark, wohl​gemerkt eine ÖVP-Landeshauptfrau, hat 317 Millionen Euro Neuverschuldung im Jahre 2005. Das ist der vierfache Betrag des Landes Kärntens. Wenn Sie die Stadt Graz anschauen; die Stadt Graz ist nicht mehr in der Lage, Kindergärten, Hallenbä​der, Seniorenheime und andere öffentliche (Abg. Lutschounig: Blauer Finanzrefe​rent!) Einrichtungen überhaupt zu erhalten! Sie reden vom Zusperren, sie reden vom Reduzieren. Ich sage, das soll sich auch die ÖVP einmal anschauen! Dort ist ein ÖVP-Bürgermeister am Werke. Und da glaube ich, muss ich gar nicht erwähnen, dass auch bei der ESTAG in der Steiermark alles im Argen liegt und wir heute sagen können: Gott sei Dank haben wir uns damals nicht dem Verbund in den Rachen ge​worfen und haben das gleiche Schicksal erlitten wie die Steiermark! Wir haben mit unserem Landesvermögen, mit unserem Partner RWE einen guten Weg gewählt. Wir haben Landesvermögen geschützt und wir haben jene Teile, die aufgrund des Betei​ligungsvorhabens der RWE zu Stande gekommen ist, jenes Vermögen auch für das Land eingesetzt. Wir haben die Gemeinden gestärkt, wir haben die Regionen ge​stärkt, wir haben den Sozialbereich gestärkt, wir haben den Tourismus gestärkt. Wir haben auch den Bildungsbereich gestärkt.

Wir haben noch immer eine sehr gute Situation bei den Landesschulen. Wir sind das viertbeste Land in Österreich. (zeigt eine colorierte Unterlage her:) Wir sind hier im guten Mittelfeld. Wir haben beim Wachstum den Platz 3 errungen. Das hat uns niemand zugetraut. (Vorsitzender: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit!) Das sagen aber nicht wir, sondern das sagt die Statistik Austria. Das sagt das WIFO. Das sagen internationale Experten.

Deshalb, geschätzte Damen und Herren, dieses Budgetprogramm, das mit SPÖ und FPÖ beschlossen wird, ist ein wirkliches Zukunftsprogramm. Es finden dort alle zukünftig relevanten Investitionen und Vorhaben eine finanzielle Bedeckung. Es gibt einen Zukunftsfonds, über den wir auch wirklich große (Vorsitzender: Die Redezeit ist abgelaufen. Ich bitte, zum Schluss zu kommen!) internationale Infrastrukturen und Bildungsprojekte finanzieren werden. Ich glaube, dass es hier auch der Opposition gut anstehen würde, sich auch mit den Zahlen und Fakten auseinanderzusetzen und hier nicht herumzupolemisieren und die Bevölkerung zu verunsichern. Die Leute, die Menschen draußen, wissen, dass Kärnten am richtigen Weg ist und dass das ein gutes Budget ist! (Beifall von der FPÖ-Fraktion)

Ing. Pfeifenberger

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Meine Damen und Herren! Damit ist die Aktuelle Stunde beendet. – Bevor ich zur Tagesordnung komme, möchte ich noch einige Mitteilungen machen. Zur Abwicklung der Tagesordnung wurde in der Obmännerkonferenz der Vorschlag gemacht, dass die 8 Tagesordnungspunkte, die das Budget 2005 mit den Begleitbeschlüssen und den Stellenplänen umfassen, in einer gemeinsamen Generaldebatte abgehandelt werden sollten. Wer damit einverstanden ist: bitte um ein zustimmendes Handzeichen! – Das ist einstimmig so beschlossen. Es ist auch vereinbart worden, die Generaldebatte in drei Abschnitten zu diskutieren, nämlich im ersten Abschnitt die Gruppen 0 bis 3, im zweiten Abschnitt die Gruppen 4 und 5 und dann im dritten Abschnitt die Gruppen 6 bis 9. Ich darf ersuchen - wenn das vorgegebene Ziel, das wir uns gesteckt haben, erreicht werden soll -, dass auch bei den Redebeiträgen jeder Abgeordnete versuchen sollte, auf den Kern zu kommen, um eine interessante Debatte hier im Hohen Haus über diese 8 Tagesordnungspunkte zu ermöglichen.

Weiters darf ich mitteilen, dass noch 4 Tagesordnungspunkte seit der Einladung in den Ausschüssen behandelt wurden. Ich möchte um Zustimmung ersuchen, diese 4 Tagesordnungspunkte, wie es die Geschäftsordnung vorschreibt, jetzt auf die Tagesordnung zu nehmen, nämlich als Punkt 13: Ldtgs.Zl. 238-2/29, Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend den 1. Nachtragsvoranschlag zum Landesvoranschlag 2004, Änderung der Zustimmungen und Ermächtigungen; als Tagesordnungspunkt 14: Ldtgs.Zl. 68-2/29, Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zum selbstständigen Antrag des Ausschusses gemäß § 17 Abs. 1 K-LTGO betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Parteienförderungsgesetz geändert wird ./. mit Gesetzentwurf; dann als Tagesordnungspunkt 15: Ldtgs.Zl. 39-3/29, Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Seniorengesetz geändert wird ./. mit Gesetzentwurf und schließlich als Tagesordnungspunkt 16: Ldtgs.Zl. 28-2/29, Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Kärntner Landesverfassung geändert und ein Gesetz über die Sicherheit und den Gesundheitsschutz der in den Dienststellen des Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände beschäftigten Bediensteten erlassen wird ./. mit Gesetzentwurf.

Ich möchte Sie ersuchen, wenn Sie mit der Erweiterung um diese 4 Tagesordnungspunkte einverstanden sind, ein zustimmendes Handzeichen zu geben! – Das ist mit den Stimmen von FPÖ, SPÖ und ÖVP gegen die Stimmen der Grünen so erfolgt. Es wird auch so vorgegangen.

Ich möchte auch noch, bevor ich den Tagesordnungspunkt 1 aufrufe, darauf hinweisen, dass die Frist für das Einbringen von Dringlichkeitsanträgen und –anfragen um 12.19 Uhr endet. 

Tagesordnung

Ich komme nun zum Tagesordnungspunkt 1:

1. 
Ldtgs.Zl. 177-32/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend Neufestsetzung des Nettogebarungsabganges 2005 der Landeskrankenanstalten-Betriebsgesellschaft und der Landeskrankenanstalten

(Zwiegespräche in der Bundesratsbank) Ich bitte, die Herren Bundesräte ein bisserl aufzupassen! (1. LHStv. Ing. Pfeifenberger und LR Ing. Rohr unterhalten sich im Saal. - Abg. Ing. Hueter: Und die Landesräte! – Glockenzeichen.) Ich möchte ersuchen, Privatunterhaltungen vor der Haustür oder zumindest vor dem Sitzungssaal vorzunehmen, weil das sonst sehr störend ist!

Ich komme nun zur Fortsetzung meines Berichtes. Es geht um die Regierungsvorlage betreffend die Neufestsetzung des Nettogebarungsabganges 2005 der Landeskrankenanstalten-Betriebsgesellschaft und der Landeskrankenanstalten. Berichterstatter ist Abgeordneter Seiser. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen ist die erste Lesung erfolgt. Ich erteile dem Berichterstatter das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Hohes Haus! Meine sehr geschätzten Damen und Herren auf der Zuhörertribüne! Man ist im Regierungsübereinkommen überein gekommen, dass sowohl für das Jahr 2005 als auch für die Budgetperiode 2005 – 2009 der Nettogebarungsabgang sowohl für die Landeskrankenanstalten als auch für die privaten Krankenanstalten auf dem Niveau des Jahres 2004 eingefroren werden soll. Im Falle der Krankenanstalten sprechen wir hier von einer Summe in der Höhe von 196,300.000 Euro.

Das Ziel mit dieser Einfrierung der Abgänge ist ein Erreichen der Reduktion der Beiträge der Länder zur Erhaltung der Gesundheitsversorgung. Erreicht werden soll dieses Ziel, wie heute schon in der Fragestunde andiskutiert wurde, einerseits durch eine Leistungsangebotsplanung, andererseits durch Strukturreformen. Als dritter Punkt wurden auch noch die notwendigen besoldungsrechtlichen Schritte angesprochen.

Ich darf jetzt im Zusammenhang mit diesem Tagesordnungspunkt den Beschlusstext zur Verlesung bringen: „Gemäß § 41 Abs. 1 a des Kärntner Landeskrankenanstalten-Betriebs​geset​zes, LGBl. Nr. 44/1993, in der geltenden Fassung, wird der Nettogebarungsabgang für die Landesanstalt und die Landeskrankenanstalten für das Jahr 2005 mit € 196,300.000 festgesetzt.“

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

Seiser

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich eröffne die Generaldebatte zum Tagesordnungspunkt 1 und unterbreche sie gleichzeitig, um die Berichterstattung für den Tagesordnungspunkt 2 vorzunehmen:

2. 
Ldtgs.Zl. 177-33/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Beschlusses über den Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben des Landes Kärnten für das Jahr 2005

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Lobnig. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen ist die erste Lesung erfolgt. Ich erteile dem Berichterstatter das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Lobnig (FPÖ):

Lobnig

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren Abgeordneten! So schnell geht ein Jahr vorbei, und wir beschließen wieder einen Landesvoranschlag für das künftige Jahr 2005. Demzufolge hat eben die Kärntner Landesregierung dem Kärntner Landtag vor Ablauf eines Finanzjahres einen Entwurf des Voranschlages der Einnahmen und Ausgaben des Landes, in der Regel für das folgende Finanzjahr, vorzulegen.

Die rechtlichen Grundlagen bzw. Rahmenbedingungen finden sich wie immer in der Kärntner Landesverfassung, in der Voranschlags- und Rechnungsabschluss-Verordnung sowie auch im Österreichischen Stabilitätspakt 2001 und sind darüber hinaus in den Erläuterungen zum Landesvoranschlag 2005 sowie im Budgetprogramm 2005 bis 2009 näher ausgeführt.

Gemäß der Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und Gemeinden haben sich die Länder eben für die Jahre 2001 bis einschließlich 2004, also heuer, verpflichtet, einen Stabilitätsbeitrag in Form eines durchschnittlichen Haushaltsüberschusses in der Höhe von nicht unter 0,75 % des Bruttoinlandsproduktes beizutragen. Wir wissen, dass dieser Stabilitätspakt mit heurigem Jahr mit Auslaufen der Finanzausgleichsperiode ausläuft. Daher wurden bereits Finanzausgleichsverhandlungen für die Jahre 2005 bis 2009 geführt, deren Ergebnisse uns zwar schon bekannt sind, aber die noch nicht paktiert wurden.

Unter Berücksichtigung auch der demografischen Entwicklung im Sozial- und Gesundheitsbereich einerseits, aber auch durch Investitionen in die Infrastruktur und vieler investitionsfördernder Maßnahmen wird auch das angestrebte Ziel der Erreichung eines Netto-Nulldefizits bis zum Jahr 2008/2009 weiter ins Auge gefasst.

Ziel ist daher, vorrangig Kärnten als Wirtschaftsstandort attraktiv und interessant zu gestalten. So stellen die Einrichtung eines Regionalfonds zu Gunsten der Kärntner Gemeinden, die Förderung von weiteren Sozialbaumaßnahmen, die Umsetzung des Berufsschulkonzeptes, der Neubau der Berufsschule Tourismus, die Finanzierung zusätzlicher Lehrgänge im Fachhochschulbereich und die Realisierung des Verwaltungszentrums große Herausforderungen an alle Verantwortlichen.

Im Bereich der Energieförderung sowie des ländlichen Wegenetzes, Ausbau von Sportstätten, wurden die Mittel entsprechend dotiert und im Kulturbereich auch für die Umsetzung des Projektes „Museum Liaunig“ und die Carinthische Musikakademie, das Musikzentrum Knappenberg und vieles mehr Vorsorge getroffen.

Im Rahmen der Budgetvorschau der Jahre 2005 bis 2009 wurde eine Netto-Defizitentwicklung in der Größenordnung von rund 196 Millionen auf rund 188 Millionen im Jahr 2009 aufgezeigt. Auf Basis des Budgetentwurfs wurden in der Folge die Referentenverhandlungen abgehalten und wurde letztlich der Landesvoranschlag 2005 fixiert.

Der Voranschlag 2005 zeigt folgendes Bild: Wir haben hier Einnahmen in der Größenordnung von 1.636,512.200 Euro, Ausgaben von 1.749,011.200 Euro. Das ergibt einen Abgang von 112,499.000 Euro. Berücksichtigt man auch die Tilgungen, so kommt es zu einer Netto-Neuverschuldung von 83,265.000 Euro, was eine Steigerung gegenüber dem Vorjahr (von 2004) um 10,682.200 Euro ergibt oder, in Prozenten am Brutto-Inlandsprodukt ausgedrückt, eine Neuverschuldung von 0,58 %. Der Landesvoranschlag weist diese Ergebnisse aus.

Lassen Sie mir kurz auch einen Vergleich über die Kostenstruktur bei den Gesamtausgaben anstellen! Auch hier zeigt sich eine Verringerung der Gesamtausgaben von 2004 von rund 1.783,000.000 auf 1.749,000.000. Wenn man hier die einzelnen Bereiche heranzieht, so gibt es eine Steigerung bei den Personalaufwendungen von 0,76 %, bei den Pensionen von 4 %, bei den außerbudgetären Finanzierungen von 13 %, sodass der Prozentanteil der Fixkosten im Vergleich zu den Jahren 2004 und 2005 in etwa auf die Höhe von 85 % fällt. Hier gibt es dann natürlich noch den restlichen Bereich, den so genanten Ermessensanteil, wo wir eine Verringerung von rund 8,12 % erreichen konnten, weil generell im Ermessensbereich die Ausgaben um 5 % gekürzt wurden.

Nun, meine Damen und Herren, auch im Detail vielleicht zu den speziellen Themenbereichen, und zwar ist ein Bereich einmal die Landesimmobiliengesellschaft. Hier wurden ja ab dem Jahr 2001 bereits Liegenschaften oder Liegenschaftsteile in die Landesimmobiliengesellschaft in drei Tranchen bereits eingebracht und realisiert. Eine vierte Tranche - die wird ja heute auch noch beschließen - ist auch noch Gegen​stand dieser Sitzung, wo weitere Liegenschaftsteile in die Landesimmobiliengesellschaft eingebracht werden.

Darüber hinaus haben wir natürlich weitere Schwerpunkte, die sich auch in der Krankenanstaltenfinanzierung finden. Durch die Umstellung der Krankenanstaltenfinanzierung im Jahr 2001 hat es eine, sagen wir, Kostenreduktion auch für die betroffenen Gemeinden gegeben. Ziel ist aber auch, ausgehend vom Nett-Gebarungsabgang des Jahres 2003, die so genannte Netto-Gebarungsabgangsgröße heranzuziehen für die künftige Entwicklung, sodass sich auch für das Jahr 2005 für das Land Kärnten – wenn man die Gemeindeleistungen abzieht – eine Abgangsdeckung von rund 143,226.300 Euro ergibt.

Wir haben aber natürlich auch einen Schwerpunkt im Bereich des ländlichen Wege​netzes. Hier wurden die Mittel in derselben Dotierungsgröße wie im Haushaltsjahr 2004 angesetzt und darüber hinaus wird mit der Schaffung eines Regionalfonds zur Finanzierung der Beiträge der Kärntner Gemeinden zum ländlichen Wegenetz natür​lich geändert und hier eine Änderung der Förderungssätze des Landes auf rund 55 Prozent angestrebt. Im Bereich der Infrastrukturmaßnahmen der Kärntner Gemein​den wurden auch wesentliche Schwerpunkte gesetzt, die auch für die Unterstützung von Projekten in den Gemeinden herangezogen werden. Insgesamt sind im Jahr 2005 Mittel in der Höhe von 12.793.600,-- Euro dotiert und davon insgesamt 6 Millionen für verschiedenste Infrastrukturmaßnahmen in Kärntner Gemeinden, wie etwa Förderung der örtlichen oder regionalen Liftprojekte, Beschneiungsanlagen. Die Mitfinanzierung von Veranstaltungseinrichtungen in touristischen Zentren, Unterstüt​zung von Gewerbe- und Betriebsansiedlungen bis zur Schaffung von Sport- und Frei​zeiteinrichtungen. Beginnend, wie gesagt, mit dem Jahr 2005 soll dieser Regional​fonds eingerichtet werden, wobei hier einmal Mittel in den Fonds von jährlich 10 Mil​lionen zur Verfügung gestellt werden, wo sich hier dann die Gemeinden für ihre Pro​jekte aus diesen Fonds, zusätzlich Mittel holen können die dann auch ein weiteres Investitionsvolumen bringen.

Im Bereich der Wirtschaftsförderung, Wirtschaftsentwicklung und Tourismuswerbung wurden ja auch dem Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds weitere Mittel in der Höhe von 28.712.000,-- zur Verfügung gestellt und darin sind auch die Projektfinanzierung für die Entwicklungsagentur Kärnten von 3.276.600,-- enthalten. Und darüber hinaus ist auch für das Jahr 2005 das Förderprogramm „Kärntner Wirtshaus“, die Abwasser​entsorgungsinvestitionen für Fremdenverkehrsbetriebe beinhaltet und werden dem KWF Mittel von 4.330.000,-- Euro zur Verfügung gestellt.

Nun etwas zur Einnahmenentwicklung hier im Kärntner Haushalt. Die Steuereinnah​men werden in den nächsten Jahren im wesentlichen auch von den Steuerreform​maßnahmen des Bundes begleitet, zeigen auch hier die Auswirkungen, insbeson​dere durch die erste und zweite Etappe der Steuerreform wo es ja Erleichterungen im Bereich der Einkommenssteuer, im Bereich der Körperschaftssteuer gibt, aber auch im Bereich der Gebühren- und Verkehrssteuern. Und diese wirken sich natür​lich auch aufgrund der Pro-Kopf-Bevölkerung und der daraus folgenden Finanzaus​gleiche auf die Ertragsanteile des Bundes hier für die Länder natürlich aus. Und, es ist Gott sei Dank, auch im Zuge der Verhandlungen, der Finanzausgleichsverhand​lungen, der Jahre 2005 bis 2009 ein erfreulicheres Ergebnis zu sehen, sodass das Land Kärnten mit weiteren Einnahmen zu rechnen hat.

Es gibt aber auch im Bereich der Wohnbauförderung große Mittel, die ja auch sinnvoll eingesetzt werden. Zweckzuschüsse für die Wohnbauförderung mit 114.483.500,-- Euro und hier wird es noch weitere Mittel geben. Zusätzlich, wie gesagt, sollen ja auch im Bereich der weiteren Grundstücksverkäufe an die Landesimmobiliengesell​schaft Mittel lukriert werden. Und hier wurde eben schon heute andiskutiert, die Übertragung der Liegenschaften der Krankenanstalten. Ein wesentlicher Punkt, der auch nicht zu vergessen scheint, ist jener der Finanzierung der Landeslehrer. Wir haben im Bereich der Landeslehrer einen Personalaufwand, der natürlich gegenüber dem Jahr 2004 eine Steigerung von rund 2,7 Millionen Euro bewirkt, wobei auch gleichzeitig eine Verringerung der Anzahl der Dienstposten von 76 Planstellen sei​tens des Bundes vorgeschrieben wurde. Und, somit hat sich hier für das Haushalts​jahr 2005 Kärnten mit 4.718 Planstellen fixiert und seitens des Bundes werden uns nur die Kosten für 4.368 Planstellen an Kostenrückersätzen geleistet und somit muss Kärnten zusätzlich für 350 Planstellen Mittel aufbringen. Und das macht einen Perso​nalaufwand zusätzlich in einer Größenordnung von 15,3 Millionen Euro aus. Soweit einmal, glaube ich, die wesentlichsten Punkte des Landesvoranschlages der Einnah​men und Ausgaben. Ich beantrage daher das Eingehen in die Generaldebatte. (Diese Wortmeldung bleibt ohne Beifall.)
Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich eröffne die Generaldebatte zum Tagesordnungspunkt 2 und unterbreche sie gleichzeitig wieder, um (Es erfolgt verzögert Beifall von der Bundesrätebank.) zur Be​richterstattung des Tagesordnungspunktes 3 zu kommen, nämlich


3.
Ldtgs.Zl. 177-34/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend die Vorlage eines Budgetprogrammes 2005 bis 2009 gemäß Art. 61 Abs. 1 K-LVG

Berichterstatter ist ebenfalls Abgeordneter Lobnig. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss ist die 1. Lesung erfolgt. Ich erteile dem Berichterstatter das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Lobnig (FPÖ):

Lobnig

Ja, sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Ausgehend auch von dem Landesvoranschlag 2004 hat das Land Kärnten auch eine Budgetvorschau, das heißt, eine Entwicklung der Einnahmen/Ausgaben über den Zeitraum 2005 bis 2009 vorzulegen. Grundlage für die Entwicklung einer Budgetvorschau bilden natür​lich auch die allgemeine Wirtschaftslage wie 2004 und der daraus gewonnenen wirt​schaftlichen Kennzahlen. Und so sehen wir daraus, dass im Vorjahr von einer Wachstumsrate des globalen Bruttoinlandsprodukt von 3,3 Prozent ausgegangen wurde und für das Jahr 2004 mit einer Wachstumsrate von rund 5 Prozent gerechnet wird.

Die Wirtschaftsdaten des Landes Kärnten 2003 und die Entwicklung 2004 zeigt fol​gendes Bild: Wir hatten in Kärnten ein Bruttoregionalprodukt im Jahre 2003, einen Anstieg von rund 1,1 Prozent und das war in etwa parallel dem Bundesdurchschnitt. Und seit 2001 natürlich gehen wir etwa auf ein höheres Niveau als das durchschnitt​liche BIP. Und ein erfreuliches Bild zeigt auch natürlich das Land Kärnten bei der Bruttowertschöpfung. Diese stieg im Jahr 2003 etwa doppelt so stark wie im Bundes​schnitt, Kärnten hat eine Steigerung von 1,5 Prozent und Österreich 0,8 Prozent. Im Übrigen verweise ich auch auf die Ausführungen zum Landesvoranschlag und der daraus gewonnenen Kennzahlen und beantrage auch hier das Eingehen in die Ge​neraldebatte.

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Die Generaldebatte zum Tagesordnungspunkt 3 wird damit eröffnet und auch gleich​zeitig wieder unterbrochen. Jetzt kommen wir zum Tagesordnungspunkt


4.
Ldtgs.Zl. 177-35/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Beschlusses, mit dem der Landesregierung Zustimmungen und Ermächtigungen zum Landesvoranschlag 2005 erteilt werden

Auch hier ist der Berichterstatter Abgeordneter Lobnig. Mit der Zuweisung dieser Ma​terie an den zuständigen Ausschuss ist die 1. Lesung erfolgt. Ich erteile dem Bericht​erstatter das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Lobnig (FPÖ):

Lobnig

Ja, Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Um auch den Budgetvollzug, so ​wie wir es für das Jahr 2005 beschließen werden, den Budgetvollzug zu gewährlei​sten, ist es auch erforderlich, der Landesregierung die Zustimmungen und Ermächti​gungen zu diesem Landesvoranschlag 2005 zu erteilen. Auch hier beantrage ich das Eingehen in die Generaldebatte.

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich eröffne die Generaldebatte zum Tagesordnungspunkt 4 und unterbreche diese auch, um zum Tagesordnungspunkt 5 zu kommen und die Berichterstattung vorzu​nehmen über


5.
Ldtgs.Zl. 177-36/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend den Stellen​plan 2005 für den Verwaltungsbereich einschließlich des Musikschulwe​sens sowie der Med. techn. Akademien und der Gesundheits- und Kran​kenpflegeschulen

Mit der Zuweisung dieser Materie an den zuständigen Ausschuss ist die 1. Lesung erfolgt. Ich ersuche den Berichterstatter Abgeordneten Willegger um seinen Bericht!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Willegger (FPÖ):

Willegger

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte Zuhörer! Es geht dabei um den Stellenplan für 2005 für den Verwaltungsbereich einschließlich des Musikschul​wesens sowie der Med. techn. Akademien und der Gesundheits- und Krankenpflege​schulen. Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

Willegger

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich eröffne die Generaldebatte und unterbreche sie gleichzeitig, um zur Berichterstat​tung zum Tagesordnungspunkt 6 zu kommen.


6.
Ldtgs.Zl. 177-37/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend den Stellen​plan für das Haushaltsjahr 2005 der öffentlichen und privaten Volks-, Haupt- und Sonderschulen sowie der Polytechnischen Schulen in Kärnten

Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss ist die 1. Lesung erfolgt. Be​richterstatter ist der Herrr Abgeordnete Willegger. Ich erteile ihm das Wort dazu!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Willegger (FPÖ):

Willegger

Hohes Haus! Hier geht es wieder um den Stellenplan für das Haushaltsjahr 2005 der öffentlichen und privaten Volks-, Haupt- und Sonderschulen sowie der Polytech​nischen Schulen in Kärnten. Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

Willegger

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich eröffne die Generaldebatte und unterbreche sie gleichzeitig, da wir die Berichter​stattung für den Tagesordnungspunkt 7 vornehmen wollen.


7.
Ldtgs.Zl. 177-38/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend den Stellen​plan für das Haushaltsjahr 2005 der Diensthoheit des Landes Kärnten unterstehenden Lehrer an Berufsschulen

Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss ist die 1. Lesung erfolgt. Der Berichterstatter ist der Abgeordnete Willegger. Ich bitte, zu berichten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Willegger (FPÖ):

Willegger

Ja, Hohes Haus! Hier geht es wiederum um den Stellenplan für das Haushaltsjahr 2005 der Diensthoheit des Landes Kärnten unterstehenden Lehrer an den Berufs​schulen. Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

Willegger

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Die Generaldebatte ist eröffnet und ich unterbreche diese Generaldebatte, um zur Berichterstattung zum Tagesordnungspunkt 8, dem letzten gemeinsam behandeln​den Tagesordnungspunkt, zu kommen unter


8.
Ldtgs.Zl. 177-39/29:


Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend den Stellen​plan für das Schuljahr 2004/2005 bzw. das Haushaltsjahr 2005 der Lehrer an landw. Berufs- und Fachschulen in Kärnten

Berichterstatter ist hier ebenfalls Abgeordneter Willegger. Ich bitte, zu berichten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Willegger (FPÖ):

Willegger

Hohes Haus! Hier wiederum geht es um den Stellenplan für das Schuljahr 2004/2005 bzw. das Haushaltsjahr 2005 der Lehrer an landw. Berufs- und Fachschulen in Kärn​ten. Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

Willegger

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich eröffne auch die Generaldebatte zu diesem Tagesordnungspunkt 8 und gleichzei​tig wird dann auch, wie vereinbart, für alle acht Tagesordnungspunkte die General​debatte aufgenommen. Als erster Redner hat sich Klubobmann Dr. Strutz zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Dr. Strutz (FPÖ):

Dr. Strutz

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Regierungsmitglieder, (Der Redner wendet seinen Blick hin zur Regierungsbank.) wollte ich sagen. Der Finanzreferent ist anwe​send, es geht um sein Budget. (Nach einem Einwand der ebenfalls anwesenden Landesrätin Mag. Dr. Schaunig-Kandut.) Oh, die Frau Landesrätin auch! Ich sehe es positiv. Ich gehe davon aus, dass alle anderen Regierungsmitglieder mit dem heuti​gen Beschluss, die für sie notwendigen Mittel gesichert haben und schon kräftig dabei sind, mit Volldampf für Kärnten weiter zu arbeiten, weil wir natürlich auch bei diesem Budgetbeschluss eine gewisse zeitliche Verzögerung gehabt haben. Es ist für mich aber so wie bei einer schwierigen Geburt. Meistens werden jene Kinder, die bei einer schwierigen Geburt zur Welt kommen ganz besonders schöne Kinder. Und, es ist ja auch nicht irgendein Beschluss den wir heute hier im Hohen Landtag fällen, sondern erstmals trifft eine blau-rote Arbeitskoalition einen Beschluss nicht nur über das Bud​get des nächsten Jahres, sondern wir stecken heute den Finanzplan, den Budgetrah​men, bis zum Jahr 2009 ab und wir schließen damit auch die finanzielle Basis, um bis an das Ende dieser Legislaturperiode, hoffentlich erfolgreich und gemeinsam ar​beiten zu können.

Hoher Landtag! Die Koalition hat sich ein sehr ambitioniertes Arbeitsprogramm für die kommenden fünf Jahre gegeben. Es ist festgeschrieben im Regierungsprogramm der beiden Koalitionsparteien. Und FPÖ und SPÖ haben sich darin auch sehr ehr​geizige Ziele gesetzt. Neben der Stabilisierung der Landesfinanzen, die eine wich​tige Voraussetzung für den strukturellen Aus​gleich darstellen, setzt die Koalition Prioritä​ten dort, wo es um die Zukunft unseres Landes geht, wo es um die Zukunft der Be​völkerung geht.

Das Programm für Kärnten heißt „Zukunftssicherung“. Zukunft sichern bedeutet, dass wir bei allen Entscheidungen, die wir heute treffen, das Morgen bereits mitdenken, dass wir an unsere Kinder, an die künftigen Generationen denken.

Die letzten Monate haben deutlich gezeigt: Kärnten schiebt sich immer mehr ins Zentrum der regionalen Entwicklung. Gestern haben Landeshauptmann Jörg Haider und der Präsident der Region Friaul Julisch-Venetien bereits die Räumlichkeiten in Brüssel besichtigt, wo wir gemeinsam mit unseren Nachbarländern diese Herausforderungen, die nicht nur in der Globalisierung sondern die auch in einem erweiterten Europa liegen, aufnehmen werden, wo wir gemeinsam – und auch das ist historisch – ein Büro betreiben werden, gemeinsame Interessen über die Grenzen Kärnten hinaus wahrnehmen wollen. Denn mit dem Beitritt der neuen Länder zur Europäischen Union ergeben sich für Kärnten natürlich enorme und besondere Chancen; besondere Chancen im Schnittpunkt dieser neuen Märkte, bis weit hinein - wenn man sich die Entwicklung auch unserer landeseigenen Bank ansieht – in den osteuropäischen Raum.

Diese Chancen wollen wir nützen! Wir wollen Kärnten in den kommenden Jahren wieder ein Stück stärker positionieren, nicht nur im österreichweiten Vergleich sondern auch im internationalen Vergleich. Wir wollen Kärnten wieder ein Stück weiter nach vorne bringen.

Die Voraussetzung dafür ist aber die Zusammenarbeit aller gesellschaftlichen Kräfte im Konsens. Der Grundgedanke der freiheitlichen und der sozialdemokratischen Koalition war es ja auch, die beiden großen Kräfte, die sich über Jahre polarisierend gegenüber gestanden sind, an der Spitze dieses Prozesses für das Land zusammenzuführen, um diese Herausforderungen der Zukunft anzunehmen und die Chancen auch tatsächlich zu nutzen. Deshalb haben wir diese Koalition geschlossen; deshalb arbeiten wir auch jetzt an einem Masterplan, wo wir alle gesellschaftlichen Kräfte mit einbinden wollen, um diesen Prozess offensiv zu gestalten. Es wird ein offener Prozess werden, der mit allen Kräften, die daran auch konstruktiv mitarbeiten wollen, steht und fällt. Das muss uns auch bewusst sein! (Beifall von der FPÖ-Fraktion) Deshalb sind auch die ÖVP und sind auch die Grünen eingeladen - ausdrücklich eingeladen! -, konstruktiv für Kärnten an diesem Prozess mitzuarbeiten und ihn auch mitzugestalten. (3. Präs. Ing. Scheuch: Die Kärntner Grünen!) wenn sie dies auch tatsächlich wollen. Die Kärntner Grünen, selbstverständlich! Die Kärntner Grünen und die ÖVP müssen das nicht nur durch Lippenbekenntnisse und Forderungen artikulieren: „Wir wollen mit dabei sein.“, sondern wir wollen auch das ernstliche Bemühen wahrnehmen. Denn nur dagegen zu sein und keine Alternativen aufzuzeigen? Wir haben ja das am Beispiel des Budgetausschusses klar gemacht, wo von der ÖVP ein Abgeordneter mit dabei war, kein Antrag gestellt wird, kein Experte nominiert wird, keine Alternative aufgezeigt wird. Das ist zu wenig: Keine Lösungsvorschläge einzubringen und nur zu kritisieren, das ist zu wenig! Man muss ein ehrliches Bemühen spüren. Wir wollen auch deshalb, dass Sie sich einem ehrlichen Diskussionsprozess nicht verweigern. Da muss sich – Frau Kollegin, ich darf Sie jetzt persönlich ansprechen – auch ein bisschen der Stil der Grünen ändern! Wenn Sie hier herausgehen und den gestrigen Beschluss, dass wir nach der Regierungssitzung eine Ausschusssitzung einberufen, um den Nachtragsvoranschlag gemeinsam heute im Hohen Haus mit dem Budget behandeln zu können, damit wir auch die notwendige Bedeckung, beispielsweise für Sozialprojekte, für die Seebühne, für den kulturellen Bereich sicherstellen wollen, das hier heute als „terroristischen Akt“ zu bezeichnen: das ist genau der Stil, der ein Aufeinanderzugehen beinahe unmöglich macht. Wenn Ihre Kollegen Stoisits die Konsenskonferenz, wo alle drei Landtagsparteien ehrlich bemüht gewesen sind, eine Lösung für die Volksgruppe zu erarbeiten, dann als einen „Erpressungsversuch“ bezeichnet und sozusagen SPÖ, Freiheitliche und ÖVP (Abg. Mag. Lesjak: Das habe ich nicht gesagt!) – das haben nicht Sie gesagt; ich sagte, Ihre Kollegin Stoisits in Wien – (Abg. Mag. Lesjak: Das müssen Sie Ihr persönlich sagen!) sozusagen verlangt, die Grünen sollen bei den Verhandlungen mit am Tisch sein, aber das, was ihr macht, ist Erpressung: Das macht ja diesen Dialog so schwierig. Deshalb bitte ich Sie wirklich darum! (Abg. Mag. Lesjak: Das ist ja ein Monolog!) Die Grünen haben sich verweigert, das sei ja dahin gestellt. Das, was ich einfordern will, sind in diesem Zusammenhang Ehrlichkeit und ein bisschen ein Bemühen, auch aufeinander zuzugehen, weil ich wirklich überzeugt bin, dass die Zusammenarbeit aller gesellschaftlichen Kräfte diesen Prozess, Kärnten weiter nach vorne zu bringen, auch notwendig macht.

Dies deshalb, weil wir natürlich in diesem Arbeitsprogramm wirkliche Schwerpunkte drinnen haben, die natürlich auch Konflikt geladen sind, die natürlich auch zu Diskussionen führen werden. Wir haben ja die aktuelle Debatte im Zusammenhang mit der Wandelschuldverschreibung Hypo. Wir haben die Diskussion Neu​struk​turierung Krankenhäuser. Die Schwerpunkte in diesem Arbeitsprogramm, das ja auch den Schwerpunkt des Budgets 2005 darstellt, sind:

Erstens: Der Ausbau des Wirtschaftsstandortes Kärnten.

Zweitens: Weiterhin ein soziales Kärnten schaffen und entwickeln, ein menschliches Kärnten gestalten, wo wir ein würdevolles Leben im Alter sichern wollen, wo wir Hilfe für sozial Bedürftige und Menschen mit besonderen Bedürfnissen sicherstellen wollen, wo wir die Kinderbetreuung weiter ausbauen wollen und mehr Geld für Kärntens Familien sichern.

Dritter Schwerpunkt: Arbeit, Arbeit, Arbeit. Wir wollen den Arbeitsmarkt weiter nach vorne treiben, und wir wollen einen Schwerpunkt im Bildungsbereich festlegen. Wir wollen das Gesundheitssystem, das österreichweit auf einem sehr hohen Niveau angesiedelt ist, erhalten. Wir haben eine hohe Dichte an Krankenhäusern, aber wir bekennen uns dazu. Wir wollen dieses hohe Niveau sichern und ausbauen.

Wir wollen, als fünften Schwerpunkt in diesem Arbeitsprogramm und in diesem Budget natürlich nachhaltige Natur- und Umweltpolitik machen. Wir wollen ganz große Schwerpunkte in die Investitionen, auch in den Naturschutz, setzen. (Beifall von der FPÖ-Fraktion)

Hoher Landtag! Mit dem Beschluss über den Landeshaushalt und das Budgetprogramm bis 2009 schaffen wir heute die Basis für die Umsetzung dieses ambitionierten Programms. Die konjunkturelle Durststrecke unter der Ära Zernatto ist endgültig vorbei. Die rote Laterne haben wir abgegeben. Und es gibt allen Grund, mit Optimismus in die Zukunft zu blicken.

Kärnten hat sich in den letzten Jahren, im Vergleich auch zu den anderen Bundesländern, gut entwickelt. Wir haben uns vom Schlusslicht in das Spitzenfeld im österreichweiten Wettbewerb katapultiert. Wir sind vorne, weil wir in den letzten Jahren eine aktive Wirtschaftspolitik gemacht haben und weil wir mutige strukturpoli​tische Reformen umgesetzt haben. Wir sind vor​ne, weil wir durch eine Reihe von Maßnahmen die Einkommen der Kärntner gestärkt haben und die Standortqualität Kärntens deutlich verbessert haben. Wir sind vorne, weil wir den sozialen Bereich nicht vernachlässigt haben, sondern ausgebaut haben. Deshalb steht Kärnten heute besser da als die meisten anderen Bundesländer.

Wir brauchen uns nur die Schlagzeilen in den letzten Jahren anzusehen. (in der Folge Zeitungsausschnitte herzeigend:) „Kärnten trotzt dem Trend. Während es in anderen Bundesländern abwärts geht, haben wir konjunkturell gegensteuern können. Kärnten und die Steiermark sind die Gewinner am Arbeitsplatz.“ – „Gute Noten für Kärnten“, heißt es in der österreichweiten Zeitung. „Bei der letzten Länderkonjunk​turbetrachtung des WIFO hat sich Kärnten auf den dritten Platz empor gearbeitet.“ Darauf können wir stolz sein! (Beifall von der FPÖ-Fraktion)
Wir werden uns aber nicht auf diesen Lorbeeren ausruhen, sondern wir sind bestrebt, diese Position 3 weiter zu verbessern, bis wir an der Spitze auch im österreichweiten Vergleich stehen werden. (Beifall von der FPÖ-Fraktion)

„Der Kärntner Tourismus ist im Aufwind. Wien und Steiermark sind die Schlusslichter beim Wachstum. Kärnten ist mittlerweile die Position 3.“ Darüber können wir auch berechtigt stolz sein. Das gibt natürlich auch Hoffnung, dass wir (Abg. Lutschounig: Du brauchst nur noch sagen, dass wir keine Schulden haben!) – ich komme schon zu der Frage, Kollege Lutschounig – auch in Zukunft diese dynamische Entwicklung weiter gestalten können. Unser Zugang ist ein offensiver, sehr im Unterschied zur ÖVP. Wir handeln vorausschauend und diskutieren auch offensiv diese Erneuerungsprozesse. (Abg. Lutschounig: Das sieht man bei der Parteienfinanzierung. So wollt ihr es bei uns auch machen!) Bitte, ich habe eigentlich nur - der Kollege Klubobmann Grilc weiß, warum er dich jetzt einbremst – auf diesen Zwischenruf gewartet. Ich könnte jetzt die Briefe der ÖVP vorlegen. Ich könnte jetzt davon berichten, wer als Erster bei den Koalitionsverhandlungen an uns herangetreten ist (Zwischenruf des Abg. Lutschounig. – 2. LHStv. Dr. Ambrozy: Es kommt ja alles ans Tageslicht!) und gesagt hat: „Aber bitte, wir sind jetzt so geschrumpft bei der Wahl. Wir brauchen Positionen für die Angestellten der ÖVP, weil wir jetzt abbauen müssen. Bitte, helft uns bei der Parteienfinanzierung!“ Kollege Lutschounig, wir werden heute das Thema vielleicht noch diskutieren. Aber ich rate dir, hier lieber ein bisschen zurückhaltend zu sein, weil wenn es eine Organisation für Pharisäer gäbe, dann würde die „ÖVP“ heißen! (Beifall von der FPÖ-Fraktion) Weil so wie die Diskussion von der ÖVP geführt wird, (Abg. Lutschounig: Ein sehr ausgiebiges Programm!) gegen die Parteienförderung zu sein und dann die Ersten zu sein, die an den Trog drängen und die erste Partei, die das Geld beantragt hat, (Lärm, vor allem in der ÖVP-Fraktion. – Abg. Lutschounig: Redest du von der Vergangenheit? Wir reden von der Zukunft. Wir machen ja heute das Budget für das nächste Jahr und nicht für die Vergangenheit! – Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen.) Kollege Lutschounig, war die ÖVP! Bitte schaut euch in den Spiegel! Seid ehrlich und seid nicht falsch! (Abg. Lutschounig: Bei euch ist der Blick nach vorn vernagelt!)
Wir kommen zum Erneuerungsprozess, das war ein kleiner Sidestep, weil die Freiheitlichen wirklich mit dem Ziel angetreten sind, das Land einem umfassenden Erneuerungsprozess nach der Ära Zernatto zu unterziehen, einem Erneuerungsprozess, der den Wohlstand fördert, der die Zukunftschancen heutiger und künftiger Generationen sichert, der Arbeitsplätze schafft und der den sozialen Zusammenhalt stärkt.

Wir sind mit dem Ziel angetreten, das Zentrum des Alpen-Adria-Raumes zu werden. Wir arbeiten für Kärnten, damit unsere Bürger mehr verfügbares Einkommen haben. Wir arbeiten für Kärnten, damit mehr Geld für Investitionen und Arbeitsplätze zur Verfügung steht. Wir arbeiten für Kärnten, damit weniger Ausgaben für die öffentliche Verwaltung entstehen – dafür aber mehr Mittel für die Zukunftssicherung des Landes, für Forschung und Entwicklung, für Bildung und Ausbildung, für Infrastruktur!Wir arbeiten für Kärnten, damit weniger Umverteilung nach dem Gießkannenprinzip, aber dafür mehr soziale Gerechtigkeit stattfindet. Wir denken nicht in Legislaturperioden. Wir denken nicht in Legislaturperioden sondern für Generationen und wollen zeigen, dass Wohlstand und Gerechtigkeit sich ergänzen und nicht ausschließen.

Kärnten hat eine Bilanz, die sich sehen lassen kann. Wir haben die öffentlichen Bilanzen auf eine solide Basis gestellt. Wir haben auf eine vorausschauende Sozialpolitik gesetzt: mit dem Kindergeld, mit der Anhebung des Pflegegeldes, mit dem Ausbau und der Weiterentwicklung der Familienförderung. Und wir werden das auch gemeinsam in der neuen Kärntner Grundsicherung weiter entwickeln. Wir setzen auf mehr soziale Gerechtigkeit, Stärkung des sozialen Zusammenhalts und die Weiterentwicklung des Arbeitsmarktes durch soziale Gerechtigkeit und wirtschaftlichen Fortschritt.

Das ist der Schwerpunkt der blau-roten Koalition. Es zieht sich auch wie ein blau-roter Faden durch die Arbeit dieser Koalition. Wenn wir uns die Bilanz ansehen: Was ist eigentlich in diesem ersten Jahr, kann man bald sagen, geschehen? – Land baut mehr Wohnungen. Mit neuem Finanzmodell werden die Förderungen besser genutzt und besser investiert. Schulstartgeld-neu hilft kinderreichen Familien. (Abg. Lutschounig: Und was ist nächstes Jahr?!) Nicht nach dem Gießkannenprinzip, sondern die wirklich Bedürftigen sollen es haben! Nächstes Jahr werden wir es weiter entwickeln, damit nicht das Gießkannenprinzip zum Tragen kommen, sondern dass das Geld dort ankommt, wo es die wirklich bedürftigen Familien auch benötigen.

Ansturm auf den Kärntner Billig-Diesel: Eine kleine Maßnahme, wo wir damit gezeigt haben, dass die Kärntnerinnen und Kärntner mehr Geld in der Brieftasche haben, wenn sie in Kärnten günstiger tanken können.

Bund verfehlt die Quote klar, und das ist so ein Sozialbeispiel bei der Anstellung von Behinderten.

Während das Land Kärnten um 240 Behinderte mehr in seinem Dienst hat als es ver​langt, hinkt der Bund und hinken alle anderen Bundesländer hinten nach. Das ist der soziale Schwerpunkt der von uns auch gelebt wird. Neue Initiativen für Kärntner Lehrlinge! – weil wir der Jugend eine Chance geben und auch hier Schwerpunkte setzen, damit wir hier keine Arbeitslosen vorfinden können und die Vollbeschäftigung in diesem Bereich ist uns gelungen. Und mittlerweile sind uns ja alle anderen Bun​desländer schon neidig, wenn wir neue Initiativen setzen, wie beispielsweise Landes​hauptmann-Stellvertreter Karl Pfeifenberger, der mit seiner Initiative, Billigfluglinien am Klagenfurter Flughafen zu etablieren, hier einen Schub, einen Schwung für den Kärntner Tourismus gebracht hat, wo alle neidig auf Kärnten blicken. Tiroler Touris​musbetriebe wollen auch Billigflieger haben, zeigen jetzt alle auf. Und nach dem Kin​dergeld beobachtet man halt auch im wirtschaftlichen Bereich, Kärnten im verstärk​ten Maße.

Das heißt, Hoher Landtag, (Es erfolgt ein etwas verzögert einsetzender Beifall der FPÖ-Fraktion.) die Strategie stimmt! Die Strategie stimmt, Kärnten ist auf der Über​holspur! Kärnten hat sich in den letzten Jahren zu einem Musterland für eine erfolg​reiche Wirtschaft, aber auch Sozialpolitik entwickelt. Und Kärnten ist zu einem Land mit überdurchschnittlicher Dynamik geworden, zu einem Land der Flexibilität, der Innovationskraft und ist heute in Österreich ein Wirtschafts- und Arbeitsstandort, um den uns viele beneiden. Internationale Studien bestätigen dies bereits. Wenn man sich ansieht, was hier allein von den renommierten Forschungsinstituten Kärntens für Zeugnis ausgestellt wird, dann kann sich das sehen lassen. Wenn beispielsweise beim Wachstum von den innovativsten Sektoren der internationale Benchmark-Klub Kärnten bereits auf Platz 19 aller Regionen im europäischen Bereich, noch vor Bayern, Nordrhein-Westfalen, reiht, dann kann man sehen, hier ist eine Chance in der Zukunft verborgen und die Strategie hat gestimmt. Kärnten gibt unter Österreichs Bundesländern, gemessen am Bruttoinlandsprodukt, die meisten öffentlichen Mittel für Forschung und Entwicklung aus; 2,4 Prozent! Auch das wird in allen internationa​len Studien lobend erwähnt und das sind natürlich die ausschlaggebenden Kennzah​len, warum auch Betriebe sich im verstärkten Maß überlegen, sich in Kärnten anzu​siedeln. Ich brauche jetzt die Bilanz hier nicht in Erinnerung zu rufen, wo die Ent​scheidung auch den Standort Infineon in Villach auszubauen, den Standort Klagen​furt von der Firma AT & S auszubauen, letztendlich, diese Kriterien der Dynamik Kärntens gewesen sind, wo wir im Vergleich zu anderen verstärkt in Informations-, in Kommunikationstechnologien auch unsere Jugend ausgebildet haben. Wo wir eine innovative Region geworden sind und wo letztendlich auch ein so großer Konzern, wie der Magna-Konzern, aufgrund dieser Kriterien, die wir in den letzten Jahren erar​beitet haben, seine Entscheidungen treffen wird. Und deshalb sage ich heute hier auch: Kärnten kann und wird die Chancen nützen, die Erweiterung – die ein Faktum ist – die Erweiterung der Europäischen Union zu nutzen, um weitere Headquarters nach Kärnten zu ziehen. Die HYPO, die KELAG, machen es vor, mit ihren Unter​nehmen in den neuen Märkten zu investieren, Kärntner Arbeitsplätze dadurch zu sichern. Aber, das Zentrum, die Entscheidungen, die sind und bleiben hier in Kärn​ten. Und deshalb, und das wollen wir auch in Zukunft haben, deshalb ist ja auch der Weg der ÖVP ein falscher.

Wenn heute hier davon gesprochen wird „Ausverkauf der Heimat“. Ausverkauf der Heimat durch eine Wandelschuldverschreibung, weil wir die HYPO an die Börse brin​gen wollen. Da möchte ich schon noch erinnern, Kollege Tauschitz! Du hast dich am 6. April zu Wort gemeldet gemeinsam mit einem Abgeordneten namens Auer, der auf Bundesebene den Vorstoß unternommen hat und die Hypoprivatisierung statt einer Kärntenanleihe verlangt hat. Ihr habt am 6. Dezember, liebe Freunde, - wir haben ja den Zeitungsausschnitt hier - noch als alternative Überlegung zur Budgetbedeckung der aushaftenden Mittel, allen Ernstes vorgehabt, die HYPO zu verkaufen. Jenes Asset, jenes Unternehmen, das hunderte Arbeitsplätze für Kärnten sichert, das den wirtschaftlichen Aufschwung ganz stark mitbestimmt. Zum Glück konnten wir das ver​hindern – blau/rot einig - juchhe Hypo bleibt im Land! Dieser Vorstoß aus der ÖVP (Beifall von der FPÖ-Fraktion.) war der erste Praxistest für die Koalition, hieß es da, die ihn aber einhellig ablehnte. Und, das war auch gut so, weil wir für diese wirt​schaftspolitischen Überlegungen kein Verständnis haben können.

Gemeinsam haben wir, Hoher Landtag, in kurzer Zeit sehr viel erreicht. Dafür müs​sen wir auch der Kärntner Bevölkerung danken, den Arbeitnehmerinnen, den Arbeit​nehmern, den Unternehmern, aber auch den Vertretern der Industrie. Sie alle haben letztendlich den neuen Kurs in Kärnten mitgetragen und ganz massiv auch dazu bei​getragen, (Abg. Lutschounig: Und der gute Landeshauptmann!) dass Kärnten heute besser da steht als je zuvor. Die gute Bilanz, die guten Wirtschaftsdaten, die Vollbe​schäftigung und der soziale Friede sind das gemeinsam Erreichte auf das wir auch stolz sein können. Doch der Aufholprozess, ich habe es erwähnt, hat erst begonnen. 2005 wird wieder ein gutes Jahr werden. Unser Ziel ist es nicht, die Position 3 im Ländervergleich zu halten, uns auf unseren Lorbeeren auszuruhen, sondern unser Ziel ist es, Kärnten ganz an die Spitze vorzubringen. Wir setzen deshalb auch weiter​hin die Schwerpunkte und die Schwerpunkte im Budget 2005 und in den kommenden Jahren dort, wo es um die Zukunft unseres Landes, wo es um seine Menschen geht. Bei den Ausgaben für Bildung, für Forschung, bei den Ausgaben für den Infrastruk​turbereich, bei den Ausgaben für mehr Sicherheit und vor allem – und das ist der größte Brocken im Budget, das wir heute beschließen – für Ausgaben im Bereich Familie, Gesundheit und für den Sozialbereich.

Und es ist ganz entscheidend, wir sind überall dort sparsam, wo der Bürger keine ent​sprechende Gegenleistung erhält. Deshalb sind wir auch weiterhin bemüht, die Ver​waltungsreform voranzutreiben und die Strukturen im öffentlichen Bereich zusam​menzulegen. Der größte Brocken – ich habe es bereits erwähnt – in diesem Budget, stellt den Schwerpunkt der Sozialpolitik dar. Armutsbekämpfung und soziale Sicher​heit stehen für uns im Vordergrund. Unser gemeinsames Ziel ist es daher, Fairness auch zwischen den Generationen und einer besseren Absicherung der wirklich Be​dürftigen und der wirklich Behinderten in unserer Gesellschaft sicherzustellen. Mehr Untersützung für die sozial Schwachen und mehr Unterstützung für die Familie bil​den den Schwerpunkt dieses Budgets und deshalb verstehe ich es auch nicht wirk​lich, warum beispielsweise nicht einmal ansatzweise, nicht einmal ansatzweise, viel​leicht in Gruppen, die ÖVP oder die Grünen, den Sozialbereich ihre Zustimmung, ihre finanzielle Bedeckung geben können. Weil wir stärken dadurch die soziale Ver​antwortung und den sozialen Zusammenhalt in unserem Land, aber offenbar ist es, von mir aus gesehen hier in der rechten Hälfte, nicht gewünscht. Wir haben die Fa​milienförderung weiter ausgebaut. Sie steigt deutlich gegenüber dem Vorjahr und wir haben die Vereinbarkeit von Familie und Beruf verbessert. Mit der Anhebung des Pflegegeldes, das ebenfalls einen Schwerpunkt darstellt, setzen wir eine weitere Ab​sicherung, die uns am Herzen liegt.

Wir haben das beste Gesundheitssystem im österreichweiten Vergleich. Es wird oft kritisiert und es wird gesagt, wir haben eine so hohe Bettendichte, wir haben eine so hohe Krankenhausdichte. Es ist kostenintensiv, das ist richtig! Wir haben aber die Herausforderung angenommen und wir haben auch hier einen Reformprozess ein​geleitet, zu dem wir uns bekennen. Wir haben aber auch die notwendigen finanziellen Mittel sichergestellt und nicht durch neue Abgaben, durch Abgabenerhöhung, durch das Erfinden von neuen Steuern, sondern wir haben diesen Prozess dadurch einge​leitet, dass wir – wie gesagt – jene Assets, jene Kernbereiche in denen wir die Mög​lichkeit haben, neue finanzielle Spielräume zu sichern und zu erhalten, auch nutzen, um diesen Spielraum im Landeshaushalt zu bekommen und diese finanziellen Mittel, die wir hier freischaufeln ja ausschließlich für den Neubau des LKH-Klagenfurts und für die Absicherung dieses wichtigen Projektes auch herangezogen werden.

Hoher Landtag! Wenn wir darüber sprechen, dass wir mit diesen Mitteln auch einen Zukunftsfonds schaffen wollen, dann bedeutet das, dass wir vermehren wollen, an​statt zu besitzen. Dieser Zukunftsfonds den wir ins Leben rufen, schafft weitere finan​zielle Möglichkeiten, um die Zukunft Kärntens offensiv zu gestalten. Ziel ist es, den Standort Kärnten noch attraktiver zu machen durch Schaffung von neuen Arbeits​plätzen und Ziel ist es, damit es unseren Kindern damit auch besser geht. Ich darf deshalb zusammenfassen: Dieses Budget, dieser Budgetfahrplan bis zum Jahr 2009, den wir heute hier mit großer Mehrheit beschließen werden, sichert die wichtigste Voraussetzung, um dieses sehr ambitioniert erstellte Arbeitsprogramm von Freiheit​lichen und Sozialdemokraten umsetzen zu können. Er sichert einen sozialen Schwer​punkt, er sichert die Möglichkeit, die Herausforderungen der Europäischen Union und der Erweiterung anzunehmen. Er sichert die Möglichkeit, dass wir Kärnten auch im Zentrum regionalpolitisch etablieren und als Vorzeigeland positionieren können und er sichert mit guter budgetärer Ausstattung für Bildung, für Innovation, die Zukunft unserer Kinder. Deshalb werden wir Freiheitlichen diesem Budget, den damit verbun​denen notwendigen Maßnahmen, dem Budgetfahrplan bis zum Jahr 2009 unsere Zu​stimmung geben und ich lade Sie alle ein, auch positiv daran mitzuwirken. (Beifall von der FPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Markut das Wort.)
Dr. Strutz

Abgeordneter Markut (SPÖ):

Markut

Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen im Kärntner Landtag! Hohes Haus! Sehr geschätzte Damen und Herren! Dieser Budgetfahrplan für die nächsten Jahre, der Jahre 2005 bis 2009, insgesamt der Landesvoranschlag für das Jahr 2005 und auch die dazu gehörigen Maßnahmen und sowie der heute auch noch auf der Tagesordnung stehende Nachtragsvoranschlag, wird uns heute noch einen Tag lang beschäftigen, in vielen Diskussionen die Pro und Contras herausstreichen. Und ich möchte eingangs ja nicht verhehlen und vielleicht in Anlehnung an meinen Vorredner, der von einer etwas schweren Geburt hier gesprochen hat, die aber doch ein posi​tives Ende gefunden hat, auch sagen, dass wir Kärntner Sozialdemokraten uns mit diesem Landesvoranschlag sehr intensiv befasst haben, dass er uns Blut, Schweiß und Tränen gekostet hat. Und ich gebe auch offen zu hier heraußen, dass wir noch Wunden zu heilen haben, die uns die Diskussion über diesen Voranschlag und über insgesamt die Entwicklung dieses Fahrplanes der nächsten Jahre, dass wir diese Wunden noch zu heilen haben. Und dennoch haben wir uns aber dazu entschlossen, das Positive in dieser Zukunft zu sehen, das Positive herauszustreichen und dabei nicht zu vergessen, welche Risiken auch in diesem Zahlenwerk drinnenstecken. Denn das Budget, das ist in Zahlen gegossene Politik. Und diese in Zahlen gegos​sene Politik werden wir konsequent in den nächsten Jahren verfolgen, werden genau darauf achten, dass der Budgetvollzug sowie er festgeschrieben ist, auch durchge​führt hat, dass die neu installierte Finanzkommission vierteljährlich darüber wachen wird, dass wir unter unserem Vorsitz in dieser Finanzkommission, aber auch unter Einbindung von Experten, über die Zukunft Kärntens parallel dazu reden werden, so​dass wir insgesamt der Meinung sind, dass dieser Landesvoranschlag für 2005 und der Budgetplan von 2005 bis 2009 uns helfen wird, die Zukunft Kärntens besser zu gestalten.

Die Eckdaten dieses Landesvoranschlages wurden vom Berichterstatter schon er​wähnt. Und ich möchte nur dazu sagen, dass bei diesen Eckdaten auch Parameter herangezogen sind, die zum Teil auf Prognosen beruhen, die erst eintreffen müssen. Dass wir nicht hier allein und losgelöst in Kärnten selbst über diese Prognosen und über diese Ansätze verfügen können, sondern dass wir auch gesamtstaatlich denken müssen und, dass wir eingebunden in dem Gesamtbundesstaat Österreich und un​serem Bundesland Kärnten, hier auch einen wichtigen Beitrag zum Stabilitätspakt leisten.

Einnahmen von 1.636,512.200 Euro stehen letztlich Ausgaben von 1.749,011.200 Euro gegenüber. Es ist in diesem Budget vorgesehen, auch die Darlehenstilgung weiter fortzuschreiben, sodass sich der Nettoabgang bzw. die Nettoneuverschuldung auf 83,265.200 Euro hier beläuft. Dies bezieht sich auf das Bruttoinlandsprodukt; auf dieses regionale Bruttoinlandsprodukt, das wir in Kärnten erwirtschaften, sind es 0,58 %, denn dieses regionale Bruttoinlandsprodukt in Kärnten beträgt 14.281,775.000 Euro. Das ist eine stolze Summe, die unsere Kärntnerinnen und Kärntner, unsere Betriebe in Kärnten und die Wirtschaft Kärntens insgesamt im Gesamtbundesstaat Österreich entwickeln. Es ist diese Zahl höher als die 6,9 %, deren Anteil unsere Landesbevölkerung an der Gesamtbevölkerung Österreichs ist. Denn die Gesamtsumme Österreichs beläuft sich hier so, dass der Anteil des Kärntner Regionalinlandsproduktes sich auf mehr als 10 % des gesamten Bruttoinlandsproduktes Österreichs beläuft. (Beifall vom Abg. Schwager)

Dass auch unser Gesamtschuldenstand, geschätzte Damen und Herren, natürlich nicht außer Acht zu lassen ist, auf den wir uns hin bewegen innerhalb unserer Landeshoheit und auch die der ausgegliederten Rechtsträger, das ist das besondere Augenmerk, dem wir uns zuwenden müssen, wo wir insgesamt auch darnach trachten müssen, diesen Gesamtschuldenstand nicht aus den Augen zu verlieren, sodass wir auch was die Nettoneuverschuldung der kommenden Jahre anbelangt, hier eine Entwicklung gehen müssen, die dieses Ziel einer strukturellen Budgetbereinigung und Budgetkonsolidierung, nämlich einer Nettoneuverschuldung von weniger als 0,4 % jährlich, vor Augen haben muss.

Dieses Budgetprogramm für die kommenden Jahre (von 2005 bis 2009) ist Garant dafür, und wir sehen, dass wir uns diesem Ziel nähern. Wenn wir uns im Jahre 2005 noch bei 0,58 % bewegen, sind es im Jahre 2006 0,55 %, im Jahre 2007 0,31 % und im Jahre 2008 0,09 Prozent und ebenso im Jahre 2009.

Alle diese Faktoren, die ich erwähnt habe (des Inlandswachstums, des Bruttoinlandsprodukts, der Inflationsrate, letztlich auch der Lohn- und Einkommensentwicklung und der Zinsentwicklung in Österreich) können aber nur auf Prognosen aufgebaut sein. Diese Prognosen gilt es auch, innerhalb Österreichs zu vertreten, und hier ist die Stimme Kärntens und dessen Vertreter wie des Landeshauptmannes, unserer Regierungsmitglieder und des Finanzreferenten gefordert, um auch diese Entwicklungen immer wieder einzumahnen, sodass die Gewährleistung gegeben ist, dass wir unsere Entwicklung im Landeshaushalt auch positiv fortschreiben können! (Beifall von der SPÖ- und der FPÖ-Fraktion)

Die Einnahmenseite, geschätzte Damen und Herren, haben wir aber auch nicht außer Acht gelassen. Wir haben uns mit den Ausgaben auseinander gesetzt: Was ist notwendig? Wo sind die Initiativen zu setzen? Wo sind Schwerpunkte zu setzen, um das, was wir im „Regierungsprogramm“ festgeschrieben haben, zuvor schon in unserem „Wahlprogramm“, auch einzuhalten. Wir haben uns auch sehr genau angeschaut und sind in Diskussion getreten – und in keine leichte Diskussion getreten – mit den Arbeitnehmervertretern in unserem Bundesland, speziell im Krankenanstaltenbereich, um hier eine langfristige Sicherstellung der Einnahmenentwicklung auch zu gewährleisten.

Wir stehen heute dazu, dass wir durch einen Immobilientransfer der Immobilien, die bereits von den Landeskrankenanstalten, ihren Verantwortlichen, die in der KABEG sitzen, mitverwaltet werden, uns hier einen Vorgriff leisten müssen, der insgesamt 250 Millionen Euro netto in den nächsten fünf Jahren bringt, also jährlich 50 Millionen, um eben einen Ausgleich des Haushaltes sicherzustellen und vor allem um die notwendigen Investitionen im Krankenanstaltenbereich überhaupt durchführen zu können. Wir verstehen uns dazu. Wir haben hier Vereinbarungen getroffen. Ich möchte heute im Rahmen meiner Wortmeldung auch noch einen Zusatzantrag diesbezüglich in das Hohe Haus einbringen.

Wir haben uns auch damit auseinander gesetzt, wie es aussieht, wenn die Hypo - die eine großartige Entwicklung in den letzten Jahren nicht nur in Kärnten sondern weit darüber hinaus, vor allem in Südosteuropa, genommen hat -, diese unsere Landesbank, die noch zu 52 % in unserem Besitz ist, an die Börse geht, wie wir einen Vorgriff machen können, der diesen Börsegang absichert. Als solcher ist das zu verstehen, denn eine Wandelschuldverschreibung ist nichts anderes als eine kontrollierte Abgabe von Aktien und Vermögensanteilen an spätere Aktionäre, von insgesamt 197 Millionen Euro für den Kärntner Landeshaushalt in den nächsten fünf Jahren, aber auch parallel dazu – und darauf legen wir größten Wert – für die Speisung eines Zukunftsfonds, der uns in Kärnten neue Chancen ermöglicht, von insgesamt 500 Millionen Euro hier angesetzt ist.

Geschätzte Damen und Herren, wir sollten in der Diskussion ehrlicher sein! Ich fordere auch heute alle Abgeordneten aller Parteien auf, dies so zu tun! Man darf sich nicht nur auf die Einnahmenseite beschränken, die hier von der Finanzierung her sicher nicht einfach ist, aber wohl überlegt ist, die auch Chancen bietet. Man muss es aber so sehen, dass wir mit unseren Ausgaben im Budget vor allem im Jahre 2005 wesentliche Akzente setzen, dass das, was Kärnten dringend braucht, nämlich neue Arbeitsplätze, die Absicherung unserer Chancen der Betriebe, die wir hier vorfinden, die Eroberung neuer Märkte, dass hier Akzente gesetzt sind. Das drückt sich hier im Vergleich der einzelnen Bewirtschaftungsbereiche in der Zukunft ganz deutlich aus.

Dass natürlich der größte Brocken in diesem Budget darin zu finden ist, dass die Landesverwaltung, die Landeslehrer, die Mitarbeiter in den Referaten und in unseren Wirtschaftsbereichen einen Betrag von nahezu 400 Millionen Euro im Jahr erfordern, dass zusätzlich an Pensionen 183 Millionen einzusetzen sind, dass aber im Bereich der Familien, im Bereich der Sozialhilfe, im Bereich der Seniorenhilfe, im Bereich der vielen Maßnahmen insgesamt im Sozialbereich eine Summe von 248,409.000 zur Verfügung steht, um das auszugleichen, was die Kärntnerinnen und Kärntner brauchen, nämlich den Ausgleich zwischen den Generationen, den Ausgleich zwischen den Gesellschaftsschichten insgesamt, zwischen der Jugend und der älteren Generation: dass dieser Betrag uns helfen wird, hier auch ein Abgleiten in die Armut zu vermindern. Das, glaube ich, sollten wir positiv sehen, aber nicht ins Lächerliche ziehen, mit offenen Briefen von Jugendorganisationen, die hier einen Konflikt herauf beschwören, dass die Junge ÖVP nicht mit kann mit den Maßnahmen des etwas älter gewordenen Landeshauptmannes!

Ich habe Verständnis für Aktionismus, vor allem was die Jugendorganisationen anbelangt, aber es wäre viel ehrlicher zu sagen: „Hier steckt die ÖVP dahinter. Wir können hier nicht mit. Wir verstehen es nicht.“ Aber nicht eine sich nur auf dem Papier wahrzunehmende Jugendorganisation vorzuschieben und solche Leserbriefe, die in Summe 45.000 Euro kosten, in Kärnten zu schalten. Das ist wohl ein Vorgriff auf die Parteienförderung, die Sie heute ablehnen werden. (Abg. Tauschitz: Privat finanziert!) Das ist die Doppelbödigkeit, geschätzte Damen und Herren, die Sie an den Tag legen! (Beifall von der SPÖ- und von der FPÖ-Fraktion)

Bei allem Verständnis für Aktionismus, aber der Wahrheit muss man Genüge tun! Und das ist verständlich. Den Generationenkonflikt durch solche Aktionen herauf zu beschwören, das ist unkorrekt! Das hat sich unser Land nicht verdient! Ich nehme für meinen Vater in Anspruch, dass seine Ersparnisse durch dieses Landesbudget nicht gefährdet sind, und ich nehme für mich in Anspruch, dass ich nicht ein Abgeordneter des Herrn Landeshauptmannes bin. Ich habe an vorderster Stelle kandidiert, als Spitzenkandidat im größten Wahlkreis Kärntens, habe mich nicht auf dem 21. Listenplatz versteckt und sitze heute hier herinnen in diesem Haus. Das zur Wahrheit und das zur Korrektheit und zum wahren Hintergrund dieses Aktionismus! (Beifall von der SPÖ- und von der FPÖ-Fraktion)
Wir müssen insgesamt, glaube ich, auch ehrlicher sein im Umgang untereinander. (Abg. Lutschounig: Aber es gibt eine lange Liste auch, Herr Kollege!) Wenn es uns darum geht, Kärnten nach vorne zu bringen, wenn es darum geht, die Gemeinden Kärntens, in denen auch 14 Bürgermeister der ÖVP tätig sind, in denen es viele Mehrheitsgemeinden der ÖVP auch gibt, dann glaube ich, sollten wir endlich einmal erkennen, dass wir in einem Boot sitzen und dass wir das Ruder in diesem Boot gemeinsam in der Hand haben sollten, dass wir darnach trachten sollten, in ruhiges Fahrwasser zu kommen und Kärnten und seine Menschen nach vorne zu bringen!

Dieses Budget sieht in weiterer Folge auch viele Maßnahmen im investiven Bereich vor: Investitionen, die wir dringend benötigen. Die größten Investitionen in der Geschichte des Landes Kärnten überhaupt sind im Gesundheitsbereich geplant. Mit dem Neubau des LKH-Klagenfurt-neu, mit den Investitionsmaßnahmen der übrigen Landeskrankenanstalten, vor allem aber auch mit dem Bau von neuen Einrichtungen für unsere ältere Generation wird hier ein Schwerpunkt gesetzt. Wir haben die Verantwortung auch für jene wahrzunehmen, die auf Arbeitsplätze im kommenden Frühjahr warten.

Wir müssen das Budget heute auch deshalb beschließen und möglichst einhellig beschließen, um jenen Arbeiterinnen und Arbeitern Sicherheit zu geben, die über den Winter stempeln gehen müssen, ob sie im Frühjahr wieder ihre Arbeit aufnehmen können, da draußen am Bau oder in anderen Bereichen Kärntens. Hier ist ein großer Schwerpunkt in den kommenden Jahren gesetzt, was den investiven Bereich anbelangt, egal ob es im Gesundheitsbereich ist, im Bereich des Wasserbaues, des Umweltschutzes, des Straßenbaues, des Wohnbaues, im Bereich der Energie. Hier sind Maßnahmen gesetzt, die den Kärntnerinnen und Kärntnern Arbeitsplätze verschaffen.

Ich glaube, auch die ÖVP als Wirtschaftspartei oder als ehemalige Wirtschaftspartei sollte daran denken! Nehmen Sie die Parteienförderung als etwas Demokratiepolitisches zur Kenntnis! Beantragen Sie sie, und schaffen Sie Arbeitsplätze in Ihrem eigenen Haus, weil heuer haben Sie Arbeitsplätze in Ihrem Haus abgebaut, geschätzte Kolleginnen und Kollegen in der ÖVP! (Abg. Lutschounig: Das ist richtig. Das ist das Erste, was richtig ist!) Das ist aber traurig genug, dass man Arbeitsplätze abbauen muss, im eigenen Haus. (Abg. Lutschounig: Ja, der Wähler hat gesprochen. Die ÖVP ist kleiner geworden.) Diese Parteienförderung würde euch aber dazu in die Lage versetzen, zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen. Und wenn Sie es nicht beantragen – und das gilt auch für die Kollegen der Grünen -: Ich verbürge mich dafür, dass dieses Geld, das Sie nicht beantragen, in das Sozialbudget übertragen wird, damit hier die Maßnahmen im Sozialbereich entsprechend gesetzt werden können. (Beifall von der SPÖ- und von der FPÖ-Fraktion)

Geschätzte Damen und Herren! So wird dieses Landesbudget und vor allem das Budgetprogramm der kommenden Jahre uns noch in den nächsten Jahren genauso beschäftigen: wenn wir über die Zukunft Kärntens reden, wenn wir über den Zukunftsfonds diskutieren werden, wenn hier Beschlüsse zu fassen sind. Wir müssen aber auch, was dieses Budgetprogramm anbelangt, jene Sicherheit den Betroffenen geben. Deshalb stellen wir heute gemeinsam mit den Abgeordneten der Freiheitlichen Partei einen Zusatzantrag, Herr Präsident, zum Tagesordnungspunkt 2 betreffend Budgetprogramm 2005 bis 2009:

„Gemäß § 61 der Landtagswahlordnung, Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget- und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend die Vorlage eines Budgetprogrammes 2005 bis 2009.

Der Kärntner Landtag wolle beschließen: Dem zweiten Absatz sind folgende weitere Absätze anzufügen:

Ergänzend wird die Kärntner Landesregierung aufgefordert, im Sinne der zwischen dem Land Kärnten und dem Zentralbetriebsrat der Kärntner Krankenanstalten geschlossenen Vereinbarung durch die Vorlage entsprechender Gesetzesvorschläge an den Kärntner Landtag folgendes sicherzustellen:

Änderungen jener Bestimmungen des Krankenanstalten-Betriebsgesetzes, die anordnen, dass die Bediensteten, die bei den Landeskrankenanstalten ihren Dienst verrichten, Landesbedienstete sind, sollen einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen im Kärntner Landtag bedürfen. Die in der Vereinbarung festgelegte Drittelparität des Zentralbetriebsrates in den Aufsichtsorganen der Krankenanstalten-Betriebsgesellschaft ist dadurch sicherzustellen, dass bei Bestellung der Aufsichtsorgane durch die Kärntner Landesregierung die Vorschläge des Betriebsrates zu berücksichtigen sind. Der Aufrechterhaltung von öffentlichen Dienstleistungen ist der Vorrang vor Privatisierungsüberlegungen in diesem Bereich einzuräumen.

Letztendlich wird die Kärntner Landesregierung aufgefordert, dem Kärntner Landtag umgehend eine Änderung des Kärntner Landesrechnungshofgesetzes 1996 zur Beschlussfassung vorzulegen, mit welcher die Zuständigkeit des Landesrechnungshofes zur Prüfung von Großbauvorhaben der Krankenanstalten auch der Übertragung des Eigentums an die Krankenanstalten-Betriebsgesellschaft sichergestellt wird.

Im Weiteren wird die Kärntner Landesregierung aufgefordert, dem Kärntner Landtag Änderungen des Kärntner Sozialhilfegesetzes 1996 und des Kärntner Jugendwohlfahrtsgesetzes zur Beschlussfassung vorzulegen, welche Folgendes beinhalten:

Die im § 57 des Kärntner Sozialhilfegesetzes und im § 44 des Kärntner Jugendwohlfahrtsgesetzes geregelte Kostentragung der Sozialhilfe und der Jugendwohlfahrtspflege zwischen dem Land Kärnten von derzeit 40 % und den Kärntner Gemeinden von derzeit 60 % ist wie folgt zu ändern:

Ab 1. Jänner 2006 Land 41 %, Kärntner Gemeinden 59 %; ab 1. Jänner 2007 Land 42 %, Kärntner Gemeinden 58 %; ab 1. Jänner 2008 Land 43 %, Kärntner Gemeinden 57 %; ab 1. Jänner 2009 Land 44 %, Kärntner Gemeinden 56 %.“

Ich bitte, diesen Zusatzantrag mit aufzunehmen und heute zur Beschlussfassung vorzulegen, denn das ist eigentlich eine Nachholung eines bereits hier in diesem Hause längst beschlossenen Prozederes, das jetzt der Umsetzung folgt, um die finanzielle Belastung der Kärntner Gemeinden etwas zu mildern! (Beifall von der SPÖ- und von der FPÖ-Fraktion)

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Geschätzte Damen und Herren! Ein strukturell ausgeglichener Haushalt ist erforderlich.

Die Gegensätze zwischen den Gemeinden und den Städteregionen müssen aufge​hoben werden und insgesamt muss es zur Stärkung des Mittelstandes Kärntens, der kleinen und mittleren Unternehmen als die größten Arbeitgeber in unseren Bereich kommen, neben dem öffentlichen Bereich. Denn ich möchte explizit vermerken, dass die Landeskrankenanstalten die größten Arbeitgeber in ihren Regionen sind. Nicht nur hier im Zentralraum auch draußen in den Regionen, wie zum Beispiel in unserem Bezirk in Wolfsberg. Und es ist insgesamt unser Ziel, entsprechend des Regierungs​programmes, die Lebenssituation der Menschen in den Regionen Kärntens zu ver​bessern. Gehen wir gemeinsam an dieses Werk heran. Die Kärntner Sozialdemokra​ten werden dem Budget 2005, dem Budgetprogramm 2005 bis 2009 und selbstver​ständlich auch dem heutigen vorliegenden Nachtragsvoranschlag ihre Zustimmung erteilen. (Beifall von der FPÖ- und SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Grilc das Wort.)
Markut

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Bevor ich meine Betrachtungen zum Budget 2005 ausführe, möchte ich auf zwei Zitate Bezug nehmen, die von meinen Vorrednern gebraucht wurden. Blut, Schweiß und Tränen, hat der Kollege der SPÖ gesagt, hätte die SPÖ die Zustimmung gekostet. Die Trä​nen kommen auch uns, wenn wir dieses Budget sehen, aber das ist schon die ein​zige Gemeinsamkeit offenbar in der Analyse. Und ein Zweites hat mich auch einiger​maßen verwundert. Der Kollege Strutz hat davon gesprochen, dass der Aufholpro​zess jetzt beginnt und hat immer wieder Verweise daraufhin zitiert, wie schwierig es unter Zernatto war. Jetzt frage ich mich natürlich schon, dass zwischen Zernatto und dem heutigen Zeitpunkt ja nicht ein luftleerer Raum ist, sondern in dieser Zeit war ja jemand verantwortlich. (Abg. Dr. Ambrozy: Wurmitzer!) Ich könnte mir vor​stellen, dass das der Landeshauptmann Haider war (Zwischenruf von Abg. Dr. Strutz. – Mehrere gleichzeitige Einwände aus der FPÖ-Fraktion. – Lärm im Hause.) und der Finanzreferent Pfeifenberger. Und, jetzt tun Sie bitte nicht so, als hätte es in diesen sechs Jahren keine Entscheidungen gegeben, (Es folgen weitere Zwischenrufe aus der FPÖ-Fraktion. – Lärm im Hause.) die natürlich nachwirken, die natürlich Auswir​kungen für die Zeit von heute an haben. Natürlich! Und wir haben ja auch Gemein​samkeiten in diesen sechs Jahren beschlossen. (Abg. Dr. Strutz: Das ist die ÖVP! Mit Unwahrheiten möchten sie … - Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen.) Okay, ich nehme zur Kenntnis, dass es unwahr ist, dass in diesen sechs Jahren Haider und Pfeifenberger verantwortlich waren, wenn das so ist. Okay, das ist eine andere Art der Wahrnehmung. (Beifall von der ÖVP-Fraktion.) Also, ich beziehe mich einmal auf die Protokolle, die mir zur Verfügung stehen und auf mein eigenes Erleben. Tun wir nicht so kindisch herum und bleiben wir einmal bei den Fakten.

Natürlich haben wir in den letzten Jahren auch gemeinsame Beschlüsse gefasst, ob sie gut oder weniger gut waren, darüber kann man diskutieren. Aber, Sie sollten bitte nicht so tun, als würde jetzt alles plötzlich in Wohlgefallen ausbrechen, nur weil end​lich die ÖVP weg vom Fenster ist. (3. Präs. Ing. Scheuch: Das ist aber eine eigene Sichtweise!) Es ist überhaupt so, dass die Betrachtung der Entstehung dieses Bud​gets, im Prinzip ja fast interessanter ist als das Budget selbst. Denn, ich erinnere schon daran, dass der Landesfinanzreferent sich vor knapp einem Jahr überhaupt geweigert hat, … (Der Redner stoppt kurz in seinem Vortrag.) auch wenn jetzt kurz das Mikrophon ausgefallen ist, stimmt das trotzdem. Und Sie erinnern sich daran, zu​mindest jene Kolleginnen und Kollegen, die in der vorigen Periode hier waren, dass es gemeinsam zwischen SPÖ und ÖVP massiven Druck gegeben hat, überhaupt zu einem Budget zu kommen. Wir hatten keines. Und wir haben auch vor nicht allzu​langer Zeit ein Provisorium für das Jahr 2004 beschlossen und haben in dieser Dis​kussion eines ebenfalls immer wieder in den Diskussionsbeiträgen festgelegt und ge​sagt: Der wahre Punkt wird der Nachtragsvoranschlag sein! Das wird der Knackpunkt sein, das ist das Entscheidende! Und genau dieser entscheidenden Frage des Nach​tragsvoranschlages 2004 ist der Finanzreferent bis gestern zum späten Nachmittag ausgewichen. Vielleicht hat die Koalition davon gewusst. Es haben die Kolleginnen und die Kollegen der Grünen das nicht in die Hand bekommen, diesen Nachtrags​voranschlag, und wir auch nicht! So, trotz allem hat man natürlich – was überhaupt ein Widerspruch in sich ist – bevor noch der Nachtragsvoranschlag feststand, den ordentlichen Haushaltsvoranschlag für 2005 diskutiert. Gut! Es ist durchaus erlaubt. Und, man hat sich sogar einer Gruppe von Experten, offenbar im Vorfeld, dazu be​dient.

Es hat natürlich ein laufendes Koalitionsgeplänkel gegeben, das mir persönlich auch mitunter auf den Wecker ging, denn die Reibereien zwischen Dr. Ambrozy und Karli Pfeifenberger waren ja programmiert und man hat immer von der Sollbruchstelle ge​sprochen, wie es überhaupt eigentlich zu bemerken ist, dass der Herr Landeshaupt​mann ja sehr geschickt agiert. Für die unangenehmen Dinge hat er seinen Finanz​referenten, der hat einen breiten Rücken offenbar und ein sonniges Gemüt – auf ihn kann man alles Mögliche auch abladen - umgekehrt teilt er heftig aus mit Unter​stützung des Klubobmannes der Freiheitlichen. Und der Landeshauptmann selbst, sonnt sich – sozusagen – als derjenige, der über allen Problemen wie eine Wolke schwebt. (Den Vorsitz übernimmt um 12.35 Uhr Abg. Fer​litsch) Gut, aber das nur zum Atmosphärischen.

Ich sage noch einmal, die Experten, die beauftragt wurden, hatten zwei Dinge zu tun. Das wissen wir alle mittlerweile, obwohl lange Zeit so geheimnisvoll herumgetan wurde. Das Eine war eine Überprüfung von Möglichkeiten, die Ausgaben in verschie​denen Bereichen zwischen den Jahren 2005 und 2009 zu reduzieren. Ein Auftrag der legitim ist, durch Überlegungen, die natürlich auch nachvollzogen werden können. Und der zweite Auftrag – den habe ich heute schon erwähnt – war jener festzustel​len, ob durch Liegenschaftsverkäufe 1,2 Milliarden Euro möglich wären. Ich höre in​teressanterweise aus einem Beitrag des Spitalsreferenten, dass diese sogenannten „Experten“ oder diese Experten teilweise Dinge überhaupt von anderen Studien ab​geschrieben haben. Es sei dahingestellt, kurzum. Das eine klare Ergebnis war: Immobilienverkauf ist in der Form nicht möglich, zumindest konkret gesagt, es ist der Erlös von 1,2 Milliarden aus Immobilienverkauf, was immer man verscherbelt, nicht denkbar! Ob das, der noch nicht fertige Lakeside-Park ist, ob das andere Dinge sind, es geht nicht aus verschiedenen Gründen. Wir werden in den einzelnen Budgetgrup​pen darüber noch reden.

Zweite Sache: Der KABEG-Deal wurde heute oft genug angezogen und diskutiert. Und gerade das Beispiel dieses Zusatzantrages zeigt und beweist mir eines: Die ganze Entwicklung dort war verkorkst! Und diese Vereinbarung – und auch, wenn das ein gewichtiger Mann in der SPÖ, wie Kollege Arbeiter, sozusagen initiiert hat – diese Vereinbarung ist in Wahrheit ein Pfusch. Denn, nicht umsonst müssen sie jetzt durch zusätzliche Anträge all das, was dort wissentlich falsch gemacht wurde, korri​gieren oder zumindest den Versuch machen, es zu korrigieren. Dass, das den Kopf ihres Parteivorsitzenden gekostet hat, ist euer Problem, - ist möglicherweise ein Koali​tionsproblem. Aber nicht einmal das, denn es sind genügend andere die an dieser Koalition hängen mit Herz und Verstand offenbar, oder kühler Überlegung. Daher bin ich der Letzte, der davon ausgeht, dass diese Koalition nicht hält, ich meine, das hat sich mittlerweile als klar herausgestellt.

Aber, wenn schon vor Beschlussfassung im Ausschuss die Verfassungsabteilung klar darauf hinweist, es geht aus verschiedenen rechtlichen Gründen nicht und man geht dort her und sagt: Das ist uns wurscht! – locker gesagt – wir werden schon da​für sorgen, dass wir das politisch durchsetzen, da frage ich mich schon, wie geht man denn eigentlich in diesem Land überhaupt mit gesetzlichen Bestimmungen um? Akzeptiert man überhaupt jetzt bestehende Gesetze? Natürlich kann man sie immer wieder verändern. (Zwischenruf von LH-Stv. Dr. Ambrozy.) Ignoriert man sie oder will man einfach seinen politischen Willen unter allen Umständen durchsetzen, koste es auch nachhaltige Veränderungen der rechtlichen Materien? Diese Frage, das ist eine Gewissensfrage an Sie aus der Koalition, die müssen Sie für sich selbst beantwor​ten. Aber eines sage ich schon: Es ist auch eine Grundsatzfrage, die über die reine Budgetdebatte hinaus im Land zu stellen ist. Denn ehrlich gestanden, ich gehörte zu jenen, die unangenehm berührt waren, als seinerzeit über das Verfassungsgerichts​hoferkenntnis im Zusammenhang mit den Ortstafeln diskutiert wurde. Natürlich hat der Landeshauptmann Applaus bekommen aus vielen Bereichen Kärntens, weil er einmal gegen den Verfassungsgerichtshof aufgetreten ist. Nur, (LH-Stv. Dr. Ambrozy: Hast du da im Kopf was der Wurmitzer gesagt hat?!) … ich sage, ich war unange​nehm berührt von der Art und Weise, wie der Landeshauptmann in seiner Funktion als Landeshauptmann von Kärnten darauf reagiert hat. Man kann über den Inhalt verschiedener Meinung sein, aber es ist eine Frage: Akzeptiere ich höchste Gerichte ja oder nein? Der Applaus war laut und deutlich durch ganz Kärnten zu hören. Da sind wir uns, glaube ich, einig.

Ich sage Ihnen aber ein anderes Beispiel: Es hat sich der Applaus deutlich einge​schränkt in dem Augenblick, wo es ein anderes Erkenntnis gegeben hat. Bei der Be​stellung des Direktors des Landesschulrates. Da war eine Bewerberin, die ihr Verfah​ren im Prinzip gewonnen hat, aber nicht sie (LH-Stv. Dr. Ambrozy: Stimmt nicht!) wurde nach diesem Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes, wenn ich mich recht erinnere, diesmal eingesetzt, sondern der Andere wurde bestätigt. Und, da sage ich noch eines dazu was mich zusätzlich empört. Der Andere wurde bestätigt, auch mit der Unterschrift der Bundesministerin Gehrer. Es ist kein Geheimnis. Warum? – Weil natürlich auch die Frage einer einzelnen Position und einer einzelnen Person in Kla​genfurt plötzlich auf Wiener Ebene zur Koaltionsfrage hochstilisiert wurde und natür​lich ein kleines, unter Anführungszeichen „Bauernopfer“ in Kärnten allemal angeneh​mer ist als große Probleme im Wiener Parlament. Ich bin der Letzte, der hier blind mit Scheuklappen an solche Dinge herangeht. Und deswegen, aus dieser Überlegung heraus, dass ich den Eindruck habe, man setzt sich mitunter mit politischer Willkür über bestehende rechtliche Strukturen und Gesetzgebung hinweg. Das stört mich immens, weil ich in einem Punkt das auch orte – und ich komme noch einmal auf diese Betriebsvereinbarung zurück. Ich denke, dass die rechtlich – wie gesagt - nicht halten wird und nehmen Sie vielleicht einmal auch die eigene Verfassungsabteilung im Lande Kärnten ernst! Das ist mein Appell dazu! Zum Budget selbst. (Abg. Scho​ber: Bei der Strasser-Personalpolitik ist das, denke ich, dasselbe!) Kollege Schober, wir haben in vielen Bereichen Übereinstimmung. Das weiß ich und das freut mich auch immer wieder, auch wenn es kritische Dinge sind. Ich bin, glaube ich, hier offen genug.

Im Zusammenhang mit der Erstellung des Budgets möchte ich bitte mit drei Märchen einmal generell aufräumen, die ja auch heute in der Diskussion mitunter gekommen sind. Erster Vorwurf an die ÖVP: Ihr interessiert euch ja gar nicht für dieses Budget! Ihr habt nicht einmal einen Experten eingeladen und keine Vorschläge! Der ÖVP-Klub hat bereits im Spätsommer darauf hingewiesen, dass die Verschuldenssituation in Kärnten keine einfache ist. Euer eigener Finanzreferent hat eine Woche ge​braucht, um zu überprüfen, ob unsere Angaben stimmen oder nicht. Das ist bitte, aber erst zwei, drei Monate her. Wir reden nicht von irgendwelchen vergangenen Zeiten, sondern es ist im Vorfeld dieses Budgets eine wichtige Frage gewesen. Wir haben Alarm gegeben und es hat lange gedauert. Kurioserweise hat zwischendurch der Herr Landeshauptmann sogar unsere Ziffern bestätigt, aber gut, das ist Ge​schichte.

Was aber noch viel wesentlicher ist, der Vorwurf, wir hätten uns also nicht interes​siert, ist damit – denke ich – entkräftet, denn wir haben durch unser Mitglied im Bud​getausschuss schriftlich eine ganze Menge von ganz konkreten Fragen an den Lan​desfinanzreferenten gestellt. Einen Monat lang, einen ganzen Monat lang haben wir ja nicht eine Zeile als Antwort bekommen, nicht eine Zeile! Und, bei der Debatte im Ausschuss kam die lapidare Antwort: Eure Fragen sind so komplex, die kann man nicht beantworten, zumindest nicht schriftlich. (3. Präs. Ing. Scheuch: Das habe ich nicht gehört!) Ja, Herr Präsident, Sie hören auch nicht immer zu! (Dies löst Heiterkeit unter den Abgeordneten der FPÖ-Fraktion aus. – Beifall von der ÖVP-Fraktion. – Abg. Lutschounig: Hast das Tiachl ein bisschen zu fest angezogen?!) Jetzt, sage ich auch eines dazu. Wenn man einen Monat lang vom Finanzreferenten keine Antwort bekommt, wenn man nicht einmal sozusagen einer Antwort gewürdigt wird, dann er​klären Sie mir, warum wir einen Experten mit in den Ausschuss nehmen sollen, wenn wir im Vorfeld nicht einmal in der Lage sind, uns die Informationen dort zu holen, wo sie eigentlich zu holen wären. Die Bringschuld wollten wir erfüllen, aber wir bekamen – bewusst denke ich – keine Informationen und daher haben wir auch unter Protest keinen Experten genannt, weil ich mir die Blamage ersparen will, wenn der ganze ÖVP-Klub ignoriert wird und keine Antwort be​kommt, warum, bitte erklären Sie mir, sollte in einem Ausschuss dann eine einzelne, wenn auch sehr solide Person, diese Auskünfte bekommen.

Wir haben ja im Gegenzug eines gefordert, - (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Außerm Zernatto habts keinen gehabt!) eine Idee übrigens, die die SPÖ mitträgt offenbar und die ich durchaus für noch einmal überlegenswert halte. Eine Finanzkontrollkommission, die wir dem Finanzreferenten an die Seite stellen müssen oder sollen (Abg. Lutschounig: Als Hilfe!) … als Hilfe, genau, danke für den Einwand! Natürlich als Hilfe, als Unter​stützung. (3. Präs. Ing. Scheuch: Den Zernatto, wahrscheinlich! – Heiterkeit in der FPÖ-Fraktion. – 3. Präs. Ing. Scheuch: Und den Vorsitz hat Zernatto über! – Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Zernatto, Wurmitzer und Sablatnig!) Also, irgendwie habts ihr einen Zernattokomplex, muss ich ehrlicherweise sagen. Aber das könnten vielleicht Psy​chologen … (Es erfolgen mehrere Einwände aus der FPÖ-Fraktion. – Der Vorsitzen​de das Glockenzeichen gebend: Am Wort ist der Herr Klubobmann Mag. Grilc, bitte!) Zum dritten Vorwurf: Wir haben keine Vorschläge! Ich mache Ihnen einen konkreten.

Im Budgetentwurf des Jahres 2005 ist das Schulstartgeld mit null budgetiert. Sie haben es ersatzlos gestrichen! Sie haben aber gestern überfallsartig im Rechts- und Verfassungsausschuss einen Antrag mit einem neuen Parteienförderungsgesetz eingebracht. Dieses neue Parteienförderungsgesetz beinhaltet Folgendes:

„In einem Jahr, in dem eine Landtagswahl geschlagen wird, verdoppelt sich die Parteienförderung automatisch. Es geht um die Verdoppelung, wohl gemerkt, damit wir vom selben reden. Wir haben sofort auch für uns analysiert. Wir waren in der eher unangenehmen Situation, dass ich diesen Gesetzestext erst in der Ausschusssitzung das erste Mal zu Gesicht bekam. Es war auch vorher nicht auf der Tagesordnung oben. Ich habe spontan einmal entschieden: Ich stimme dem nicht zu! In der Analyse der eigenen Fraktion haben wir uns dazu entschlossen, zu sagen: „Nein zur doppelten Parteienförderung!“ Wohlgemerkt: „Nein zur doppelten Parteienförderung!“

Der Vorschlag, den ich Ihnen jetzt mache: Es decken sich die Ziffern de facto. Verzichten Sie auf diese doppelte Parteienförderung, und geben Sie dieses Geld wieder den Familien! Sie haben es den Familien in Form des Schulstartgeldes weggenommen. Und dort gehört es wieder hin! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und den Grünen)

Wir werden heute in dem Zusammenhang noch eines einbringen, einen Antrag, weil wir natürlich wissen, dass das Ganze – wirklich Kompliment an die beiden Klubobleute! – als Aktion gut abgestimmt war. Man hat ja nicht nur die Parteienförderung eingebracht, sondern im Nachtragsvoranschlag ist natürlich auch die Presseförderung drinnen, (Abg. Holub: Wie immer!) wie immer, um die Presse sozusagen ein bisschen zu besänftigen. Sagen wir es einmal vorsichtig. Ich gehe einmal davon aus, dass wir auch diese Frage rechtlich einwandfrei zu klären hätten, auf eine Basis zu stellen wäre die Presseförderung, dass nicht Medien – so mächtig sie auch sind – sozusagen jährlich beim Landeshauptmann antanzen müssen, sagen: „Bitte, gibst du uns die Presseförderung, dann sind wir friedlich.“ Diesen Zustand, wie er jetzt in Wahrheit besteht, den wollen wir nicht mehr. Daher werden wir in diese Richtung auch heute Nachmittag einen entsprechenden Antrag einbringen.

Jetzt noch einmal die Frage: „Natürlich wird die ÖVP das Geld nehmen.“, so ist es angeklungen. Ich kann Ihnen eines sagen: Wir haben diesen Fehler gemacht – aber nur sehr dumme Leute machen den gleichen Fehler zweimal. Wir haben den Fehler gemacht, dazu stehe ich, dass wir voriges Jahr gesagt haben: „Gut, wir nehmen die doppelte Förderung.“, das heißt wir haben es hier abgelehnt und haben es dann genommen; aus wirtschaftlichen Gründen. Das weiß jeder. Das weiß jeder in diesem Land. Sie können sich auch vorstellen, dass uns jeder genau an dem messen wird. Der Stichtag, ob das hält oder nicht hält, was wir heute hier versprechen, ist der 31. März 2005. 2005, der 31. März, ist jener Stichtag, bis zu dem ein Klub (eine Partei, besser gesagt) diese Förderung beantragen muss. Wir werden die Doppelte nicht annehmen. Dazu stehe ich. (Abg. Warmuth: Aber die Einfache schon. – Abg. Lutschounig: Aber die normale Parteienförderung schon. Das ist klar!) Ich habe immer von der Doppelten gesprochen. Es geht auch um die Verdoppelung. Die Einfache, das soll auch unange… (3. Präs. Ing. Scheuch: Ein Teilrückzug?) Das ist überhaupt kein Teilrückzug, sondern es ist richtiger Weise etwas gewesen: Da bin ich wieder beim Kollegen Markut. (2. LHStv. Dr. Ambrozy: Das ist glaubwürdig, aber jetzt so zu heucheln! – Lärm im Hause.) Ich habe gesagt, dass aus unserer Analyse, das im vorigen Jahr ein Fehler war. Es war ein Fehler, den wir nicht ein zweites Mal machen. Alles andere besprechen Sie bitte mit unserem Parteiobmann, der demnächst aus Brüssel zurückkommt. Und das ist es! So.

Jetzt wird aber Zeit, dass wir zumindest eine Analyse des Budgets im Großen vollziehen. Aus unserer Sicht sind dieses Budget 2005 und auch die Planungen für die nächsten Jahre in Wahrheit ein großer politischer Deal zwischen zwei Parteien, die sich jeweils ihre politischen Biotope absichern. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das ist nicht wahr! Dem Wurmitzer seine Pension ist auch drinnen!) Es ist bei der SPÖ zu sehen: Ein Biotop wird sicher der Regionalfonds sein. Ich sehe ihn kritisch! Es ist im Bereich der Sozialausgaben festgeschrieben, dass die – ohne dass man jetzt irgendetwas groß verändert – um rund 10 % pro Jahr steigen. Es hat eigentlich der Spitalsreferent im Bereich der Landeskrankenanstalten freie Hand bekommen. (2. LHStv. Dr. Ambrozy: Wo, bitte?) Dass ihn seine eigene Hand köpft, das ist ein Zweites, aber das wollen wir hier nicht noch einmal ausgiebig diskutieren. Das ist ein eigenes Thema. Nein! Dafür habe ich viel zu viel Respekt vor dir als Person, ohne dass ich jetzt in falsche Heuchelei verfalle. Aber das ist etwas, was jedem zu denken gibt - wie auch immer.

Tatsache aus unserer Sicht ist: Die Zustimmung der SPÖ wurde einfach damit erwirkt – erkauft, könnte man sagen -, dass diese drei Bereiche, die Referenten der SPÖ betreffen, abgedeckt sind. Dass sich der Landeshauptmann da und dort so kleine Körberlgelder im Bereich der Kultur natürlich von etwa einer Steigerung von 1,2 Millionen geben lässt, ist klar. Gerade in Bereichen der Kultur wird natürlich auch die heutige Debatte zeigen, dass hier auf den Bühnen sich einiges tun. Nur ist mittlerweile – und das sage ich auch mit fast einer gewissen Suffizienz – die Seebühne nur mehr für große Tragödien geeignet; für sämtliche andere Arten eher nicht. (Heiterkeit und Beifall in der ÖVP-Fraktion und bei den Grünen)

Sie haben – und da widerspreche ich nachhaltig, weil vorher so positiv von den Perspektiven und von den Entwicklungen der nächsten Jahre gesprochen wird – Ihre eigenen Experten teilweise ignoriert. Wenn Sie dieses Papier aufmerksam lesen, sind dort Vorschläge und auch mahnende Worte für die Bereiche „Personal“, „Gesundheit“, „Soziales“ drinnen. Auf all diese Dinge wurde hier nicht Bezug genommen. Daher sagen wir eines: Es fehlen tatsächlich die strukturellen Ansätze für die Zukunft. Es fehlt vor allem auch der Wille zum sinnvollen Sparen. Wir orten da und dort einfach eine Art Realitätsverweigerung vor dem wirklichen Vermögensstand des Landes.

Ein Stichwort nehme ich zuletzt noch auf: Der Ausgleich der Generationen kann nicht so sein, dass wir jetzt auf Schulden unser Leben finanzieren und die nächste Generation das zurückzahlen muss. Da können wir nicht mit und da werden wir nicht mitgehen! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und den Grünen)

Mag. Grilc

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Bevor ich dem nächsten Redner, Herrn Holub, das Wort erteile, freut es mich, im Namen des Hohen Hauses die Volksschule von Heiligenblut und Apriach, unter der Begleitung von Frau Direktor Tribuser, herzlich zu begrüßen! Danke für den weiten Weg, den Sie zum Kärntner Landtag zurückgelegt haben, um zu uns zu kommen! (Beifall. – Abg. Lobnig: Zur Geschäftsordnung!)
Zur Geschäftsordnung, Herr Abgeordneter Lobnig!

Ferlitsch

Abgeordneter Lobnig (FPÖ):

Lobnig

Sehr geehrter Herr Präsident! Die Kärntner Landtagsfraktion der Freiheitlichen stellt gemäß § 64 der Landtagsgeschäftsordnung folgenden Antrag, mit dem Betreff „Überprüfung sämtlicher öffentlicher Ausschreibungen Bau Lakeside Softwarepark Klagenfurt, mit dem Wortlaut:

Der Landtag wolle beschließen:

Der Landesrechnungshof wird aufgefordert, sämtliche Ausschreibungen im Zuge des Baues des Lakeside Softwareparks auf ihre Rechtmäßigkeit sowie auch die Korrektheit der Auftragsvergabe und deren Ausführung zu überprüfen.“

Ich darf Ihnen den Antrag übergeben und beantrage die Beschlussfassung.

Lobnig

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Ich danke sehr! Wir kommen gleich zur Abstimmung über diesen Antrag. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Danke, einstimmig so angenommen!

Wir kommen zur weiteren Wortmeldung, vom Herrn Holub. Ich darf Ihnen das Wort erteilen! (Abg. Lutschounig: Das ist eine mutige Offensive, für die du die Verantwortung trägst!)

Ferlitsch

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Das ist jetzt keine Rede von der Frau Glawischnig, sondern es ehrt mich sehr, dass ich die gleiche Qualität haben soll. Aber unter Umständen fragt sie auch hie und da mich, was zu sagen ist. (Lärm im Hause)

Zum Herrn Kollegen Strutz: Bitte, das sind, glaube ich, die Sachen, die Sie in dem Land so beliebt machen. Die Grünen haben am 24. Mai 2003 das erste Mal beim Herrn Landeshauptmann um einen Termin angesucht, haben bis heute keinen bekommen. (Abg. Schwager: Das geht heute nicht, weil er in Brüssel ist!) Ich selber habe beim Herrn Klubobmann Strutz elfmal um Termine angesucht – habe keinen bekommen. Der Herr Präsident war so nett, den Herrn Strutz etwas zu schubsen, und dann hat er einmal kurz mit mir gesprochen, während einer Landtagssitzung. Ich habe ihm dann unsere Vorstellungen für demokratiepolitische Änderungen in das Haus übergeben. Seitdem habe ich wieder nichts gehört. Also so viel zur Bitte, dass wir mitarbeiten an gewissen Sachen. (3. Präs. Ing. Scheuch: Da ward ihr nicht dabei.)

Herr Abgeordneter Gunzer wird sich erinnern, er hat mich gefragt: „Warum habt ihr das letzte Mal nicht zugestimmt beim Budget?“ Ich habe gesagt: „Weil niemand mit uns über irgendetwas sprechen will.“ Und das ist die Tatsache! Alles andere ist Heuchelei! Genau das ist die Geschichte, wie man einfach mit den Kärntnerinnen und Kärntnern und auch den politischen Mitbewerbern umgeht.

Zum Abgeordneten Scheuch noch eines: Ich wäre gern bei den Ausschüssen dabei, aber leider Gottes wird von Ihrer Seite her alles abgeblockt, dass kein Grüner in irgendeinem Ausschuss sitzen darf. Ja, wir dürfen zuhören. (3. Präs. Ing. Scheuch: Die Frau Lesjak war dabei!) Ja, wir dürfen zuhören. Danke sehr! Das ist eh schon viel. Ja! (3. Präs. Ing. Scheuch: Ich habe auch zugehört! – Lärm im Hause.) Weil wir nur zwei sind, geht jeder zu anderen Ausschüssen - es gibt ja viele – und darf überall nur zuhören und keine Wortmeldung abgeben. Danke schön für diese demokratiepolitische Besonderheit in Kärnten!

Wenn man in Kärnten über das Budget spricht, spricht man leider Gottes über nichts Gutes, sondern hauptsächlich über Schulden. „Blut, Schweiß und Tränen“, hat es geheißen „wird uns das kosten.“ In Wirklichkeit kostet das uns Gewissen, Ehrlichkeit und Glaubwürdigkeit.

Wenn man das Schulstartgeld ersatzlos streicht und auf der anderen Seite sich über 5 Millionen Euro in die Tasche stecken will, in einer Geschwindigkeit, wie sie von niemandem zu verantworten ist: Das ist nicht nur mutig, das ist nur unanständig, das ist unappetitlich, bitte sehr!

Die budgetären und die außerbudgetären Schulden in Kärnten betragen im Moment über eine Milliarde Euro. Sie werden Ende 2005  1,2 Milliarden Euro betragen. Die Schulden in Kärnten steigen pro Tag um 500.000 Euro. Hier kann man es genau sehen, wie es ausschaut. (eine Aufstellung herzeigend:) Das eine sind die budgetären Schulden – das andere die außerbudgetären. Zusammengefasst sind das die gesamten Schulden des Landes Kärnten. Und das geht in eine Richtung. Das zeigt eine Entwicklung, das fängt nichts ab. Das geht bis oben hinauf, wo dann „tilt“ steht. Und genau so wird es uns nachher gehen. Die Damen und Herren, die schon wieder weg sind, aus Heiligenblut, sollen sich die Menschen nur anschauen, die veranlasst haben, dass sie ihr ganzes Leben lang die Schulden von dieser Politik zurückzahlen werden müssen!

Jetzt schauen wir uns einmal das Budget an! Das ist ja wirklich eine Entwicklung, und es wird eine Richtung vorgegeben. Die Pflichtausgaben und die Ermessensausgaben sinken, bis kein Gestaltungsspielraum mehr da sein wird. Allein diese Geschichte mit der KABEG, die 4 Millionen Euro, das kostet nur diese ganze Geschäftstransaktion. Das sind die Kosten für diese Transaktion, die in Wirklichkeit nur Schulden bringt, also man kauft sich Schulden ein. Das ganze Budget ist einfach ein hilfloser Zugang auf die Geschichte, dass man keine Möglichkeiten findet, diese Schuldenentwicklung abzufangen. Wir versuchen nicht, die Entwicklung zu ändern, sondern wir schauen eigentlich in Kärnten nur: Was können wir noch verkaufen? Was ist noch da? Dafür werden eigene Kommissionen eingesetzt, die im Land herumschauen: Gehört das schon dem Land, gehört das noch nicht dem Land? Könnten wir noch eine eigene Gesellschaft gründen? Ich meine, wenn die Griechen ihre Budgets türken, dann ist das ihre Sache. Wenn wir aber versuchen … (Abg. Arbeiter: In Oberösterreich verkaufen die Grünen diese Anstalten, Herr Kollege!) Da müssen Sie dann mit dem Rudi Anschober reden! (Lärm im Hause) In meinem Sinn ist das nicht, in Kärnten! Dann machen wir einen Termin aus mit dem Rudi Anschober, und er wird Ihnen erklären, wie das dort funktioniert. (Lärm im Hause.)

Ich sage: Wenn andere Länder bei der EUROSTAT nicht durchkommen mit ihrer Budgetpolitik: Bei uns werden die Schulden eher versteckt vor Maastricht. Es ist eigentlich wichtiger, dass es Maastricht-konform ist. Ich würde einmal sagen: Versuchen wir, das Budget an die Verfassung des Landes anzupassen und nicht pausenlos die Landesverfassung an das Budget! Das ist nämlich einfacher. (Beifall von der ÖVP-Fraktion) Statt dass wir die Probleme lösen, verstecken wir die Schulden - und finden wird es einfach die nächste Generation. Allein die Geschichte mit der EUROSTAT: Uns ist das nicht genug. Wir haben die ganzen Unterlagen zu EUROSTAT hinaus geschickt. Wir werden eine Antwort bekommen. Ich möchte wissen, ob das wirklich Maastricht-konform ist, ob das alles so gehen kann. Überall wird der gleiche Schmonzes gemacht. Überall werden die Schulden nur ausgelagert und versteckt, aber in Wirklichkeit haben wir sie. Pro Kopf, pro Kärntnerin und Kärntner haben wir 2.000 Euro Schulden. Das können wir nicht einfach wegschönen.

Dann schauen wir uns einmal an, wo wir sparen wollen. Wir haben jetzt auch ein Budgetprogramm von 2005 bis 2009. Wo wird man denn sparen? Natürlich bei den Grünen-Anliegen, sprich beim Tierschutz. Tierschutz-Ombusfrau ist mit null budgetiert. (Abg. Lutschounig: Ist ehrenamtlich!) Der Umweltanwalt ist mit null budgetiert. Beim Naturschutz geht es zurück. Das Liesertal, wofür es einige Petitionen gibt: Ja, wo ist denn das eine Prozent von der Mautgebühr? Wo sind denn die Lärmschutzmaßnahmen! Wann kriegen die das denn?! Zuerst kriegen sie die Lastwägen und dann keinen Lärmschutz. So schaut es aus. Genauso heuchelnd geht man mit den Menschen da oben um. Man verspricht ihnen etwas und macht genau das Gegenteil. (2. LHStv. Dr. Ambrozy: Ich bin dagegen!) So kann es ja nicht gehen! Gut! Schauen wir einmal, was die Kommission herausgefunden hat. Unser LH hat ja einen starken Bezug zu gewissen und immer wiederkehrenden Rechnungshofpräsidenten. In dem Fall hat eben der Herr Fiedler herum geschaut, wie es ausschauen soll und hat dann sein Urteil abgegeben. Schauen wir uns allein in der Verwaltung an, was da vorgesehen ist. Also für Lehrlinge wird es in der Verwaltung im Landesdienst keinen Platz mehr geben. Das steht da.

Generelle Übernahme von Lehrlingen in den Landesdienst sei nicht gangbar. Fein! Also, die Beamten sollen sich schon darauf einstellen, es wird geben: Null-Lohnrun​den! Einen Einstellungsstopp! Aussetzung der Vorrückung, Aussetzung der Beförde​rung! Und dann gibt’s noch eine Modifizierung des Pensionsmodells. Ja, wenn man sieht, wie es sich im Bund abspielt, kann man es sich vorstellen wie die Modifizierung ausschauen wird. Dann: Budgetposten „Dienstzettler“ ist auf null gestellt! Wie man das schaffen will, weiß ich nicht ganz, aber vielleicht werden alle, wie immer, ohne Objektivierung sofort als Vertragsbedienstete eingestellt. Schön wärs ja! Während alle sparen müssen in der Verwaltung, gibt’s natürlich auch Bereiche die um 17 Pro​zent steigen, wie die Landesregierung oder die Sekretariate der Landesregierung. Also, wie man sieht, geht wieder einmal die Regierung mit gutem Beispiel voraus. Gestrichen werden: Schulstartgeld; gekürzt werden: Kinderbetreuungseinrichtungen, frauenpolitische Maßnahmen und die Seniorenhilfe zu zwei Drittel. Danke, Jörg!

Im Bildungsbereich will man von 15 Millionen – weil von der Bildung gesprochen worden ist – auf 3 Millionen herunter kommen. Und zwar wie? – Durch Nichtnachbe​setzung, Pragmatisierungsstopp und kärntenweite Versetzungen. Da werden sich die Menschen wieder freuen, wenn sie kreuz und quer im Land herumfahren und CO2 hinterlassen. Dann gibt’s noch angedacht Direktionszusammenlegungen und Klas​sen​zusammenlegungen. Das heißt, wir werden wieder Klassen über 30 haben. Das ist das Bildungsprogramm, das auf uns zukommt. Na, toll! Großartig! In der Landwirt​schaft sinds ja nur 5 Prozent, die weniger vorgesehen sind und für die Sportvereine, ich glaube, da sind wir uns auch mit den Herrschaften hinter mir einig, dass das nicht gehen kann, dass man die so drastisch kürzt, nur weil man ein Fußballstadion bauen will, das wahrscheinlich vier Mal voll sein wird. Dreimal für Vorrundenspiele und ein Mal wenn die Zeugen Jehovas kommen. (Dies löst Heiterkeit in der ÖVP-Fraktion und bei Abg. Mag. Lesjak aus.)
Weitere Kürzungen: Raumplanung, Raumplanung! Wie immer gesagt wurde dazu: Wichtig die Orts- und Regionalentwicklung. Ja, toll! Und, warum spart man dann dort die Ausgaben ein? Das Interessante daran ist – das macht ja nicht nur die FPÖ allein, wie man gewohnt ist – sondern, das Chianti-Regierungsteam lässt einfach das Rot vermissen. Das Rot ist aus dem Wein total verschwunden. (LH-Stv. Dr. Ambrozy: Der Chianti, den du mir gegeben hast, war sehr billig!) Ich habe mir seinerzeit voller Bewunderung … nein, ich hätte ihn nicht getrunken … (Der Redner lacht dabei. – Heiterkeit im Hause.) voller Bewunderung … Ja, das ist ein schönes Vertrauen, gelt! (Es herrscht Lärm im Hause.) Voller Bewunderung habe ich das (Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen.) Regierungsprogramm angeschaut. Wenn ich jetzt das Budget mit dem Regierungsprogramm vergleiche, da stimmt ja überhaupt nichts mehr. Das Eine war ein Märchen und was wir jetzt haben, ist der neue Horrorfilm von der Cine-Cultur-Carinthia auf der Seebühne! Das ist ja graußlich! Die Kärntner haben die SPÖ nicht deswegen gewählt, damit sie ein Weder/Noch, also weder sozial noch demokratisch ist, sondern dass sie ihre Anliegen vertritt.

Aber, wenn mir der Klubobmann Markut sagt, ja dann nehmts das Geld nicht und wir tuns in den Sozialbereich. Ja, gerne! Aber, was ist mit euch? Ihr seids die Sozialde​mokraten! Nehmts ihr das Geld und tut es in den Sozialbereich. (Abg. Markut: Wir schaffen Arbeitsplätze mit diesem Geld und …) Ja, das ist toll, ja! Deswegen ist das Schulstartgeld gestrichen und die ganzen Sozialleistungen gestrichen. (Abg. Markut: Das Schulstartgeld, das ist falsch!) Dieser Nachtragsvoranschlag – ich habe ja zuerst gedacht, es geht nur um 3,3 Millionen. Es geht ja um mehr als 5 Millionen Euro. Das ist wirklich unverschämt! Und das in der Geschwindigkeit. Zuerst nimmt man im vorigen Jahr einen Vorschuss auf die Wahlkampfkostenrückerstattung, und jetzt nimmt mans noch einmal. Und, wenn man dann noch mehr pleite sind als Partei, dann werden wir jedes Jahr eine Wahl haben, damit man jedes Jahr das verdoppeln kann. Ja, toll! Da freue ich mich schon wieder auf die Neuwahlen. Als Draufgabe kriegt noch jedes Regierungsmitglied 20.000,-- Euro einfach so gezahlt zur Disposi​tionierung. 20.000,-- im Jahr mehr das ist soviel, wie eine Kärntnerin durchschnittlich in zwei Jahren verdient. So schauts aus! Also, mit dieser unmenschlichen Politik, drängen Sie meine Damen und Herren, Kärnten an den Rand der Armut. Und dafür stellen wir der Regierung ein Zeugnis aus im Bezug auf die Armut und ich darf jetzt Frau Notar Mag. Lesjak bitten, das Zeugnis dem Finanzreferenten oder der Vertre​tung, unserem Landeshauptmann-Stellvertreter, zu überreichen. (Abg. Mag. Lesjak legt einen Bogen Papier mit großer Überschrift „Armutszeugnis“ auf das nicht be​setzte Pult des LH-Stv. Ing. Pfeifenberger.) Das ist der Pleitegeier und das sind die Zeugnisse. (Mehrere Einwände aus der FPÖ-Fraktion.) Die Grünen werden natürlich dieses Gesetz beeinspruchen. Dieses Gesetz wird beeinsprucht werden und die Bundesregierung wird aufgefordert, das Gesetz zurückzunehmen, genauso wie wir es auch im Bundesrat thematisieren werden. Ja, so schauts aus! Danke vielmals!

(3. Präs. Ing. Scheuch: Lei, Lei! – Beifall von der ÖVP-Fraktion und den Grünen. – Der Vorsitzende erteilt KO Dr. Strutz zur tatsächlichen Berichtigung das Wort.)
Holub

Abgeordneter Dr. Strutz (FPÖ):

Dr. Strutz

Herr Präsident! Abgeordneter Holub hat ausgeführt, er habe elf Mal um einen Termin bei mir angesucht. Das ist klare Unwahrheit! Herr Holub hat nicht elf Mal um einen Termin bei mir angesucht, (Abg. Holub: Meine Sekretärin!) sondern er hat mich ein​mal angesprochen und ich habe dieses Gespräch im Zusammenhang auch mit dem gewünschten Rechnungshof geführt und er hat die Unterlagen letztendlich auch be​kommen.

Dr. Strutz

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Ich danke für die Wortmeldung und tatsächliche Berichtigung. Ich darf die Damen und Herren ersuchen, dass wir jetzt die Sitzung bis 14.35 Uhr unterbrechen. (Unter​brechung der Sitzung um 13.05 Uhr.)
(Fortsetzung der Sitzung um 14.37 Uhr)

Ferlitsch

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Wir setzen die unterbrochene Landtagssitzung fort. Ich würde vorschlagen, dass wir jetzt die zwei Dringlichkeitsanträge behandeln werden und dann in weiterer Folge die Generaldebatte in den einzelnen Blöcken durchführen.

Ich darf den Herrn Schriftführer ersuchen, dass er gleich mit dem 1. Dringlichkeitsantrag beginnt! 

Mitteilung des Einlaufes

A. Dringlichkeitsanträge:

1. 
Ldtgs.Zl. 47-4/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des Freiheitlichen Landtagsklubs und des SPÖ-Klubs betreffend Schutz der Anrainer entlang der A 10 Tauernautobahn mit folgendem Wortlaut:

Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, entsprechend der von den Bürgermeistern der Gemeinden Rennweg, Krems in Kärnten, Gmünd, Trebesing, Seeboden und Spittal/Drau sowie der Bürgerinitiative „Transitplattform A 10 Oberkärnten“ dem Kärntner Landtag überreichten Petition dafür zu sorgen, dass entlang der A 10 Tauernautobahn im Liesertal folgende Maßnahmen gesetzt werden:


1.
Es ist eine permanente Kontrolle der zum Schutz der Anrainer bestehenden Geschwindigkeitsbeschränkungen durch Errichtung einer „section control“ nach Vorbild am Wechsel und Kaisermühlentunnel sicherzustellen.


2.
Es sind permanente Messstellen zur Kontrolle der Luftgüte inklusive Feinstaubbelastung und der Lärmbelastung in allen betroffenen Gemeinden zu errichten und die Ergebnisse öffentlich zugänglich zu machen (z.B. Internet). Die Standorte sind mit den Bürgermeistern abzustimmen.


3.
Es sind durch permanente wissenschaftliche Begleitung (beispielsweise Boden-, Gewässer- und Vegetationsproben) die Auswirkungen der Verkehrszunahme auf Mensch und Ökosysteme zu analysieren und die Auswertungen ebenfalls öffentlich zugänglich zu machen. Die Auswahl der Methoden und wissenschaftlichen Experten soll von der Landesregierung mit den betroffenen Gemeinden und Bürgermeistern erfolgen.


4.
Es ist eine Vorfinanzierung der von der ASFINAG/ÖSAG erst nach 2014 geplanten Lärmschutzmaßnahmen im Liesertal sicherzustellen, damit spätestens im Jahr 2014 die geplanten Lärmschutzmaßnahmen zum Schutz der Anrainer fertig gestellt sind. Weiters sind für jene Anrainer, die durch die von der ASFINAG/ÖSAG geplanten Lärmschutzmaßnahmen nicht ausreichend geschützt sind, passive Lärmschutzmaßnahmen (z.B. Lärmschutzfenster) zu setzen.


5.
Es ist zur Erhöhung der Verkehrssicherheit ein generelles Überholverbot für Hängefahrzeuge mit schweren Anhängern zu erlassen. Weiters ist eine Kostenübernahme des Feuerwehrwesens für Anschaffungen von technischen Gerätschaften, Kraftfahrzeugen und Ausbildung von FF-Leuten, welche zum Einsatz auf der A 10 notwendig sind, zu beschließen. Wenn es zur Erhöhung der Verkehrssicherheit oder zum Schutz der Anrainer notwendig ist, sind weitere Geschwindigkeitsbeschränkungen zu erlassen.


6.
Es sind alle Maßnahmen zu treffen, um eine Verringerung der Mautbelastung auf der A 10, insbesondere für den Güter- und Durchreiseverkehr, zu verhindern.

Ferlitsch

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Zur Begründung der Dringlichkeit hat sich Herr Abgeordneter Präsident Scheuch gemeldet. Ich darf dir das Wort erteilen!

Ferlitsch

Dritter Präsident Ing. Scheuch (FPÖ):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Präsident! Hohes Haus! Wenn wir heute hier von einem Dringlichkeitsantrag betreffend Anrainerschutz auf der A 10 sprechen, dann geben wir laut Geschäftsordnung zuerst unsere Beiträge zur Dringlichkeit ab. Das heißt, man muss sich die Frage stellen: Ist dieser Antrag auch wirklich hier dringlich zu behandeln? Die klare Antwort ist: Ja! Das möchte ich hier auch begründen, warum. Es gibt immer wieder unqualifizierte Meldungen von Seiten der europäischen Transitlobbys und Großkonzerne, die meinen: freier Verkehr für freie Bürger, die meinen Anrainerinteressen, Naturschutzinteressen, Menschen​interessen und Lebensinteressen sind zweit​rangig; wichtig ist grenzenloser Warenverkehr.

Das wäre nichts Neues. Das wäre vielleicht immer dringlich zu behandeln. Aber diese Form hat eine neue Qualität hier in Kärnten bekommen, eine neue Qualität darin, dass sich die Wirtschaftskammer Kärnten hier zu Wort gemeldet hat und in einer Form zu Wort gemeldet hat, dass man ihr nur mehr ein Zeugnis diesbezüglich ausstellen kann: dass sie eigentlich ein willfähriger Erfüllungsgehilfe der europäischen Transportlobbyisten geworden ist, wenn sie hier meint und in ganzseitigen Zeitungsinseraten schaltet: „Wir werden eine Klage einbringen“, eine Klage einbringen gegen unser eigenes Land sozusagen, gegen unsere eigenen Interessen sozusagen und gegen die Interessen der Bürger und der Natur dieses Landes „im Auftrag der EU“, dass man die Maut einfach abschaffen möchte. Und genau so ist dies in den Zeitungsanzeigen hier kommentiert worden. Das ist einzigartig eigentlich in der Geschichte unseres Bundeslandes, dass Kärntner Interessen hier zweitrangig untergeordnet werden einem kurzsichtigen Profitdenken. Ich denke, das darf nicht Schule machen. Deswegen die Dringlichkeit! (Abg. Lutschounig: Ist eh alles erlaubt!)

Aber es sei mir auch hier erlaubt, als Vertreter Oberkärntens noch etwas zu sagen. Ich hoffe, Herr Kollege Lutschounig, dass du mich hier unterstützt, weil die ganze Sache noch eine Facette hat! Eine ganz besonders bekannte Facette: Es ist nämlich nicht nur die Anzeige geschaltet worden, sondern – und das ist bezeichnend für die Geisteshaltung, und ich bitte dich hier vom Rednerpult aus, deinen Einfluss geltend zu machen auf deinen Wirtschaftskammerpräsidenten, weil wenn er hier auf eine Anfrage, und ich habe das Originalblatt hier, der Transit-Plattform mit folgendem Originalzitat antwortet. Ich zitiere: „Wem der Verkehr nicht passt, der soll wegziehen.“ (Abg. Mag. Grilc: Das Zitat wurde dementiert!) Dann kann man schon dementieren, aber wenn die schriftliche Aussage hier ist – schriftlich! -, dann kann man wohl dementieren. Weißt eh, dann wird man halt vielleicht wieder, wie heute schon einmal, herausgehen müssen und sagen: „Wir haben einen Fehler gemacht.“ Aber ich würde mir das auch wünschen, dass man das hier macht und dass man das hier sagt, weil wenn man heute Leuten, den Bauern im Lieser- und Maltatal, die über Jahrhunderte hier Höfe betreiben, die dieses Land überhaupt urbar gemacht haben – und ich betone, die geduldig sämtliche Belastungen, die bis jetzt auf sie zugekommen sind, getragen haben – ausrichtet, sie sollen wegziehen, wenn ihnen das nicht passt, dann ist das eine „Qualität“, die eigentlich bisher nicht erreicht wurde. Deswegen auch klar die Dringlichkeit!

Und ich sage Ihnen in diesem Zusammenhang noch etwas. Die Bürgermeister dieser Talschaft, die sich alle hinter diese Plattform gestellt haben, erwarten sich und haben auch bei der Übergabe heute – und das werden die Klubobmänner, die dabei gewe​sen sind, bestätigen – die erwarten sich, (Vorsitzender: Eine halbe Minute noch!) … ja, ich bin gleich fertig! Erwarten sich hier vom Kärntner Landtag eine klare Sprache, eine andere Sprache, eine Sprache, die die Interessen der Talschaft in den Vorder​grund rückt. Und an die Adresse der Wirtschaftskammer ist zu sagen, man kann über alles reden, aber nicht in diesem Ton! Und sie sollen sich auch noch etwas über​legen. Ich bin einer hier am Rednerpult, der diese Autobahn schon einmal gesperrt hat. Und viele andere werden das tun und die Schäden, die hier dann entstehen, wären für die Wirtschaft und für die Erreichbarkeit Kärntens nicht abzusehen und ge​rade das wäre eine unverantwortliche Handlung, die provoziert, durch unüberlegtes, politisches Kleingeldsammeln im Vorwirtschaftskammerwahlkampf. Das ist verwerf​lich und wir verwehren uns. Und ich hoffe im Auftrage der Bürgerinitiativen und der Bürgermeister, dass wir hier in diesem Haus eine Dringlichkeit für diesen Antrag fin​den werden. Ich bedanke mich auch schon im Vorhinein, dass das wahrscheinlich möglich sein wird. Danke! (Beifall von der FPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Ing. Hueter zur Dringlichkeit das Wort.)
Ing. Scheuch

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP):

Ing. Hueter

Herr Präsident! Hoher Landtag! Herr Landesrat! Zum Thema, glaube ich, ist gestern in der Wirtschaftskammer sehr hinlänglich diskutiert worden. Ich kann das, was mein Vorredner jetzt gesagt hat nicht ganz unwidersprochen lassen, weil ich glaube, das ist genau der Punkt, warum es soweit gekommen ist. Hier muss wirklich – und das habe ich gestern herunten in der Wirtschaftskammer zum Ausdruck gebracht – mehr miteinander geredet werden und nicht der Eine den Anderen ausspielen und dann – wie soll ich sagen – kommt genau das heraus, was nicht herauskommen soll. Ich glaube, jeder in diesem Raum hier ist stets hinter der Bevölkerung des Liesertales. Ich könnte jetzt auch so einen Leserbrief an den Herrn Landesrat Dörfler heraus​ziehen, der jetzt auf einmal behauptet, er ist auch Liesertaler. Also, ich kann das schon lang behaupten. Ich bin Spittaler und ich stehe absolut hinter dem Liesertaler Anliegen, weil ich weiß, was es heißt, an einer Autobahn zu leben. Und, weil ich auch weiß, dass hier wirklich Versäumnisse seitens der Politik und seitens der Politik im Land Kärnten passiert sind. Dieser Lärmschutz von dem wir alle reden, bitte, der ist ja nicht erst seit heuer oder seit jetzt. Der hätte schon längst passieren müssen! Und, wenn der Herr Landesrat die Schuld jetzt immer der ASFINAG oder der EU oder irgendwen gibt, dann stimmt das ganz einfach nicht!

Hier werden ganz bewusst – und auf das lege ich Wert – ganz bewusst werden die Dinge verwechselt. Von dieser Doppelmaut – und die Wirtschaftskammer, sowie der Kurt es gesagt hat - ist gegen die Bemautung. Das stimmt ja nicht! Sie wollen nur gleiches Recht im Roadpricing haben in ganz Europa. Und das, glaube ich, ist legi​tim. Und, dass hier Versäumnisse passiert sind, die man eben … Und, wenn du sagst, ihr seid auch dafür – die ÖVP ist selbstverständlich dafür! Ich getraue mich zu behaupten, ich bin der einzige Abgeordnete, der bei der A10-Plattform als Mitglied gemeldet ist, weil ich weiß, was es heißt, hier an so einer Straße zu leben, wo wirklich Versäumnisse passiert sind. Und da darf jetzt nicht wieder kommen … (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) Ich schaue nach vorn und nicht hinter, vielleicht bist du anders. Ich schaue Gott sei Dank nach vorn. Ich bin da anderer Meinung, was man jetzt hier über die Bauern sagt und meint, das sind die armen Bauern, die oben Gesetz haben müssen. Jawohl, deswegen tun wir was. Aber bitte, dazu gibt es Re​ferenten, dazu gibt’s Politiker, die es eigentlich schon längst hätten umsetzen müs​sen. Noch einmal! Ich bin kein Vertreter der Wirtschaftskammer, da sind alle Coleurs drinnen. Und, es wäre wieder genau fatal, wie der Blödsinn der wieder passieren würde oder hoffentlich nicht passiert, dass wir jetzt wieder den gleichen Rückkehr​schluss machen und sagen: Jawohl, der ist schuld oder der ist schuld oder sonst alle. Wenn wir heute diesen Dringlichkeitsantrag der SPÖ – und wir unterstützen ihn zu 100 Prozent – dass wir gemeinsam hier diese Maßnahmen, die darin gefordert sind, umsetzen werden, dann wird’s auch mit der Bevölkerung einen Schulterschluss geben und nicht auf zweierlei Arten zu arbeiten, sowie es jetzt passiert ist oben. Beim Tunnel, da siehst keinen – wie soll ich sagen – keinen Landesrat, der so mit den Bürgermeistern Hand in Hand geht. Jetzt auf einmal springen wir auf diesen Zug auf der schon längst fährt, aber schon längst agieren hätten müssen.

Und dann ist das, ich meine wirklich, das Wort Zynismus will ich jetzt da gar nicht verwenden. Aber ich muss echt sagen, das hat mir ein bisschen weh getan, weil ich ganz einfach glaube, dass das nicht im Interesse der Liesertaler Bevölkerung ist, so​wie es jetzt praktiziert wird. Wenn wir uns aber heute alle einig sind, dass wir das oben umsetzen, Kurt, (3. Präs. Ing. Scheuch: Wir haben ja keine Inserate geschal​ten!) dann hast du mich als Mitstreiter. Und da bin ich sogar dabei oben, wenn du meinst absperren. Ich bin auch oft fürs Absperren, aber das muss gezielt sein. Nur abzusperren, um zu sagen, damit wir etwas getan haben, das ist mir zu wenig. Also, von unserer Seite aus hundertprozentige Unterstützung und noch einmal die Auffor​derung an den Herrn Landesrat, hier wirklich aktiv zu werden und die Lärmschutz​maßnahme, die ein wesentlicher Teil oben ist, bitte raschest umsetzen. (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schober zur Dringlichkeit das Wort.)
Ing. Hueter

Abgeordneter Schober (SPÖ):

Schober

Ja, geschätzter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich will einmal versuchen, so halbwegs ein Licht in die Sache hinein zu bringen, denn ich denke, die Diskussion geht jetzt in eine ganz andere Richtung als wir sie vor einem halben Jahr in etwa – nein, es ist schon etwas länger – vor einem Jahr hier in diesem Haus begonnen haben. Ich fange einmal so an: Es hat Versprechungen und Aus​sagen hochrangiger Politiker gegeben. Ich zitiere einen Brief vom 12. Juli 2002, wo Landesrat Dörfler an den Wirtschaftspräsidenten Pacher schreibt. „Ich darf daher nicht nur in meinem, sondern auch im Namen von Landeshauptmann Haider und Landeshauptmann-Stellvertreter Ing. Pfeifenberger als Mitglied der Kärntner Landes​regierung darauf hinweisen, dass ein etwaiges Anliegen der Kärntner Landesregie​rung, durch die bestehenden Sondermaut hervorgerufen, Standortnachteile in Kärn​ten zu beseitigen, unterstützt wird.“ (Abg. Lutschounig: Man höre!) Ich verweise da​rauf, dass am 29. August 2002 Landeshauptmann Haider in einer Presseaussen​dung zur drohenden Doppelmaut in Kärnten meint, das geht so weiter. 4. Feber 2003: Landeshauptmann setzt sich vehement für die Abschaffung der Doppelmaut ein und, und, und. Letztendlich sind all diese Diskussionen in einem gemeinsam von den Freiheitlichen und dem SPÖ-Landtagsklub geschriebenen Dringlichkeitsantrag vom 19.9.2003 gemündet, wo wir – wo auch die ÖVP dann mitgestimmt hat – wir wollen eventuelle Standortnachteile auf der A10, die dem Kärntner Frächter und auch dem Kärntner Touristen entstehen, wollen wir abgegolten haben. Das ist nicht gegangen, weil es dem EU-Recht widerspricht. Es gibt auch eine einstimmige Reso​lution der Kärntner Landesregierung in dieser Richtung.

Es wurde die ganze Diskussion sehr emotional geführt, medial immer groß aufge​macht und so weiter. Und ich habe eines geortet, dass also Einer – ich möchte ganz offen sagen wie ich das empfinde – Landesrat Dörfler aus dieser ganzen Geschichte ausgeschert ist, weil er sich auf einmal hinter die Bürger des Liesertales gestellt hat oder vor die Bürger – wie immer man das sieht. Und, wenn ich nur an die gestrige Diskussion zurückdenke, der sogenannte zweite „Mautgipfel“ in der Wirtschaftskam​mer oder von der Wirtschaftskammer einberufen, da ist man sich gegenseitig – ich sags einmal so – nichts schuldig geblieben in dieser sehr offen geführten Diskussion. Ich habe jedenfalls zwei Fronten geortet. Das war die eine Front der Unternehmer und es war auf der anderen Seite mehr oder weniger alleine - sage ich einmal so – der Verkehrslandesrat Dörfler. Und in der Mitte ist einer gestanden, der sitzt auch unter uns, der Vizepräsident der Kammer Kollege Gunzer, der keinen leichten Stand gehabt hat, (Abg. Gunzer: Ich melde mich schon noch zu Wort.) der vor einer be​vorstehenden Wirtschaftskammerwahl einerseits die Interessen der Wirt​schaft zu vertreten und andererseits doch irgendwo – ich sage das auch einmal ganz offen – hinter seinem Parteikollegen Dörfler zu stehen hat.

Ein objektives Urteil dazu abzugeben, fällt mir äußerst schwer, denn auch gestern ist es in der Diskussion so herausgekommen. Da glaubt Einer dem Anderen nichts und man spricht davon, es gibt falsche Unterlagen, falsche Zahlen und so weiter. Ich sags ganz offen. Ich verstehe einerseits die Argumente, die die Wirtschaft vorge​bracht hat, ohne das irgendwo zu werten. Ich verstehe aber natürlich auch die be​rechtigten Sorgen der Anrainer, die sicherlich kein leichtes Leben an dieser A 10 haben. Aber, was immer für Gesinnungswandel sich in der FPÖ heute Nacht erge​ben hat, das weiß ich auch nicht, denn der heutige Antrag, der geht ja nicht mehr in die Richtung Abschaffung der Sondermaut, sondern heute geht’s darum, die Interes​sen der Liesertaler Bevölkerung zu unterstützen. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das ist ja unser Anliegen!) Da bin ich selbstverständlich und wir als Sozialdemokraten auch da​bei. Und ich bin an sich sehr froh darüber, dass die Interessensgruppe der Lieser​taler heute mit dieser Petition gekommen ist, denn es hat ja schon bereits im Vorfeld einige Dinge gegeben, die normalerweise aus meiner Sicht all das ja eh schon über​flüssig macht. Denn, ich zitiere eine Aussendung vom 19. Feber 2002, wo Infra​strukturminister Gorbach, Landeshauptmann Haider und Landesrat Dörfler in einer Pressekonferenz festgestellt haben, dass 300 Millionen Euro für die Sicherheit und Entlastung der Umwelt entlang der A 10 und 65 Millionen alleine für den Lärmschutz (Vorsitzender: Die Redezeit beträgt noch eine Minute!) und die Sicherheit in Kärnten ausgeschüttet worden sind. Also muss ich mich fragen: Wofür das überhaupt?

Und ganz verwundert war ich, als ich diesen Artikel von Doktor Karl Schlögl gelesen habe der heftige Angriffe – jetzt möchte ich das auch nicht werten – an den Landes​rat Dörfler, an den Kollegen Scheuch, richtet, wo man all diese Sachen, die schon da drinnen sind, ja bereits in einer Aussprache versprochen hat. Aber da heißts zum Ab​schluss: „Seither herrscht Funkstille. Jede weitere Bemerkung erübrigt sich.“ Und, Kollege Scheuch, eines zum Abschluss noch. Den letzten Absatz, wo alles zu unter​nehmen ist, dass man die Autobahnmaut nicht abschafft. Ich darf nur daran erinnern, was du in deiner Begründung beim letzten Dringlichkeitsantrag gesagt hast. (Heiter​keit in der ÖVP-Fraktion. – Abg. Lutschounig: Bravo, Rudi!) Nur eines wünsche ich mir schon. – Dass die Pendlerinnen und Pendler aus Kärnten eine hundertprozentige Mautfreistellung bekommen. Und, dass du nicht einsiehst, dass ein Kärntner um 300,-- Schilling nach London fliegt, aber wenn man nach Kärnten einreist, 300,-- Schilling als Tourist an der Autobahnmaut zu bezahlen hat. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.) Noch einmal, das wollte ich zur Klarstellung gesagt haben! Aber abschlie​ßend eines: Selbstverständlich stehen wir voll und ganz hinter diesem Dringlichkeits​antrag. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub zur Dringlichkeit das Wort. – Aufgrund eines Hin​weises durch den Schriftführer Mag. Weiß, ist dem Redner die Wortmeldung aber untersagt geblieben.)

Schober

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Ich widerrufe diese Wortmeldung. Als nicht Klubmitglied ist es leider nicht möglich, bei der Begründung daran teilzunehmen; - in weiterer Folge an der Debatte sehr wohl. – (Abg. Holub bereits am Rednerpult stehend in gespielt beleidigter Manier: Also gut, dann gehe ich wieder! – Dies löst Heiterkeit in der ÖVP-Fraktion und bei Abg. Mag. Lesjak aus.)
Wir kommen zur Abstimmung über die Dringlichkeit dieses Dringlichkeitsantrages. Wer damit einverstanden ist, es ist Zweidrittelmehrheit erforderlich, den bitte ich um ein Handzeichen! – Danke, das ist einstimmig so beschlossen. Damit ist die Dring​lichkeit gegeben. Als Erster in der Debatte hat sich Herr Landesrat Dörfler gemeldet. Ich erteile ihm das Wort!

Ferlitsch

Landesrat Dörfler (FPÖ):

Dörfler

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich freue mich, dass ich heute … (Es gibt kleinere technische Probleme bei der Freigabe des Mikrophons.) Herr Präsident! Hohes Haus! Ich freue mich, dass heute im Landtag Klarheit darüber hergestellt wird, was in Kärnten Verkehrspolitik bedeutet und was wir nicht zulassen wollen. Daher schon auch ganz kurz zur Chronologie der Geschichte, warum sich etwas entwickelt hat und welche Maßnahmen dazu zu setzen sind. Denn, man kann nicht Wirtschafts​standort, Geld, Kapitalerträge gegen Umweltinteressen und gegen Bevölkerungsin​teressen ausspielen. Genau das war der Grund dafür, dass es notwendig war. Es hat ja schon im letzten Jahr eine für mich völlig unverständliche Kampagnisierung für die Abschaffung der Maut durch die Sozialpartner, Arbeiterkammer, Österreichischer Ge​werkschaftsbund, Industriellenvereinigung, Wirtschaftsbund und Landwirtschaftskam​mer gegeben. Und schon damals habe ich als Verkehrsreferent völlig klargestellt, dass es meinerseits niemals eine Unterstützung dafür geben wird, dass die A10 als einziger Alpenübergang Europas, zwischen Frankreich, Schweiz und Österreich mautfrei gestellt werden kann. Denn das würde ja bedeuten, dass wir sagen, Grüß Gott Transit und das bitte kostenlos!

Vielleicht einige Zahlen und Fakten. Auf der A 10 nimmt die ASFINAG im Jahr 2004 60,9 Millionen Euro Maut ein, davon sind 30 Millionen Euro PKW-Maut und 30 Millionen Euro LKW-Maut. Es gibt im Jahreskreislauf eine Schwankung von 40 bis 60 Prozent Transitverkehre, PKW und LKW. Das bedeutet, dass von diesen 60 Millio​nen Euro, 30 Millionen Euro Erlöse aus Durchgangsverkehren sind. Vielleicht eine weitere Zahl. Der Brenner hat 1,6 Millionen alpenüberquerende Fahrten und man hat festgestellt, dass durch die Hochpreispolitik der Schweiz im Mautbereich 500.000 Fahrten von der Schweiz zum Brenner verlagert wurden. Und, wenn das was die Wirtschaftskammer jetzt wieder einmal fordert, politisch zugestimmt wird - nämlich die Abschaffung der Maut - würde das bedeuten, dass auch der Tauern einige hun​derttausend Fahrten vom Brenner nach Kärnten, Salzburg und Kärnten, verlagert be​kommen würde. Und deshalb habe ich, nachdem die Wirtschaftskammer, Sektion „Industrie“ am 5.11. eine Sitzung in Graz gehabt hat und da wieder einmal angedroht hat, eine Klage beim Europäischen Gerichtshof und beim Verfassungsgerichtshof gegen die Sondermaut einbringen zu wollen, heftigst mit einem Zitat das nicht unbe​dingt in meiner Sprache gelegen ist, „der verkehrspolitische Hirnriss“ reagiert. Das ist ein verkehrspolitischer Hirnriss, den Gratistransit anzulocken, Mauten abzuschaffen, damit aber auch dem Kärntner und dem österreichischen Steuerzahler mehr Geld abknöpfen zu wollen. Denn, man muss wissen, wenn ich von 60 Millionen Euro 30 Millionen Euro Durchfahrtserlöse nicht mehr lukriere, bedeutet das, dass der öster​reichische Steuerzahler, pro Jahr bitte, 30 Millionen Euro mehr aufbringen muss, um die Investitionen und die Erhaltung der A 10 zu finanzieren. Das nur auch zur Be​lastung, die dadurch für den österreichischen Steuerzahler entstehen würde.

Wenn von 30 Millionen Lkw-Maut im Schnitt 50 % Transiteinnahmen sind, bleiben 15 Millionen Euro übrig. Wenn ich das durch zwei Bundesländer teile, Salzburg und Kärnten, sind das 7,5 pro Bundesland. Mag sein, dass Salzburg weniger in den Süden transportiert als Kärnten in den Norden. Kann sein, dass es vielleicht 9 Millionen für die Kärntner Wirtschaft und 6 Millionen für die Salzburger Wirtschaft sind. Das ist aber noch lange kein Grund, die Standordnachteile so zu diskutieren, am Rücken der Bürger, am Rücken der Steuerzahler, aber vor allem am Rücken der Liesertaler austragen zu wollen.

Da, meine ich, ist es halt auch notwendig, Herr Abgeordneter Hueter, wenn du meinst, du forderst hier quasi als Mitglied der Transitplattform, hast du eben hier gesagt, die Gleichstellung des Road-Pricings, das heißt Abschaffung der Sondermaut. Das heißt, du forderst als Mitglied der Transitplattform – gegen die Resolution, die deine Transitplattform heute eingebracht hat, das hast du jetzt wörtlich gesagt – die Abschaffung der Sondermaut und nur mehr ein Road-Pricing.

Herr Abgeordneter Grilc, du hast auch gestern bei der Wirtschaftskammer gemeint: „Na ja, eigentlich kann man das ja wohl prüfen, damit Klarheit herrscht.“ Ich gehe davon aus, dass eine seit Jahrzehnten bestehende Maut rechtlich völlig klar ist und dass auch seinerzeit bei den Transitverhandlungen – davon gehe ich aus – die damaligen Regierungsverantwortlichen sehr wohl gewusst haben, worauf sie sich einlassen und dass es eben ein Wegekostenrecht gibt: alle oder keiner.

Ich werde es als Verkehrsreferent nicht zulassen, dass man diese Diskussion so weiterführt. Deshalb ist es notwendig, dass der Landtag hier eine klare Beschlussfassung zu Stande gebracht hat, dass wir im Interesse der Verkehrspolitik, dass wir im Interesse der Liesertaler diese Forderung nicht unterstützen. (Vorsitzender: Die Redezeit beträgt noch eine halbe Minute!) Wir haben immerhin in den nächsten 10 Jahren 690 Millionen Euro zu investieren in die zweiten Tunnelröhren, in die Lärmschutz- und Umweltmaßnahmen und in die Sanierung Trebesing. Das ist wohl eine Verpflichtung der Nutzer, dafür auch mit der Sondermaut Mitzahler zu sein. Auf dieser Strecke, wo Sondermaut eingehoben wird, gibt es kein Road-Pricing. Das ist keine Doppelmaut. Das ist eine völlig falsche Sprache. Die Wirtschaftskammer soll vor allem mit richtigen Zahlen operieren! Sie hat inseriert: „20 Millionen Euro Standortnachteil.“ (Vorsitzender: Die Redezeit ist beendet!) Es sind maximal 7,5 bis 9 Millionen. Ich glaube, die Wettbewerbsfähigkeit einer Wirtschaft ist nicht nur von Transportkosten abhängig; Transportkosten sind auch ein Schutz.

Es hat mich gestern sehr gefreut, dass die Landwirtschaftskammer bei dieser Sitzung nicht dabei war. Das ist schon ein Zeichen. Nicht der Präsident. Es war auch nicht der Präsident der Arbeiterkammer dabei und nicht der Präsident des Gewerkschaftsbundes – voriges Jahr noch. Das ist für mich schon auch ein Zeichen … (Vorsitzender: Herr Landesrat, die Redezeit beträgt 5 Minuten. Ich darf darauf aufmerksam machen, dass Sie zum Ende kommen sollen! – Der Redner unterbricht nicht, sondern spricht zugleich weiter.) … auch nicht mehr hinter einer derartigen Diskussion stehen. (Beifall von der FPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt 3. Präs. Ing. Scheuch das Wort.)

Dörfler

Dritter Präsident Ing. Scheuch (FPÖ):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hohes Haus! Ich hätte schon gute Lust, und wer mich kennt weiß das auch, das eine oder andere jetzt einmal hier klarzustellen. Ich versuche aber, weil mir die Diskussion eine sehr wertvolle scheint, das auf sachlicher Ebene zu belassen. Nur eines sei mir doch erlaubt, zu sagen: Bevor es eine Plattform im Liesertal überhaupt gegeben hat, hat eine Gruppe von Bauern mit klaren Forderungen diese Autobahn abgesperrt. Die Forderungen waren damals gegen den Durchzugverkehr absoluter vorrangiger Schutz und erste Priorität im Bereich der Bevölkerung vor Ort. Wir haben damals Transparente in die Höhe gehalten. Wir sind überall übertragen worden: europaweit. Es kann nicht so sein, dass letztendlich hier ein Nachteil für die Bevölkerung entsteht, ein Nachteil für den Tourismus entsteht und ein Nachteil letztendlich auch für einheimische Betriebe entsteht. Darauf hat es dann ein Schreiben des Herrn Landeshauptmannes gegeben. Ich weiß schon, Herr Kollege, dass das schwierig ist, dass man mehrere Dinge ein bisserl differenziert sehen muss. Das ist mir klar. Deswegen ist es eben von unserer Seite immer so gewesen, dass wir gesagt haben: Wenn ein Auto von München nach Bibione auf Urlaub fährt, bei uns die Reifenspuren, die Schwebstoffe und die Abgase hinterlässt, dann soll es Länge mal Breite Maut zahlen. Die ortsansässige Bevölkerung soll das nicht machen. Und wer viele Nachteile hat, soll auch viele Vorteile haben.

Wie mein Vorredner richtig gesagt hat, war das auf Grund der EU-Wegekosten-Richtlinie nicht möglich. Nichtsdestotrotz ist so ein Pakt und auch harte Realität, dass der Verkehrsfluss ein Plus und ein Minus bringt in dieser Talschaft und für dieses Land absolut ein Minus zu verbuchen ist. Das sind jetzt die Zahlen der ASFINAG, die ich hier auch in die Diskussion werfen möchte, nicht die Zahlen von irgendwelchen Bürgerinitiativen; nicht Zahlen, die bestritten sind. Von keiner Seite! Der Verkehr wird sich in den nächsten 15 Jahren auf der Scheitelstrecke verdreifachen. Dafür wird sich der Lkw-Verkehr verfünffachen. Wir werden, um das vielleicht mit einem plastischen Beispiel darzustellen, eine Situation haben, die das Doppelte des jetzigen Verkehrsaufkommens am Brenner hat. Da nicht Sorge zu haben, wäre grob fahrlässig.

Was positiv zu vermerken ist: dass wir in Kärnten ein Wirtschaftsstandort sind, dass wir touristisch erreichbar sein müssen, dass Märkte erschlossen bleiben müssen. Deswegen auch die klare Haltung der Freiheitlichen Partei betreffend des Tunnelbaues, die auch noch eine Sicherheitskomponente in sich birgt. Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, natürlich muss Verkehr gesteuert werden. Ein Steuerungsmechanismus ist die Maut. Wir sollten uns doch in dieser Frage nicht dazu hinreißen lassen, das Kind mit dem Bade auszuleeren. Wir stehen ja heute nicht beim Rednerpult, weil letztendlich die Plattform schlecht geschlafen hat und hier nicht besonderer Handlungsbedarf – deswegen auch die Dringlichkeit – herrscht. Das hat ja einen Grund. Diese Dringlichkeit ist deswegen gegeben, weil die Wirtschaftskammer, wie man es dann gemeint hat, lassen wir es einmal so stehen, aber Fakt ist, dass man so inseriert hat: „Abschaffung der Doppelmaut – EU-Klage gegen die Doppelmaut.“ (Vorsitzender: Die Redezeit beträgt noch eine Minute!) Wir haben ja eine normale Debatte. (Vorsitzender: Nein! Fünf Minuten!) Okay! Das ist schade! Fakt ist, der entscheidende Punkt ist, dass sämtliche Bereiche dieser Petition von unserer Seite unterstützt werden.

Noch etwas, lieber Herr Kollege Schober, weil du gemeint hast, wir reden nicht über die Maut. Dann lies dir den Punkt 6 von dem Antrag, den du unterschrieben hast, durch! Da steht sehr wohl etwas über die Maut, möchte ich dir vielleicht auch noch sagen. Aber das ist eh bezeichnend, dass das eine oder andere hier abgeschrieben wird. Ich weiß eines: dass sämtliche Anträge in der letzten Zeit zu all diesen Problemen immer geradlinig und klar gewesen sind, von unserer Seite. Dass man dann immer heraus gegangen ist, versucht hat, mit Krampf irgendwelche Bruchlinie in unserer Argumentation zu finden, um dann zuzustimmen, ihn Ermangelung eigener Initiative und in Ermangelung eigener Idee und dass man letztendlich die Plattform (Vorsitzender: Ich bitte, zum Schluss zu kommen!), dass die Bürgermeister … Ich bin sofort fertig, Herr Präsident, und werde natürlich auch Ihre Anweisung befolgen. Die Bürgermeister und die Plattform haben eines gesagt: Dass der Landesrat Dörfler ein Liesertaler ist, dass er dort willkommen ist, weil er der Einzige war, mit auch, sage ich jetzt einmal, ein paar Abgeordneten von unserer Seite, der die Interessen vertreten hat. Wenn es heute alle machen, dann soll es so sein. Wir freuen uns darüber, weil es nicht darum geht, ob der Herr Scheuch politisches Kleingeld hat, sondern dass die Bevölkerung einen Vorteil hat! Und das ist mit Priorität zu behandeln! (Beifall von der FPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Gunzer das Wort.)

Ing. Scheuch

Abgeordneter Gunzer (FPÖ):

Gunzer

Danke vielmals! Nachdem die Wirtschaftskammer heute schon mehrmals zitiert und angesprochen wurde, möchte ich mich dazu natürlich auch äußern. Es hat gestern diesen Gipfel gegeben, unter meiner Vorsitzführung. Ich muss einmal dazu sagen: Es ist schon sehr viel diskutiert worden, aber es gehört eines klar gestellt, mit ganz kurzen Worten: Wir von Seiten der Kärntner Wirtschaft bekennen uns natürlich zum Umweltschutz, zum Naturschutz und zum Lärmschutz, zu allem, was dort im Tal notwendig ist.

Wir bekennen uns auch zur Mauteinhebung. Wir wissen ganz genau, dass das dort auch finanziert werden muss. Aber ich sage jetzt dazu – und darum geht es, das ist immer wieder missverstanden oder missinterpretiert worden -: Wir haben ein österreichweites Road-Pricing von 27 Cent pro Kilometer. Für die Tauernstrecke zahlen unsere Kärntner Betriebe aber nicht 27 Cent sondern 61 Cent. Und um diese Differenz geht es. Hier haben unsere Kärntner Unternehmer beim Export vor allem in den bayerischen Raum einen eklatanten Wettbewerbsnachteil. Es ist tatsächlich schon so weit gekommen, dass die Aufträge vom bayerischen Raum zurückgegangen sind, weil die Kosten, wenn sie eingerechnet werden, sich dann negativ niederschlagen. Das heißt, und da muss ich jetzt meine Unternehmer in Kärnten wirklich in Schutz nehmen: So kann es nicht sein, dass man permanent über die Wirtschaft herfällt! Ich sage das jetzt noch einmal: Wir bekennen uns zu 100 % zum Road-Pricing und zum Umweltschutz. Aber ich möchte das jetzt noch einmal sagen: Die Differenz ist das große Problem, von den 61 Cent auf die 27 Cent.

Natürlich halte ich nichts von einer Klage. Eine Klage – das haben wir gesehen – ist dann das Problem, weil die Meinungen aufeinander prallen. Ich sage immer wieder: Beim Reden kommen die Leute zusammen. Dass es da zu einer Klage gekommen ist, ist für mich ein Mangel an Gesprächsfähigkeit und Gesprächskultur zwischen der Interessenvertretung und den Entscheidungsträgern im Lande.

Mir geht es darum, dass wir diesen Nachteil in irgendeiner Form kompensiert bekommen, für die Kärntner Unternehmer. Damit wäre dann dieses Thema ein für allemal erledigt. Danke! (Abg. Lutschounig: Der Wirtschaftsreferent ist gefordert! – Beifall von der FPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Mag. Grilc das Wort.)

Gunzer

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich sage vorweg eines: Wenn der Verkehrsreferent des Landes so moderat agierte, wie es jetzt der Kollege Gunzer tat, wäre das Problem wahrscheinlich schon gelöst.

Ich bin gemeinsam mit dem Kollegen Schober und mit dem Kollegen Gunzer gestern auch bis zum Schluss dieser Veranstaltung dort gewesen, habe eines gemerkt und möchte jene Argumente, die du schon vor mir gesagt hast, noch einmal hervorheben. Die Wirtschaft sagt, sie findet es ungerecht, dass es Strecken gibt, auf denen sie rund 61 Cent pro Kilometer zahlt gegenüber einer Strecke, die sonst 27 Cent kostet. Das ist das eine. – Kein Mensch redet von Mautfreiheit. Keiner in der Wirtschaft verlangt, dass diese Strecke ohne Kosten befahren werden kann.

Herr Landesrat, nimm das bitte einmal zur Kenntnis! In deiner präpotenten Art, gestern, hast du die Wirtschaft nachhaltig beunruhigt bzw. aufgebracht gemacht. Das ist so eine Frage der Atmosphäre. Ich schätze dich sonst als sehr konsequenten Politiker – aber nimm, bitte, auch zur Kenntnis, dass es eine andere Meinung gibt! Dein eigener Fraktionskollege hat sie jetzt ja formuliert. Kollege Schober hat das ja auch richtig hervorgekehrt.

Das heißt also: Die Forderung der Wirtschaft lautet, noch einmal: Gleiche Preise auf allen Strecken. Das heißt 27 Cent pro Kilometer auch auf der Tauernstrecke.

Zweites Argument: Alles, was mit Umweltschutz zu tun hat, alle Maßnahmen werden von der Wirtschaft befürwortet und begrüßt. Sie ver​langen nur auch hier Gleichheit gegenüber Salz​burg, gegenüber dem Wiener Raum und anderen Bereichen, wo solche Maßnahmen aus den Mit​teln der ASFINAG oder aus öffentlichen Mitteln getätigt wurden – ohne zusätzliche Bemautung und ohne Erhöhung des Kilometerpreises.

Drittes Argument: Es geht um 47 Kilometer Strecke. Jetzt überlegen Sie noch einmal und schauen auf eine geografische Karte! Wenn jemand aus dem südbayerischen Raum, nehmen wir her Rosenheim, München-Süd von mir aus, in Richtung Oberitalien, Verona, fährt, dann nimmt er den Brenner, weil diese Strecke 200 Kilometer kürzer ist als der Umweg über den Tauern. Und kein Unternehmer kalkuliert in dieser Art, dass er 200 Kilometer auf eine Seite Umweg in Kauf nimmt. Das ist also das Argument der Wirtschaft.

Das heißt also, das Argument „Gratis-Transit“ ist einmal weg. Das will die Wirtschaft gar nicht! Ich sage nur für mich persönlich: Ich bin Befürworter der Klage, aber nicht gegen den Landesrat Dörfler. Der ist ja nicht der Adressat, aus meiner Sicht. Was ich als ungerecht empfinde und was wir politisch in Wahrheit nicht schaffen, ist Folgendes: Wir haben Autobahnstrecken in Österreich, rund um den Wiener Raum, auf denen kein Road-Pricing stattfindet, soweit ich informiert bin. Das wurde gestern auch so argumentiert. Das heißt, was ich gern einmal geklärt hätte – nachdem wir es politisch nicht schaffen; egal, zu welcher Fraktion wir gehören -: Ist es im Sinne der Gleichheit, dass Strecken rund um Wien (Südosttangente Richtung Stockerau, Semmering-Basistunnel bei der Straße) unbemautet sind, mit öffentlichen Geldern gebaut wurden, mit Steuergeldern, die genauso die Kärntner und Salzburger mitzahlen? Ist das tatsächlich die Gleichbehandlung?

Ich habe mich dort – und dazu stehe ich, und dazu stehe ich auch hier an dem Pult – für die Klage ausgesprochen. Aber, ich sage noch einmal. Die Klage hat nichts mit Kärnten, schon gar nicht mit dem Landesrat Dörfler zu tun, sondern ich denke, dass einmal geklärt gehört österreichweit, ob es wirklich so sein muss oder rechtlich in Ordnung ist, dass es verschiedene Unternehmer gibt und jemand mehr zahlt für eine bestimmte Strecke als der andere, der zufällig im Großraum Linz und Wien ist. Das war der Hintergedanke dabei. Ich sage aber noch einmal. Zum Antrag, wie er zur Diskussion steht als Dringlichkeitsantrag, der die Interessen der Bevölkerung im Lie​sertal schützt, zu dem stehen wir uneingeschränkt, weil es auch wirklich ausdrücklich von der Wirtschaft mitgetragen wird. Das möchte ich noch einmal betonen. (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)
Mag. Grilc

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Die Grünen wünschen sich eigentlich, dass es der Wirtschaft gut geht, dass die größtmögliche Sicherheit herrscht, dass die wenigsten Schadstoffe in die Luft geblasen werden. Sie wünschen sich, dass die Lie​sertaler wieder leben können, dass sie wieder einen niedrigen Blutdruck haben und nicht die ganze Nacht wach liegen müssen. Wie schafft man das? Man muss es irgendwie, meiner Meinung nach, priorisieren. Und, was dieser Dringlichkeitsantrag, dem wir auch zustimmen werden, zumindest der Dringlichkeit einmal zeigt ist, dass einmal die Prorität dahingehend ist, dass einmal der Mensch im Vordergrund steht und nicht, wie viel Kohle kriegt man da und wie viel kriegt man dort.

Und, wenn der Mensch im Vordergrund steht, dann hätten wir von vornherein eine Umweltverträglichkeitsprüfung, wie es eigentlich nach der Alpenkonvention auch vor​gesehen ist, beschließen können oder durchgehen lassen. Es wird wieder umgangen und schlussendlich merkt man, dass man die Rechnung dafür kriegt, wenn man dann alles nachbeschließen muss und alles einfordern muss was in so einer Prüfung eigentlich schon drin wäre, dass mans nämlich festmacht bei einem gewissen Lärm​schutz und auch bei einer Luftgütemessung. Man muss aber auch ein bisschen mit der Ärztekammer zusammenarbeiten und diese Messstellen auch dort aufstellen wo es wirklich die schlechte Luft gibt. Und, ich würde sagen, wenn wir uns alle wirklich an den Tisch setzen und zusammen nachdenken, wie können wirs schaffen, dass wir die größtmögliche Sicherheit haben und können wirs auch schaffen, dass das Lieser​tal nicht auswandern muss und dass es wieder einen Tourismus geben wird, weil in Seeboden waren einmal 700.000 Nächtigungen. Das ist jetzt weniger als die Hälfte. Also, auch der Tourismus will nicht viel Verkehr haben. Wir müssen auch daran den​ken, dass man Autos anders bauen kann, dass man LKW anders bauen kann. Wir müssen nicht so laut sein und wir müssen nicht so schmutzig sein. Aber, wenn wir uns alle zusammensetzen und vorher nachdenken, werden wirs hoffentlich lösen. Danke! (Beifall von Abg. Mag. Lesjak, Abg. Haas, Abg. Trettenbrein und Abg. Lobnig von der FPÖ-Fraktion und der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Ing. Hueter das Wort.)
Holub

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP):

Ing. Hueter

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Nur ganz kurz zur Klarstel​lung, was der Gerhard Dörfler da gesagt hat, dass ich dafür wäre, dass die Doppel​maut bleibt. Ich habe gesagt, die Wirtschaftskammer – und das, glaube ich ist legitim – dass ich dafür bin, dass ich hier diese Gleichstellung, diese Gleichbewertung, machen darf. Ich glaube, da müssen wir einmal ganz offen reden. Das habe ich ge​sagt und das habe ich auch gemeint. Und du verwechselst immer das Wort „Doppel​maut“ mit Abschaffen der gesamten Maut. Und das ist ein Irrtum! Die Wirtschafts​kammer hat gesagt, zu diesen 0,27 Cent für Dreiachser steht sie ja, aber du ver​wechselst das mit der Doppelmaut und sagst immer, die Wirtschaft ist gegen jegliche Maut. Und das stimmt überhaupt nicht! (Zwischenruf von Abg. Gunzer.) Ja, schon Doppelmaut, aber das hat eh schon, bitte der Herr Springer und auch der Vor​sitzende … (Weiterer Einwand von Abg. Gunzer.) Ja, schon, bitte, aber ich glaube, das ist gestern ganz eindeutig gesprochen worden und der Herr Landesrat war bitte selbst anwesend. Ich erwarte eigentlich schon, dass man am Tag danach noch weiß, was Sache ist. Und, dass man einen Tag später noch weiß, was unten eindeutig klar​gestellt worden ist. Und auf das lege ich eigentlich Wert. Und ich lege auch auf eines Wert. Es ist am 12. Juli, der Herr Kollege Strauß hat das richtig gesagt, am 12. Juli 2002 da ein Antrag gestellt worden und ist auch von Herrn Landesrat Dörfler in Aus​sicht gestellt worden, dass es für die Kärntner Unternehmer einen Ausgleich, in welcher Form immer, geben wird. Was ist gewesen? Ich meine, das ist jetzt ein EU-Recht, dass es aufgrund dieses EU-Wegerechtes nicht geht. Das ist dahingestellt. Aber, ich glaube, da hätten wir einfach einmal in diesen zweieinhalb Jahren ein Ge​spräch mit der Wirtschaftskammer suchen und finden müssen. Das, glaube ich, ist in meinen Augen ein berechtigter Vorwurf gestern auch seitens der Wirtschaftskammer gewesen. Und dazu sollte man einmal stehen.

Ich bin ein großer Gegner davon. Ich bin für die offene Diskussion. Ich halte aber nichts davon, dass ich heute irgendjemanden einen Kübel Dreck übern Kopf her​unterschütte und sage, diese Kämmerer und diese altfadrischen und weiß ich was noch alles. Und dann komme ich im nächsten Moment her und fange an, streicheln. Wenn man offen diskutiert, lässt sich Vieles ausreden und ich glaube, hier sollte man ansetzen, dass man hier diese offene Diskussion führt. Und, ich glaube, mit der Wirt​schaft lässt sich auch in dieser Richtung ganz bestimmt reden, auch im Interesse derer, die darinnen leben müssen. Du lebst nicht drin, Gerhard, und ich auch nicht! Wir sind vielleicht ein bisschen weiter entfernt. Aber eines weiß ich. Die Interessen der Bevölkerung im Liesertal, die vertrete ich zu hundert Prozent. Und ich hoffe, du auch, weil ab heute bist du Liesertaler. Also nehme ich an, dass dir das am bisschen am Herzen sein wird. Deswegen freue ich mich eigentlich auf diese gemeinsame Dis​kussion und hoffe, dass sie ein bisschen anders geführt wird als bei der Diskussion um die zweite Tunnelröhre beim Katschberg. Weil, da hast du es in meinen Augen immer wieder gleich gemacht. Eine Gemeinde wird herausgekauft, die anderen wer​den unter Druck gesetzt. – Und das ist kein Dialog! Das ist in meinen Augen etwas, wie man früher gesagt hat, da rauschen wir drüber. Ist natürlich auch ein Verkehrs​ausdruck. Aber ich würde dich wirklich bitten, dass man da in Zukunft diese Thematik ein bisschen sensibler angeht und dann so – nicht wie es im Fernsehen oder in den Zeitungen drin steht – sondern, wenn man es geschafft hat mit dem Einklang der Be​völkerung, dann kannst gerne hineinstellen. (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt LR Dörfler das Wort.)
Ing. Hueter

Landesrat Dörfler (FPÖ):

Dörfler

Hohes Haus! (Das Mikrophon wird erst verzögert freigegeben!) Meine sehr geehrten Abgeordneten! Faktum ist, dass nicht das Land nicht das Gespräch gesucht hat, son​dern dass es letztes Jahr eine relativ wüste Kampagne, ich sage bewusst das Wort „wüst“ – „Maut vernichtet Arbeitsplätze“ gegeben hat. Ich kann jetzt sagen: Maut schafft Arbeitsplätze! Denn eines haben wir erreicht in den letzten drei Jahren. Das wird auch in den nächsten zehn Jahren so sein, dass Kärnten wesentlich mehr Mittel aus dem Asfinag-Topf, aus Roadpricing und Sondermauten lukriert und investiert als die Kärntner Wirtschaft aufbringt. Das heißt einmal, der Gewinner ist ohnedies die Wirtschaft, nämlich die Bauwirtschaft. Das Zweite: Es wird auch durch den entspre​chenden Ausbau der Pack und durch den Sicherheitsausbau – ich sage bewusst das Wort „Sicherheitsausbau Katscherbergtunnel“ – die Wirtschaft einen effizienteren Verkehr haben. Denn, wenn heute Verkehre immer mehr mit einer Stunde Stau zwi​schen Kärnten und Salzburg stattfinden müssen und man weiß, was eine Stunde LKW kostet der noch dazu sinnlos die Liesertaler Luft verpestet, wenn er im Stau steht, dann ist das ja erstens ein Faktor positiv für die Bauwirtschaft. Noch einmal, wir lukrieren wesentlich mehr Mittel als Kärnten aufbringt. Und zweitens ist dies na​türlich auch im Bereich der Abgasbilanz sehr positiv.

Und jetzt möchte ich schon ein bisschen so zum Thema Gesprächsverweigerung reden. Es hat letztes Jahr die wüste Kampagne gegeben. Ich habe klare Worte ge​sprochen. Wir haben auch rechtlich auf drei Ebenen geprüft, ob dieser seinerzeitige Antrag die Standortnachteile, von der die Wirtschaft redet, die aber – wie ich schon gesagt habe – mit völlig falschen Zahlen operiert, denn es ist schon ein Unterschied zwischen siebeneinhalb, neun Millionen Euro oder 20 die nicht stimmen, dass wir das rechtlich geprüft haben. Es ist nicht möglich, im Rahmen des Wegekostenrechts oder beleuchtet durch das Wegekostenrecht, entsprechende Standortnachteile zu re​fundieren. Das ist ein europäisches Gesetz gegen das kann ich nicht ankämpfen. Das Bemühen war da. Und, wenn die Wirtschaftskammer am 5.11. ohne das Ge​spräch vorher mit jemand vielleicht im Landesparlament oder in der Landesregierung zu suchen, eine APA-Aussendung macht und dann die Klagsandrohung gegen Kärn​ten und gegen das Liesertal androht und ausspricht, dann hat das nichts mit Ge​sprächsverweigerung der Politik zu tun, sondern eindeutig mit Gesprächsverweige​rung der Wirtschaft. Wenn dann eine Einladung kommt – am 12. November – das Thema „Abschaffung der Doppelmaut“. Es geht immer noch, aus der Sicht der Wirt​schaft, um die Abschaffung der Doppelmaut. Es gibt übrigens keine; es gibt eine Sondermaut. Es wird sehr emotional diskutiert und dann tätens gerne reden.

Ja, bitte, warum reden wir nicht vorm 5. November, wie diese Forderung, diese un​mäßige Forderung, eben die Wirtschaftskammer mit dieser Klagsandrohung in den Raum gestellt hat. Und danach das Gespräch zu suchen, ich führe die Gespräche gerne; es wird ja auch mit Dr. Iro ein Vieraugengespräch und dann mit den betroffe​nen Unternehmen, nämlich nicht mit der Wirtschaftskammer. Ich will mit den Betroffe​nen Unternehmen ihre Standortprobleme diskutieren, nicht quasi mit einem Lobby​verein, der versucht, hier europäische Verkehrspolitik, Transitpolitik, zu unterstützen. Denn, denen in Brüssel wäre es am liebsten, sechsspurig Richtung Süden durch Kärnten und sechsspurig Richtung Norden durch Kärnten. Das kann nicht unsere Verkehrspolitik sein, und das ist eben unsere Verantwortung.

Und, wenn du meinst, dass die Bürgermeister mit mir gemeinsam agieren, dann ist es wohl das beste Zeichen, dass wir für die Menschen, für die Betroffenen agieren. Und da gibt’s nicht Rot, Blau, Schwarz und Grün, sondern da gibt es die Region Oberkärnten Liesertal. Und Ferdi, ich habe dich heute vermisst. Du bist immerhin Mit​glied der Transitplattform. Am Samstag warst halt nicht dabei. Der Gerhard Köfer war wenigstens so gut und hat sich entschuldigt, weil er nicht Zeit hatte. Es waren aber die Abgeordneten Schwager und Scheuch dabei. Auch die haben Termine verscho​ben. Ich hätte mich auch gefreut, wenn du mitgesprochen hättest. Und, wenn es ge​lungen ist, zwischen Transitplattform, Bürgermeister der Region und Verkehrsrefe​renten eine Meinungsbildung herbeizuführen, dann stehe ich gerne verschränkt mit den Bürgermeistern auch unter der Brücke, weil dann machen wir gemeinsame Ver​kehrspolitik für Kärnten. Und das ist meine Aufgabe.

Und letztendlich werden wir daran zu messen sein, dass wir diesen Antrag letztend​lich auch umsetzen. Da geht’s nicht um irgendwas, Ferdi, da geht’s noch einmal – es steht nach wie vor im Raum – die Wirtschaftskammer will die Doppelmaut per Klage in Brüssel zu Fall bringen. Und solange sie so mit mir diskutiert, werde ich mit ihr nicht mehr diskutieren, sondern ich werde ausschließlich mit den Unternehmen dis​kutieren. (Abg. Lutschounig: Die Interessenvertretung kannst ja nicht wegdiskutie​ren!) Und zweitens: Wir müssen die Verkehre auf die Schiene bringen. Und die Ver​kehrspolitik verstehe ich anders; - deshalb auch der Ausbau der Tauern-Schienen​achse mit insgesamt 150 Millionen Euro, wo 60 beim Tunnel verbaut sind und 90 im zweigleisigen Ausbau im Mölltal. Das ist eben unsere Verkehrspolitik und ich glaube, da sollten wir nicht mehr Parteientheater spielen. Ich freue mich auch, dass unsere Koalitionspartner sofort bereit waren, nachdem mich auch heute noch der Gerhard Köfer angerufen hat, diese Sache gemeinsam zu vertreten. Und um das geht’s. Und ich stehe auch zur zweiten Tunnelröhre.

Denn eines muss ich schon noch festhalten: (Vorsitzender: Die Redezeit beträgt noch eine halbe Minute, Herr Landesrat!) Die schwersten Verkehrsunfälle mit den schlimmsten Folgen waren 1999 - Straßentunnel im Gegenverkehr Mont Blanc mit 41 Toten; 1999 Tauerntunnel 12 Tote, 42 Verletzte und 2001 Gotthardt-Tunnel mit 10 Toten. Alles Tunnels im Gegenverkehr. Ich glaube, wir haben eine Gesamtverpflich​tung Verkehre verträglich zu machen, Verkehre umweltfreundlicher zu gestalten, aber letztendlich auch Verkehrssicherheit herzustellen. Deshalb drei Mal ja: Ja zur Maut – wir brauchen sie für die Finanzierung und als Verkehrslenkungsinstrument. Ja zum Tunnel für die Sicherheit und Ja zur Umwelt, nämlich 300 Millionen Euro in den nächsten Jahren im Liesertal zu investieren. (Beifall von der FPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt 3. Präs. Ing. Scheuch das Wort.)
Dörfler

Dritter Präsident Ing. Scheuch (FPÖ):

Ing. Scheuch

Hohes Haus! Mir ist schon bewusst, dass es ein bisschen unüblich ist, dass man dreimal hintereinander hier herausgeht. Ich möchte mich auch dafür entschuldigen, dass ich sozusagen als Präsident nicht bedacht habe, dass meine Erstmeldung nur in fünf Minuten abzuhandeln wäre und werde jetzt einfach sozusagen mit Ihrer ge​schätzten Erlaubnis noch zwei Dinge zu diesem, aber sehr wichtigen Bereich, hier vortragen.

Vielleicht noch um eines klarzustellen. Herr Klubobmann Grilc: Wenn die Haltung (Das Mikrophon fällt kurz aus. – Vorsitzender: Jetzt geht’s!) der Wirtschaftskammer jetzt eine andere sein sollte, (Der Redner zeigt dazu einen Zeitungsausschnitt in die Höhe.) eine unterschiedliche, dann ist das – glaube ich – ein richtiger Weg, ein erster Schritt auf einen richtigen Weg. Meines Erachtens – und das ist mir so besonders wichtig gewesen noch hier im Hohen Haus zu sagen – geht es letztendlich auch um Lösungen und um Lösungskapazitäten. Wir mussten erkennen, das haben alle Klubs hier festgestellt, dass mit dem Ansinnen, das einfach über eine Mautrefinanzierung nicht möglich ist aufgrund der Wegekostenrichtlinie. Somit haben wir uns erlaubt, einen weiteren Vorschlag, zumindestens im touristischen Bereich, hier einzubringen. Einen Vorschlag, den im Übrigen auch wir erarbeitet haben und schon über lange Zeit hier vertreten. Das heißt, dass wir eben nicht nur eine Mautrückvergütung im touris​tischen Bereich machen, sondern ein Bonussystem für Kärntenurlauber, welche sich über mehrere Tage in Kärnten aufhalten. Wir haben einmal eine Studie zugrunde ge​legt, wobei drei Tage hier in der Wertschöpfung eben dem entsprechen würden. Man könnte es, zumindestens auf diesem Weg versuchen, in Form eines einfachen Antra​ges. Nur ist, glaube ich, die Gangart, die die Wirtschaftskammer in diesem Bereich gewählt hat, eine absolut falsche gewesen. Wenn sie nun bereit ist, auch einen Schritt zurückzutreten, mit ehrlichen Zahlen zu agieren, Abstand zu nehmen von den Aussagen, dass die Liesertaler sich sozusagen irgendwie vertschüssen können – sage ich hier etwas schlampig – dann wird man sicherlich eine Lösung finden, weil – und dazu sind wir auch immer gestanden – Nachteile irgendwo auch als solche er​kannt und berücksichtigt werden müssen.

Unser Wirtschaftsvizepräsident Albert Gunzer hat das, glaube ich, in vorbildlicher Art und Weise gemacht. Und jetzt habe ich, wenn ich richtig sehe, zwei Minuten ge​sprochen und somit meine erstveranschlagten sieben Minuten ausgeschöpft. Ich be​danke mich für die Aufmerksamkeit und werde auch diesen Antrag für ein Bonus​system für Kärntner Urlauber hier im Landtag jetzt einbringen. Danke! (Beifall von der FPÖ-Fraktion.)
Ing. Scheuch

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Ich darf die Gelegenheit wahrnehmen, um eine Delegation im Kärntner Landtag herzlich zu begrüßen, unter der Führung von Herrn KR Buchacher aus Hermagor! Herzlich willkommen! (Beifall) Ich darf kurz unterbrechen, bis der Schriftführer herinnen ist. (Unterbrechung der Sitzung um 15.30 Uhr auf einige Sekunden.)
Es steht ein weiterer Dringlichkeitsantrag zur Debatte. Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Nachdem es keine Wortmeldung zum 1. Dringlichkeitsantrag mehr gibt, kommen wir zur Abstimmung über den materiellen Inhalt. Wer damit einverstanden ist: bitte um ein Handzeichen! Danke, damit ist dieser Antrag einstimmig so beschlossen. (Der Schriftführer ist wieder anwesend.)

Wir kommen zum 2. Antrag. Ich darf den Herrn Schriftführer ersuchen, diesen Antrag zu verlesen!

Ferlitsch

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

2. 
Ldtgs.Zl. 50-5/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend Einsetzung einer Festspielkommission für die Klagenfurter Seebühne mit folgendem Wortlaut:

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, unverzüglich eine Festspielkommission, bestehend aus international anerkannten Experten, zur gebührenden Vorbereitung und Erarbeitung nachhaltiger Konzepte für die kommenden Spielsaisonen auf der Klagenfurter Seebühne einsetzen.

Mag. Weiß

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Zur Begründung der Dringlichkeit hat sich Herr Klubobmann Mag. Grilc gemeldet. Ich darf dir das Wort erteilen!

Ferlitsch

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

(Der Klubobmann hebt seine Rede an, doch das Mikrofon ist noch nicht eingeschaltet. – 3. Präs. Ing. Scheuch: Ich habe zuerst auch keinen Strom gekriegt. Gleichberechtigung!) So, ich versuche es jetzt noch einmal. Jetzt klappt es.

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Wörtherseebühne hat eine eher leidvolle Geschichte hinter sich. Ich bringe in Erinnerung, dass noch im Jahr 2000 das etwas respektlos als so genanntes „primitives Nudelbrett“ vom Stadttheater-Betriebsrat bezeichnet wurde. Mittlerweile sind auch mehrerer Firmen, die mit dieser Seebühne zu tun hatten, im Konkurs. Leider Gottes! Ich erinnere an die Veranstaltungs-, Betriebs- und Verwertungs GmbH, an die SEMEROCON-Konzert-Agentur, Carlo-Catering usw.
Wesentlich, aus unserer Sicht, ist folgende Tatsache: Die bisherigen Produktionen, die auf dieser Bühne stattgefunden haben, haben eigentlich allesamt im Grunde genommen ein finanzielles Fiasko gebracht. „Evita“ im Jahr 2001 verursachte ein Minus von 720.000 Euro. Ähnliches gilt für „Falco meets Amadeus“. Und auch die heurige „Tosca“ zeichnet sich ja letzten Endes als negative Saison ab.

Jetzt hat der Landeshauptmann in einem Interview, glaube ich, vor drei, vier Tagen in „Kärnten heute“ erklärt, er wird seinem Intendanten Zanella rund 1,3 Millionen Euro zur Verfügung stellen, um das Ganze überhaupt weiterführen zu können. Zanella hat im selben Atemzug gesagt: „Es ist eigentlich für das kommende Jahr ohnehin schon zu spät, weil prominenter Regisseur und auch Darsteller abgesagt haben.“ Außerdem fehlt – und das war eigentlich auch von der SPÖ her eine Voraussetzung für die Zustimmung zum Nachtragsvoranschlag 2004, so habe ich das verstanden – die Rechnungslegung. Es fehlt vor allem der strategische Spielplan.

Kurzum: Aus all diesen Überlegungen heraus haben wir eine Idee jetzt aufgegriffen und konkret formuliert, nämlich jene, man möge eine Festspielkommission einsetzen, um diese Klagenfurter Seebühne auch tatsächlich weiterführen zu können. Ich möchte aber nicht verhehlen, dass ein ähnlich gelagerter Beschluss schon aus dem Jahr 2000 besteht. Auch damals hat man einen Ausschuss für die Seebühne beschlossen und einen Expertenbeirat. Geschehen ist null!

Jetzt wäre es aber hoch an der Zeit, entweder das Ganze abzudrehen und zu sagen: „Schluss! Es rechnet sich nicht!“ – Wenn man es aber wirklich in Zukunft fortsetzen will, dann bitte professionell! Und dafür ein Dringlichkeitsantrag. Ich hoffe nur, er findet auch eure Zustimmung! Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)

Mag. Grilc

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Meine sehr geschätzten Damen und Herren Abgeordneten! Ich darf nunmehr auf Grund der Unterweisung vom Ersten Präsidenten die Damen und Herren aus der russischen Delegation vorstellen: Frau Dr. Irina A. Egorova, das ist die (Beifall), Leiterin der Medizinischen Abteilung vom russischen Staatspräsidenten Putin; Mr. Albert T. Arutjunov, ebenfalls vom Departement, Direktor der Medizinischen Abteilung (Beifall); Herrn Mr. Aleksey M. Naumov, Chef des medizinischen Zentrums (Beifall) und Frau Mr. Olga E. Svetozarskaja, Generalsekretärin der Medizinischen Abteilung, ebenfalls vom Büro des Staatspräsidenten Putin! (Beifall) Herzlich willkommen noch einmal und einen schönen Aufenthalt in unserem Bundesland Kärnten! (Beifall)

Zur Dringlichkeit hat sich Frau Abgeordnete Mag. Cernic gemeldet. Ich darf dir das Wort erteilen!

Ferlitsch

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Abgeordneter Kollege Grilc: Nein, wir werden diesem Antrag nicht die Dringlichkeit geben! Ich werde Ihnen jetzt auch erklären, warum. (Abg. Mag. Grilc: Ja, bitte!)

Bereits vor dem Jahre 1999 hat der damalige SPÖ-Kulturreferent, Ausserwinkler, das „Projekt Seebühne“ prüfen lassen, und zwar auf Herz und Nieren: sowohl die Grundinvestition als auch die Folgekosten. Es war eine sehr, sehr exakte, ausführliche und genaue Prüfung. Dabei ist heraus gekommen (Abg. Lutschounig: Ein EKG?) – ein EKG, ja, so wird es wohl gewesen sein -, dass sich das Ganze nicht rechnen kann und dass das so viel Folgekosten hat, dass das nicht zu verantworten ist. Deshalb hat man darauf verzichtet.

Dann sind Sie gekommen, mit Ihrer Zusammenarbeit mit den Kolleginnen und Kollegen von der Freiheitlichen Partei. Sie haben das Projekt, von dem festgestanden ist, dass es wahnsinnige Folgekosten haben wird, dass es mit Risiko behaftet ist, dass es uns unheimlich viel Geld kosten wird, für nix, gemeinsam beschlossen! Und Sie sind mitverantwortlich, wesentlich mitverantwortlich für dieses Desaster! Ich erinnere mich noch an die Debatten und die Reden am Anfang der vergangen Periode, die ich da gehalten habe, wo ich mich vehement gegen dieses Projekt ausgesprochen habe und mit mir die ganze SPÖ.

Jetzt haben wir den Salat! Den haben wir nämlich wirklich. Und dieser Salat, Herr Kollege Grilc, wäre auch schon in der vorigen Periode zu korrigieren gewesen. Deshalb frage ich Sie jetzt wirklich allen Ernstes, warum euch nicht damals eingefallen ist, einzufordern, dass der Antrag, der hier beschlossen worden ist, auch umgesetzt wird. (Abg. Lutschounig: Aber die dramatische Entwicklung sind jetzt die Kosten!) Denn damals habt ihr dazu die Partnerschaft gehabt, mit der dafür mitverantwortlichen FPÖ, und es hätte euch nichts daran gehindert, euren Landesrat in der Regierung aufzufordern, dass das, was wir im Landtag beschlossen haben, dort auch umgesetzt wird. Nichts hätte Sie daran gehindert! Und Sie haben gewusst, was da für eine Sache im Gang ist, denn diese desasteriösen Sommer, die liegen ja noch in der vorigen Periode. (Abg. Mag. Grilc: Sie werden das sanktionieren, mit der Zustimmung zum Nachtragsvoranschlag!) Nein. Nein, Herr Grilc, ich werde Ihnen das erklären.

Und jetzt haben wir diese Misere geerbt, weil wir eine Koalitionsvereinbarung haben. Wir haben uns in den letzten Tagen innerhalb kürzester Zeit ganz exakte Gedanken gemacht, wie die Sache weitergehen soll. Wir haben diese Dinge auch formuliert; wir haben sie besprochen. Und wir haben nicht fünf Jahre nichts getan und nur die Hand immer hinaufgehalten und nur immer gesagt: „Fürs Handaufhalten, was kriegen wir denn für einen Gegenpreis? Und der Rest interessiert uns überhaupt nicht.“ – Sondern wir haben jetzt in dieser Situation, wo wir auch mit dabei sind, die Initiative insofern ergriffen, als wir eine ganz klare Vorstellung haben, wie das weitergehen wird; insofern auch, als wir ganz klar ein Ausstiegsszenario mitdenken. Es wird diese Sache entweder mit uns dort passieren, in dieser neuen Gesellschaft, oder gar nicht. Das heißt, wenn die Dinge anders laufen, als wir sie uns vorstellen, dann werden wir uns mit Sicherheit aus diesem Bereich wieder verabschieden: weil das ist nicht zu verantworten.

Auf die Vorschläge, die wir machen und auf die Art und Weise, wie wir das zu lösen gedenken, (Vorsitzender: Die Redezeit beträgt noch eine Minute!) werde ich jetzt nicht eingehen, sondern ich werde dann im Laufe der Budgetrede darauf eingehen. Aber jedenfalls, Herr Grilc, ist jetzt das nicht dringlich, weil wir sind dabei, gerade eine Lösung zu suchen. Dringlich wäre das vor vier Jahren gewesen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo zur Dringlichkeit das Wort. – Lärm im Hause.)

Mag. Cernic

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (FPÖ):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Seebühne steht vom Beginn an unter einem Dauerbeschuss. Eigentlich ist es ein Wunder, dass sie überhaupt noch steht. (Abg. Ing. Hueter: Stimmt ja!) Dieser Dauerbeschuss hat einen einzigen Grund, nämlich den, dass der Mann, der diese Seebühne – nachdem die Vorgänger gescheitert sind – sie zu seinem Herzensanliegen gemacht hat, einen Namen hat, nämlich Jörg Haider. Das ist der einzige Grund! (Abg. Lutschounig: Deshalb ist das Desaster!)

Dieser Antrag, liebe Freunde von der ÖVP hier, ist weder neu noch dringlich. Er kommt zu spät, um nicht zu sagen, er ist überflüssig. Sie verlangen eine Kommission. Offensichtlich leitet sich das von „Kommissar“ ab, ist also die Mehrzahl von „Kommissar“. Daher ist dieser Antrag unausgegoren und unbestimmt, denn Sie fordern international anerkannte Experten, ohne zu sagen, Experten wofür eigentlich. Wer bestimmt diese Experten? – Die ÖVP? Wie sieht das Auswahlverfahren aus?

Ich sage Ihnen hier, ich werde mich, wie meine Vorrednerin, mit der Seebühne später in der Budgetdebatte beschäftigen. Dennoch: zu diesem Thema reden schon so viele und vor allem so viele, die nichts wissen, dass es reicht!

Was wir brauchen, ist endlich Ruhe, damit dort vernünftig gearbeitet werden kann. Das konnte von Anfang an nie geschehen. Jetzt gibt es eine neue Gesellschaft, einen Aufsichtsrat, in dem die ÖVP durch eine Expertin, die Frau Dr. Fräss-Ehrfeld, vertreten ist. Dieser Antrag ist letztlich ein Misstrauensantrag gegen die von der ÖVP nominierte Expertin. Und schon deshalb werden wir die Dringlichkeit nicht gewähren! (Beifall von der FPÖ-Fraktion)

Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Es liegt mir zur Dringlichkeit keine weitere Wortmeldung mehr vor. Wir kommen zur Abstimmung über die Dringlichkeit. Es ist Zweidrittelmehrheit erforderlich. Wer dafür stimmt, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist nicht die erforderliche Zweidrittelmehrheit. Der Antrag wird demnach dem Kulturausschuss zugewiesen.

Meine sehr geschätzten Damen und Herren, wir fahren nun fort, nachdem beide Anträge erledigt sind, und kommen zur Generaldebatte im Rahmen der Budgetdebatte, mit den Gruppen 0 bis 3. 

Tagesordnung
(Fortsetzung)

Als Erster zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Gebhard Arbeiter. Ich darf dir das Wort erteilen!

Ferlitsch

Abgeordneter Arbeiter (SPÖ):

Arbeiter

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Gestatten Sie mir ein paar Sätze zu einigen Wortmeldungen, die am Vormittag oder gegen Mittag erfolgt sind, die einige kleine Richtigstellungen verlangen. Es ist gerade der Kollege Tauschitz entschwunden, vielleicht können ihm die anderen Kollegen das mitteilen.

Bei der Anfrage wurde heute an den zuständigen Gesundheitsreferenten eine Anfrage gerichtet, wie hoch die Kosten des K-Schemas für den Verwaltungsdienst sind. Ich bin sehr erstaunt darüber, dass alteingesessene Kollegen im Kärntner Landtag nicht wissen, dass in den Kärntner Krankenanstalten der Verwaltungsdienst überhaupt nicht im K-Schema drinnen ist. Die Anfrage hätte lauten müssen, wenn sie richtig gestellt worden wäre, wenn ich in der Leideform sprechen darf, wenn Sie die Wirtschaftsbetriebe meinen: die Reinigungsdienste, die sehr wohl auf den Abteilungen tätig sind und im Team integriert sind, dann wäre diese Anfrage richtig gewesen. (Abg. Mag. Grilc: Die Begründung war richtig!)
Ich darf dir mitteilen, lieber Kollege Grilc, dass weder D-, C-, B- noch A-Bedienstete der Verwaltung und auch der KABEG (also der Krankenanstalten-Betriebsgesellschaft) je im K-Sche​ma gewesen sind.

Weil die würden, wenn sie da drinnen wären, und das ist jetzt wirklich die Leideform der deutschen Sprache, auch wirklich einiges mehr kosten. Ich hätte mir eigentlich erwartet, dass wir uns in diesem Landtag darüber unterhalten, ob die Verträge, die außerhalb des k-Schemas sind nicht eher zu durchleuchten wären, als was ein paar Kolleginnen und Kollegen im Reinigungsdienst oder in den Betrieben bekommen; - wie viel das ausmachen würde. Das einmal in diese Richtung. Also, wenn man Ver​waltungsdienst meint, würde ich bitten, dass sind solche Betriebe und dann sind wir wieder zusammen.

Aber, was mich sehr erstaunt hat, Kollege Klubobmann Grilc, dass du dich mehr oder weniger erwehrt hast, da kommt der Arbeiter daher – so quasi – verlangt einige Punkte, die man vereinbart. Du hast zwar nicht gesagt, und alle machen das dann, aber so ähnlich hat das für mich geklungen, nachdem (Abg. Lutschounig: Ein mäch​tiger Mann!) ich dich sehr lange kenne. Auch darüber könnte man diskutieren. Ich hätte mir nur erwartet, dass du das was dort verhandelt worden ist – und zwar in der kleinen Sozialpartnerschaft. Präsident der Arbeiterkammer Goach, Gewerkschafts​vorsitzender Günther Darabos, der zuständige Finanzreferent, Gesundheitsrefe​rent Peter Ambrozy - und niemand anders hat verhandelt - im ganz klaren Wissen, dass die Punkte, die sechs Punkte, die hier eingebracht worden sind, absolut eine Veränderung im nachhinein - weil sie müssen erst beschlossen werden - mehrerer Gesetze nach sich ziehen werden müssen. Krankenanstaltenbetriebsgesetz, Lan​desvertragsbedienstetengesetz, Verfassungsgesetz und auch im Wissen, dass man auch das Rechnungshofgesetz ändern wird müssen bei einer Übertragung. Und von einem Verkauf hat man überhaupt nie mehr gesprochen. Ich weiß wohl: Ihr sagts, dass ist ein taktische Formulierung, darüber kann man auch diskutieren; geht auch gleich an die Adressen der Grünen, weil der Herr Holub mir scheinbar sehr interes​siert zuhört, dass man diese Dinge dann auch dementsprechend formuliert. Auch das muss geändert werden, weil niemand will bei diesen Punkten, die da vereinbart worden sind, dass die begleitende Kontrolle – und die ist mir viel wichtiger, lieber Kollege Grilc, wie du eigentlich jahrelang schon meine Einstellung dazu weißt - wie die Kontrolle hintennach durch den Rechnungshof absolut zu erfolgen hat. Und nicht nur jetzt beim LKH neu, sondern bei allen Projekten, die in einer entsprechenden Höhe sind. Und ich habe mich bei der letzten Landtagssitzung beim Herrn Direktor des Rechnungshofes zweimal bedankt, dass wir - erstmalig für mich – wirklich kor​rekte Ergebnisse gehabt haben, wo wir uns nachträglich – obwohl wir es vorher auch nicht gewusst haben; dass muss man auch dazu sagen, weil diese Dinge werden ja nicht immer informiert - bekannt bekommen haben, was diese privaten Beratungs​firmen, das ist die Firma Neumann, - sie steht da im Protokoll, deswegen kann man sie auch nennen – für sieben Bedienstete zum Beispiel kassiert haben. Und das soll mit einer begleitenden Kontrolle in allen anderen Angelegenheiten, auch in Zukunft so sein. Deswegen hoffe ich, wird das Rechnungshofgesetz in diese Richtung dann novelliert, damit die weitere Kontrolle in diesen Bereichen sichergestellt ist.

Ich werde Sie jetzt nicht belasten mit den Punkten. Ich nehme an, dass jeder sehr genau die wesentlichen Punkte besprochen hat. Ich bedanke mich bei allen, die die Arbeit übernommen haben, das zu formulieren. Und der Zusatzantrag wird deswe​gen eingebracht, damit das vielleicht etwas konkreter und auch schneller geht, weil ich war schon etwas erstaunt – und jetzt sage ich etwas, was ich normalerweise als Gewerkschaftsvertreter vor allem auch der Beamten und Vertragsbediensteten nicht mache. Dass bei diesem Interview, das man in „Kärnten Heute“ dann gesehen hat, dann auf einmal eine ganz andere Formulierung herausgekommen ist als wie wir sie zwei Tage schriftlich am Vortag erhalten haben. Wir wissen, dass das eine Vereinba​rung ist, dass es eine politische Vereinbarung ist, weil sozialpartnerschaftliche Ver​einbarungen sind politische Vereinbarungen, ob jetzt der Herr Leitl, der Herr Verzet​nitsch oder wer immer dabei ist oder Kammern, was für Kammer immer – das gilt auch für die anderen Kammern – und dass die politischen Entscheidungen dann for​mal umgesetzt werden. Das sind gerade die Falschen, die ich da anrede, das ist selbstverständlich und klar.

Man sollte das auch der Bevölkerung in dieser Form sagen. Der Verkauf an die LIG ist aufgrund dieser Gespräche, der Vereinbarung, verhindert worden, weil eines kann natürlich nicht sein: Dass bereits Persönlichkeiten auftauchen, Grundstücke vermes​sen, Häuser anschauen, sich nicht einmal vorstellen im Glauben, dass wird sowieso an diese Vereinigung, die LIG, dann verkauft, übertragen oder wie man das formu​lieren möchten, weil das war nämlich tatsächlich der Fall, wobei die Vorgangsweise sowieso als ein bisschen absurd zu bezeichnen wäre und ist. Und dann noch Leute auftauchen, die den – wie gesagt, den Arbeiter der daher kommt – oder so ähnlich hast das formuliert – (Abg. Mag. Grilc: Nein!) nicht? Okay, nimm das dann zurück! (Abg. Mag. Grilc: Der da herkommt, habe ich nicht gesagt!) Ja, der mächtige Arbeiter hast gesagt! (Abg. Mag. Grilc: Das ist aber bitte wirklich ein politisches Kompliment …) Jaja, dann reden wir halt davon wovon wir geredet haben, gar keine Frage. Und uns, lieber Kollege Grilc anbieten, wenn wir zustimmen, dass Ordinationen für Ärzte, Wohnungen und so weiter gebaut werden, dass wir 15 Prozent Zuweisungsrecht – nur Zuweisungsrecht, nicht dass man glaubt, andere Geschäfte erhalten – werden wir unterwegs schauen, ob da irgendetwas passiert. Du wärst der Erste, und auch ihr wäret die Ersten gewesen, die sagen: Ja, Freunde, so geht das aber wirklich nicht! Einmal das in diese Richtung. (Abg. Lut​schounig: Man sagt, dass wenn ein Primarius eingestellt werden will, muss er den Sanktus vom Arbeiter haben!)
Nachdem ihr das Objektivierungsgesetz mitvertreten und eingeführt habt, bin ich seit vielen, vielen Jahren noch nie in einer Objektivierungskommission drinnen, weil ich es abgelehnt habe, überhaupt bei diesen Objektivierungskommissionen dabei zu sein. Ist auch zu überprüfen; egal ob Primarius oder irgendeine andere Berufsgrup​pen, weil ich von der Art teilweise sowieso nicht unbedingt sehr viel halte. Das kannst du von mir auch begründet haben, wenn du einmal Interesse hast. Das einmal in diese Richtung.

Es ist so, dass wenn die Punkte legistisch, also sprich dann dementsprechend for​muliert und im Gesetz umgesetzt sind, - das ist die Voraussetzung, das weiß auch jeder; das ist mit dem Gesundheitsreferent so besprochen. Ich nehme auch an, dass sie umgesetzt werden, wie ich auch von meiner Seite die Zustimmung zu diesem Budget dann kommen wird. Nicht zustimmen werden wir – und da bin ich wieder auch bei vielen anderen Abgeordneten, wenn man das Papier anschaut, ob es jetzt ein Expertenpapier ist. Wenn ich das lese zweifle ich so schön langsam die Experten an, die da drinnen sitzen, egal von welcher Seite. Ich kann nur bestätigen, was der Gesundheitsreferent heute schon einmal gesagt hat, der Peter Ambrozy. Das Papier scheint eh nur abgeschrieben zu sein. Das kann ich nur bestätigen, weil die alten Papiere (die mit eurer Zustimmung) – werde ich wahrscheinlich noch in fünf Jahren vorhalten und das ist auch erlaubt – mit Köck und Ebner, die ihr damals hereingeholt habt, gemeinsam mit der FPÖ. Die haben nichts anderes, als dieses Papier in etwa nur ein bisschen besser ausformuliert, eingebracht, was zu einer Zerstörung – bitt​schön, aller Krankenhäuser in Kärnten – geführt hätte. Und ich werde mir aber beim Budget erlauben, ein paar Worte auch in diese Richtung zu sagen, weil nicht nur Klagenfurt – weil jetzt in Klagenfurt irgendwas Neues gebaut wird - in Frage gestellt sind, auch die kleinen Häuser, ob jetzt Waiern, oder jetzt St. Veit oder Laas oder Hermagor. Aber, wie gesagt, das passt jetzt nicht daher, dass wir da nicht mitgehen werden. Wir werden alles dagegen unternehmen, wenn man nur versucht, das Ex​pertenpapier nur im Entferntesten umzusetzen.

Und jetzt bin ich wieder in der Gruppe 0, nämlich bei den Beschäftigten, bei den Beamten und Vertragsbediensteten im Land. Zu glauben, dass man 84 Millionen – also nicht ganz 85 Millionen bis 2009 hier einsparen kann – ohne, dass es ganz gra​vierende Freisetzungen von Personal gibt, das halte ich sowieso für eine Utopie. Wir waren immer bereit, dort wo es möglich ist, bittschön, einzusparen oder umzuschich​ten, damit zu unterstützen und teilzunehmen. Ich glaube nicht, dass je ein Einzelner da herinnen sein kann, weil das unterstelle ich wirklich jedem einzelnen Abgeord​neten, dass er soviel Gefühl hat und seine Aufgabe so erfüllt, dass das nicht der Fall sein wird können. Weil 85 Millionen nur im Personal, in der Hoheitsverwaltung einzu​sparen, da kann sich jeder ausrechnen, was das an Dienstposten wären. Wenn das Verwaltungszentrum wirklich gebaut wird, und zu dem stehen wir auch, wird es dann selbstverständlich Zusammenlegungen geben, gewisse Bereiche, die zusammenpas​sen. Aber das wird noch sehr lange und eingehend diskutiert werden müssen, weil die Leistung – hören wir ja von allen Seiten – die soll ja bleiben und vielleicht noch besser werden. Was ich auch wünsche, gar keine Frage.

Wenn wir dann wissen, dass im Bereich der Gesundheit bis 2009 – das es 204 Millionen Euro sind, die eingespart werden oder eingespart werden sollen nach die​sem Papier - das ich als Papier bezeichne. Was das bedeutet, liebe Kolleginnen und Kollegen, kann sich jeder wirklich ausrechnen; das Budget anzuschauen, die 204 Millionen wegziehen, die Betten reduzieren, das Personal reduzieren, die Gesund​heitsversorgung reduzieren, vielleicht überhaupt am Besten zusperren! Und dann die von euch – und jetzt kommen wir wieder zum Thema – geholten Köck, Ebner, die ja heute von mir schon einmal angezogen worden sind – die sogenannte HTC – wie sich diese Gesellschaft nennt, mit der zumindest von euch beeinflussten Raiffeisen​bank – das darf ich so formulieren oder; ist keiner beleidigt? Andere Banken sind von anderen beeinflusst, dass wir es gleich wieder relativieren. Und natürlich auch den KURIER, was sehr interessant ist (Der Vortragende lacht dazu.) was sehr interessant ist, dass die natürlich Interesse haben, zuerst alles schlecht zu machen, zuzusperren und dann zu einem Schlapf einzukaufen. Das spielen uns jetzt leider andere Bun​desländer vor. Die Tiroler machens anders, die machen 21 Töchter. Wenn es ihnen einfällt, machens noch fünf Töchter dazu und bei jeder Tochter zwei oder drei Ge​schäftsführer, die halt sehr lukrativ da bedient werden. Und der Patient und die Ein​richtung, die eigentlich für die Bevölkerung da zu sein haben, bleiben auf der Strecke. Ganz scharf geht’s in Niederösterreich jetzt zu und in der Steiermark, wo sie schon ganze Häuser verkaufen werden.

Ich bin übrigens beim Europäischen Gerichtshof, weil ich damals im Kärntner Land​tag gesagt habe, es kann nicht so sein, dass eine Gruppe etwas untersucht, dann vorschlägt wir sperren zu und dann - zugleich, ein paar Wochen später - als Verkäu​fer dieser Einrichtungen auftritt; ich habe eine Klage am Hals gehabt und ich bin deswegen auch beim Europäischen Gerichtshof, weil ich beweisen möchte, dass diese Gruppe – und es gibt ja andere auch noch genug - das ist ja nicht nur die ein​zige mit dieser Vorgangsweise in diesem Bereich. Wenn ich mir den Dienstposten​plan anschaue – und das gehört zur Gruppe 0 dazu – dann fällt mir auf, dass im Nachtragsbudget wieder einige Ansätze drinnen sind: Die Dienstzettler, über die wir schon so oft geredet haben und im Endeffekt nicht sehr viel passiert ist, außer dass ein paar einen Job gekriegt haben. (Abg. Lutschounig: Wer stellt denn die an!?) Ja, frage einmal deine ehemaligen Referenten, welche ihr einmal angestellt habts. Fragen wir einmal in anderen Bereichen, wo du die meisten finden wirst. Und, wenn man jetzt im Nachtragsbudget sieht, dass wir da auch ein paar Ansätze drinnen haben, dann heißt das, das irgendetwas nicht funktioniert. Wir werden uns, nachdem wir eine Arbeitsgemeinschaft in der Gewerkschaft mit den Landes- und Gemeinde​bediensteten haben, mit diesem Thema nach den Budgetdiskussionen sehr ernsthaft beschäftigen und ich hoffe, dass es auch Abgeordnete gibt die das auch mitverfolgen werden und das unterstützen, dass wir vielleicht irgendwann einmal zu einer geord​neten Regelung auch in diesem Bereich kommen werden.

Interessant sind auch die Lehrer. Ihr habts die Unterlagen alle, ich brauche die Zahl ja nicht zu nennen. Es werden in der Budgetdebatte die einzelnen Gruppen ja so​wieso noch dementsprechend besprochen. Es ist nach wie vor so, dass wir 350 Lehrer von Kärnten aus bezahlen müssen. Ich habe die Hoffnung gehabt, das geht wieder einmal überwiegend auch in Richtung der FPÖ gemeinsam mit der ÖVP in der Koalition, dass man vielleicht hier mehr Mittel … die 350 Lehrer kosten ein Schweinegeld! Nicht, dass wirs … brauchen tun wir sie, das wissen wir alle, aber das Land zahlt und im Endeffekt passiert mit der angeblich guten Verbindung nach Wien nicht sehr viel. Und da würde ich ein bisserl ersuchen, dass auch die freiheitlichen Abgeordneten in ihrem Bereich, aber auch die ÖVP in ihrem Bereich – weil die Ministerin, die stellen sie ja, die alles macht und doch nicht sehr viel macht - wie vor allem die Vertreter aus dem Lehrerbereich selber wissen, dass es hier einmal ein ge​ordnetes Budget geben wird. Das wird jetzt hier bei diesem Budget nichts mehr nützen, aber hier wollen diese Experten bis 2009 über 50 Millionen Euro einsparen. Das war nur nebenbei in diese Richtung bemerkt.

Und jetzt grundsätzlich dazu. Es war gestern so, dass die FPÖ bei den Verhand​lungen in die Knie gegangen ist, leider. Ich hätte mir bei der Pensionsharmonisierung gewünscht, dass sie wirklich den Deckel eingezogen hätten. Groß geredet haben sie. Ich würde euch alle wirklich ersuchen, dass ihr eure Funktionäre ein bissel kräftig an​treibts in Zukunft nicht umzufallen, weil sie liegen eh schon in gewissen Fragen. Um​fallen können sie eigentlich eh nicht mehr. Und ich bin sehr enttäuscht darüber, dass sie das leider nicht durchgesetzt haben, aus welchen Gründen immer. Aber mit dem Herrn Schüssel ist da scheinbar wahrscheinlich nicht sehr leicht zu verhandeln. Herr Neugebauer von der ÖVP, der ja selber Abgeordneter ist und auch ÖAAB-Obmann, hat ja, nachdem es Bundespersonalvertretungswahlen am 2.3. geben wird oder im Dezember gibt, nicht geben wird, natürlich 2,3 Prozent Gehaltserhöhung für alle aus​gehandelt. Und das ist natürlich wichtig, dass die hohen Berufsgruppen mit dabei sind, weil in den Ministerien sitzen sehr viel Ministerialräte und andere hohe Beamte. Weil, man hätte das auch etwas moderater machen können, vielleicht ein bisschen mehr für die, die es notwendiger hätten etwas weiter unten und vielleicht oben halt mit einem Sockelbetrag arbeiten können, aber das ist nicht passiert. Deswegen ist es auch so, dass ich heute schon anmelde, dass die Budgetansätze im Bereich „Hoheitsverwaltung“, also Gruppe 0 bis zur Gruppe 5, nicht halten werden, weil auch wir von der Gewerkschaft gezwungen sind, hier – und auch tun werden – eine dem​entsprechend versuchte, moderate – das sage ich bewusst dazu – Forderung an die Verantwortlichen in der Regierung einzubringen.

Ich darf den Peter Ambrozy für seinen Bereich bitten, dass er uns da positiv gegen​übersteht. Der Kollege Rohr für die Gemeindebediensteten, der Kollege Pfeifenber​ger – für 50 Prozent des Personals in der Hoheitsverwaltung zuständig – weil wir sehr bald diese Forderung einbringen. Ich glaube, es wird jeder verstehen. Wir haben zwar keine Wahlen, aber trotzdem betreiben wir auch hier, dass man etwas machen wird. Und Holub, ich glaube du warst es. Nulllohnrunden wie da im Papier steht ist korrekt, steht wirklich drin; keine Vorrückung mehr und all diese Dinge nicht. Das kann ich auch vorschlagen. Wenn ich einen zehnjährigen Schüler frage, der wird das auch sagen, dann gibt’s das nicht, dann kommts mit dem Geld vielleicht aus. Diese Punkte sind undiskutabel. Ich möchte das auch hier im Landtag in dieser Art und Weise klipp und klar kundtun. Wir sind immer bereit gewesen, sachlichst zu verschiedensten Themen zu sprechen. Und zur Dringlichkeit für die Spitäler in der Gruppe 5 komme ich später noch einmal, weil ich möchte da einmal dem Kärntner Landtag ein bisschen den Spiegel vorhalten, wie es mit dem Bettenplan ausschaut und wie es auch mit dem Stellenplan ausschaut, damit man überhaupt weiß, wovon man tatsächlich auch wirklich redet. Ich weiß, sehr viele haben sich damit beschäf​tigt, aber ganz so wie ich von meiner Seite halt nicht. Ich darf mich entschuldigen, dass ich etwas länger geworden bin. Das wollte ich eigentlich nicht, aber wie gesagt, zur Gruppe 5 bin ich dann still. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Cernic das Wort.)
Arbeiter

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte jetzt das tun, was ich früher schon angekündigt habe und möchte zuerst einmal in Anbetracht der Aufregungen der letzten Tage ausführlich auf die größte Kulturbaustelle eingehen, die wir derzeit im Land haben. Das ist die Wörtherseebühne. Obwohl – das muss ich auch dazusagen – die Landesmittel dafür nicht unmittelbar aus dem Kulturbudget kommen, es ist aber der gesamte Bereich mit anderen nennenswerten Kultureinrichtungen verquickt und verknüpft, und daher ist, glaube ich, wohl diese Gruppe 3 die richtige, um das auch zu analysieren.

Es ist genau das passiert, wie ich früher schon gesagt habe, was wir vor fünf Jahren schon prophezeit haben: Es hat sich die Seebühne fürchterlich desaströs entwickelt. Außer dass wir unglaublich viele Mittel für nichts verschleudert haben, war das Ganze bisher für gar nichts gut.

Es hat einen einzigen künstlerischen Lichtblick gegeben, und das war die „Evita-Produktion.“ Alles andere war sonst, sowohl in künstlerischer als auch in finanzieller Hinsicht, eine Katastrophe. In künstlerischer Hinsicht die beiden vorletzten Jahre, dieses Jahr war das künstlerische Niveau vielleicht durchschnittlich – dafür lassen sich die finanziellen Auswirkungen gar nicht absehen. Wir werden schauen, wenn wir den Gesamtrechnungsabschluss haben, was da alles passiert ist.

Das waren die Fehler! Unserer Meinung nach war der entscheidende Fehler: eine grundsätzlich falsche Erwartungshaltung, die man von Anfang an hatte. Es wurde von Anfang an so getan, als könne man eine solche Seebühne ohne Landeszuschüsse betreiben. Und das ist einfach nicht möglich! Es gibt in ganz Österreich keine einzige Seebühne dieser Art oder einer vergleichbaren Art, die ohne Zuschüsse auskommt. Wir haben einmal die Seebühne am Bregenzer See, also die Bregenzer Festspiele. Die bekommen an die 5 Millionen Euro Zuschuss insgesamt, von verschienen Subventionsgebern. Wir haben als möglichen Vergleich die Seebühne Mörbisch am Neusiedler See, die sich über 50 Jahre sehr hervorragend entwickelt hat, ein großartiges Ambiente hat. Das muss man dazusagen. Trotzdem, obwohl sie 50.000 zahlende Zuschauer jedes Jahr hat und die Vorstellungen schon ausverkauft sind, noch bevor die Saison beginnt, sind 700.000 bis 800.000 Euro Zuschuss jährlich notwendig. Daher ist es einfach unseriös und unredlich gewesen, von vornherein so zu tun, als könne man das Ganze ohne öffentliche Zuschüsse absolvieren.

Die 1,3 Millionen Euro, die wir heute im Nachtragsvoranschlag mitbeschließen werden, sind also eine Folge der Einsicht, der späten Einsicht, dass die Bühne ohne Landesförderung überhaupt nicht betrieben werden kann. Allerdings – und das ist auch die Meinung der Experten, die wir dazu befragt haben – ist es so, dass sich dieser Betrag, wenn es gelingen sollte, das Ganze noch auf eine erfolgreiche Schiene zu bringen, maximal vermindern kann bis 800.000 Euro. Darunter werden wir nie liegen.

Wir sind auch als SPÖ bereit, diese Sache mitzutragen – obwohl wir für diese Misere nichts können. Wir sind auch bereit, bei einem Sanierungsversuch mitzumachen, unter bestimmten Voraussetzungen, die wir schon am Montag in einem entsprechenden Gespräch deponiert haben. Wir teilen nicht die Meinung des Kulturreferenten, dass diese 1,3 Millionen Euro jetzt eine Zusage für die nächsten x-beliebig vielen Jahre sind, sondern wir schlagen folgenden Versuch vor. Wir schlagen vor, einmal bis 2007 die Sache zu betreiben. Bis zu diesem Jahr 2007 stehen wir auch zu dieser jährlichen Förderung von 1,3 Millionen Euro. Die Saison 2005 ist sowieso zu absolvieren. Da bleibt uns eh nichts anderes übrig – es sei denn, es platzt die „Napoleon-Produktion“. Und dann sehe ich aber wirklich bald keine Möglichkeit, das Ganze auf die Beine zu bringen. Dann werden wir uns über einen schnellen Ausstieg aus dem ganzen Abenteuer unterhalten müssen.

Die Saison 2006 müsste dann die entscheidende Saison sein. Wir müssten schon im Jänner, Februar des kommenden Jahres mit der Vorbereitung beginnen, denn im Theater-Bereich gibt es üblicherweise einen Vorlauf von zwei Jahren, damit Produktionen ordnungsgemäß und professionell auf die Bühne gestellt werden können.

Der Sommer 2006 würde dann darüber entscheiden, ob man das Projekt überhaupt noch weiterführt oder nicht. Es müsste im Herbst 2006 eine Evaluation geben, bei der man feststellt, ob es unter besten Bedingungen möglich war, eine erfolgreiche Saison auf die Beine zu stellen – und wenn nicht, müsste dann (im Herbst 2006) ein endgültiger Ausstieg beschlossen werden. Man müsste sich über eine andere Verwertung der Seebühne Gedanken machen: Abbau, Verkauf. Versenken wird nicht gehen, was sich manche wünschen, weil ein Versenken würde bedeuten, dass wir 70 Millionen Schilling (noch in Schilling gesagt) und sogar noch ein bisserl mehr Steuergelder dabei mitversenken.

2007 müssten wir noch mitnehmen. Das ist also der Ballast, den wir auch bei einer negativen Entscheidung, glaube ich, noch mitzunehmen haben, weil man auch 2007 nur seriös vorbereiten kann, wenn man zwei Jahre vorher anfängt. Das heißt, im Herbst 2006 müsste die 2007er Saison schon auf Schiene sein. Das bedeutet für uns, das ist die Deadline. Wenn wir da nicht ein erfolgreiches Ergebnis haben, dann werden wir weder weitere Zuschüsse des Landes mitbeschließen noch bei irgendwelchen anderen weiteren Aktionen mit dabei sein.

In die Pflicht nehmen – und das ist, glaube ich, auch hier festzuhalten – muss man auch den Intendanten Zanella. Der Intendant Zanella hat vom Kulturreferenten einen Vertrag bis 2008 - das muss man sich vorstellen! – mit einer Option auf Verlängerung bis zum Jahre 2010 bekommen. Was für mich eine Vorgangsweise ist, die ich grundsätzlich ablehne, weil man doch zuerst vielleicht bei jemandem schauen sollte: Wie geht es? Wie gelingt es ihm denn? Wie ist er denn geeignet? – Bevor man ihn für so lange Zeit verpflichtet.

Dazu kommt noch, dass der Herr Zanella einen Vertrag hat, der ihm jährlich 90.000 Euro zusichert. Das ist überdurchschnittlich dotiert dafür, dass er über eineinhalb Monate im Sommer eine Produktion laufen hat. Eigentlich verglichen mit dem, was der Stadttheater-Intendant verdient, nämlich 120.000 Euro, wo er ganze Theatersaisonen zu organisieren hat, ist das viel zu viel! Zumindest können wir verlangen, dass ein Intendant Zanella zusätzlich noch zum Künstlerischen Marketingaufgaben übernimmt und sich einbringt in die Vermarktung der Karten und des ganzen Festivals, weil das ist im Jahr 2004 nicht ausreichend passiert!

Zuletzt haben wir unsere Zustimmung auch noch damit verknüpft, dass wir allen Intentionen, das Stadttheater mit der Seebühne zusammenzuspannen, eine deutliche Absage erteilt haben. Das Stadttheater hat sich unter dem Intendanten Pflegerl in den letzten Jahren hervorragend entwickelt. Es hat eine internationale Reputation, die wir vorher nicht hatten. Wir sehen das als Grundlage dafür, dass es überhaupt so geführt werden kann und um diesen Preis geführt werden kann, um den es derzeit geführt wird. Künstlerischer Erfolg ist eine Voraussetzung dafür, dass Kooperationen möglich sind. Und das wieder ist eine Voraussetzung dafür, dass man sich ein Mehrspartentheater auf einer Länderbühne überhaupt noch leisten kann.

Es kann nicht sein, dass man einen perfekt geführten Betrieb obendrein noch die Zuwendungen deckeln will für die nächsten, ich weiß nicht, wie viel Jahre, denn so steht es im Budgetprogramm, eine Passage, wo ich absolut dagegen bin. Noch dazu, wo man das Budget decken will, die Bürde einer völlig desolaten Seebühne umhängt und damit den gesunden Betrieb auch noch hineinreißt in die Misere. Wir lehnen das ab! Wir sind absolut Anhänger einer Zweifirmentheorie. Wenn die Intendanten sich einigen können auf Synergieeffekte – freiwillig, ohne Druck von unserer Seite – im Marketingbereich, dann soll es uns Recht sein. Aber eine zwanghafte Verknüpfung, die werden wir nicht mittragen. Wir werden uns sofort zurückziehen, wenn irgendetwas Derartiges in den Raum gestellt oder versucht wird! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Um das Ganze nicht zu verlängern – nachdem wir bei einem einzigen Dringlichkeitsantrag da, glaube ich, eine Stunde herum geredet haben -, gehe ich davon aus, dass wir um Mitternacht noch da sitzen, wenn wir alle zu lange werden, möchte ich ganz kurz noch auf das restliche Kulturbudget eingehen.

Wir haben die großen Budgetposten: das sind Musikschule, Landeskonservatorium, Stadttheater. Und die bewegen sich bei ihren Budgetierungen im Rahmen der Vorjahre. Wenn man weiß, dass alle diese Betriebe hauptsächlich Personalkosten haben, dann weiß man auch, dass sie mittlerweile wirklich ein Kostenbewusstsein entwickelt haben müssen, denn nur durch Einsparungen ist es möglich, ihm Rahmen der Vorjahre zu bleiben. Denn wir wissen alle, dass Personalkosten automatisch ansteigen, auch dann, wenn man nicht urast und auch dann, wenn man kein Geld verschleudert und auch dann, wenn man kein zusätzliches Personal anstellt.

Wenn die Stadt Klagenfurt nunmehr ankündigt, dass die Subventionen des Stadttheaters von ihrer Seite auf dem Niveau des Jahres 2001 eingefroren werden sollen, dann glauben wir von der SPÖ, dass das eine ganz verantwortungslose Aussage ist. Denn das Stadttheater bleibt seit Jahren mit seinen Budgetsteigerungen unter der Inflationsrate und hat dazu noch Rücklagen in zwar geringem, aber doch in einem gewissen Ausmaß erarbeitet. Das Stadttheater wurde von der Politik gezwungen, eine Controllerin anzustellen, die auch einfach im Budget unterzubringen ist. Und kein Mensch hat gefragt, woraus das finanziert wird.

Das Stadttheater-Orchester wurde in der vergangenen Periode – ohne dass das Stadttheater darum angesucht hat – um zehn Musiker erhöht. Das heißt also, es wurde genötigt dazu. Somit haben wir ein Problem, das mit auch begründet ist in den Entscheidungen, die die Stadt mitgetroffen hat und die zu Verteuerungen geführt haben.

Es ist auch zu bemerken, dass die Haltung der Stadt Klagenfurt deshalb besonders unverständlich ist, für mich, weil Klagenfurt insgesamt sicherlich am meisten mitprofitiert als Landeshauptstadt vom Landesbudget. Klagenfurt hat selbst bisher noch nicht für einen ordentlichen Veranstaltungsort gesorgt, sondern partizipiert ausschließlich überall dort, wo das Land finanziert. Ich möchte hier daran erinnern, dass beispielsweise das Konzerthaus, das eigentlich nichts anderes ist als ein Veranstaltungsraum für die Stadt Klagenfurt, zu 100 % vom Land finanziert wird. Das ist auch ein Abgang von einer Million Euro jedes Jahr, worüber man auch diskutieren könnte, wenn schon die Stadt darüber zu diskutieren anfängt, ob sie noch ihren Verpflichtungen – die sie eingegangen ist -, nämlich 40 % des Stadttheater-Budgets zu übernehmen, nachkommt!

Zuletzt möchte ich vielleicht noch einen kleinen Verweis auf eine Kleinbaustelle machen, die ich geortet habe, auch anhand der Budgetentwicklung im Kulturbudget. Das ist für mich die Kulturcard. Die Kulturcard ist wie im Jahr 2004 auch im Jahr 2005 mit Einnahmen von etwa 15.000 Euro budgetiert. Im Jahr 2003 weist aber der Rechnungsabschluss die Bruchlandung, die die Kulturcard gemacht hat, aus. Sie hat nur 4.400 Euro hereingespielt. Das bedeutet für mich, dass die Kulturabteilung hier überhaupt nicht in der Lage war, das „Projekt Kulturcard“ auf Schiene zu bringen. Das halte ich für sehr bedauerlich! Da erwarte ich mir, dass man hier ehebaldigst und möglichst intensiv an Energien zulegt und das in Ordnung bringt! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Zu den einzelnen Budgetpositionen die jetzt im Ermessensbereich des Referenten liegen, nämlich was Maßnahmen für diese oder jene Förderungen anbelangt, möchte ich mich da gar nicht mehr äußern. Das habe ich früher immer getan bis ich gemerkt habe, dass der Rechnungsabschluss gar nichts mehr zu tun mit dem Budgetentwurf. Das heißt, es wird also beliebig umverteilt zwischen diesen Positionen. Ich möchte aber doch darauf hinweisen – wie fast jedes Jahr – dass wir auch nicht gewillt sind, hier den kleineren Theaterinitiativen wirklich entgegenzukommen. Das Budget ist ek​latant klein, eklatant klein! Das wird weniger, statt wenigstens ein bissel mehr oder gleichbleibend. Und das ist auch etwas, was ich als problematisch einstufe, weil man sich beispielsweise im Bereich Heimat und Brauchtum sehr wohl ein Einpendeln auf sehr hohem Niveau leisten kann. Danke schön! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Mag. Cernic

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Danke, der lieben Frau Abgeordneten Cernic, dass sie während Ihrer Rede gesagt hat, dass die Reden kurz sein sollen. (Heiterkeit im Hause.) Ich denke, das wird in Zukunft dann auch so sein. Wir haben noch 10 Wortmeldungen in der Gruppe 0 bis 3 und ich darf das Wort gleich Frau Abgeordneter Mag. Lesjak erteilen!

Ferlitsch

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Geschätzter Herr Präsident! Meine Wortmeldung wird nicht ganz so kurz sein, weil im Unterschied – weil gesagt worden ist, der Stil da. Wir haben uns das Budget wirklich genau angeschaut und ich möchte auch genau auf einzelne Gruppen eingehen und so werde ich etwas zur Gruppe 0 und zur Gruppe 2 sagen. Weil – noch zum Stil: Unser Stil ist halt noch ein ehrlicher. Wir können noch frei reden und wir dürfen uns noch einen Charakter leisten. Deswegen können wir auch sagen, was wir denken. (Es erfolgen mehrere Einwände aus der FPÖ- und SPÖ-Fraktion. – Lärm und Unruhe im Hause. – Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen.) Im Großen und Ganzen scheint die allgemeine Verwaltung zu sparen. In der Gruppe 0 scheint die allgemeine Verwaltung zu sparen. Die Sache ist nur, aber wie wird ge​spart? Und es ist interessant. Ausnahmen im Sparen stellen die Landesregierung selbst und die Sekretariate dar. Da erhöhen sich die Ausgaben nämlich um 17 Pro​zent gegenüber dem Voranschlag 2004. Da kann man sagen, die Regierung geht mit Beispiel voran! Bei den Sekretariaten wird der Etat quasi mit 0,7 Millionen Euro mehr als verdoppelt. Ob bei den Repräsentationskosten wirklich gespart wird, sowie veran​schlagt, bleibt abzuwarten, weil im Jahr 2003 wurde nämlich der vorgesehene Etat um 30 Prozent überschritten und lag im Voranschlag etwa sowie jener im Budget 2005. Ähnliches gilt für den Ansatz Kärntner Landeszeitung zu bemerken. In diesem Fall war für das Jahr 2003 derselbe Betrag wie 2005, nämlich 0,4 Millionen Euro ver​anschlagt, gekostet hat die Zeitung aber doppelt soviel und die Erlöse sind zudem zurückgegangen.

Es ist also offensichtlich, dass hier auch keine Mäßigung eingetreten ist, im Gegen​teil: Es gibt noch dazu einen schamlosen Griff in die Steuertaschen der Steuerzahler im Nachtragsvoranschlag 2004, mit der Festsetzung der Parteienfinanzierung. Diese Liste kann unendlich fortgesetzt werden. „Dokumentation und Information“: Voran​schlag 2003 wird um 300 Prozent überschritten und beim Ansatz „Landespressebüro Marketing“ waren für 2003 100.000,-- Euro veranschlagt und jetzt 163.951,-- Euro. Also, in Anbetracht dieser Auswüchse im Voranschlag 2005 ist zu befürchten, dass hier keine Mäßigung, keine Sparmaßnahmen, eintreten. Wenn das unter Zukunfts​sicherung verstanden wird, dann nein danke! Demgegenüber stehen interessanter​weise drastische Kürzungen. Zum Beispiel werden die Mitteln für die Kärntner Schul​leiterauswahlverfahren extrem gekürzt. 2003 waren da noch 119.678,-- in der Rech​nung; veranschlagt wird für 2005 40.600,-- Euro. Wie ist das zu erklären? Werden die Objektivierungen billiger? Wird’s keine mehr geben? Wie schaut das eigentlich aus? Ähnliches beim Büro für Volksgruppenfragen. Da gibt’s auch weniger. Beschä​mend gering ist der Aufwand für Aktivitäten in der Antiatompolitik. Wir haben gerade in der letzten Landtagssitzung einen Antrag verabschiedet, wo der Ausstieg aus dem EURATOM-Vertrag favorisiert wird. Also, wenn dass dann so budgetiert wird im heimischen Landesbudget mit 14.700,-- Euro, also, da wird man keine Lobby machen können. Wir müssen ja da anfangen Lobby zu machen gegen Krsko usw., eine aktive Informationspolitik. Das wird mit dem Aufwand halt nicht gehen. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Haben wir gar nicht verbraucht voriges Jahr!)
Gefunden habe ich folgendes Einsparungspotenzial. Das wäre zum Beispiel im Be​reich „Sonstige Ausgaben der allgemeinen Verwaltung“. Da gibt’s nämlich Belohnun​gen und Geldaushilfen in der Höhe von 520.200,-- Euro. Ist auch interessant. Wer kriegt das, nach welchen Kriterien wird das vergeben? Warum wird denn da nicht ge​spart? Also, hier soll genauso gespart werden wie bei den Landesbediensteten. Die​se Budgetgruppe hat den Schwerpunkt, der ist leicht erkennbar, dass im Zentrum der politischen Macht mehr Geld angehäuft wird, da wird Reichtum akkumuliert und drau​ßen in den Regionen, in der Peripherie, wird marginalisiert. Es gibt einen dramati​schen Rückgang der Mittel für „Raumordnung und Raumplanung“. Im Jahr 2003 wurde für Landesplanung rund 1,2 Millionen ausgegeben; 2005 sind nur mehr 633.000,-- Euro veranschlagt. Und auch im Nachtragsvoranschlag, ich habe mir das angeschaut, wird das nicht ausgeglichen. Auch gibt’s einen Rückgang für die Mittel für die Orts- und Regionalentwicklung, für die Regional- und Strukturpolitik. Ich lese die Zahlen jetzt nicht alle vor. Insgesamt haben sich die Mittel für Raumordnung und Raumplanung fast halbiert. Das ist dramatisch! Das ist dramatisch, weil wir einer der größten Herausforderungen der Zukunft gegenüberstehen, nämlich die Entwicklung der Regionen. Sie kennen alle die Probleme, die uns ins Haus stehen. Die Postschlie​ßungen haben das ja gezeigt. Und da wird an der falschen Stelle gespart. Es wird im Zentrum mehr und in der Peripherie wird weniger. So kanns ja gar nicht sein! Gerade im Hinblick darauf, dass Kärnten jetzt in der EU auch ein Standing haben wird müs​sen, dass die Regionen in der EU ihre Besonderheiten herzeigen werden müssen, entsteht hier ein großer Handlungsbedarf. Und dieser Handlungsbedarf wird durch den Budgetvoranschlag eigentlich krass konterkariert. Es werden folgenreiche Fehl​entwicklungen damit eingleitet und wir möchten hier an dieser Stelle deutlich davor warnen.

Dann zur nächsten Gruppe „Unterricht, Erziehung, Sport und Wissenschaft“. Da habe ich mir gedacht, dass die SPÖ – so wie sie tut – eine Bildungspartei ist. Und mit Schaudern muss ich feststellen, dass genau das Gegenteil der Fall ist, weil im Bud​getprogramm 2005 bis 2009 stehts festgeschrieben. Da ist der Bildungsabbau ze​mentiert. Man braucht das ja nur wörtlich vorlesen, - das erübrigt jeden weiteren Kommentar. Es ist geplant, für die Zukunft, dass Schulen zugesperrt werden, dass Schulen zusammengelegt werden et cetera. Dazu, also zur Erreichung der Einspa​rungsmaßnahmen bis zum Jahr 2009 … (Abg. Lobnig. Was machens, wenn nur drei Kin​der in der Schule sind! – Abg. Schlagholz: Was machens, wenn keine Kinder in der Schule sind? – Abg. Lobnig: Das ist unseriös. - Die Gemeinden sind die Schuler​halter!) Nein, das ist nicht unseriös, das ist nicht unseriös! Es werden die Mittel zu​rückgenommen und wo kommt das hin? Es werden die Regionen kaputt gemacht und die Bildung erfordert was anderes. (Mehrere gleichzeitige Zwischenrufe aus der FPÖ-Fraktion. – Lärm im Hause.) Es ist ein Maßnahmenpaket bis 2009. Dienstrecht​liche Maßnahmen wie Nichtnachbesetzen, Pragmatisierungsstopp, flexible kärnten​weite Versetzungen, schulorganisatorische Maßnahmen wie zum Beispiel Direktions​zusammenlegungen, Angleichung der Klassenteilungszahl, Änderung im Bereich der Klassenführungsstunden. Darüber hinaus darf die Zusammenführung von Schul​standorten und die Auflassung von Kleinschulen nicht ausgeklammert werden. Das ist das Programm, das Bildungsprogramm von der SPÖ, und es ist wirklich sehr sehr traurig.

Den umfangreichsten Posten in dieser Gruppe stellen die Lehrer der Pflichtschulen dar. Im Voranschlag 2003 hat man sich gewaltig verschätzt, sodass trotz geringerer Ausgaben, wegen der mangelnden Einnahmen gemäß Finanzausgleich, ein Mehr​aufwand von 23,4 Millionen erwuchs. Die Situation ist derzeit so, dass der Stellen​plan der öffentlichen, privaten Volks-, Haupt- und Sonderschulen und Polylehrgänge für das Haushaltsjahr 2005, 4.718 Planstellen vorsieht. Seitens des Bundes aber nur für 4.368 Kostenersatz geleistet wird, also für viel weniger. Obwohl jetzt 76 Plan​stellen eingespart werden sollen, erhöhen sich die Ausgaben gegenüber dem Voran​schlag 2004 um 2,7 Millionen. Das sind 1,16 Prozent. Das heißt, das Land muss aus eigenen Mitteln diesen Mehraufwand von 15,3 Millionen inklusive Berufsschulen auf​bringen. Einerseits weist die Rechnung 2003 für die Lehrer der Allgemeinbildenden Pflichtschulen einen Betrag von 221 Millionen aus, was um 10,7 Millionen mehr ist als der budgetierte Aufwand für 2005. Andererseits hätten die Finanzausgleichsver​handlungen ergeben, dass der Schlüssel zwar gleich bliebe österreichweit, aber zu​sätzlich 400 bis 450 Planstellen – das wären dann 12 Millionen Euro – geschaffen würden. Ihre Weltklasse wird dann im sonderpädagogischen Bereich laut Gehrer Verwendung finden dürfen. Das Problem ist nur, dass das Bundesbudget diese Mittel aber nicht vorsieht. Im Bundesbudget 2005 sind für die Pflichtschullehrer 57 Millionen Euro – ich habe mich erkundigt – weniger vorgesehen als 2004, auch mit den im Finanzausgleich ausverhandelten 12 Millionen Euro bliebe also immer noch ein dickes Minus von 45 Millionen Euro. Da wird das Land dann wieder die Hand aufhal​ten müssen und zwar, mehr als geplant.

Das Land ist aber nicht nur Besoldungsstelle für Lehrerinnen sondern auch Schuler​halter für Berufsschulen, landwirtschaftliche Berufs- und Fachschulen, Tourismus​schulen. Auch hier wird zurückgenommen. Hauptschul- und Volksschulbaufonds werden im Voranschlag 2005 zusammen mit 3 Millionen Euro geringer dotiert. Die Schulbauten: Könnens mir erklären, warum bei den Schulbauten dann eingespart wird? Ich verstehe das nicht. Auch im Kinderbetreuungswesen – gut das erklärt sich dann irgendwie mit den Zuwendungen vom Bund. Auch dramatisch sind die Einspa​rungen beim Breiten- und Gesundheitssport. Während 2003 noch 1,42 Millionen Euro ausgeschüttet werden konnten, sind es nach dem Voranschlag 2005 nur mehr 0,79 Millionen Euro. Dafür gibt’s jetzt ein supertolles, großes Stadion, aber von dem haben die kleinen Sportvereine halt auch nichts.

Am krassesten sind aus meiner Sicht die Mittel für die Universität. Da gabs 2003 1,5 Millionen Euro und 2005 sind heiße 74.900,-- Euro veranschlagt. Wo ist denn da der Bildungsschwerpunkt? Wo ist da der Forschungsschwerpunkt? Da wird gespart. Das kann mir niemand erklären, dass das eine Bildungspolitik ist. Mir fallen folgende Begriffe für diese Bildungspolitik ein. Bildungsabbau, das Bildungsniveau sinkt, das Qualitätsniveau wird sinken. Das ist schlecht für die Wertschöpfung. Weniger Gebil​dete sind überdurchschnittlich armutsgefährdet. In Armut Lebende sind wiederum häufiger krank, das verursacht Kosten. Da ist ein Teufelskreis, der in Gang gesetzt wird. Ich frage, mich welche Strategie da dahinter steht? Was ist das für eine Strate​gie, dass man keine gut ausgebildeten Menschen haben möchte? Will man jetzt da​für sorgen, dass man die nächsten Wahlen gewinnt? Ich weiß es nicht. Aus unserer Sicht ist Bildung wichtig, weil sie die Menschen mündig, selbstbestimmt und arbeits​fähig macht. Je höher der Bildungsgrad einer Gesellschaft, desto höher ist die Demo​kratiefähigkeit und eine Voraussetzung dafür ist ein sozialer Ausgleich, ist eine Soli​darität. Und dieses Wort „Solidarität“ vermisse ich ganz besonders in der SPÖ. Wenn mir erklärt wird, dass das eine Bildungsoffensive ist. Das ist ja wohl ein Witz! Danke schön! (Beifall von Abg Holub.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Knicek das Wort.)
Mag. Lesjak

Abgeordnete Mag. Knicek (FPÖ):

Mag. Knicek

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! In der heutigen Budgetdebatte möchte ich einen kurzen Rückblick auf die umfangreichen und effizienten Umsetzungen im Bil​dungsbereich der letzen Jahre werfen. Besser gesagt, ich spreche hier das Kärntner Bildungspaket in der Zeit von 1999 bis 2004 an, welches unverkennbar die Hand​schrift freiheitlicher Bildungspolitik trägt. Das oft von den Medien und wie jetzt auch von meiner Kollegin Lesjak immer wieder zitierte Kaputtsparen, kann ich hier nicht wiederfinden, da in der bildungspolitischen Entwicklung trotz schwierigster Bedingun​gen in den letzten fünf Jahren sehr viel Positives umgesetzt worden ist. Ich erinnere, meine sehr geschätzten Damen und Herren! Trotz permanent sinkender Schü​lerzahler wurden 51 Millionen Euro Landesmittel, nämlich 12 Millionen für die Pensio​nierungswelle, Kärntner Sozialplan und 39 Millionen Euro für zusätzliche Landesleh​rer investiert. Es waren im Schuljahr 2003/2004   373 Planstellen mehr zu besetzen und heuer 350 Planstellen mehr die Kärnten zu bezahlen hat, weil sie vom Bund nicht refundiert werden. Dies belastet den Landeshaushalt heuer wieder mit 15,3 Millionen.

Ganz speziell verweise ich in diesem Zusammenhang auf die Planstellensituation im sonderpädagogischen Bereich im Schuljahr 2003/2004, die mit 83 zusätzlich durch das Land Kärnten finanzierten Dienstposten um 14 Prozent überzogen wurden. Das bedeutet, Frau Kollegin Lesjak, dass trotz sinkender Schülerzahlen die Investitionen ins Bildungssystem steigen! Die für die Erhaltung der Standorte notwendigen Min​destschülerzahlen haben wir drastisch gesenkt. In der Volksschule von 120 auf 20 Schüler; in der Hauptschule von 240 auf 90 Schüler. Für die Standorte unter 20 Schüler wurde die Möglichkeit der Fortführung durch Expositurklassen geschaffen. Jetzt kommt das Interessante – warum nicht mehr soviel Schulstandorte aufrechter​halten werden können. Die Geburtenzahlentwicklung für die kommenden Jahre sieht traurig aus. Seit dem Schuljahr 1999/2000 mußten wir einen Rückgang von 3.000 Schülern verkraften. Laut Prognosen wird der derzeitige Stand von 46.235 Schülern in den nächsten zehn Jahren sukzessive auf 33.752 dezimiert. Also, ein ungebrem​ster Schülerrückgang von knapp 12.500. Falls diese Prognosen wirklich in dieser Härte eintreffen, würde dies im Jahr 2014 einen Dienstpostenüberhang von 833 pragmatisierten oder unbefristen im Dienst stehenden Lehrern bedeuten! (3. Präs. Ing. Scheuch: Hört! Hört!)
Alle Parteien, meine sehr geehrten Damen und Herren, sind dazu eingeladen, sich darüber Gedanken zu machen, wie man die für den Regelschuldienst nicht mehr benötigten Lehrer im Bildungssystem sinnvoll einbinden kann. Möglichkeiten wie Nachmittagsbetreuung – die jetzt auch im freiheitlichen Bildungsprogramm in der Zukunft forciert werden -, Nachhilfeangebote, Betreuung durch so genannte Summer-schools, Vorschulerziehung, Begabtenförderung und vieles mehr würden sich hier bestimmt als besondere Aufwertung des Bildungssystems anbieten. (Beifall von der FPÖ-Fraktion)

Wir alle sind gefordert, die notwendige Planung bzw. Organisation und die Finanzierung durchzuführen. Welche bildungspolitischen Maßnahmen kamen in den letzten fünf Jahren zur Umsetzung? Weil Sie gefragt haben, wo das Geld ist. – Der Ausbau von schulischen Zusatzausbildungen wurde forciert: wie Sprachen, EDV, Hort, Musik. An mehr als 40 Standorten sind Schwerpunkte mit den Angeboten Musik, Sport und Ganztagsbetreuung im Laufen. In über 600 Klassen gibt es besondere Bildungsangebote in schulautonomer Gestaltung, wie Chor, EDVs, Sprachen oder kreatives Gestalten.

In Zahlen ausgedrückt bedeutet dies, dass wir in rund 200 Schulen Chor- und Spielmusik und in rund 180 Schulen zusätzliche Sportangebote anbieten. Kärnten rangierte noch im Jahr 1999 als Schlusslicht, wenn man verglich, wie viele Schulen untereinander bzw. mit dem Land Kärnten vernetzt waren. Und jetzt, nur vier Jahre später, haben wir eine 100-prozentige Vernetzung aller Schulen! Es wurden hier seit dem Jahr 1999 3,5 Millionen investiert. Darüber hinaus gibt es auch eine Ideenoffensive im AHS-Bereich. Im BHS-Bereich war es im Schuljahr nur eine IT-Klasse, die geführt wurde, so sind es zum heutigen Zeitpunkt 152 IT-Klassen. Kärnten ist zudem das einzige Bundesland, das auch für alle AHS-Unterstufen flächendeckend eine IT-Ausbildung durchführt.

Kärnten legt aber nicht nur Wert auf modernste Ausbildung seiner Schüler, sondern investiert nachhaltig in die Lehrlingsausbildung. So wurden zielführende Kompetenzzentren für Metall-, Elektro-, Kfz-, Holz- und Sanitärberufe geschaffen. Es wurden 9,1 Millionen Euro in die bereits realisierten Kompetenzzentren, zum Beispiel in St. Veit und in Wolfsberg, investiert. Ein Meilenstein im Bildungsbereich war doch wohl die konsequente Umsetzung des Objektivierungsverfahrens bei der Anstellung von Leitern im Pflichtschulbereich. Es fanden bereits bei 55 % aller Schulleitungen im ABS- und BS-Bereich die Objektivierungen statt, wobei 202 Schulleiter ernannt und nur eine Bestellung aus formalen Gründen aufgehoben wurden. Um Ihre Frage zu beantworten, warum jetzt im Budget das nieder veranschlagt wurde: da nämlich schon zwei Drittel der Pflichtschullehrer objektiviert sind.

Bei der Anstellung von Junglehrern im Pflichtschulbereich schaffte die korrekte Führung von Bewerberevidenz und Bewerberliste größte Transparenz. Auch die Einstellung von BS-Lehrern erfolgte durch ein Auswahlverfahren und garantiert so höchste Kompetenz der Ausbilder.

Als nächstes Ziel wird an der Umsetzung für ein Auswahlverfahren bei den Leiterbestellungen im höheren Schulbereich gearbeitet. Zu den Fachhochschulen bzw. Universitäten wäre folgendes anzumerken: Da fördert das Land Kärnten einen Fachhochschul-Studiengang für Humanmanagement, Gesundheits- und Pflegemanagement sowie Sozialarbeit, der im Herbst 2003 in Feldkirchen bereits gestartet ist.

An der Universität Klagenfurt wurden sechs weitere Lehrstühle ermöglicht. Ich möchte Sie noch daran erinnern: Das ist der Bakkalaureats-Studienlehrgang, ein neuer Studienlehrgang für Informatik-Lehramt, ein neuer Lehrstuhl für Verkehrstelematik und ein neuer Lehrstuhl für Regional- und Technologiepolitik.

Darüber hinaus wurden zusätzlich viele Projekte, Förderungen und Angebote umgesetzt. Ich erinnere Sie noch einmal: Lion-learns-Lehrlings​wett​bewerb des Landes, ca. 700.000 Euro; Förderung von Kindern mit Teilleistungsschwächen in den Bezirken, Kostenpunkt rund 300.000 Euro jährlich; eine finanzielle Förderung für Kinder von einkommensschwachen Familien zur Teilnahme an Schulveranstaltungen; Schikurse, Sportwochen und Sprachwochen rund 200.000 Euro jährlich; eine Arbeitsstiftung für langzeitarbeitslose Lehrer; Umschulung von 50 Lehrern in andere Berufe; Finanzierung der sonderpädagogischen Zentren; Betreuung der autistisch beeinträchtigten Kinder im Schuljahr 2003/2004: 350.000 Euro, im Schuljahr 2004/2005: 172.000 Euro.

Ich bin überzeugt davon, dass man anhand meiner Ausführungen über die umgesetzten Maßnahmen im Bildungsbereich sehr wohl erkennen kann, dass sich die Investitionen im Bildungsbereich gelohnt haben. Gemeinsam sind wir dafür verantwortlich, dass auch weiterhin nachhaltige Lösungen für eine gesunde, zukunftsorientierte Schulstruktur angeboten werden und so unseren Kindern und der Jugend eine lückenlos qualitativ hoch stehende Ausbildung ermöglicht werden kann. Danke! (Beifall von der FPÖ- und der SPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schwager das Wort.)

Mag. Knicek

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Sehr geehrte Herr Präsident! Werte Damen und Herren Abgeordnete! Ich habe ein anderes Kapitel als meine Vorredner, obwohl es dazu recht viel zu sagen gäbe. Besonders zu den Ausführungen der Frau Abgeordneten Cernic und der Frau Abgeordneten Lesjak werde ich trotzdem zur öffentlichen Ordnung und Sicherheit sprechen. Das beinhaltet die Gendarmerie in Kärnten, die Polizei, die Feuerwehr, die Katastrophenvorsorge, Flurpolizei und das Kärntner Tiertransportgesetz; damit wir alles beinander haben. Da ich natürlich weder ein Angehöriger der Exekutive bin, der Gendarmerie nicht, der Polizei nicht und auch nicht der Kriminalpolizei, werde ich die öffentliche Ordnung und Sicherheit aus der Sicht der Kärntner Bevölkerung und als einer ihrer Vertreter hier abhandeln; in kurzen Worten.

Die öffentliche Ordnung und Sicherheit – es sind ja Teile davon heute schon unwissentlich angesprochen worden -, das ist der ganze Straßenverkehr, alles, was sich mit dem Straßenverkehr befasst, und des Weiteren die Kriminalitätsbekämpfung und –aufklärung.

Zum Straßenverkehr ist Folgendes zu sagen: dass seit vielen Jahren in Kärnten Gott sei Dank jeder Verunglückte im Straßenverkehr einer zu viel ist, aber die Maßnahmen, die gesetzt werden, doch eine Verbesserung erwarten lassen und schon eingetreten sind. Man muss dazusagen, dass im Straßenverkehr eine wesentliche Rolle der Zustand des Straßennetzes in unserem gebirgigen Bundesland spielt, aber auch die Maßnahmen, die hier getroffen werden. Da hapert es insoweit, weil natürlich nicht für alles das Land Kärnten verantwortlich sein kann, weil Gendarmerie und Polizei dem Innenministerium unterstehen und das Land Kärnten nur reagieren kann. Und da muss ich den Herrn Landeshauptmann zitieren. Bei Schließungen von Gendarmerieposten hat er sich eingebracht und das Ärgste hintanhalten können. Vor allem, was wichtig war, die zwei Bezirksgendarmeriekommanden-Schließungen – jeder weiß es -, die vor der Schließung standen, Feldkirchen und Hermagor, konnten von ihm hintangehalten werden.

Was steht jetzt des Weiteren ins Haus? Keiner weiß es. Und wenn einer es weiß, wird er mir sagen, wie das funktionieren wird: die Fusionierung Gendarmerie und Polizei. Demnächst. Ich nehme an, Kollege Schober wird da mehr Informationen haben als ich, weil er ein Insider ist. Das ist Recht. Jede Modernisierung bei der Exekutive soll man positiv sehen, wenn sie etwas in der Kriminalitätsbekämpfung, Aufklärung und Kontrolle des Straßenverkehrs bringt. Da muss ich aber eine Zwischenbemerkung machen, dass mir das manchmal, wenn man sich das anschaut, nicht ganz geheuer ist und ich eher denke, dass die parteipolitische Umfärbelung beim Innenminister die größere Rolle spielt als die Effizient der Exekutive. (Beifall, diesmal von der SPÖ-Fraktion)
Das sieht man ja auch im Straßenverkehr. Das ist ein Faktum. Ich nehme an, da haben die Abgeordneten alle auch schon die gleiche Wahrnehmung wie ich selber. Im Straßenverkehr sind wir Freiheitlichen strikte dagegen, weil es angedacht und angesprochen wurde, an Private die Kontrolle des Straßenverkehrs zu übergeben. Das können in unserem Sinne nur die Gendarmerie und die Polizei durchführen. Auch Geschwindigkeitsmessungen dürfen nicht von Privaten vorgenommen werden. Das ist einmal eine ganz klare Geschichte.

Jetzt komme ich zur Kriminalitätsbekämpfung: Da muss ich sagen, dass Österreich nach wie vor eines der sichersten Länder der Welt ist und auch eines der sichersten Länder Europas, auch Kärnten, weil Kärnten auch ganz bestimmt sicherer als die Bundesrepublik Deutschland ist, sicherer als die Niederlande, wo man jetzt hört, dass die große Schwierigkeiten haben, aber auch Belgien, Frankreich und alle unsere umliegenden Nachbarstaaten. Ganz arg ist Italien! Ich habe jetzt einen Bericht gelesen, dass die Bandenkriminalität in Neapel solche Ausmaße annimmt, dass es jährlich Hunderte Ermordete gibt. Also das ist Gott sei Dank nicht, obwohl auch zu bemerken ist, dass die Kriminalität mit diesem Schengen-Abkommen – um das politisch so unkorrekt zu sagen – von Ausländern in unserem Kärnten fast tagtäglich zuschlägt, ob es Diebstähle, Einbrüche oder auch Verbrechen gegen Leib und Leben sind. Es wird versprochen von Seiten auch des Innenministeriums, dass das jetzt eine Übergangsphase ist und dass man das in den Griff bekommen wird. Darauf können wir natürlich hoffen!

Des Weiteren ist in Kärnten jetzt die Drogenkriminalität aktuell. Die gibt es schon etwas länger. Der zuständige Gesundheitsreferent arbeitet ja seit Jahren vorbeugend und aufklärend auch in den Schulen. Es ist aber bis jetzt kein brauchbares Mittel herausgekommen, um diese Drogenkriminalität einzudämmen. Das wäre einmal zur öffentlichen Ordnung und Sicherheit.

Ich komme noch zu den Feuerwehren, zum Landesfeuerwehrkommando. Leider Gottes, einer der großen Reformer ist vergangene Woche zu Grabe getragen worden: Landesfeuerwehrkommandant Gradnitzer. Sein Nachfolger ist schon vor zwei Jahren verstorben: Adolf Oberlercher. Das waren die zwei großen Reformer des Kärntner Feuerwehrwesens, die eine neue Feuerwehrschule gebaut haben; eine Vereinheitlichung der ganzen Feuerwehren vorgenommen haben, mit der Gerätschaft. Früher, wer sich erinnern kann, in den Sechziger-, Siebzigerjahren, hat jede Feuerwehr eine andere Gerätschaft gehabt. Das ist kärntenweit gelungen, zu vereinheitlichen, mit großen Aufwendungen auch des Landes Kärnten. Und dann das ganze Schulungswesen. So kann man sagen, dass eigentlich die Feuerwehrleute, die 22.000 in Kärnten – und besonders ihre Kommandanten –, besonders gut geschult sind und zu Krisenmanagern ausgebildet wurden.

In der Selbstverwaltung der Feuerwehren haben wir den letzten Akt vor zwei Jahren vollzogen, als auch die Feuerwehrschule dann dem Feuerwehrverband per Beschluss des Kärntner Landtages übergeben wurde. Dotiert, soweit das Land zuständig ist, ist das ausreichend, meiner Ansicht nach. Die Bediensteten der Feuerwehrschule bezahlt ja das Land Kärnten. Das ist ausreichend dotiert. Da gilt auch mein Dank an die jeweiligen Gemeindereferenten, die ja auch mit ihren BZ-Mitteln dazu beitragen, dass die Feuerwehren ordnungsgemäß ausgerüstet sind und die Rüsthäuser erneuert und saniert werden können.

Auch dem Landesfeuerwehrreferenten sei dafür herzlich gedankt! Die Feuerwehr ist eine Institution in Kärnten, die 16 Jahre, habe ich heute schon einmal gesagt, wo ich da im Kärntner Landtag bin, eine unumstrittene Einrichtung von Freiwilligen in diesem Lande Kärnten ist.

Damit möchte ich gleich anschließen, weil wir ja nicht zu jedem Kapitel extra reden wollen, dass wir allen Rettungseinrichtungen den Dank der Freiheitlichen Partei ausdrücken, auch dem Roten Kreuz, Herr Vorsitzender, herzlicher Dank! Das sind Menschen, die freiwillig oder manchmal mit wenig Salär Rettungsdienste für unsere Kärntnerinnen und Kärntner erbringen.

Das wäre dazu zu sagen. Auch die Bundesheerler und Zivildiener sind in diesem Aufwaschen auch noch erwähnt, vor allem die Zivildiener, die ja vor allem auch dem Roten Kreuz sehr zur Hilfe stehen und zur Hand gehen. Herzlichen Dank der Frei​heitlichen Partei! Und da ich jetzt der Erstredner zu diesem Kapitel bin, ist es selbst​verständlich für uns – weil wir sind ja immer zu diesem Budget gestanden – dass wir auch allen Kapiteln und dem Gesamtbudget selbstverständlich unsere Zustimmung geben werden. (Beifall von der FPÖ-Fraktion. – Abg. Mitterer: Bravo!)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schober das Wort.)
Schwager

Abgeordneter Schober (SPÖ):

Schober

Herr Präsident! Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Bevor die Kollegin Les​jak hinausgeht im Umkehrschluss zu Ihrer Feststellung. Ich stelle einmal fest, dass mir niemand die Rede vorgegeben hat, zum Einen und zum Anderen, dass ich sehr wohl einen Charakter besitze! Das möchte ich nur einmal festgestellt haben! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Ich möchte meine Worte in drei Bereiche aufteilen. Erstens einmal stelle ich fest, dass die Zusammenarbeit zwischen den sogenannten „Blaulichtorganisationen“ in Kärnten – und das fängt an bei der Feuerwehr über die Rettung bis zur Bergrettung, Zivilschutzverband, um nur einige zu nennen, ohne eine Wertung vorzunehmen – wirklich bestens ist. Das heißt, Kärnten hat eine gut funktionierende und eine gut ausgebaute Rettungskette. Erst vor wenigen Tagen hat es in Klagenfurt eine Brand​serie gegeben und ich war da selbst mit dabei und habe das miterlebt, wie super organisiert diese Verbände sind und wie gut die Koordination unter diesen Verbän​den funktioniert hat. Das muss man wirklich erwähnen, dass es hier – ich würde sagen, neben Kleinigkeiten, die es überall gibt - wirklich keinen Aufholbedarf gibt. Zwei Dinge sind da wichtig. Erstens einmal die Ausrüstungsgegenstände dieser Or​ganisationen. Und ich denke, dass die wirklich bestens ausgerüstet sind, die sie zum Teil durch Spenden hereinbringen, aber auch natürlich die öffentliche Hand da in vielen Bereichen mit dabei ist.

Das Zweite – und das denke ich, ist wohl das Entscheidende – das ist der Mensch. Und hier muss man wissen, dass in den meisten Fällen hier ehrenamtlich und frei​willig Tätige sich helfend für die in einem Missstand Befindlichen einsetzen. Und mir hat es zum Beispiel gefallen, wenn man einen Artikel der Kleinen Zeitung von vor​gestern liest, wo die Feuerwehrleute, die vertrauenswürdigsten Österreicher sind. Es gibt 325.000 Mitglieder von freiwilligen Feuerwehren in Österreich und 97 Prozent der Bevölkerung sagt dazu, dass sie – wie gesagt – die vertrauenswürdigsten Öster​reicher von all diesen ehrenamtlich Tätigen sind, ohne – wie gesagt – eine Wertung nur vorzunehmen. Es gibt übrigens einen Preis, den diese Feuerwehrleute dem​nächst in Empfang nehmen werden. Wir brauchen also bei diesen freiwilligen Ver​bänden einerseits Menschen mit kräftigen Händen und, weil es heute eine hochwer​tige Gerätschaft gibt, brauchen wir andererseits auch Menschen, die geistig und tech​nisch versierte Köpfe sind und die entsprechende Schulung haben. Und ich denke, das bieten wir von der öffentlichen Hand an. Aber, die Freiwilligkeit stößt auch auf Grenzen. Wenn man den Druck in der Arbeitswelt hernimmt, dann hats bisher immer die Aussage gegeben: Naja, diejenigen im öffentlichen Dienst habens ein bisserl leichter. Ich kann nur sagen, auch dort sind diese Zeiten schon längst vorbei und es wird nicht mehr so einfach sein. Aber ganz arg ist es natürlich in der Privatwirtschaft, wo natürlich der kleine Unternehmer noch eher ein Verständnis hat für einen der bei einer solchen Organisation tätig ist, als irgendein Großunternehmen, weil dort ist eine Arbeitsfreistellung auch kein Thema mehr, ist gar nicht mehr möglich. Und deshalb denke ich, haben wir auf alle Fälle Handlungsbedarf. Handlungsbedarf insoferne, dass diese Arbeitsfreistellungen nach Einsätzen nicht am Wohlwollen der jeweiligen Unternehmer liegen sollten, sondern ich denke, hier müssten gesetzliche Rahmenbe​dingungen geschaffen werden.

Ein Ansatz wäre zum Beispiel der abgeschaffte Entgeltfortzahlungsfonds, wo wir durchaus diesen Bereich abgedeckt hätten. Und ich darf in diesem Zusammenhang auch ein Lob an unseren Feuerwehrreferenten, Peter Ambrozy, aussprechen, denn er hat sofort als er diese Funktion übernommen hat, eine Diskussion eingeleitet – sie wurde ja öffentlich geführt; wird auch noch weitergeführt – wo es gerade darum geht, diese Arbeitsfreistellungen erstens einmal anzudiskutieren, aber nicht nur das, son​dern nach Möglichkeit einer Regelung zuzuführen. Ich war auch unlängst bei einem Referat des bekannten Professors Marin, der im Zusammenhang mit der Zivilschutz​tagung gerade zu diesem Thema gesprochen hat. Er hat, zum Beispiel, einen Vor​schlag unterbreitet, dass man jene die freiwillig in solchen Organisationen arbeiten, zum Beispiel, unter Anführungszeichen, mit Ersatzzeiten belohnen könnte. Ich habe aber dann in der folgenden Diskussion sofort gemerkt, das ist auch nicht das Gelbe vom Ei, denn dort ist sofort die Aussage gekommen: Naja, Freiwilligkeit sollte auf alle Fälle Freiwilligkeit bleiben, weil sonst könnte sich ja irgendjemand, weil er Ersatz​zeiten angerechnet bekommt, in einer solchen Organisation melden. Nur deswegen damit er – wie gesagt – diese Anrechnung erhält. Das einmal dazu, zu den sogenan​nten „Blaulichtorganisationen“.

Exekutivreform: Kollege Schwager du hast einiges gesagt und ich kann das voll und ganz unterstreichen. Ich sage euch nur eines. Es ist eine gefährliche Entwicklung. Eine gefährliche Entwicklung insofern, denn diese Verunsicherung, die seit Jahren im Exekutivbereich gemacht wird, die ist wirklich gefährlich. Und ich denke, das Fass ist kurz vor dem Überkippen. Es gibt ständig steigende Anzeigenzahlen. Ich meine, ich habe euch nur einen Artikel mitgebracht, aber das liests eh irgendwo in einer Zei​tung. „Soviele Einbrüche wie noch nie!“ Nur ein Bereich. Aber das kann man ja auch in vielen anderen Deliktsbereichen fortsetzen. Im Gegensatz dazu ist die Aufklä​rungsziffer sinkend. Es gibt – und das sage ich auch ganz offen – geschönte Statis​tiken. Es gibt interne Statistiken und es gibt jene, die für die Öffentlichkeit bestimmt sind. Gerade heuer haben wir das gemerkt. Es hat eine Kriminalstatistik für das erste Halbjahr 2004 gegeben. Eine sogenannte „interne“. Aufgrund dieser internen Statistik wurden Vorgesetzte aus dem Exekutivbereich in das Innenministerium zitiert, um dort Maßnahmen zu erörtern, wie man die Sache in den Griff bekommt. Gleichzeitig wur​den aber nach außen Statistiken wiedergegeben, die genau das Gegenteil ausgesagt haben. Es gibt höhere Aufklärungsziffern, es gibt weniger Anzeigen! Genau das Ge​genteil – wie gesagt – ist der Fall. Und das Arge daran: Es gibt immer weniger Ein​satzkräfte!

Und ich sage Ihnen eines als einer der doch schon einige Jahre in diesem Bereich tätig ist. Um erfolgreich im Exektutivdienst, vor allem aber im Kriminaldienst arbeiten zu können, braucht man Zeit; man braucht Ruhe und man braucht das entsprechen​de Personal. Und derzeit ist gerade das Gegenteil der Fall. Es gibt immer mehr Büro​kratismus, es gibt immer mehr Arbeit für die eigentlichen Statistiken, damit die in die richtige Bahn kommen und die Sparerlässe sind auch nicht ohne. Und schließlich und endlich ist jeder Exekutivbeamter und jede Exekutivbeamtin auch nur ein Mensch. Und, wenn man diese Verunsicherungen, die wir täglich miterleben auf den Mensch bezieht, dann braucht man sich nicht zu wundern, dass es – wie gesagt – diese schlechte Arbeitssituation gibt. Seit Jahren wird reformiert. Entscheidungen werden auf die lange Bank geschoben. Ich stelle aber ganz eindeutig fest, es muss Reformen geben. Die Frage ist nur, wie man das tut. Weil wir können auch nicht so arbeiten wie wir in den letzten Jahrzehnten gearbeitet haben. Hier ist sicherlich Handlungsbedarf erforderlich.

Diese Vorgangsweise, dass all das auf die lange Bank geschoben wird, ist sicherlich die schlechteste. Und jetzt weiß ich natürlich schon, dass man sich nicht drübertraut, aber ich kann – und das sage ich auch ganz offen – nur hoffen, dass nach Beendi​gung der Personalvertretungswahlen – und das ist ein Faktor, obwohl das jeder be​streitet, die am 1. und 2. Dezember stattfinden – es endlich einmal zum ersten Schritt einer Umsetzung der Reform kommt. Und dann bin ich bei dir, Kollege Schwager. Du hast es ja angedeutet, wie dann das vor sich geht. Ich sage dir nur eines: Chaos pur! Und, wenn heute der Kollege Grilc gesagt hat: Naja, es gibt da im Lande Kärnten Rechtsbruch und so weiter, bei Besetzungen. Ich habe es in einem Zwischenruf eh festgestellt. Größere Rechtsbrüche, wie es unter diesem Innenminister gegeben hat, die kanns in Kärnten gar nicht einmal geben. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.) Und, wenn ich an die Zukunft denke, wo bei Besetzung von Planstellen der politische Ein​fluss noch größer werden wird, das heißt, dass nicht nur der jeweilige Innenminister sondern auch der jeweilige Landeshauptmann, wobei ich schon weiß, in Kärnten heißt er Haider und in Salzburg heißt halt die Kollegin Burgstaller. Und wie auch immer, welchem politischen Coleur das auch immer zuzuzählen ist, dann muss ich sagen, wenn der politische Einfluss bei der Besetzung von Planstellen der Exekutive so groß sein wird, dass ein Abhängigkeitsverhältnis besteht, dann sage ich wirklich: Gute Nacht für die Sicherheit in diesem Lande! Denn dann wird wahrscheinlich jener diese Planstelle einnehmen, der halt – ich sage einmal unter Anführungszeichen – willig ist, diese Position von welcher Partei er das bekommen hat, auch zu vollziehen. Also, das ist sicherlich eine Geschichte, die uns in Zukunft noch massiv beschäftigen wird.

Ein Wort zur Bundesheerreform. Ähnliche Befürchtungen gibt’s im Bereich des Hee​res. Auch dort sind Gerüchte, Ängste und Verunsicherungen an der Tagesordnung. Einerseits wird diskutiert, wird es einen Ausverkauf des heutigen Bundesheeres geben? Ja oder nein! Und was noch das Ärgere ist: Wird es am Ende gar eine ver​größerte Polizeitruppe werden? Das wäre das Allerschlechteste, weil dann wäre die Machtverschiebung in einem Bereich ganz massiv, nämlich im Bereich des Innenres​sorts. Und das muss ich euch sagen, das muss man wirklich ablehnen und mit allen Mitteln bekämpfen! Auch hier muss man sagen. Bei allen notwendigen Reformen, die wir im Heeresbereich brauchen, und es gehen die Gedanken derzeit in zwei Richtun​gen. Erstens einmal, dass die friedenerhaltenden Maßnahmen im Ausland zu sichern sind, wozu ich auch stehe. Denn der Ansatz ist nämlich der: Wenn wir heute auch im Lande diskutieren, dass die Ausgaben für das Flüchtlingswesen in Österreich, in Kärnten, zu groß sind, dann könnten genau mit diesen friedenserhaltenden Maßnah​men diese Probleme vorort bekämpft werden und der Flüchtlingsstrom nach Öster​reich wäre auf alle Fälle in weitestem Maße nicht mehr so massiv wie er derzeit ist. Das ist der erste Punkt: Friedenserhaltende Maßnahmen im Ausland!

Und der zweite Punkt: Es muss eine entsprechende Stärke von Truppen im Land verbleiben, um für Katastrophen- und Hilfseinsätze zur Verfügung zu stehen. Und da wird es natürlich an der politischen Entscheidungskraft liegen, die entsprechende Ba​lance zu finden. Die Planungen, sowie sie derzeit auf dem Tisch liegen, gehen davon aus, dass der Bestand des Heeres am Personal – sowohl aktives Heer als auch die Milizsoldaten - auf die Hälfte reduziert wird, wobei die Reduktion eher im Bereich der Miliz vor sich gehen wird. Und das ist auch von großer Bedeutung, man geht davon aus, dass 40 Prozent, 40 Prozent der Liegenschaften des Heeres verkauft werden. Und das ist eine ganz eine schöne Zahl, weil 40 Prozent das bringt Geld. Dass natürlich da die besten Stücke herausgeholt werden, über die man am meisten Geld hereinholen kann, ist mir klar. Und da wird es natürlich an uns liegen, an uns Kärnt​nern liegen, würde ich sagen, dass wir hier im Lande nicht unter die Räder kommen. Weil es ist schon ein Unterschied, ob eine gewisse Stärke des Heeres jetzt in Kärn​ten stationiert sein wird oder ob es sich in der Steiermark befindet oder wo auch immer. Oder, ob jetzt eine Kaserne in Klagenfurt verkauft wird, oder meinetwegen die Kaserne in Bleiburg, in Wolfsberg oder in Spittal oder wo auch immer. (Abg. Lut​schounig: Rudi, kauf ma uns a Kasern!) Also, da wird es sicherlich an uns liegen, die richtigen Rahmenbedingungen zu treffen. Das soweit zum Bereich der öffentlichen Sicherheit. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Ing. Hueter das Wort.)
Schober

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP):

Ing. Hueter

Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich werde jetzt versuchen, mich ein bisserl einzuhalten, dass wir diese Fünfminutenklausel einigermaßen erhalten, weil sonst sitzen wir wirklich um 12 oder nach 12 Uhr noch da, wenn jeder so lange redet.

Ich werde ganz kurz ein paar Bemerkungen machen. Es ist eigentlich eh schon alles geredet worden, von himmelhoch jauchzend bis Blut schwitzend, Herr Markut. (Abg. Markut: Nicht Blut schwitzen, sondern Schweiß und Tränen!) Ich glaube, da ist eh alles drinnen. Gesagt hast du das schon: Schweiß und Tränen.“ Da bin ich mir schon sicher. Ich habe das so interpretiert. (Neuerlicher Zwischenruf von KO Abg. Markut. – Der Rechner lacht.) Das glaube ich eh. Trotz allem, glaube ich, es ist wirklich ein bisserl dramatisch: weil die Zahlen, die da auf dem Tisch sind, kann ich immer nur als Vertreter einer Kärntner Gemeinde sehen. Deshalb tue ich mir schon ein bisschen schwer, dass da dann so leichtfertig über Nettoneuverschuldung von 83 Millionen Euro gesprochen wird. Das geht relativ locker drüber. Ich kann mich noch erinnern, wie du im Mai bei der letzten Budgetdebatte damals gesagt hast: „Da wird es eine Handschrift der SPÖ geben, damit man wirklich diese Neuverschuldung hinter bringt, damit das Wort ´sparen´ ein bisserl da ist.“ Ich erkenne es, bitte nicht, aber ich lasse mich gerne belehren, wo wir da in die Richtung kommen. (Zwischenruf) Nein, nein, ich sehe selber ganz gut.

Ich habe ein bisserl mahnende Worte vom Kollegen Mock gehört, der gesagt hat, er könne dem nicht zustimmen, weil das nicht verantwortbar ist. Mittlerweile hat sich das, glaube ich, auch gewendet. Man hat dieses Zitat in der „Kleinen Zeitung“ vom Herrn Johann Neuner gelesen: „Der Finanzkollaps ist unausweichlich. In der Privatwirtschaft wäre das fahrlässige Krida.“ Es gibt einige Dinge zu sagen, die man da andiskutieren könnte. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das ist ein Pharisäer.) Also mir passt ehrlich gesagt, eines nicht: Dass man hier in Kärnten so tut, als ob wir auf der Insel der Seligen leben würde. Es schaut, glaube ich, nicht so gut aus. Wenn ich die Pro-Kopf-Verschuldung mit den ausgelagerten Dingen fast 2.000 Euro pro Einwohner ausmacht, und dann noch zu reden, das wäre eh so klass und dann immer die anderem Bundesländer zitieren: Ich weiß nicht, ob das gescheit ist. Da holt man immer nur diese Passagen heraus, die eben gerade passen. Das andere, das gut ist, lässt man weg. Ich kann da stundenlang über Bundesländer reden, die keine Verschuldung haben, die finanziell sehr gut dastehen. Ich glaube, es ist müßig, über das zu reden. (Abg. Markut: Zum Beispiel?!) Bitte, was zum Beispiel. Ein Beispiel: Nullverschuldung ist Oberösterreich. Ich könnte dir noch ein zweites sagen, aber ist ja gleich. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Du zitierst jetzt ein anderes Bundesland!) Er hat mich gefragt, deshalb habe ich das als Antwort gegeben, Herr Kollege Gallo. Aber ist egal!

Mir geht es um eines, und über das sollten wir eigentlich reden. Der Herr Strutz hat heute von Ehrlichkeit, von Offenheit, vom Zukunft sichern gesprochen. Ich glaube, da sollten wir uns, glaube ich, alle einbringen, dass wir das ein bisserl machen! Ich denke, ich bin ein Mensch, der in die Zukunft schaut, nicht zurück. Dann fällt mir auch sofort etwas ein. Da gibt es Abgeordnete, die dann reden, wenn es gut ist; vom Bund draußen. Da gibt es einen Mann, der heißt KHG. Ich weiß nicht, ob dir das etwas sagt. (2. LHStv. Dr. Ambrozy: Von der ÖVP!) Ja, jetzt ist er vielleicht in die Richtung hergekommen, zumindest wenn er das boykottiert. Wenn es aber für das Land Kärnten passt, von unserem Landeshauptmann, wird er eingeladen für diverse, wie heißt denn das Offenlegungen, für diverse Huldigungsreisen und weiß, was noch alles. Wenn er nicht passt, dann wird er natürlich der bösen ÖVP zugeordnet und dann soll er, wie heißt das, harren und schauen, wie man weiterkommt. Ich glaube, diese Art ist auch nicht ganz korrekt und auch nicht richtig. Da habe ich eigentlich ein bisserl ein Problem.

Aber ich glaube, ich soll mich kurz halten, deswegen komme ich schon zur Feuerwehr, zu unseren Rettungsorganisationen. Dazu ist grundsätzlich zu sagen, und das sage ich von Seiten der Gemeinde: Für uns sind die Rettungsorganisationen – und da spreche ich auch im Namen der ÖVP – unumgänglich. Wir sind ja alle sehr froh, dass wir die Feuerwehren, das Rote Kreuz, die Bergrettung und die Bergwacht haben. Das sind unverzichtbare Institutionen. Ich glaube, auch bei der Budgetierung – ich will auf die Einzelheiten gar nicht eingehen – sind sie entsprechend ausgerüstet. Ich kann nur von unserer Seite aus wirklich jedem einzelnen Freiwilligen herzlich danke sagen! Es wäre vieles nicht machbar, wenn wir dieses System nicht hätten. Es sind, glaube ich, in der letzten Periode unter Landesrat Wurmitzer auch einige Dinge in der Feuerwehr passiert, wie die Eigenständigkeit, auch die Damen, die auch bei der Feuerwehr sind. Auch das Jungfeuerwehrgesetz ist installiert worden. Das sind alles Veränderungen bzw. Erneuerungen, die richtig sind.

Ich glaube, dazu stehen wir. Insgesamt sollte dieser Weg in der Richtung beibehalten bleiben. Ich kann Ihnen nur sagen: Die Feuerwehren und alle anderen Rettungsorganisationen haben unsere vollste Unterstützung! Da sind wir dabei, dass wir dies auch in Zukunft gemeinsam tragen werden. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort. – Abg. Lutschounig: Jetzt hat er sich nicht vorbereitet. Jetzt ist er hinten gestanden. Hoffentlich hat er die richtige Unterlage! – Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Wohl, wohl! Es geht ohne Unterlagen auch!)

Ing. Hueter

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (FPÖ):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine geschätzten Damen und Herren! Lassen Sie mich zu den Gruppen 0 und 3 meine Ausführungen machen! Das verbindende Element der beiden ist, dass relativ beachtlichen Ausgaben sehr bescheidene Einnahmen gegenüber stehen.

Zur Gruppe 0 ein paar Anmerkungen: Hier ist die Verwaltung angesprochen. Was wir wollen, was das Ziel ist, auch im „Regierungsprogramm“, ist eine leistungsorientierte, eine wirkungsvolle, eine transparente Verwaltung. Mit dazu beitragen wird auch, um die Verwaltungsabläufe in diese Richtung zu steuern, das neue Verwaltungszentrum, das in der Gruppe 0 auch budgetiert worden ist.

Der Leistungsgedanke in der Verwaltung sollte nicht zu kurz kommen. Wir reden seit ich hier bin und die, die es noch länger sind, reden noch länger von einer Harmonisierung, von einer Zusammenführung der Dienstrechte. Ich glaube, es wäre an der Zeit, dies zu machen.

In den vergangenen Tagen waren wir konfrontiert mit dem Gegenteil von Leistungsdenken im Verwaltungsbereich. Zwei Negativbeispiele wurden diskutiert. Weil heute am Vormittag Kritik an der Nichtbeachtung von Höchsturteilen gekommen ist, möchte ich schon sagen, dass sich die Höchstgerichte mit beispielsweise der Entscheidung, die einen Dienstnehmer des Bezirksgerichtes Klagenfurt betrifft, kein Verständnis bei der Bevölkerung erreichen werden. Weil wenn ein Tachinierer, und ich bezeichne das so, von einem Höchstgericht Recht bekommt, dann wird das nicht die Zustimmung der Menschen finden, weil das eine eklatante Ungleichbehandlung ist.

Im „Kapitel 0“ sind auch die EU-Angelegen​heiten drinnen. In diesem Zusammenhang möchte ich mich auch beim Kollegen Peter Kaiser bedanken, der sehr engagiert den Unterausschuss betreibt. Ich denke mir, dass wir hier erstmals, was den EU-Bereich und all die Dinge betrifft, die damit zusammenhängen, in die Tiefe gehen können, dass wir ein bisschen von dem wegkommen, nur plakativ zu argumentieren, dass es wichtig ist, dass Kärnten oder Österreich bei der EU ist, weil Kärnten so viel profitiert – ohne wirklich darüber zu befinden, wo denn Ansatzpunkte sind, die allen etwas helfen.

Zur Frau Kollegin Lesjak – sie ist nicht da – ein Halbsatz: Die Abbruchkosten für Krško werden wir in der Gruppe 0 sicher nicht budgetieren können. Wir haben versucht, in der Vergangenheit hier doch einzugreifen, so gut es geht. Es ist uns aber verwehrt geblieben, im Wesentlichen. Wir werden dennoch weiterarbeiten, denn die Bedrohung durch die Atomkraftwerke ist eine immanente. Ich glaube, wir werden und wir sollen und wir dürfen nicht locker lassen.

Ich komme zum Kapitel 3, Kunst und Kultur. Hier ist Kärnten auf guter und auf sicherer Fahrt. Die Weichenstellungen im Budget für 2005 werden das auch für die Zukunft gewährleisten. Sie werden sogar die Fahrt noch etwas beschleunigen. Der Kulturreferent und Landeshauptmann und alle, die die Kulturpolitik mit ihm machen, bleiben, sind, waren und werden es sein: verlässliche Partner für die Kunst- und Kulturschaffenden in Kärnten!

Ich erinnere daran, dass es vor fünf Jahren doch einige Wellen geschlagen hat, die von einigen Wenigen inszeniert worden sind. Jetzt haben wir bewusst und sicher ein ruhiges Fahrwasser erreicht. Es gibt noch einzelne Pritscheleien, aber die sind unerheblich. Wenn der beispielsweise mittlerweile zu den Grünen abgewanderte Herr Stadttheaterintendant mediale Zuneigung sucht, sei ihm dies unbenommen. Von uns wird er dann die Zustimmung erhalten, wenn er gut arbeitet und den Budgetrahmen einhält. Über das Theaterbudget für 2005 wird auch der Herr Intendant Pflegerl keinen Grund zum Jammern bekommen.

In den letzten beiden Tagen haben die Fachbeiräte des Kärntner Kulturgremiums die diesjährigen Preisträger ermittelt und aus einem sehr, sehr großen Kreis von Kulturschaffenden wählen können. Das eigentliche Problem war, aus den vielen hervorragenden Persönlichkeiten, die in diesem Bereich tätig sind, einzelne auswählen zu müssen. Das heißt, das kulturelle Leben in Kärnten ist – bewusst sage ich das – aufgeblüht.

1999 ist von einem „Kulturkrieg“ gesprochen worden, von einem Niedergang; einzelne Künstler würden auswandern. Nichts dergleichen ist geschehen. Kärnten ist ein Kulturland geworden! Es bleibt auch 2005 ein Kulturland, mit hoher künstlerischer Freiheit; mit großen Chancen für alle schöpferischen Begabungen im Lande. Wenn auch das Kulturbudget etwas kleiner geworden ist, so schafft es doch eine sehr gute Basis: sowohl für den Bereich der Volkskultur, der Hochkultur, aber auch für die alternative Szene für den Nachwuchs. Ich nenne das Musikschulwerk, wo es bekanntlich tagaus, tagein sehr erfreulich tönt. (Heiterkeit im Hause) Das Landeskonservatorium für die Spitze im Kulturbereich, die Festivals ebenso wie die Museenvernetzung. Für die erfolgreiche Ausstellung „Eremiten Kosmopoliten“ wird es im nächsten Jahr eine Fortsetzung geben. Für „Kärnten wasserreich“ ebenso, (Abg. Lutschounig: War auch ein Erfolg, war ein Riesenerfolg: „Kärnten wasserreich“!) sodass der hervorragende Erfolg ab- und fortgeschrieben werden kann. Ebenso wird Geld vorhanden sein für all das, was auch dazwischen liegt.

Im „Regierungsprogramm“ habe ich mir einen Punkt heraus gestrichen. Das ist die Schärfung des Verständnisses für die Kultur. Diesen Punkt darf ich auch von den Kolleginnen und von den Kollegen ein bisschen einmahnen! Ich freue mich, dass das zumindest teilweise bereits jetzt Platz gegriffen hat. Ich nenne als Beispiel dafür die Seebühne. Ich habe bereits beim Dringlichkeitsantrag erwähnt, dass diese eigentlich von Anfang an keine faire Chance bekommen hat. Sie scheint zwar – und die Frau Kollegin Cernic hat das auch erwähnt – im Kapitel 7 auf und nicht im Kapitel 3 der Kultur; ich freue mich, dass ich es jetzt zur Aufmerksamkeit gebracht habe. Ich wünsche mir, dass die Seebühne zukünftig im Kulturbereich firmiert, also in der Gruppe 3.

Zur Geschichte möchte ich noch hinzufügen, dass es eine Vorgeschichte gibt. Die Frau Kollegin Cernic hat das aus ihrer Sicht gestreift. Tatsache ist, dass diese Seebühne erst unter Landeshauptmann Kulturreferent Dr. Jörg Haider das Licht der Welt erblickt hat, aber in Wirklichkeit nie eine realistische Chance bekommen hat. Vielleicht waren die Erwartungen zu hoch? Vielleicht hat es auch daran gelegen, das ein selbst auferlegter Erfolgsdruck nicht die gewünschten Ziele erreichen hat lassen? – Denn das Ziel war, neben einer Bühne, die am See liegt und die nicht dieses Ambiente liefert, das ihr zugeschrieben wird, nämlich in Mörbisch, die die Operette bringt, neben der großen Bühne in Bregenz, die sich der Oper vorwiegend widmet, eine ambitionierte Musicalbühne im Wörther See zu sein.

Es hat in der Zeit der Geschichte der Seebühne manche Versuche gegeben, von Klagenfurt weg zu kommen. Vielleicht wäre das besser gewesen? Sei wie es sei: So viel sei mir zu sagen erlaubt, es waren nicht nur und wenn sehr wenige Stümper, die am Werk waren. Es ist auch das Team des Stadttheaters einmal am Werk gewesen und hat sich die Zähne ausgebissen, mit der „Evita“, einem Erfolgsmusical. Dennoch hat es einen beachtlichen Abgang, der sich mit dem der letzten Jahre auch messen kann, hervorgerufen.

Ich bin ein alter Quizfreund, deshalb ist mir heute die Kulturseite der „Kärntner Tageszeitung“ sehr gelegen gekommen, weil genau diese Dinge, die hier Bertram Karl Steiner zitiert hat und in Quizfragen gekleidet hat, eigentlich die Dinge sind, die ein bisschen das herausstreichen, was ich mit „keiner Chance“ bezeichne. Denn er geht davon aus: „Von wo aus kann man den Wörther See mit Sicherheit nicht sehen?“ und antwortet gleich: „Von der Seebühne.“ – Ich sage Ihnen: In Mörbisch können Sie nicht einmal so viel vom Neusiedlersee sehen, wie Sie von der Seebühne am Wörther See den See sehen. Höchstens von hinten. Das sei Ihnen gesagt!

Ich habe mir die Mühe gemacht und habe im vergangenen Sommer sowohl Mörbisch als auch St. Margarethen besucht. Der Erfolg, der Besucherzustrom ist in Ordnung! Den See sehen Sie höchstens irgendwo oben vom Juchhe, wenn Sie stehen.

Die zweite Frage: „Der Neusiedler See, er ist jedes Jahr Teil der Kulisse, und wie oft gibt es verregnete Sommer in Mörbisch? Praktisch nie!“ Das ist auch unfair. Weil gegen das Wetter kann niemand etwas – und nicht einmal der Landeshauptmann Haider. So setzt sich das fort, in dieser Reihenfolge. Das ist also ein bisschen sehr weit hergeholt. Ebenso wie immer wieder versucht wird, den Eindruck zu erwecken, dass die Gelder, die als Defizit aufscheinen oder überhaupt die Ausgaben der Seebühne sind irgendwo in die Taschen eines Referenten oder sonst wohin geflossen sind. Man muss sagen: Das sind Gelder, die in die Wirtschaft geflossen sind. Das sind Gelder, die Menschen bekommen haben, die dort gearbeitet haben, die dort aufgetreten sind.

Wenn die Wirtschaftskammer in letzter Zeit nur noch mit Kraftausdrücken agiert, so sei ihr das unbenommen. Aber besser wäre es und zukunftsweisender wäre es, mit Konzepten zu kommen, wie man die Seebühne und das Angebot mit dem Tou​rismus vernetzt und hier ein Angebot (Abg. Lutschounig: Seids mit eurem Latein am Ende, gelt!) für die Menschen schafft, anstatt hier Kraftausdrücke zu verwenden und Ko​operationen von Anfang an meidet.

Wir wissen, die Frau Kollegin Cernic hat das erwähnt: Bregenz bekommt 5 Millionen Euro, auch Geld vom Bund. Mörbisch immerhin bei 6.500 Besuchern je Vorstellung 800.000 Euro Zuschuss und arbeitet bereits 50 Jahre. So gesehen sind die paar Jahre Wörthersee-Seebühne eigentlich ein ganz, ganz kleiner Teil, über den eine Aussage nicht wirklich zu machen ist. Und, wenn man sich ein bisschen mit der Ge​schichte, sowohl der Oper, der Operette, des Musicals, beschäftigt, so hat es zahl​reiche Werke gegeben, die am Anfang beim Publikum durchgefallen sind, später aber Welterfolge geworden sind. Nehmen wir also einmal auch die Fairness und lassen wir die Seebühne einmal arbeiten (Abg. Ing. Hueter: Lösen wir sie los vom Festland!) und zu dem werden, was von Anfang an das Ziel gewesen ist. Ich freue mich, dass von der SPÖ – von der Frau Kollegin Cernic – ich werte das als lobenswertes Novum – erstmals auch Vorschläge gekommen sind, was die Weiterführung betrifft. Ich bin bei Ihnen, wenn wir über die Gagen im künsterlischen Bereich, inklusive der Inten​danten überall diskutieren. Ich sage, das ist etwas, was nicht akzeptabel ist, vor allem dann nicht mehr, wenn es diese Steigerungen bewirkt, die jetzt immer wieder zu ver​merken sind.

Ich schließe das Kapitel „Kunst und Kultur“ mit einem herzlichen Dank an alle Kultur​schaf​fenden im Lande, die es schaffen, Tag für Tag, Stunde für Stunde, über die Jahreszeiten hinweg viele Menschen zu erfreuen. Und wir werden versuchen, dass dies auch im kommenden Jahr 2005 der Fall ist. Deshalb werden wir diesem Kapitel sehr gerne unsere Zustimmung geben. (Beifall von der FPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Dr. Kaiser das Wort.)
Dipl.-Ing. Gallo

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

(Abg. Mag. Grilc: Der Armin Assinger hat gsagt: Mit dem habe ich jetzt nicht gerech​net!) Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich werde versuchen, die Dauer meiner Rede dem öffentlichen Interesse (Abg. Mag. Lesjak: Was ist das, das öffent​liche Interesse?!) auch mitanzupassen. Möchte ganz kurz zum Bereich „Bildung“ zu sprechen kommen, weil ich hier den Großteil der budgetären Verwendungen als po​sitiv eingesetzt orte und möchte vorausschickend, und damit auch ein bissel auf die Kollegin Lesjak replizierend meinen, dass wir uns bewusst sein müssen, dass 87 Prozent dieses Budgets Pflichtausgaben sind. Dass wir gerade einmal 13 Prozent an Gestaltungsmöglichkeiten haben und dass es hier darauf ankommt, in der Durchfüh​rung der Budgetierung jene Schwerpunkte zu setzen die – und da treffe ich mich mit dir – die hehren Ziele, die man dem Bereich der Bildung unterlegen kann, auch zu er​füllen helfen. Und der wesentlichste Bereich aus meiner Sicht in diesem Bildungswe​sen ist es, dass wir hinsichtlich der Bildungsstandorte soziale Ungerechtigkeiten, die sich einfach aufgrund der Entwicklung ergeben, minimieren. Es ist mir wichtig, dass wir Kärnten insgesamt als Bildungsland infrastrukturell so ausbauen, dass wir Univer​sität, Pädagogische Akademie im Sinne einer Hochschulausbildung für zukünftige Pädagoginnen und Pädagogen erhalten. Dass wir die pädagogischen Institute, ge​nauso wie die zweisprachige Lehrerinnen- und Lehrerausbildung in unserem Bun​desland focusieren, und dass wir uns auch der Herausforderung der Zukunft, nämlich der Umsetzung der Bologna-Richtlinien auch auf dem universitären Bereich, was das Konservatorium betrifft, nähern.

Und hier ist seitens der SPÖ der klare Vorschlag, dass das jetzige Landeskonserva​torium in absehbarer Zeit durch ein entsprechendes Institut an der Universität in den Bereich einer Hochschule kommen sollte und, dass wir es damit eindeutig Upgraden – wie es so schön heißt – und nicht nach unten reduzieren. Ich treffe mich in dem Bereich, dass wir da und dort strukturelle Veränderungen machen müssen. Im we​sentlichen aber wird es darauf ankommen, wie ich gesagt habe, dass regionale Dis​paritäten durch die entsprechenden Schulorganisationsformen, Aufrechterhaltung der Schulstandorte, weiterhin gesichert sein werden. Und, wenn ich deine Rede, Kollegin Lesjak, auch dahingehend analysiere, was möglich wäre im Bildungsbereich – und das ist ganz richtig, das hat am Vormittag der Kollege Holub bereits gesagt, indem er zitiert hat, „nur nicht das Landesbudget sondern die Vorschläge der Fiedler/Bussfeld-Koalition“ - dann weiß man, was hier angedacht worden ist. Wenn man sich aber das tatsächliche Budget anschaut, dann wird man wissen, dass der Spitze – nennen wir es einmal so - in eurem Sinn der Grausamkeiten doch diese berühmte Spitze ge​nommen wurde und wir auch weiterhin aus landesbudgetären Mitteln in dieses Bil​dungssystem investieren. Dass wir mehr Dienstposten im Lehrerinnen- und Lehrer​bereich aufrechterhalten als es uns vom Finanzminister über den Finanzausgleich gegenwärtig abgegolten wird. Daher ist es aus meiner Sicht, nicht hundert Prozent dessen was wir uns wünschen, aber doch ein Schritt in die richtige Richtung, der letztlich auch den Weg, den ich vorher aufgezeigt habe, durchzuziehen hilft.

Ich möchte aber die Gelegenheit auch benutzen, mich namens der SPÖ-Fraktion bei allen Pädagoginnen und Pädagogen für ihre Leistungen, für ihre Tätigkeit, zu bedan​ken und kann von unserer Seite aus versichern, dass wir alles tun werden, um ihre Arbeitsbedingungen auch vor Ort, in den jeweiligen Bildungsinstitutionen zu verbes​sern. Ich möchte zu einem zweiten Punkt ganz kurz zu sprechen kommen. Das ist der Sportbereich. Ich erspare mir hier – nachdem der Referent selbst ja auch das Wort ergreifen wird – näher einzugehen. Möchte nur zwei oder drei kurze Punkte aus meiner Sicht anreißen. Das Erste ist, man wird das Budget und dort auch die berech​tigten Forderungen der Sportvereine nur dann richtig lesen können, wenn mans im Gesamtzusammenhang mit dem Nachtragsvoranschlag 2004 und der ansatzweisen Budgetierung des jetzigen Budgets 2005 zusammenliest. Dann wird man merken, das innerhalb des Bereiches des Möglichen, die Dotierungen sehr breit gestreut wor​den sind und dass Herzeigeprojekte oder sogenannte Basisfinanzierung im Lei​stungssportbereich trotzdem auch ankommen werden. Mir ist klar, nachdem ich selbst Präsident eines Fachverbandes bin, dass wir sehr viel weitere finanzielle Mittel benötigen werden, um diese breite Sportorientierung unseres Bundeslandes erfüllen zu können. Ich möchte auch hier an dieser Stelle vermerken, dass ich mich namens der SPÖ-Fraktion bei all den vielen, vielen tausenden ehrenamtlichen Funktionärin​nen und Funktionären im Sportbereich für ihre Tätigkeit herzlich bedanke.

Letzte Bemerkung, nachdem das auch immer wieder ein sehr kontraversiell diskutier​ter Punkt war, Bau des Stadions in Klagenfurt. Meine Damen und Herren! Ich bin der Meinung, man soll und kann über alles diskutieren, nur ab einem gewissen Zeitpunkt, wenn Entscheidungen - egal ob sie mir gefallen oder nicht - getroffen sind, wären wir gut beraten, dass wir dann alle Kräfte bündeln, um diese Entscheidungen so umzu​setzen, dass sie entsprechend den Willen des Bürgers, schonend, finanzschonend, und sehr zielorientiert, resultatorientiert, gebaut werden. Letzter Satz dazu: Es ist im​mer wieder die Seebühne erwähnt worden. Ich denke, dass die Frau Kollegin Cernic im wesentlichen alles gesagt hat, was Sache ist. Mir ist wichtig, dass wir bereits jetzt bei Einführung der nächsten Produktion über einen Aufsichtsrat eine begleitende Kontrolle beigestellt haben und ich verhehle nicht, dass wenn diese begleitende Kon​trolle und die finanziellen Rahmen, die wir vom Land aus stellen nicht erreicht wer​den, dass wir dann den Mut haben müssen uns dazu zu bekennen, diese Seebühne letztendlich dann auch sprichwörtlich versinken zu lassen, weil das der einzige Weg ist, um in einer entsprechenden Form den Intentionen des Steuerzahlers gerecht zu werden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich denke, dass zusammenfassend die Möglichkeiten, die dieses Budget gibt, genutzt werden müssen. Genauso wichtig wie das Budget im Generellen zu beschließen, wird es aber aus meiner Sicht sein, es auch entsprechend politisch zu begleiten. Und das wird die Aufgabe aller Fraktionen hier im Landtag sein. Ich danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)
Mag. Dr. Kaiser

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Nur kurz, denke ich doch! Ahja, wie die Wenigsten wissen, komme ich aus dem Blau​lichtmilieu. Das heißt, ich habe beim Roten Kreuz angefangen mit 18 als Zivildiener und war auch 12 Jahre ehrenamtlich dabei. Deswegen verstehe ich auch ungefähr den Arbeitszyklus und die Sorgen der Menschen dort. Ich würde euch darum bitten, dass man sie nicht benachteiligt dafür, dass sie ehrenamtlich für die Menschen tätig sind. Zur Gruppe „Sicherheit“. Es gibt ja, wie die meisten wissen, in ein paar Wochen schon die Wahlen, bei der Exekutive auch. Und, die Exekutive soll zum Beispiel in Klagenfurt um 88 Plätze reduziert werden. Sie steht unter starkem Druck, nicht nur weil sie mehr zu tun hat, sondern weil sie auch viel weniger Personal haben wird und weil auch die ganze – sagen wir – die ganze Stimmung in der Exekutive nicht die beste ist, was ich auch gemerkt habe während wir die Unterschriften gesammelt haben, weil die Grünen treten ja das erste Mal überhaupt europaweit – äh europa​weit wäre schön – österreichweit an, unter dem Namen GUG, weil auch AUF ist ein bisschen ab jetzt. (Zwischenruf aus der FPÖ-Fraktion.) Ja, eh, ein großer kleiner Teil davon. Und, da würde ich mir einfach ein bisschen mehr Offenheit überhaupt wün​schen zwischen den Fraktionen, dass man ein bisschen leichter vielleicht auch die Unterschriften zusammenbekommt. Soviel zur Exekutive.

Was ich vermisst habe in der öffentlichen Ordnung und Sicherheit. Ich hätte dort die Tierschutzombudsperson budgetiert, die gar nicht budgetiert ist, was ja auch nicht geht. Weil in allen anderen Bundesländern ist das ein Posten der bis zu 40 Stunden, wenn nicht 60 Stunden in der Woche ausmacht und auch, wenn man noch so be​freundet ist mit dem Finanzreferenten, nutzt das nichts. In dem Fall schadets einem eher was. Das ist was wert, das muß eine Leistung bringen. Das kann man nicht ein​fach ehrenamtlich neben seiner Arbeit dazu machen. So wird’s nicht gehen. Also, die arme Frau Doktor Zuzzi-Krebitz. Jetzt hat sie einen schönen Dings am Hals. Aber es soll sein. Aber, vielleicht wird man das nachbudgetieren müssen, es gibt ja ähnliche Nachtragsvoranschläge. (Abg. Lutschounig: Sie wird nicht unter die Armuts​grenze rutschen!)
Zur Gruppe „Kultur“ – damit ich es ein bisschen kürzer mache. Die drei höchsten Posten sind Musikschulwerk, Stadttheater und Landekonservatorium. Während das Landeskonservatorium gleich bleibt, das Stadttheater ein bisschen weniger kriegt, das Musikschulwerk eher ein bissel mehr kriegt; wo dort auch steht: Mehr Dienst​leistungsvergütungen. Das ist überhaupt relativ Usus im Musikschulwerk. Und die Dienstzettler sind wieder einmal – die dort sonst sehr stark vertreten sind – ge​strichen im Voranschlag. Frage wie es sein wird? – Keine Ahnung! Die ständigen Festspiele: Carinthischer Sommer, Porcia, Millstatt, Musikforum Viktring und Gott sei Dank auch noch die Trigonale, werden ein bisschen weniger Mittel kriegen. Dafür gibt die Sammlung Kärnten das MMKK – auch wie es so heißt im Volksmund – das Moderne Museum Kunst Kärnten – relativ mehr.

Überhaupt gibt’s bei uns jetzt diese drei Klassen der Kultur. Das eine ist das, was dem Referenten gefällt. Da kriegt er innerhalb von 20 Stunden 1,3 Millionen Euro einfach im Nachtragsvoranschlag hinein, weil er sagt, bah der Zanella, die Zampell oder Zampano, alle sagen ab, also muss die wahrscheinlich ein Geld haben und geht auch gschwind. Ein anderes Theater das 25 Jahre herumdümpelt in Klagenfurt kriegt nichts dafür, kann dann zusperren. Das ist einfach – die Relation passt nicht. Es gibt wirklich zwei Klassen. Die einen sind die Millionäre der Kunst, die werden bevorzugt. Da wird auch um 100,-- Euro gegessen und getrunken bis der Cater Carlo und die Panzerknacker pleite sind und auf der anderen Seite müssen Menschen wirklich bis zu 20 Stunden arbeiten, kriegen fast nichts dafür und erhalten bei uns die künstle​rische Szene.

Die dritte Sparte ist Brauchtum und Volkskunst- oder –kultur. Die wird natürlich bei uns relativ stark gefördert. Heimatherbst im Nachtragsvoranschlag 200,-- Euro; soll auch sein, warum nicht. Aber, wenn’s das gibt, solls auch eine alternative Kultur​szene geben. Soviel von meiner Seite. Vielleicht noch: Filmförderung und Literatur – sage ich jedes Mal – mit der Filmförderung kann man nichts drehen. Und die Litera​turförderung ist einfach zu schwach für Bachmann Stadt und Land. Danke sehr! (Bei​fall von Abg. Mag. Lesjak.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)
Holub

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

(Der Redner stellt die Pulthöhe zurecht.) Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolle​ginnen und Kollegen! Hohes Haus! Die Tribüne ist leer, sowie immer um diese Uhr​zeit. Mein Debattenbeitrag zum Thema „Sport und Kultur“. Als Allererstes möchte ich an dieser Stelle dem Herrn Landeshauptmann gratulieren, auch wenn er nicht anwe​send ist, wobei es mich etwas wundert, dass er nicht anwesend ist, weil bei so einem wichtigen Thema sollte man als Landeshauptmann vielleicht doch etwas länger an​wesend sein. Da muss ich mir den Landesrat und unseren Landeshauptmann-Stell​vertreter Ambrozy loben, der wirklich immer aushaltet. Ich verstehe nicht, wieso ihr den abschießen wollts. Das ist mir ein Phänomen. (Zwischenruf aus der FPÖ-Frak​tion.) Der Martinz ist, der ist da. Der sitzt da, also für mich sitzt er da. Ist doch kein Problem. Aber, es ist ihm auch gelungen, unserem Landeshauptmann, (Abg. Mag. Grilc: Vielleicht hat sich der Haider verflogen. – Abg. Lutschounig: Ja, der hat sich verflogen!) im Bereich der Kultur eine Auswertung des Kulturbudgets im Jahre 2005 um 1,2 Millionen Euro zu bekommen. Hinzu kommen auch 1,3 Millionen Euro für das Jahr 2005, welche im Nachtragsvoranschlag 2004 für die Seebühne beschlossen wurden.

Bezeichnenderweise erfolgt hier eine Beschlussfassung für ein Geld, das wir im näch​sten Jahr brauchen werden, im Nachtrag für das vorangegangene Jahr. Mit Erlaub: Völlig gegen jegliche Grundsätze von Transparenz oder Budgetwahrheit! Also, das schaut alles zusammen nicht so schön aus. Und, ich möchte trotzdem dem Landes​hauptmann Haider, obwohl er nicht da ist, noch einmal gratulieren. Er hat 2,5 Mil​lionen Euro mehr im Budget! Der Landeshauptmann kriegt 2,5 Millionen Euro mehr, wo überall anders gespart werden muss! Überall!

Damit hat der Herr Landeshauptmann unter Beweis gestellt, dass auch innerhalb dieser Koalition zwischen den Sozialdemokraten und den Freiheitlichen – so wie überall – manche gleicher sind als gleich und nicht alle gleich. Dass die Behauptung des Finanzreferenten, wonach es in allen Bereichen zu Einsparungen von 5 % kommt, damit schlichtweg falsch ist, brauche ich hier nicht näher zu erläutern. Aber ich gönne dem Kulturreferenten durchaus diese Ausweitung des Budgets.

Ich bedauere aber nur, dass diese Ausweitung deshalb notwendig ist, weil das Chaos, das auf der Seebühne herrscht und das auch von ihm zu verantworten ist, dazu führt, dass die Seebühne immer mehr zu einem schwimmenden Moloch wird. Das haben wir heute schon erläutert: Die Seebühne ist eher eine Geldvernichtungsbühne geworden. Das bedauere ich sehr, wenngleich diese Situation an und für sich sehr viel Potenzial hat, aber es kommt halt sehr oft auf das Wie und nicht auf das Ob an.

Bezeichnenderweise sind bei der Seebühne auch alle Privatgesellschaften, die in irgendeiner Art und Weise mit der Seebühne Kontakt haben, Pleite gegangen. Einen finanziellen Schiffbruch haben wir erlitten. Das Jahr 2002, die Gesellschaft, die die Seebühne bespielt hat, im Jahr 2002 die Catering-Firma, das haben wir jetzt schon alles erläutert. Ich sage es trotzdem noch einmal, weil es ja bezeichnend ist: Wir machen ein Projekt, das überall hoch gelobt wird. Von Gewinnen rede ich gar nicht – es ist ein Budgetmoloch der Superlative. Und wir buttern nach wie vor Geld hinein. Alle anderen, die privatwirtschaftlich mit diesem Projekt zu tun haben, gehen Pleite. Es ist eine bezeichnende Sache, und ich glaube, man soll darüber schon nachdenken. Ich weiß, dass es schwer fällt, um 19.13 Uhr, wenn die Uhr da oben stimmt, wenn es draußen dämmert – aber vielleicht dämmert es auch bei uns herinnen, und wir kommen drauf, dass dieses Budget nicht unbedingt das ideale ist für dieses Land und für die Zukunft dieses Landes. 17 Uhr? Aha! Redezeit: 19.27.

Die öffentliche Hand muss immer mehr Geld für Abgänge zahlen. Dies deshalb, weil es jedes Jahr dasselbe ist. Kurz vor Beginn der Aufführungen weiß noch niemand genau, mit welchen Schauspielern welches Stück genau gespielt werden wird. Und dass diese Situation nicht optimal ist, um das Ganze zu bewerben, international zu bewerben und es in Synergieeffekte mit anderen von Ihnen so hoch gelobten Projekten zu stellen, ist, glaube ich, auch jedermann verständlich. Vom „Mekka für Musical-Fans“, wie es ursprünglich tituliert wurde, im Jahre 1999, ist leider halt absolut nichts mehr übrig. Davon sind wir, leider Gottes, meilenweit entfernt. (Abg. Lutschounig: Dem Gallo hat es gefallen!) Das ist aber nur einer.

Aber auch sonst ist die Kulturpolitik überschattet von vollmundigen Ankündigungen, die leider Gottes nicht eingehalten werden – im Gegensatz zur Gesamtbudgetentwicklung, wie der Herr Klubobmann Strutz heute gemeint hat, dass die von der ÖVP befürchteten Entwicklungen einfach nicht eintreffen und man die nicht sehen kann. Hier kann man sehr wohl sehen, dass die ganzen Ankündigungen nicht eintreffen, weil die sich nicht auf eine längere Zeit als zwei, drei Jahren beziehen. Sie können auch nicht eingehalten werden, mit der finanziellen Situation. Der Kulturreferent agiert auch sonst alles andere als erfolgreich.

Die Kulturpolitik ist hauptsächlich überschattet von einem Dauerkonflikt mit zwei Theaterspielern. Auf der einen Seite ist das der Herr Landeshauptmann himself, und auf der anderen Seite der Herr Stadttheaterdirektor Pflegerl, denen beiden eines gemeinsam ist: Sie haben einen unüberbietbaren Hang zur Großmannsucht und zur Selbstdarstellung. Also das ist sagenhaft und wunderbar, wie sie das betreiben. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Der Dritte wirst du sein!) Nur scheint der meines Erachtens teilweise auch wirklich inszenierte Konflikt zwischen den beiden – ich sage jetzt Narzissten, weil sie sich beide wirklich sehr gern selber sehen – der Kulturpolitik des Landes Kärnten, der Kulturpolitik selbst absolut nicht förderlich zu sein.

Eines ist den beiden noch gemeinsam: Geld spielt überhaupt keine Rolle. Es gibt einen alten Spruch: „Was kost die Welt – mit Steuergeld.“ Das kommt da offensichtlich sehr stark zum Tragen. So hat der Landeshauptmann noch vor wenigen Tagen einer Nachfolgegesellschaft für die Cine-Culture-GmbH einen Auftrag erteilt, den Verlust für die Seebühne für das Jahr 2004 in der Höhe von 1,3 Millionen Euro im Jahr 2005 hereinzuspielen. Diesen Auftrag hat er mittlerweile kurzfristig fallen gelassen und lässt jetzt das Geld sich im Rechnungsabschluss beschließen. (Abg. Mitterer: Das ist kein Rechnungsabschluss – das ist ein Nachtragsvoranschlag!)

Bei diesen Hakenschlägen in der Kulturpolitik durch den Kulturreferenten ist durchaus zu befürchten, dass das Stück „Napoleon“ nicht das Stück „Napoleon“ wird, sondern ein weiteres Waterloo, hier am Wörther See. Und das wollen wir nicht haben, weil das klingt schon einmal nicht gut.

Wenig erfolgreich bei den internen Budgetverhandlungen zwischen FPÖ und SPÖ war leider Gottes auch der Sportreferent. Dieser gibt tatsächlich einer Minderdotierung von 400.000 Euro im Voranschlag 2005 gegenüber dem Voranschlag 2004 seine Zustimmung, und das ebenfalls bereits beim Budgetprogramm bis zum Jahr 2009 die Zustimmung zu erteilen, wonach die Förderung für die Sportvereine auf 5,4 Millionen Euro eingeschränkt werden soll.

Wenn vom Landeshauptmann-Stellvertreter Pfeifenberger behauptet wird, dass im Nachtragsvoranschlag 2004 Dotierungen vorgenommen worden sind, welche vielen kleinen Sportvereinen zu Gute kommen, so muss man dem entgegen halten, dass die Hauptprofitanten dieser zusätzlichen Gelder und Förderungen im Nachtragsvoranschlag 2004 nicht die kleinen Vereine sind sondern der Verein des Landeshauptmannes Dr. Jörg Haider, der FCK ist, wo der Herr Haider auch Präsident ist und der KAC sowie die Fußballakademie des FCK, wiederum Haider – nicht jedoch die von Pfeifenberger versprochenen kleinen Sportvereine, die es eigentlich sehr, sehr brauchen würden.

Ich halte die Kürzungen, die schon im Jahr 2005 vorgenommen werden, aber noch viel mehr die vorgesehenen Kürzungen bis 2009 für äußerst fatal und völlig falsch! Sie stellen eine Gefahr für unsere Jugend dar. Aus einem einfachen Grund: Insbesondere die angedachten Kürzungen im Freizeit- und im Breitensport sind unser wahres Problem! Wir alle wissen, dass der Sport eine der wirksamsten Methoden für Drogenbekämpfung ist. Wir haben gerade vor wenigen Wochen aktuelle Drogenkämpfe gehabt. (Abg. Arbeiter: Kultur oder Sport?) Kultur und Sport. Es ist zusammengelegt, deswegen kann ich da auch durchaus zum Sport reden, und wir haben keine Zeiteinteilung.

Dass die Drogenproblematik bei uns groß ist, brauche ich, glaube ich nicht bestreiten. Wir wissen, dass der Sport ein sehr wirkungsvolles Mittel dagegen ist. Jetzt tun wir auf der einen Seite jammern: „Hilfe, wir haben riesengroße Drogenprobleme. Wir wissen nicht ein und aus.“ Und die einzige Lösung, die wir vorschlagen wollen, sind Videokameras. Vielleicht auf den Toiletten? In irgendwelchen Schulen, wo 14-jährige Mädels herumhüpfen? – Auf der anderen Seite gehen wir her und kürzen das Sportbudget. Einfach (pfeift) weg! Ich kann mich noch gut erinnern, das war in dieser Legislaturperiode, da war ich schon im Landtag, wie es geheißen hat: „Sport ist so wichtig, und Sport gegen Drogen.“ Und wenn ich jeden Tag heim fahre von Klagenfurt nach Grafenstein, dann ist auf der Cine-City darauf ein riesengroßes Plakat. Das zeigt den Landeshauptmann, Jörg Haider, mit dem Stadtrat Christian Scheider. Da sind beide sehr sportlich im Sportdress, mit kurzen Hosen und kurzen Leiberl. Und da steht ganz groß oben: „Sport statt Drogen!“ (Abg. Arbeiter: Mit Scheucher?) Das klingt sehr, sehr unglaubwürdig! Herr Kollege Arbeiter, der Bürgermeister Harald Scheucher ist da nicht auf dem Plakat. Es ist nämlich ein FPÖ-Plakat. (Heiterkeit in der SPÖ-Fraktion. – Lärm im Hause.)
Es ist für mich ebenso völlig unverständlich, wieso einer derartigen Kürzung die Zustimmung gegeben werden kann. Umgekehrt einer Erhöhung der Parteienförderung sehr wohl! Auf der einen Seite jammern wir: „Die Drogen machen unsere Jugend kaputt.“ Die tun wir sowieso dauernd kriminalisieren; die sind ja eh alle „drogensüchtig und alkoholsüchtig“. Auf der anderen Seite gehen wir her und tun die Parteienförderung erhöhen. Gleichzeitig müssen alle Bereiche im Budget – außer dem Kulturbudget des Herrn Landeshauptmannes – sparen. Das kann es nicht sein!

Aus diesem Grund appelliere ich noch einmal – ich weiß, es ist alles austaxiert, und eigentlich hat das da herinnen ja relativ wenig Sinn, wie man immer wieder von den Kollegen hört, weil ja eh alles austaxiert und ausgepackelt ist. Ich appelliere trotzdem noch einmal an Sie: Überlegen Sie sich, diesem Budget Ihre Zustimmung zu geben, weil ich glaube, dass dieses Budget für dieses Land nicht richtig ist! Außerdem wollte ich etwas von vorhin noch wiederholen: Ich bin der Meinung, dass diese Koalition unser Land ruiniert! Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion. – Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Herr Präsident, zur tatsächlichen Berichtigung!)

(Der Vorsitzende erteilt KO-Stv. Abg. Dipl.-Ing. Gallo zur tatsächlichen Berichtigung das Wort.)

Tauschitz

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (FPÖ):

Dipl.-Ing. Gallo

Hohes Haus! Der Herr Abgeordnete Tauschitz hat in seiner Wortmeldung behauptet, dass das Kulturbudget eine Ausweitung erfährt und damit den Betrag, den Ausweitungsbetrag mit der Seebühne in Zusammenhang gebracht. Das ist unwahr! Es haben die meisten Kapitel der Gruppe 3 eine etwas geringere Dotierung als der letztjährige Landesvoranschlag, mit Ausnahme des Musikschulwerkes. Und die Erhöhung gesamt um 1,2 Millionen Euro fußt auf der Erhöhung im Musikschulwerk, aus hier nicht näher zu erläuternden Gründen.

Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Als Letzter zu Wort gemeldet hat sich in den Gruppen 0 bis 3 der zuständige Referent für Feuerwehrwesen und auch für Sport, Herr Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Peter Ambrozy. Ich bitte dich, zu sprechen!

Ferlitsch

Zweiter Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Ambrozy (SPÖ):

Dr. Ambrozy

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Hohes Haus! Sehr geehrter Herr Präsident! Ich möchte nur ganz kurz zu einigen Punkten Anmerkungen machen, denn die Debatte ist ja sehr gesittet verlaufen, würde ich einmal sagen.

Ich möchte zum Bereich des Personals sagen: Ich halte es einfach für unredlich, wenn man – wie das hier geschehen ist – eine Verquickung zwischen dem Budget auf der einen Seite und einem Papier, das vom ehemaligen ÖVP-Rechnungshofpräsidenten Fiedler produziert worden ist, herbeiführt. Denn, meine sehr geschätzten Damen und Herren, es gibt ein „Budgetprogramm“, in dem die Personalentwicklung in den nächsten fünf Jahren, zumindest von der Vorgabe her angedacht ist – aber nachdem das nicht passt, weil das könnte unter Umständen ein erreichbares Ziel sein, greift man in die untere Schublade, holt das Papier vom Fiedler heraus und sagt: „Da stehen diese Grauslichkeiten, was das Personal betrifft, drin.“ Damit ich das da hier ganz deutlich sage: Das, was dort angedacht wurde, an Personalreduktionen, an Lohnkürzungen, an Vorrückungssperren, letztlich auch an Personalentlassungen zum Teil, das ist nicht unser Programm und findet unsere Zustimmung in keinem einzigen Punkt! Das sage ich hier ganz deutlich! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Das sind offensichtlich die krausen ÖVP-Ideen, die hier entstehen, wenn es um die öffentliche Verwaltung geht. Aber da spielen wir nicht mit! Wir haben dieses Papier – ich sage das ganz offen – als SPÖ auch nie zur Diskussion gestellt! (Abg. Lutschounig: Da ist der Bussfeld auch dabei!) Ja, das ist ein Experte. Wir haben das nie zur Diskussion gestellt! Diesen Bereich „Personal“ hat der Herr Präsident Fiedler bearbeitet. Und das wird unsere Zustimmung nicht finden! Das ist einmal ganz klar! Wenn Sie es zur Diskussion stellen, meine sehr geschätzten Damen und Herren, dann tun Sie das! Aber von mir ist dieses Papier weder akzeptiert noch zur Diskussion gestellt. Punkt 1.

Punkt 2: Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Kärnten hat im Schulbereich – ich rede jetzt nur vom Personal –, es ist heute hier schon gesagt worden, eine Struktur wie kein anderes Bundesland. Wir haben auf diese Struktur immer hingewiesen. Ich möchte nur zum Vergleich sagen, dass etwa in Kärnten doppelt so viele Schulstandorte vorhanden sind wie im in etwa gleich großen Bundesland (bevölkerungsmäßig) Salzburg. Das heißt, dass wir in Kärnten tatsächlich – anders als die Salzburger – 15 Millionen Euro aus dem eigenen Landesbudget zahlen, während die Salzburger keinen Euro aufwenden müssen, um ihre Lehrerkosten zu bezahlen. Das sollte man hier sagen! Ich sage das nur deshalb, weil es hier in der Diskussion angeschnitten wurde, dass in dem Land nichts passiert.

Wir bekennen uns dazu – aber ich bekenne mich auch zu einer Reform in diesem Bereich, und zwar in einer Reform, die nicht zusperren, zusammenlegen oder wie immer heißt, sondern ich denke, der Weg muss sein, dass man gemeinsam mit den Gemeinden regionale Standortkonzepte macht. Und das funktioniert! Die Bürgermeister sind bereit, die Eltern sind bereit, hier vernünftige Konzepte mitzutragen, die nachhaltig in den Regionen die schulische Ausbildung der Kinder garantieren.

Kollege Kaiser hat ja schon auf das Thema „Universität“ hingewiesen. Hier, glaube ich, ist einiges geschehen, das sich in diesem Budget nicht widerspiegelt, aber etwa im KWF-Budget sehr wohl.

Jetzt möchte ich doch auch noch zu einem Punkt etwas sagen, der mir wichtig erscheint. Am Vormittag hat die ÖVP eine Suada über die mögliche Geldmittelzuführung zum Budget mit den beiden Maßnahmen, die wir getroffen haben, gemacht. Sie hat so getan, als wäre es ihr nie in den Sinn gekommen, so etwas zu tun, und sie müsste jetzt protestieren, weil das im Budget als Ausweg für etwas gesucht wird, für das Sie (zur ÖVP-Fraktion gewandt:) – und ich sage noch einmal ganz deutlich „Sie“ – mit die Hauptverantwortung tragen. Denn dass wir eine Finanzsituation im Land haben, wie wir sie mit dem Rechnungsabschluss 2003 diskutiert haben, dafür tragen Sie mit die Hauptverantwortung! Sie haben die Budgets 2001, 2002 und auch 2003 beschlossen und in Wahrheit auch das Budget 2004 ausverhandelt – und dann hat Ihnen der Mut gefehlt, dem, was Sie selber ausverhandelt haben, zuzustimmen. Das ist die Realität, vor der wir stehen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Wenn wir heute hier über ein „Budgetprogramm bis 2009“ diskutieren, das zu einer strukturellen Konsolidierung des Haushaltes führt, dann unter anderem auch deshalb, weil Sie in den letzten fünf Jahren mitgewirkt haben, dass wir zu diesen Verschuldensziffern kommen, die Sie heute hier vom Rednerpult aus großspurig von sich gegeben haben. Und diese Verantwortung werden Sie mit diesem Gerede nicht weg kriegen! Wir Sozialdemokraten … (Zwischenruf des Abg. Lutschounig) Robert Lutschounig, du bist damals in Koalition mit der FPÖ gewesen!

Gegen meine Warnungen hier, habts ihr gesagt: Was geht denn euch das an? Ihr seids halt nicht dabei! Habts ihr diese Budgets beschlossen, die zu diesem Ergebnis geführt haben? Und jetzt sind wir bereit, in den nächsten fünf Jahren ein hohes Maß an Reformverantwortung zu übernehmen, um dorthin zu kommen wo wir hin wollen, nämlich dass wir im Jahr 2009 mit einer Nettoneuverschuldung von 0,09 Prozent – also unter einem Zehntel Prozent enden – und damit sagen können, wir werden einen strukturierten, sanierten Haushalt haben. Das heißt, die Struktur des Landes​budgets wird so ausschauen, dass die nächste Generation darauf aufbauen kann. Und ich muss ganz ehrlich sagen, ich bin ja dem Abgeordneten Tauschitz für die In​formationen, die er uns gibt, dankbar. Denn seit heute weiß ich, dass der Herr Lan​deshauptmann Großvater wird. Großartig! (Abg. Dr. Strutz lacht laut auf.) Weil wir sollten ihm gratulieren. Ich weiß nicht, ob der Martinz das schon getan hat. Aber, so zu tun, als würde jetzt mit diesen Maßnahmen die Jugend belastet werden, ist doch eine bodenlose Schweinerei, wenn genau das Gegenteil passiert. (Abg. Ing. Hueter: Wo passiert das denn?!) Und, meine sehr geschätzten Damen und Herren! Wenn wir hergehen … Ja, wo – ich weiß eh, ich hätte dir schon früher die Brille geben sollen Hueter! Weil in Wahrheit seht ihr nicht was da passiert. (Abg. Ing. Hueter: Ja, bitte gib sie mir!) Wenn wir jetzt hergehen, um nicht … ja, gebe ich dir dann, aber dann siehst du wahrscheinlich auch nicht mehr, weil da gehört mehr dazu. Wenn wir her​gehen und mit Maßnahmen, die jetzt notwendig sind, immerhin müssen wir 80 Millio​nen Euro jährlich dem Budget zuführen, um nicht zu streichen, sowie es etwa der Herr Fiedler gerne hätte - dann heißt das, dass wir einen sanften Reformkurs, sowohl in der Verwaltung, im Gesundheitswesen, im Bildungswesen, einleiten, um am Ende zu einem strukturiert, ausgeglichenen Haushalt zu kommen. Und das ist aus meiner Sicht die Basis dafür, dass es mit dem Land wieder weitergeht.

Und, meine sehr geschätzten Damen und Herren! Wenn wir gleichzeitig das größte Investitionsprogramm in Gang setzen, dann geht das nur, wenn wir das so machen. Und hier davon zu reden, dass wir das Budget der Verfassung anpassen sollten an​statt umgekehrt, muss ich wirklich sagen, dann spricht hier der Blinde von der Farb. Denn herzugehen und mit einzelnen Bestimmungen des Krankenanstalten-Betriebs​gesetzes oder auch des Landesvertragsbedienstetengesetzes, einige wichtige Pas​sagen zukünftig nur einer Änderung mit Zweidrittelmehrheit zuzulassen, ist ein durch​aus legitimer Weg, wenn zwei Dinge erreicht werden, um die es mir geht. Zum Einen: Dass mit diesen Bestimmungen nachhaltig das Land Kärnten ein Bekenntnis zum öffentlichen Gesundheitswesen in den Krankenanstalten abgibt. Denn, wenn wir die Führung der Krankenanstalten – und diesen Auftrag hat der Kärntner Landtag der KABEG gegeben – zukünftig mit Zweidrittelmehrheit absichern, dann heißt das, dass sich dieser Landtag nachhaltig zum öffentlichen Krankenanstaltenwesen bekennt und verhindern will, dass irgendjemand, der eine knappe Mehrheit hat, das irgend​einem privaten Betreiber weitergibt. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.) Das halte ich für sehr, sehr wichtig.

Und, meine sehr geschätzten Damen und Herren! Wenn wir gleichzeitig sicherstel​len, mit dieser Vereinbarung – weil das soll auch einmal gesagt werden, was Sie ver​brochen haben gemeinsam mit der FPÖ – nämlich den Betriebsrat aus dem Auf​sichtsrat hinaus zu katapultieren, auf eine Person zu beschränken. Wenn wir also das wieder reparieren was Sie angestellt haben in einer Nacht- und Nebelaktion - wenn Sie sich erinnern - dann finde ich, ist das durchaus ein Anpassen an den Rechtszustand, den ihr verändert habt. (Abg. Lutschounig: Und hat das zur Verschul​dung geführt?!) Zu welcher Verschuldung? (Abg. Lutschounig: Ja im Krankenhaus​bereich …) Was hat das mit der Verschuldung im Krankenhaus zu tun? Wir geben, - nein, entschuldige, so ungefähr denkst du bei dem Budget. Weil wir haben in Wahr​heit gerade eine Budgetentwicklung, gerade im Krankenanstaltenbereich, die nicht anders verläuft als in jedem anderen Bundesland. Und das Einzige … (Zwischenruf aus der ÖVP-Fraktion.) aber ihr habts den Betriebsrat hinausgehaut. Also, haben wir das jetzt wieder korrigiert und werden es korrigieren mit einer Gesetzesänderung. (Abg. Lutschounig: Und dann geht’s aufwärts!) Ja, natürlich wird’s jetzt aufwärts gehen, keine Frage.

Und das Dritte was ich sagen will: Dass wir sicherstellen, dass die Bediensteten im Krankenhaus entsprechend geschützt sind durch eine gesetzliche Fixierung einer Zweidrittelmehrheit was die Veränderung ihres Rechtsstatus als Bedienstete betrifft, ist aus meiner Sicht ein ganz wichtiger Vorgang, weil das wesentlichste Kapital un​serer Krankenanstalten sind die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die wir dort haben und die sollen ohne Stress und ohne Angst vor ihrer Zukunft, ihre hervorragenden Leistungen für die Patienten in Kärnten erbringen dürfen. (Beifall von der SPÖ-Frak​tion.) Und, wenn Sie meinen, dass wir hier den falschen Weg gehen, dann muss ich sagen, dann sind wir diametral unterschiedlicher Auffassung. Und das gehört öffent​lich kommuniziert, damit die Menschen draußen wissen, wer wie denkt. Und daher, meine sehr geschätzten Damen und Herren, denke ich, dass gerade Sie überhaupt keinen Grund haben, sich darüber aufzuregen, dass irgendetwas verkauft wird. Die ÖVP heißt ja längst nicht mehr Österreichische Volkspartei. Im Volksmund seids ihr ja längst schon die Österreichverscherbelungspartei. Wir brauchen ja nur schauen, was ihr Bundeskanzler und ihr Finanzminister in Wien mit allen Einrichtungen der Republik aufführt. Und da werden Sie mir nicht vorwerfen, dass wir zustimmen, dass man die Krankenanstalten, die dem Land gehören, auch ins Eigentum derjenigen überträgt, die es im Auftrage des Landes betreiben. Eine Gesellschaft, die der Kärnt​ner Landtag hier einstimmig gegründet hat und dazu bestimmt hat. (Abg. Lutschou​nig: Aber wo ist das Geld?!) Und das alles nur, um mitzuhelfen, dass wir in den näch​sten fünf Jahren das Budget wieder dorthin kriegen, das Sie in den letzten fünf Jah​ren massivst beschädigt haben. Das nur zu diesem Punkt.

Und nun möchte ich noch zu einem Punkt etwas sagen, weil es mir auch am Herzen liegt. Ich glaube, es hat auch keinen Sinn, sich jetzt darüber aufzuregen, was mit der Seebühne geschehen ist. Weder die FPÖ braucht sich aufregen noch die ÖVP. Alles was eingetreten ist, haben wir vorhergesagt. Wir haben gesagt, was es kosten wird, wenn wir eine vernünftige Seebühne von Beginn an konzipieren. Wir haben nur ein​mal gesagt, das kostet zwischen 60 und 70 Millionen Schillinge! Die ÖVP/FPÖ-Koali​tion hat gesagt, wir sind Träumer, Mießmacher, Schlechtmacher. Wir können das alles viel besser und billiger. Habts probiert. 6 Millionen hat das gekostet! Dann ist es als Flopp dagestanden und jetzt wissen wir, dass die Investitionen in die Seebühne etwa in der Größenordnung sind, wie wir sie damals vorhergesagt haben. Wir haben gesagt, was programmatisch auf dieser Bühen geschehen soll. Das ist sehr gut an​gelaufen. Wir haben mit Evita eine Sensationsproduktion in Klagenfurt gehabt, es hat niemanden gepasst, also musste Pflegerl vernichtet werden als Seebühnenintendant und es musste dann nach außen hin, eine wichtige Gesellschaft kommen, die woan​ders schon versagt haben, um Konserven auf der Bühne zu spielen. Und heute stehen wir vor dem Desaster, dass im November, Ende oder Anfang Dezember so​gar bald, nicht einmal gewusst wird, ob die Produktion die man vorhat, im Sommer gespielt werden kann. Ergebnis einer schwarz-blauen gemeinsamen Politik die dem Herrn Landeshauptmann freie Hand gegeben hat, auf diesem Sektor zu agieren. So war das! (Abg. Mag. Grilc: Ich habe gedacht, ab März seids jetzt ihr!?)

Ja, aber bitte, Herr Kollege Grilc! Ihr seids ja überhaupt – das habe ich schon einmal da in dem Haus gesagt und wiederhole es – Ihr seids ja diejenigen die tatsächlich unter einer – ich möchte fast sagen – (Abg. Warmuth: Glasglocke!) parziellen Alzhei​merkrankheit leidets. Ihr vergeßts ja von heute auf morgen, wenn’s euch passt was gestern war, um euch morgen wieder daran zu erinnern, wenn’s was Schönes ist. Das haben wir auf der Bundesebene auch gehabt. Erinnerts euch doch! Kaum war die SPÖ nicht mehr Koalitionspartner, habts ihr ganz vergessen, wie lange ihr mit uns in Koalition wards und seids auf die Politik losgegangen die ihr selber gemacht habt. Und so ist es ja hier auch. Ihr machts Kindesweglegung, obwohl ihr das alles mitzuverantworten habt. Und jetzt sage ich: Ihr könnts ja durchaus eure Meinung än​dern, nur bitte ich euch aufzuhören, uns dafür verantwortlich zu machen, was ihr in den vergangenen Jahren angestellt habt. Und das will ich nicht! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.) Ansonsten können wir schwer über alle Dinge in der Zukunft diskutieren.

Und, daher denke ich, dass das, was die Kollegin Cernic hier über die Seebühne ge​sagt hat, der richtige Weg ist. Wir müssen schauen, dass wir den Karren flott be​kommen und all das – auch das was du an Zukunftsvisionen gesagt hast – bin ich gerne bereit, mitzutragen, obwohl wir vier Jahre Zeit gehabt hätten, die Vernetzung zwischen Tourismus und Kultur auf dem Sektor zu Stande zu bringen. Soweit ich weiß, war der Herr Pfeifenberger Tourismusreferent und der Herr Haider Kulturrefe​rent. Also, wäre das eh leicht gegangen. Aber wir sollten uns das vornehmen. Denn ich halte trotz aller Kritik eine gute Konzeption und damit auch gute Vorstellungen im Sommer für Kärnten extrem wichtig. Und daher, glaube ich auch, dass die Seebühne ein Projekt ist, das wir weiter unterstützen sollten, wenn es uns gelingt hier, program​matisch zu einem guten Zukunftskonzept zu kommen.

Und zum Schluss möchte ich dem Kollegen Tauschitz vielleicht noch etwas mit auf dem Weg geben. Wenn Sie hier vom Rednerpult sagen – ich weiß nicht wo er ist, wahrscheinlich draußen – oder, wenn er hier am Rednerpult sagt: Wir sagen, alle Jugendlichen seien drogensüchtig und alkoholabhängig, dann möchte ich ihm nur sagen, er möge für sich sprechen. Wir lehnen das für uns ab, dass Jugendliche so abqualifiziert werden. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Dr. Ambrozy

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Es liegt mir nunmehr zu den Gruppen 0 bis 3 keine weitere Wortmeldung mehr vor. Damit sind diese Gruppen erledigt. Wir kommen zur Gruppe 4 – „Soziale Wohlfahrt und Wohnbauförderung“, Gruppe 5 „Gesundheit“. Als Erste zu Wort gemeldet ist die Frau Abgeordnete Dr. Prettner. Ich darf dir das Wort erteilen!

Ferlitsch

Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

(Die Rednerin stellt die Pulthöhe ein.) Geschätzter Herr Präsident! Werte Regie​rungsmitglieder! Verehrte Kollegen! Was, glauben Sie: Wovor haben die Österreiche​rinnen und Österreicher am meisten Angst? (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Vorm Krankwer​den! – Abg. Strauß: Vorm Krampus!) Also, es ist jedenfalls nicht die Angst des Ein​falls der Slawen in Südkärnten und demzufolge müssten wir auch, glaube ich, die Landesgrenze nicht unbedingt in die Verfassung bringen. Aber, es ist – der Herr Gallo hat es richtig gesagt – die Angst, dass wir uns unser Gesundheitssystem und unser Sozialsystem nicht mehr werden leisten können. (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) Es wird uns förmlich ja auch jeden Tag über die Medien so präsentiert, sodass mans ganz schön langsam auch selber glaubt. Aber ich habe den Verdacht, dass diese Angst künstlich erzeugt wird und von gewissen Interessengemeinschaf​ten richtiggehend geschürt wird, weil es gibt Interessengemeinschaften, die können durchaus profitieren davon, von privater Vorsorge und privater Versorgung. Denn, er​klären Sie mir das, wie sonst kann es zu Stande kommen, dass Zusatzversicherun​gen einen Zustrom haben wie noch nie zuvor? Und, wie sonst kann ich es mir er​klären, dass unser oberster Gesundheitsökonom des Staates, der Herr Köck, höchst interessiert daran ist, gemeinsam mit Banken diverse Spitäler aufzukaufen und zu betreiben? Und darunter ist zum Beispiel auch ein Krankenhaus, das er als das un​wirtschaftlichste und unprofitabelste von ganz Österreich hält: Das ist das Hanusch-Spital. Da hat er schon mehrmals Kaufinteresse gezeigt.

Unser gut funktionierendes Gesundheitssystem wird krankgeredet und es wird nur mehr von Bettendichte, Belegstagen, Belegsfrequenz, Krankenhaushäufigkeit (Es er​folgen laute Zwiegespräche unter den Abgeordneten im Hause. – Es herrscht nur wenig Aufmerksamkeit.) und Verweildauer gesprochen. (Der Vorsitzende das Glo​ckenzeichen gebend: Ich darf ersuchen, dass wir der Rednerin mehr Aufmerksamkeit schenken!) Wir sollen die Patienten auf Kostenfaktoren reduzieren. Laut WHO hat aber Österreich das siebtbeste Gesundheitssystem der Welt und zählt auch hinsicht​lich der Kosten zu einem im internationalen Vergleich erfolgreichsten. Unser Beitrag zum Gesundheitssystem liegt weit unter 10 Prozent des BIP. In Kärntens Spitälern herrscht ebenfalls große Kostendisziplin. Das führt dazu, dass die durchschnittlichen Kosten je Belegstag österreichweit zu den niedrigsten zählen und mit 431,-- Euro sind wir laut KABEG-Statistik nach dem Burgenland die Günstigsten und liegen um 20 Prozent unter dem österreichischen Schnitt von 531,-- Euro. Es wird auch immer davon gesprochen, dass wir zu viele Krankenhäuser haben. Das stimmt nicht! Wir haben nur zu viele, die alles machen wollen. Und deshalb hat auch der Gesundheits​referent des Landes, Dr. Ambrozy, eine Leistungsanbotsplanung erstellt, die am 1.1.2005 wirksam wird. Das heißt nichts anderes, dass den Spitälern ihre Aufgaben klar zugeteilt werden, dass gewisse Leistungen, die eher selten in Spitälern erfolgen, die spezialisiert darauf sind. Es hat auch den Sinn, dass das Personal das damit konfrontiert ist, Routine erwirbt und dass Leistungen, die der Basisversorgung dienen, dezentral an allen Spitälern geleistet werden sollen.

Wenn jetzt ein Krankenhaus Leistungen erbringt, die nicht in seiner Planung enthalten sind und eventuell nur der Profilierung von Einzelpersonen dienen, dann werden diese nicht mehr abgerechnet. Allein in diesem Bereich gibt es ein Einsparungspotenzial von 6,6 Millionen Euro.

Ein weiterer wesentlicher Punkt ist die Kooperation der Spitäler untereinander, das heißt geografisch nahe beieinander liegende Spitäler - wie zum Beispiel in Klagenfurt die Elisabethinen und das LKH oder St. Veit und Friesach, Hermagor, Laas und Villach oder das UKH und das LKH - sollen in Kooperation zusammenarbeiten. Das würde ebenfalls eine Kostenersparnis bringen.

Nur bei einem Punkt, wird es, so lange das Gesundheitsreferat unter der Führung der SPÖ ist, keine Einschränkungen geben: Das ist das Personal; weil dieses Personal ist an 365 Tagen im Jahr für die Bevölkerung tätig. Und das im Wechsel von Tag- und Nachtrhythmus. Wenn zum Beispiel andere ihre Zeit mit den Familien verbringen können, am Wochenende, ist das dem Personal des Krankenhauses nicht gegönnt. 40 bis 60 Überstunden pro Monat sind keine Seltenheit und können auch nicht in Zeitausgleich abgegolten werden. Im Erkrankungsfall eines Kollegen ist es selbstverständlich, dass der eine für den anderen einspringt. Diese Menschen kann man nicht noch mehr belasten, weil in Sozialberufen die Scheidungsrate hoch ist. Burn-out-Syndrome und Suchtprobleme sind an der Tagesordnung.

Wie lohnt die Bundesregierung diese Arbeit? – In der „Schwerarbeiterregelung“ wurden die Krankenpflege-Fachdienste an die 35. und 36. Stelle verwiesen. Bei der „Schwerarbeiterregelung“ wurden Ärzte an die 86. Stelle gereiht und das, weit hinter den Maurern, den Forstarbeitern, den Schlossern, den Busfahrern und den Straßenbahnfahrern. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Und den Landtagsabgeordneten!)

Wir in Kärnten versuchen, dieser Berufsgruppe eine Aufwertung zu geben, indem wir eine Sicherung der Arbeitsplätze – soweit dies möglich ist – garantieren. Das ist in Zeiten wie diesen nicht selbstverständlich. Es ist aber selbstverständlich, dass Bedienstete, die zum Wohl der Allgemeinheit arbeiten, auch die nötige Wertschätzung erhalten. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Lassen Sie mich jetzt noch eingehen auf die Anfrage vom Herrn Schwager von heute Morgen bezüglich der Schwangerschaftsabbrüche! Herr Schwager, Sie haben heute Frauen, die sich zu einem Schwangerschaftsabbruch entschlossen haben, als „Karriereistinnen“ bezeichnet. Tatsache ist … (Abg. Schwager: Das war nur ein Teil meiner Ausführungen. Aber die gibt es auch!) Aber Sie haben das auch erwähnt, daher ist das von meiner Seite keine Falschmeldung gewesen. Tatsache ist, dass eine Schwangerschaft für eine Frau ein einschneidendes Erlebnis ist und sie vor allem in ihrer beruflichen Laufbahn einschränkt, weil sie sich vorübergehend vom Arbeitsmarkt zurückziehen muss. Der Einstieg ist dann relativ schwierig. Wenn man zum Beispiel die Zeiten des Kinderbetreuungsgeldes (das sind jetzt zweieinhalb Jahre) wirklich voll ausschöpft, dann ist es schwierig, wieder einzusteigen.

Es ist ein zweiter Punkt, der ein großes Problem darstellt: Wo können Kinder von 0 bis 3 Jahren – außer in Ballungszentren, in Städten wie Villach und Klagenfurt ist das relativ gut geregelt – im ländlichen Raum versorgt werden, weil ab 3 Jahren ist es möglich, Kinder in einen Kindergarten zu geben? Da halte ich es auch für kein zukunftsweisendes Signal, dass bei den Kinderbetreuungseinrichtungen für das nächste Jahr das Budget um 11 % gekürzt wurde. Das heißt, die gesamten Ausgaben dieses Budgets betragen 6,900.000; die Kürzung beträgt 883.000 Euro! Das nimmt den Frauen – das sind nach wie vor ausschließlich Frauen; 97 % der Kindergeldbezieherinnen sind Frauen, nur 3 % sind Männer – die Chance auf einen frühen Wiedereinstieg ins Berufsleben.

Wir dürfen uns auch nicht wundern, dass die Geburtenrate rückgängig ist und nur wenige sich zutrauen, sich Kinder „leisten“ zu können. Ich fordere daher eine Erweiterung der Betreuung von Kleinkindern im Alter von 0 bis 3 Jahren! Ich erwähne hier das „Beispiel Frankreich“, weil dort ist es durchaus üblich, dass Frauen, die auch in Spitzenpositionen tätig sind, vier bis fünf Kinder haben und Familie und Beruf vereinbaren können, weil sie ihre Kinder gut aufgehoben wissen; in Betreuung.

Bezüglich der Schwangerschaftsabbrüche in Krankenhäusern weiß ich aus meiner beruflichen Erfahrung, dass wenn eine Frau sich zu einem Schwangerschaftsabbruch entschließt, sie dies gewiss nicht aus Jux und Tollerei macht, sondern das sind wirklich Frauen, die sich in Krisensituationen befinden. Ich weiß auch aus meiner beruflichen Erfahrung, dass dieser Eingriff mit einem beträchtlichen Risiko verbunden ist. Es gibt sogar Komplikationen, die lebensbedrohlich sein können! In solchen Fällen ist ein rasches Handeln von kompetenten Ärzten unbedingt erforderlich! Deshalb bekenne ich mich auch dazu, dass diese Eingriffe auf alle Fälle in einem öffentlichen Spital durchzuführen sind, weil nur dort die optimale Versorgung gewährleistet ist. Ich möchte extra anfügen: Die Kosten, die daraus entstehen, werden von den Frauen selbst getragen. Nicht, dass da Missverständnisse entstehen!

Ich möchte Ihnen jetzt noch einige Zahlen zum Gesundheitsbudget nahe bringen. Die gesamten Budgetzahlen der Gruppe 5 betragen 224 Millionen Euro. Hier sind aber auch die Budgetzahlen des Umweltschutzes und des Naturschutzes inbegriffen. Der größte Budgetposten mit 143 Millionen Euro ist natürlich das Darlehen der KABEG mit der Abgangsdeckung der Krankenanstalten.

Ich werde mich nur mehr auf Weniges beschränken, nämlich auf die Mehraufwendungen. Die Mehraufwendungen von 500.000 Euro sind im Bereich des Röntgenwagens angesiedelt. Der Röntgenwagen dient der Vorsorgeuntersuchung, vor allem zur frühen TBC-Erkennung und an Arbeitsplatzstätten zur Röntgenuntersuchung. Dieser Röntgenwagen wird auf ein digitales System umgerüstet. Das erleichtert das Arbeiten; das erleichtert auch die Übertragung der Daten und entspricht den modernen Kriterien.

Ein weiterer Budgetposten, der dazu gekommen ist, das sind die Miet- und Parkzinse an die LIG für das Ausbildungszentrum in der Höhe von 249.000 Euro.

Der Herr Kollege Tauschitz hat ja schon über die Drogensituation in Kärnten gesprochen. Er hat auch gesagt, dass es hauptsächlich Videokameras sind, die zur Drogenbekämpfung eingesetzt werden. Das muss ich ihm widerlegen. Auch hierfür gibt es mehr Aufwendungen im Gesundheitsbudget. Das ist im Bereich der Drogenkoordination und der Sozialmedizin. Hierin inkludiert ist die Drogenambulanz. Wie Sie alle wissen, platzt sie aus allen Nähten. Es ist jetzt auch für den Oberkärntner Raum eine Drogenambulanz vorgesehen, also für Villach, mit einer Außenstelle in Spittal. Das wird eine Mehraufwendung von 475.000 Euro erfordern.

Wir haben auch eine Landesstelle für Suchtprävention. Das ist ein Servicecenter für alle Kärntner zur Suchtvorbeugung in unserem Bundesland: einerseits zur Primärprävention und andererseits zur Sekundärprävention im Sinne der Beratung und Betreuung. Zielgruppe sind vor allem Kinder, Jugendliche, Sozialarbeiter, Pädagogen und gewisse Gebietskörperschaften. Diese Projekte sollten in allen Bezirksstätten durchgeführt werden, zur regionalen Betreuung.

Projekte, die erwähnenswert sind, sind das Programm „Way out – mouve in“, wo Jugendliche in riskantem Konsumverhalten beraten werden. In diesem Bereich werden zur Zeit vier Personen ausgebildet. Das erfordert 10.000 Euro an Mehrkosten.

Noch einen Budgetposten möchte ich erwähnen: Das ist die regionale Gesundheitsförderung. Das erwähne ich deshalb, weil das so guten Anklang gefunden hat. Vor zwei Jahren wurde das „Projekt der gesunden Gemeinde“ sozusagen geboren. Das findet rege Teilnahme der Gemeinden. Derzeit sind 50 Gemeinden bei dem Projekt aktiv mitwirkend. Die Gemeinden werden von den Mitarbeitern der Abteilung 12 laufend zu Gesundheit fördernden Themen beraten, begleitet und unterstützt. Die Projekte setzen ein in den einzelnen Lebensbereichen: Kindergarten, Schule, Arbeitsplatz. Durch diese Aktivitäten wird ein Bewusstsein für Vorbeugung und Gesundheit erhaltende Maßnahmen gesetzt. Das Motto ist: „Es ist nie zu spät, den ersten Schritt zu tun.“

An dieser Stelle möchte ich allen ehrenamtlichen Mitarbeitern herzlich danken, die mit Begeisterung bei diesem tollen Projekt mitarbeiten!

Jetzt erlauben Sie mir noch, kurz – soweit das möglich ist – zum Sozialbereich ein paar Worte zu sagen! Im Sozialbereich ist die demografische Entwicklung nicht nur in Österreich sondern im gesamten Mitteleuropa so, dass das Lebensalter der Menschen weiterhin zunehmen wird. Derzeit ist jeder Vierte über 60 Jahre alt. Ältere Menschen brauchen mehr Zuwendung und neigen zu chronischen Erkrankungen, brauchen dadurch auch mehr Pflege. Doch die traditionellen familiären Strukturen brechen zunehmend auf. Der größte Pflegeverband Österreichs, nämlich die Familie, tritt zunehmend in den Hintergrund.

So ist es die Aufgabe eines sozial zivilisierten Staates, diese wesentlichen Aufgaben der Gesellschaft, die Versorgung von Menschen im Alter bzw. bei Bedürftigkeit, zu übernehmen!

Im Bereich der Pflegevorsorge ist in Kärnten in den letzten Jahren eine enorme Qualitäts- und Quantitätsoffensive gelungen. Sowohl im Bereich der stationären als auch in den mobilen Angeboten verfügt Kärnten über ein flächendeckendes Versorgungsnetz. Das Ziel ist es, für die Kärntnerinnen und Kärntner, die Pflegeleistungen brauchen, auch eine qualitativ hochwertige Versorgung zu gewährleisten.

So stellt das Sozialbudget einen Schwerpunkt bei den Ausgaben des Landes dar und weist auf die Wichtigkeit des Ressorts hin. Die Gesamtausgaben des Sozialreferates – was das Referat der Kollegin Schaunig betrifft – sind im Ausmaß von 247 Millionen. Das entspricht einer Valorisierung vom vorigen Jahr auf heuer von 6 %. Die Schwerpunkte, die in diesem Bereich gesetzt wurden, sind einerseits die Betreuung alter Menschen in Pflegeheimen, andererseits die Hilfe zur Eingliederung Behinderter und drittens die Mobilen Dienste.

Bei der Betreuung alter Menschen in Pflegeheimen sind die Posten „Hilfe zur Sicherung des Lebensbedarfes“ der Bezirks- und Verwaltungsbehörde bzw. der Landesregierung zu verzeichnen. Da haben wir Ausgaben in der Höhe einerseits von 14,3 Millionen und andererseits von 79,4 Millionen Euro. Wir haben derzeit zirka 3.000 Pflegeplätze, davon sind 20 % Selbstzahler; 80 % erhalten Zuschüsse über die Sozialhilfe. Geplant sind noch weitere 350 neue Betten, die in den nächsten Jahren dazukommen werden. Ab 1. 7. 2005 wird eine Erhöhung der Pflegetarife erfolgen. Das sind Auswirkungen des neuen Kollektivvertrages für soziale Berufe. Die wirken sich auf die Betriebskosten der Pflegeheime aus.

Bezüglich der „Hilfe zur Eingliederung Behinderter“ haben wir ein Budget von 40,6 Millionen Euro. In diesem Bereich liegt der Schwerpunkt vor allem in der Form vor, dass die Therapie nicht mehr in Form von Beschäftigungstherapie erfolgen soll, sondern dass beeinträchtigte Menschen auf Arbeitsplätzen arbeiten, auch selbst Sozialversicherung und Pensionsversicherung einzahlen. Das hat volkswirtschaftlich durchaus Sinn, weil sie letztlich auch pensionsberechtigt sind.

Im Bereich der mobilen Dienste haben wir die „Sozialen Dienste, Sozialhilfe“ mit einem Budget von 15,1 Millionen Euro, das heißt Pflegebedürftige kaufen sich Pflegeleistungen und soziale Dienste zu. Das hat den Vorteil, dass das einerseits billiger ist als in einem Pflegeheim und andererseits, dass die Menschen im gewohnten Umfeld ihren Haushalt weiterführen können.

Ein ganz, ganz wesentlicher Budgetposten ist die Flüchtlingsfürsorge, mit einer Steigerung von 526 %; das sind 9,7 Millionen Euro. Im Gesamten sind das 11,005.700 Euro. Das ist über die „Grundversorgungsvereinbarung“ zwischen Bund und Land vereinbart worden, wobei 60 % der Flüchtlingsbetreuung vom Bund und 40 % vom Land getragen werden.

Einen Punkt werde ich noch als Letzten herausheben, weil es sind ja, wenn Sie dieses Sozialbudget anschauen, noch viele, viele mehr. Das ist „die Hilfe in beson​deren Lebenslagen“. Auch hier hat es eine Steigerung von 15 Prozent gegeben. Das heißt, wir haben ein Gesamtbudget in diesem Bereich von in etwa 1 Million Euro. Und hier wird vor allem die Beschaffung und Beibehaltung von Wohnräumen unter​stützt, die Hilfe zum Aufbau und zur Sicherung einer wirtschaftlichen Lebensgrund​lage und drittens die Hilfe zur Überbrückung außergewöhnlicher Notstände. In diesen Bereich fallen die Heizkostenzuschüsse, wobei man mit Ansuchen von circa 8.000 rechnen muss. Das ergibt eine Summe von 610.000,-- Euro. Und, sowie es aus​schaut, wird der Herr Landeshauptmann seine eigene Aktion auch zusätzlich noch starten. Das ist in diesem Budget nicht enthalten und wird voraussichtlich noch ein​mal 975.000,-- Euro – also knapp 1 Million Euro erfordern. „Zuwendungen an Einzel​personen“ sind mit 420.000,-- Euro verzeichnet.

Die Ausgaben in diesem Bereich kann man unumwunden der verfehlten Sozialpolitik des Bundes zuschreiben. Abschließend möchte ich noch einmal einen Appell an Sie richten. Gesundheits- und Sozialpolitik darf kein profitables Geschäft werden. Die Kluft zwischen Arm und Reich vergrößern. Wir müssen uns zu den Aufgaben des Sozialstaates bekennen und wir können und müssen uns das auf jeden Fall leisten. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Warmuth das Wort.)
Dr. Prettner

Abgeordnete Warmuth (FPÖ):

Warmuth

Hohes Haus! Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete und von der Regierung! Sehr geehrte Damen und Herren auf der Tribüne! Das Ziel der Frei​heitlichen ist es, in den nächsten fünf Jahren gemeinsam mit Ihnen hier im Landtag und auf der Regierungsebene für ein noch sozialeres und menschlicheres Kärnten zu sorgen. Unsere Aufgabe ist es, die schwächeren Mitglieder der Gesellschaft zu unterstützen und zu fördern und diese Menschen durch ein tragfähiges soziales Netz abzusichern. Ich gebe der Frau Kollegin Dr. Prettner Recht, die Angst, das Sozialwe​sen nicht mehr finanzieren zu können, wird künstlich geschürt. Wir hier in Kärnten sind vielmehr auf einem sehr guten Weg unterwegs. Als positiven Entwicklungsschritt für sozial benachteiligte Menschen ist die im FPÖ/SPÖ-Arbeitsübereinkommen fest​geschriebene Kärntner Lebenssicherung. Aus der Tatsache, dass es aus der Viel​zahl von Einzelförderungen zu einem gesetzlich garantierten Anspruch als Ausgleich zu monatlich geringem Einkommen kommen muss, besteht natürlich jetzt eklatanter Handlungsbedarf. Die zunehmende Armut im Frauen-, Alleinerzieher- und Mehrkind​familienbereich muss zu einer fairen Regelung im Bezug auf einen monatlichen Sockelbetrag mit Rechtsanspruch für die Betroffenen führen. Daher fordern wir nach einer kärntenweiten Istanalyse betreffend der Transferleistungen von Gemeinde, Bund und Land, auch die Berücksichtigung der Themenstellung „Mütterpension für Frauen“, die bislang durch den sozialen Rost gefallen sind.

Ein wesentlicher Bereich ist die Seniorenpflege. Die Frau Kollegin Prettner hat das sehr ausführlich ausgeführt. Ich bin der Meinung, dass verstärkt das Projekt „Altwer​den zu Hause“ hier in Kärnten forciert werden sollte. Immerhin wollen 60 Prozent der alten Menschen daheim gepflegt werden. Hier sind die Gemeinden gefordert, einer​seits Rahmenbedingungen dadurch zu schaffen, dass es zu einer Infostelle über Pflegegeld, mobile Kranken- und Pflegedienste kommt, aber auch zu einem Hilfsmit​telpool, wie vollautomatische Pflegebetten und Badewannenlift. Tatsache ist, dass derzeit die Gemeinden durch den Sozialbereich hohe Kosten haben und, dass eine Alternative vom Altwerden zu Hause, hier sehr hilfreich wäre. Immerhin kostet ein Heimplatz pro Person und Jahr rund 14.000,-- Euro.

Ich freue mich aber auch, dass im Sozialbereich das Pflegenetzwerk intensiv ausge​baut wurde und dass die Zukunft in diesem Pflegenetzwerk mit der Zusammenarbeit der niedergelassenen Ärzte liegt. Erfreulich ist, dass das Stundenkontingent für die Anbieter im Juli um 10 Prozent erhöht wurde und die Klientenbeiträge für die mobilen Dienste von 40 auf 35 Prozent gesenkt wurde und dass alle Anbieter ihren Klienten sozial gestaffelte Tarife bieten. Wir fordern aber auch weiterhin den Ausbau der Alten- und Pflegeheime. Es gibt ja einen Bedarfs- und Entwicklungsplan des Landes und ich bin der Meinung, dass diese Pflegeheime, die klein aber fein sind, jenen Be​zirken zugute kommen die bislang durch den Rost gefallen sind. Auch wenn man sagt, größere Pflegeheime sind effizienter zu führen. Jeder Mensch, jeder alte Mensch ist gerne auch im Alter dort wo er seine Arbeits- und Familienzeit verbracht hat. Und wir müssen bedenken, dass die kleinen Pflegeheime in den Regionen auch wertvolle Arbeitsplätze für die Abwanderungsgemeinden bieten. Ich bin aber auch der Meinung, dass wir für die Menschen in den Pflegeheimen verstärkt Seniorenani​mation bieten, damit auch sie – auch wenn sie in einem Rollstuhl sind – Ansprache und Betreuung erfahren. Ein wesentlicher Punkt ist aber auch der Familienfonds Neu, nach dem Motto „Dort fördern wo es Sinn macht!“. Hilfe für Alleinerzieher und Mehrkindfamilien im Bereich von Kindergartenbeiträgen, Schulwochen, Arztkosten und so weiter, sollen hier nach der Bedürftigkeit ausgezahlt werden und es geht hier um die Treffsicherheit in der Förderung.

Als wesentlicher Punkt erscheint mir aber auch der soziale Wohnbau. Es muss mehr Wohnungen geben für Familien, leistbare Wohnungen für Alleinerzieher und für Jugendliche. Es muss Startwohnungen ohne Baukostenzuschuss geben, insbeson​dere in den Ballungszentren. Und ich bin aber auch der Meinung, dass hier in länd​lichen Gebieten, wo eine hohe Abwanderung ist, die Mieten wesentlich günstiger sein müssen als in den Ballungszentren. Ich gebe zu bedenken, dass beispielsweise in Deutsch-Griffen, wo kaum Arbeitsplätze sind, hier die Miete wesentlich höher ist als in Feldkirchen. Die Leute pendeln nach Feldkirchen. Und mir hat der Bürgermeister mit​geteilt, dass viele Leute dieses Pendeln nicht mehr wollen, nachdem sie hier ohnehin Nachteile bei der Miete haben. Ich glaube, wir müssen hier im Rahmen des Wohn​bau​förderungsgesetzes umdenken und Parameter schaffen, dass wir hier diesen Ge​meinden auch entgegenkommen. (Abg. Schlagholz: Da gehört was gemacht!)
Als wichtiger Punkt erscheint mir aber auch der Bereich, Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Ich darf darauf verweisen, Frau Kollegin Prettner, es gibt in Kärnten 18.000 Kinderbetreuungsplätze; - 16.000 werden aber nur genutzt! Ich gebe Ihnen aber Recht, dass ein großes Defizit bei der Kinderbetreuung für unter dreijährige Kinder besteht, aber es gibt seit dem Jahre 2002 ein altersgemischtes Kinderbetreuungsge​setz, das bereits 15 Gemeinden jetzt in Umsetzung bringen. Und hier werden Kinder von ein bis 14 Jahren pädagogisch adäquat betreut. Ich gebe aber Recht, dass hier auch für städtische Bereiche diese Kinderbetreuung für die Kleinstkinder noch ge​schaffen werden müssen. Ein wichtiger Punkt wird aber auch sein, und hier werden die Gemeinden auch ein bisschen selbstkritisch sein müssen, wenn es um die Öff​nungszeiten der Kinderbetreuungseinrichtungen geht und um die Ferienkindergärten. Es gibt zahlreiche Eltern, die in untypischen Arbeitsverhältnissen stehen. Das heißt, Abends lange arbeiten müssen oder auch wochenends. Hier müssen wir Lösungen finden. Und, nachdem für die Betreuungszeiten die Gemeinden zuständig sind, bin ich der Meinung, dass hier auch etwas getan werden muss. Und vielleicht kann man das einmal über den Gemeindebund auch so ansprechen.

Ein wesentlicher Punkt in der Kinderbetreuung – und auch hier besteht derzeit noch ein Defizit – wird die Schulkindbetreuung sein. Es geht um die Unterstützung beim Hausaufgabemachen, aber auch um eine sportlich, kreative Freizeitgestaltung. Und hier könnte man die arbeitslosen Junglehrer und Hortpädagogen sehr wohl beschäfti​gen. Ich weiß aber auch, dass ein derartiges Konzept bereits in einem Arbeitskreis behandelt wird. Und ich bin überzeugt, dass das demnächst auch umgesetzt wird. Ich freue mich aber auch, dass wir hier in Kärnten ein hohes Maß an Integration in den Kindergärten haben. 208 Kinder werden von Sonderpädagogen in den Kinder​betreuungseinrichtungen betreut. Und wir sind österreichweit mit dieser Förderung federführend. Immerhin investiert das Land 1 Million Euro jährlich für die Integration.

Als wesentlicher Punkt aber auch für die berufstätigen Frauen, erscheint mir die fami​lienfreundliche Arbeitswelt. Es werden Transferleistungen nur begrenzt helfen kön​nen, die Geburtenfreudigkeit in den Familien anzukurbeln. Ich bin der Meinung, dass auch die Wirtschaft sich ihrer Verantwortung gegenüber den Arbeitnehmerinnen be​wusst werden müssen. Es gibt ja derzeit den Bewerb der familienfreundlichen Be​triebe. Der wird ja immer von der Wirtschaftskammer jährlich gemacht. Nur, es gibt rund 20.000 Unternehmen in Kärnten und im vergangenen Jahr haben lediglich 22 Betriebe da mitgemacht, wo es darum geht, den Frauen beziehungsweise den be​treuenden Personen, mitarbeiterfreundliche Arbeitszeiten, Karenzmodelle, Berufs​wiedereinstiegshilfen zu gewähren. Hier ist keine Motivation seitens der Wirtschaft. Die Frage ist; hier stehen wir seit Jahren! Da ist Handlungsbedarf und vielleicht sollte man auch diesen Grundgedanken miteinbringen, dass auch für die Unternehmer, da​mit sie verstärkt motiviert sind, hier auch im Rahmen eines Anreizsystems, diese Motivation gegeben ist, ihren Arbeitnehmern diese familienfreundlichen Rahmenbe​dingungen zu bieten.

Ein wichtiger Punkt ist aber auch – und ich komme jetzt zum Schluss – dass es zu mehr Lebensqualität in den Gemeinden kommen muss. Der Bund – das ist …(Beifall von Abg. Vouk, Abg. Strauß, Abg. Mag. Dr. Kaiser und Abg. Mock.) Danke, das soll natürlich kein Angriff an die Herren Bürgermeister sein, (Heiterkeit unter den Ange​sprochenen.) sondern ich verweise nur … (3. Präs. Ing. Scheuch: Ein gewisses Miss​trauen ist schon in Ordnung!) naja, also ich kenne auch Gemeinden wo das nicht so ausgeprägt ist wie in der Stadt St. Veit zum Beispiel. Ich möchte nur darauf ver​weisen, dass es ja derzeit vom Bund dieses Konzept der Familienorientierung in den Gemeinden gibt. Und ich würde vorschlagen, dass wir hier in Kärnten den Bewerb der familienfreundlichsten Gemeinden durchführen, weil damit können wir alle profi​tieren.

Sehr geehrte Damen und Herren! Unser Ziel ist es, für alle Generationen Sozialpolitik mit Herz und Hirn zu machen. Ich danke daher den Mitgliedern des Sozialausschus​ses und der Soziallandesrätin für ihre engagierte Arbeit und freue mich auf die nächsten fünf Jahre. (Beifall von der FPÖ-Fraktion.)

Warmuth

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Tauschitz. Ich darf dir das Wort erteilen! (Es herrscht Lärm und Unaufmerksamkeit im Hause.) Ich darf nur noch ein​mal wiederholen. Wir haben in der Früh in der Obmännerkonferenz festgelegt, dass wir die Wortmeldungen eher straffen sollen und direkt am Punkt bringen sollen. (Bei​fall von der SPÖ-Fraktion.) Ich darf Ihnen sagen, es liegen noch sehr, sehr viele Wortmeldungen vor und aus zeitökonomischen Gründen wäre es sicher sinnvoll, das zu befolgen was wir in der Früh einstimmig beschlossen haben. Bitte, Herr Abgeord​neter Tauschitz!

Ferlitsch

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Hohes Haus! Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Sehr ge​ehrter Herr Landesrat! Liebes Publikum! Liebe Freunde auf der Tribüne! Ich möchte diesen Punkt noch einmal nützen, um a) einige Dinge klarzustellen, die im Laufe des Nachmittages hier erwähnt worden sind und b) zum Thema „Soziales“ ein wenig zu sprechen. Als Allererstes möchte ich etwas richtig stellen, was der Herr Klubobmann Strutz am Vormittag gesagt hat. Er hat nämlich gemeint, er hätte eine Presseaussen​dung von mir gelesen, wo es um den KABEG-Verkauf … äh, nicht um den KABEG, um den HYPO-Verkauf gegangen ist – ich hätte mich dagegen ausgesprochen und jetzt plötzlich sind wir dafür und vice versa. Das ist nicht richtig, denn in dieser Pres​seaussendung habe ich mich damit beschäftigt, die (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Wir wissen eh, dass du nichts weißt!) Hypobank sicher zu veranlagen und lediglich die Zinsen für investive Maßnahmen zu verwenden und das zum Wohl der Wirtschaft und der Bevölkerung zu verwenden. Und ich bin nach wie vor der Meinung, dass es sehr wichtig ist, dass wir mit den Erlösen, die wir aus der Hypobank lukrieren können, diese so einsetzen, dass sie nachhaltig eingesetzt werden können. (Es herrscht Un​aufmerksamkeit im Hause.) Eine Richtigstellung kann ich machen.

Eine zweite Sache zu meiner Vorvorrednerin, der Frau Prettner, sie hat gemeint: Drogen und Sport – dass das Drogenpräventionsbudget gehoben ist, das ist richtig. Darüber freue ich mich auch sehr, aber ich habe nur gesagt, dass wir das Sportbud​get gekürzt haben und der Sport, eine der wichtigsten Maßnahmen ist, um die Drogen zu bekämpfen; nämlich flächendeckend und im Keim zu ersticken. Wir wissen alle: Prävention ist besser als Nachsorge! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Was für einen Sport betreibst du eigentlich!?)
Wenn wir beim Thema „Soziales“ sind, dann möchte ich etwas weiter ausschweifen, mich nicht darüber auslassen, dass das Sozialbudget, das wir heute beschließen, auf Punkt und Beistrich passt oder nicht –, sondern ich möchte etwas sagen, was ich gerade früher mit der Frau Abgeordneten besprochen habe, nämlich weil der Herr Ambrozy gemeint hat: „Wenn hier der Abgeordnete Tauschitz am Rednerpult steht und einen Konflikt herauf beschwört zwischen der Jugend und der älteren Generation …“, dann bin ich weit davon entfernt, einen Konflikt herauf zu beschwören. Wir müssen aber darauf aufmerksam machen. Das ist wichtig! Zu diesem Aufmerksammachen möchte ich Ihnen auch etwas von unserem Nachbarland Deutschland bringen, das sehr viel mit Österreich zu tun hat. „Der deutsche Finanzminister, Hans Eichel, prellt mit seiner unverantwortlichen Haushaltspolitik die nachfolgenden Generationen.“ Zu diesem Entschluss kommt nicht etwa Österreichs Finanzminister Karl-Heinz Grasser – wo wir uns heute nicht einig waren, ob der zur FPÖ oder zur ÖVP gehört. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Der ist von der ÖVP!) Auf jeden Fall ist er unparteiisch. (3. Präs. Ing. Scheuch: Eindeutig zur ÖVP! – Abg. Lutschounig: Das ist richtig! Ja!) Mit diesem Urteil wurde der von rot-grün beurteilte, der gemachte Haushalt vom Deutschen Rechnungshof geschlossen. Wie wahr, kann man da nur sagen, und sich womöglich über die schallende Ohrfeige für den ohnehin sehr eitlen Herrn Eichel freuen; je nachdem hat, in welchem ideologischen Eck man steht. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Wir sind beim Sozialbudget!) Herr Abgeordneter Gallo, wenn Sie mich zu Ende sprechen lassen, dann werden Sie auch den Bezug zum Sozialbudget des Landesbudgets in Kärnten feststellen können. Aber dafür müssen Sie etwas Geduld haben! In diesem Haus herrscht Demokratie, und wir sind, glaube ich, alle hier, um das zu debattieren. Auch wenn die Koalition sich natürlich einig ist, was heute passiert, und das über die Bühne geben wird, bitte ich Sie doch, Ihr Demokratieverständnis so zu verstehen, dass Sie auch der Opposition zuhören! Danke vielmals! (Lärm im Hause)

Ich glaube, dass die Art der Haushaltsführung heute gar keine Frage des ideologischen Ecks mehr ist, weil wir wissen, dass längst skandinavische Länder, sozialistisch regierte Länder, ihre Haushalte nach bester Thatcher-Manier sanieren und auf der anderen Seite bürgerliche und konservative Regierungen hier bei uns in Kontinentaleuropa Schulden aufnehmen, um die von den eigenen Parteikollegen oder gar von den politischen Gegnern beschlossenen Sozialleistungen zu bezahlen,

Die vom Deutschen Rechnungshof aufgeworfene Frage, wie denn die späteren Generationen die enorme Schuldenlast bewältigen sollen, ist freilich eine berechtigte! Noch viel spannender wird aber der Moment, wenn wir unsere folgenden Generationen mit der Frage konfrontieren: Wozu eigentlich die ganze Schuldenmacherei? „Das war alles nur für euch getan, um eure Zukunft zu sichern, Straßen zu bauen, Geld in die Forschung und Entwicklung zu stecken.“ Das wäre wohl die klassische Antwort, in der Hoffnung kritikloser Entgegnung.

Die weit ehrlichere Antwort an dieser Stelle wäre vermutlich eine ganz andere: „Wir haben, ganz offen gesagt, kaum etwas in eure Zukunft investiert, sondern fast ausschließlich in die Vergangenheit. Wir haben uns auf eure Kosten verschuldet, um unsere Idee eines Sozialstaates zu verwirklichen.“ (Vorsitzender, das Glockenzeichen gebend: Herr Abgeordneter, wir behandeln das Thema der Gruppen 4 und 5, Soziale Wohlfahrt, Wohnbauförderung und Gesundheit! Ich mache Sie darauf aufmerksam!) Ich bin genau bei diesem Thema. (Abg. Lobnig: Themenverfehlung!)
Wir haben dieses Geld verwendet, um einen Sozialstaat zu verwirklichen, den wir nie finanzieren konnten. Wir wussten von Anfang an, dass das in eine falsche Richtung geht – aber es fehlte uns der politische Mut, das durchzusetzen. Natürlich komme ich sofort zum Thema. Wenn wir hier in Kärnten ständig in diesem Haus darauf verweisen, dass in anderen Bundesländern, in anderen Ländern das Sozialbudget dieselben Probleme hat, dann ist das keine Frage! Auch in anderen Ländern hat man diese Probleme. Aber ich möchte hier nicht sein und zusehen müssen, wie wir uns ständig darauf ausreden, dass wir ja nicht besser sind als die anderen. Wir können nämlich besser sein! Wenn ich die Worte vom Herrn Klubobmann Strutz heute Vormittag ernst nehme, dass er nämlich Kärnten zu einem „Vorzeige-Modell“ machen will, dann erwarte ich mir auch, dass wir Kärnten wirklich zu einem „Vorzeige-Modell“ machen wollen. Dazu müssen wir aber auch Reformen in einem Bereich machen, nämlich im Sozialbereich, für die uns oder Ihnen - Sie sind die regierende Koalition! - im Moment der Mut fehlt. Und dazu möchte ich Sie auf jeden Fall massiv auffordern!

Ich möchte in diesem Zusammenhang noch ein paar Klärungen bringen, weil die sehr persönlicher Natur waren. Klubobmann Markut! – Ich sehe ihn gerade nicht. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Der ist Gott sei Dank nicht da! – Abg. Schober: Er hört unten zu!) Er ist gerade nicht im Haus? Gott sei Dank wird das Ganze per Video übertragen, das heißt er kann sich das auch woanders anschauen. Er wird mich wohl hören. Wenn Klubobmann Markut den offenen Brief von heute Vormittag von der Jungen ÖVP bekrittelt, er hätte 45.000 Euro gekostet und das in Zusammenhang mit der Parteienförderung bringt, dann muss ich ihm entgegnen: Diesen offenen Brief hat die Junge ÖVP selbst bezahlt. Es war das Präsidium der Jungen ÖVP, das das Geld für diesen Brief aufgetrieben hat; über Wochen. Keine Rede davon, dass dafür irgendwelche Steuergelder verschwendet worden wären! (Abg. Mitterer: Ist das zum Thema „Gesundheit“?)
Wenn der Herr Markut mir auf eine sehr beleidigende Art und Weise sagt, er war Spitzenkandidat, und ich hätte das 21. Mandat irgendwo her, dann muss ich zur Korrektur sagen: Das war nicht das 21. Mandat. Ich habe das 4. Mandat gehabt, auf der Bezirks- und auf der … (Abg. Mitterer: Herr Präsident, Thema! Thema! Thema!) Ich bin bei der Berichtigung, bitte. Ich möchte das nicht so im Raum stehen lassen. Auf der Bezirks- und auf der Landesliste und war ich der Jugendkandidat und bin deswegen in den Landtag eingezogen, und das völlig zu Recht! (Heiterkeit und Lärm im Hause)

Wenn von Ihrer Partei, SPÖ oder FPÖ … (Vorsitzender, das Glockenzeichen gebend: Herr Abgeordneter, ich mache Sie letztmalig darauf aufmerksam, dass Sie zum Thema sprechen sollen. Es wird die Gruppe 4 und 5 behandelt. – Beifall von der FPÖ- und der SPÖ-Fraktion.) Jawohl! Ich werde diese Ermahnung selbstverständlich zur Kenntnis nehmen. (Abg. Mitterer: Das ist ja sozial, weil die Junge ÖVP ist ja ein Sozialfall! – Heiterkeit in der FPÖ-Fraktion.) Also das zeigt wiederum einmal Ihr Verständnis, genauso wie von der FPÖ und SPÖ, wie sie mit der Jugend dieses Landes umgeht. Der Herr Klubobmann … Ich mache zuerst das Soziale. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Wir haben da ja keine Faschingssitzung, Freund!)
Ich komme zur Gesundheitspolitik. Da gibt es ja auch einiges zu sagen. Es ist schon in verschiedensten Beiträgen dazu Stellung genommen worden. Ich glaube, dass diese Materie eine sehr wichtige ist. Auch wenn die Stunde schon fortgeschritten ist, sollten wir uns trotzdem dafür die Zeit nehmen, uns damit zu beschäftigen! Der Tagesordnungspunkt 1 ist der Beweis dafür, dass das Budget 2005 ein reines Schwindelbudget ist. Ich begründe dies wie folgt: Wenn nunmehr – und dazu stehen wir auch geschlossen – der Nettogebarungsabgang für die KABEG auf 186 Millionen Euro gekappt wird und damit der Nettogebarungsabgang und die dadurch erforderlichen Zuschüsse des Landes und der Gemeinden an die KABEG auf den Stand des Jahres 2004 eingefroren werden, von Seiten der KABEG aber bereits im Mai 2004 ein Budgetbedarf von 206 Millionen Euro angemeldet wurde, sieht man, dass mehr als 8 Millionen Euro fehlen. Wo diese 8 Millionen Euro herkommen, die gebraucht werden, die veranschlagt sind, die aber im Budget nicht vorkommen, weiß ich nicht! Also offensichtlich kann das Budget hier schon nicht stimmen.

Auch aus den „Erläuterungen zum Voranschlag 2005“ geht hervor, dass der Abgang von 196 Millionen Euro nur dann zu schaffen sein wird, wenn es auch Einsparungen im Bereich des Personals und Strukturreformen geben wird. Das geht eindeutig aus dem Papier hervor. Diese Einsparungen im Bereich des Personals wird es aber nicht geben, denn die Koalition hat im Zuge des Verkaufs der Krankenanstalten an die KABEG eine Vereinbarung geschlossen, die Einsparungen im Bereich des Personals unmöglich machen. Damit das auch hält, soll diese Absicht auf verfassungsmäßiger Ebene abgesichert werden und nur mehr mit Zweidrittelmehrheit im Landtag geändert werden können.

Der zuständige Gesundheitsreferent schloss heute in der Fragestunde mehr oder minder jegliche Strukturreform aus. Er hat eindeutig gesagt, er lehnt jedoch sämtliche Vorschläge der Seitens der Koalition beauftragten Expertengruppe Siedler/Bussfeld, die im Bereich des Gesundheitsbudgets gemacht wurden, komplett von vorn bis hinten ab. Dies obwohl das Expertenpapier auch auf jene Beschlüsse Bezug nimmt, die seitens des Gesundheitsreferenten im heurigen Jahr der Regierung vorgelegt wurden. Auch der freiheitliche Klubobmann lässt keinerlei Bereitschaft zu wichtigen Reformmaßnahmen erkennen. Selbstverständlich sind auch wir für eine optimale Gesundheitsversorgung der Kärntner Bevölkerung. Gerade um dies zu gewährleisten und diese weiterhin aufrecht zu erhalten, brauchen wir aber die notwendigen Reformen dringend! Besser heute als morgen!

Für uns ist es daher der falsche Weg, wenn Betten gekürzt werden, beim Personal und im Bereich des KABEG-Managements es zu einer unglaublichen Aufblähung kommt. Nicht umsonst wird von Mitarbeitern im Krankenhaus Klagenfurt gewitzelt, dass es bald schon mehr Kontrolleure als tatsächlich Arbeitende im Krankenhaus gibt.

Es ist für mich ein Horror, wenn laut Budgetplan der Finanzabteilung die KABEG im Jahr 2009 über 1,9 Milliarden Euro Schulden haben wird. Ja! Dass gerade die KABEG durch den Verkauf der Krankenanstalten an diese dem Land finanziell unter die Arme greifen soll, ist für mich ein schlechter Treppenwitz in der Kärntner Budgetgeschichte, von der wir ja einiges heute schon gehört haben.

Ich glaube, dass es notwendig erscheint, im Moment die Kritik an diesem Deal, der auch am Vormittag noch massiv angeprangert wurde, noch einmal zu wiederholen. Es ist kein Verkauf, es ist kein … Da wandert nichts von A nach B. Wir nehmen in Wahrheit nur einen Kredit auf, der in Wahrheit sehr, sehr, sehr teuer ist! Womit ich wieder bei meinem Ausgangspunkt bin, nämlich bei der Jugend dieses Landes. Wenn ich bei der KABEG im Jahr 2009  1,5 Milliarden Euro Schulden haben werde und im Bereich des Landesbudgets – ich weiß, dass man das nicht addieren darf, und ich weiß, dass es hier Überschneidungen gibt, aber auch 1,46 Milliarden Schulden haben, so ist das ein Betrag, den die Jugend dieses Landes zurückzahlen wird müssen. Und die Jugend dieses Landes ist im Moment verunsichert. Die Jugend dieses Landes macht sich Gedanken. Da können Sie locker sagen, dass die „Junge ÖVP ein Sozialfall ist“ oder die „Junge ÖVP nur ein Verein ist, der am Papier steht“. Das ist sie nicht, weil das zeigt nämlich, was Sie für eine Haltung zur Jugend haben! Die Junge ÖVP sitzt da oben, zum Beispiel. Und das hier ist die Junge ÖVP, die da oben sitzt, die zum Beispiel in den letzten drei Tagen Unterschriften gesammelt hat (Beifall auf der Galerie) und über 1.000 Unterschriften für eine Petition zu Stande gebracht hat, für eine Petition, die den Landtag dazu auffordert, dass der Landtag seine Budgetvorgangsweise überdenken soll; eine Petition mit über 1.000 Unterschriften! Schauen Sie sich die Unterschriften bei Gelegenheit einmal an! Da sind einige ihrer Bekannten drauf. Das sage ich nur nebenbei. Wir haben die Petition unabhängig geführt. Und diese Leute machen sich Sorgen!

Wir wissen, dass das Kernproblem unseres und vielen anderen Budgets in Österreich und Europa der Sozial- und der Gesundheitsbereich ist. Aus diesem Grund hat die Zukunft der Jugend das Budget, die Überschuldung unseres Landes sehr wohl und sehr viel mit diesem Thema zu tun. Ich darf an dieser Stelle die Petition überreichen. Sie ist von mir unterzeichnet. Gemäß § 26 Abs. 1 der Geschäftsordnung auch richtig abgegeben. (überreicht die Unterlagen an den Vorsitzenden) Ich bitte, das anzunehmen und dementsprechend zu behandeln!

Ich fordere Sie nochmals auf: Überdenken Sie, was Sie hier tun, mit diesem Budget bis zum Jahr 2009 und mit diesem Entwurf! Vor allem im Sozial- und im Gesundheitsbereich werden wir uns überlegen müssen, wie wir zukunftsträchtig arbeiten können, denn wir wollen ja auch, dass die nächsten Generationen etwas davon haben werden. Und für diese nächsten Generationen sehe ich mich hier verantwortlich, als jüngster Abgeordneter. Ich danke für die Aufmerksamkeit und auch für den Ordnungsruf! Ich halte mich natürlich gerne an die Ordnungsrufe des Hohen Präsidenten, wenn ich nicht zum Thema spreche. Aber ich glaube trotzdem, dass es sehr wichtig ist, das auch in einem globalen Zusammenhang zu sehen. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und den Grünen)

Tauschitz

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Ich darf grundsätzlich feststellen, dass das kein Ordnungsruf war, sondern eine Feststellung über Ihre Vorgangsweise war. Wir nehmen diese Petition der Plattform für eine Zukunft Kärntens entgegen und weisen diese Petition zur Behandlung dem Ausschuss für Budget, Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zu.

Als Nächste zu Wort gemeldet ist die Soziallandesrätin, Dr. Gabi Schaunig. Ich darf ihr das Wort erteilen!

Ferlitsch

Landesrätin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Geschätzte Damen und Herren auf der Zuhörertribüne! Ich hätte mich sehr gefreut, wenn das Demokratieverständnis so wäre, dass die Junge ÖVP auch den Rednern der anderen Fraktion ihr Ohr leihen würde und sich auch die Argumente anderer Bereiche anhören würden! (Beifall von der SPÖ-Fraktion) Es freut mich jedenfalls sehr, dass junge Menschen sich die Zeit nehmen, einer Budgetdebatte im Landtag zu folgen. Ich halte das für ein demokratiepolitisch durchaus begrüßenswertes Zeichen. Ich darf Sie auch von meiner Seite ganz, ganz herzlich hier im Landtag begrüßen! (Beifall von der Galerie und von der SPÖ-Fraktion)

Das Budget 2005 ist kein Grund zum Jubeln! Das Budget 2005 ist das Resultat einer Finanzgebarung der letzten Legislaturperiode. Das Budget 2005 in Kärnten ist das Resultat einer Budgetpolitik des Bundes, der sich schrittweise aus seiner Verantwortung, vor allem in den für die Menschen wichtigen Bereichen Soziales und Gesundheit, zurückzieht.

Ich wäre sehr glücklich, wenn wir Finanzwege über Liegenschaftsverwertungen nicht machen müssten! Ich wäre sehr glücklich, wenn wir Beteiligungen an Landesgesellschaften nicht vergeben müssten! Aber alle diese Maßnahmen sind notwendig, um ein entsprechendes Budget sicherzustellen und um Solidarität und Verantwortung für das Gemeinwesen nicht zu Schlagwörtern verkommen zu lassen.

Und Herr Abgeordneter Tauschitz, da darf ich an Sie appellieren, nicht den Genera​tionenvertrag zu kündigen! Solidarität nicht als bloßes Schlagwort und Worthülse zu verwenden! Es geht darum, dass es einen Interessensausgleich in der Gesellschaft gibt, zwischen all jenen, die Leistungen für sich selbst finanzieren können und all jenen, die die Hilfestellung der Gesellschaft entsprechend auch brauchen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.) Wenn Sie sich für diese Dinge etwas tiefer interessieren; - ich stelle Ihnen gerne ein paar Bücher zur Verfügung. Nur eines erwähnt: „Amatina Sen – „Ökonomie für die Menschen“ oder „Schwarzbuch Privatisierung“ wären zwei sicher sehr interessante Werke für Sie, die vielleicht Ihre Betrachtungsweise der ökonomi​schen Grundlagen unseres Budgets etwas verändern würden.

Ich habe schon erwähnt, das Budget für das Jahr 2005 ist das Resultat der Finanz​gebarung der letzten Legislaturperiode. Für die ÖVP vielleicht noch einmal in Erinnerung gerufen, wie Entscheidungen über wichtige Finanzdinge in der letzten Legis​laturperiode abgelaufen sind. Da bekamen wir seitens der ÖVP am Montag regelmä​ßig die Mitteilungen, dass gewisse Projekte nicht unterstützt werden, dass die ÖVP ganz sicher nicht ihre Zustimmung erteilen wird. Am Dienstag gab es dann einen Sinneswandel. Die Entscheidungsfindung lief regelmäßig etwas anders ab, und zwar so, dass die Zustimmung erleichtert durch entsprechende budgetäre Zugeständnisse an die ÖVP, regelmäßig erfolgt ist. Und ich habe es sehr ehrlich vom Finanzreferen​ten gefunden - ich zitiere hier seine Worte – dass er hier heute erstmals offen zu die​sem stattfindenden Kuhhandel, der den Steuerzahler und die Steuerzahlerin in der letzten Legislaturperiode stark belastet hat, gestanden ist. (Abg. Lutschounig: Wo denn?) Diese Budgetpolitik war auch einer der Hauptgründe, warum es die SPÖ für notwendig erachtet hat, verstärkt Verantwortung für die Zukunfts Kärntens zu über​nehmen.

Das Sozialbudget ist einer der Kernpunkte jedes Landesbudgets, ganz einfach des​halb, weil hier der Grundsatz der Umverteilung von Steuermitteln am Manifestesten wird, wo es von all jenen die eben - wie schon erwähnt - Leistungen für sich selbst organisieren können, zu jenen, die die Unterstützung der Gesellschaft brauchen hin umverteilt wird. Geplant war im Budget - und ich glaube, wenn ÖVP und FPÖ nach wie vor in einer Kooperation wären, wäre das auch passiert – die Sozialleistungen über die gesamte Budgetperiode mit 4 Prozent zu valorisieren. Ein Betrag der abso​lut unhaltbar ist, der undurchführbar ist. Ich brauche hier die Entwicklungen der Alterspyramide gar nicht näher zu erwähnen und die Herausforderungen in Berei​chen wie wir Jugendliche und Menschen mit Beeinträchtigungen unterstützen müs​sen, zählen ebenfalls dazu.

Nun haben wir ein Sozialbudget, das in den nächsten Jahren Steigerungen zwischen 6 und 8 Prozent aufweisen wird. Ebenfalls nichts, was mit Jubel bedacht werden soll, aber es sichert zumindest den Bestand der sozialen Leistungen in Kärnten und er​möglicht in einigen wichtigen Bereichen auch einen geordneten Ausbau. Zu diesen Bereichen gehört der wichtige Bereich der Pflegevorsorge, indem das Pflegenetz​werk in Kärnten weiter ausgebaut wird. Wir eröffnen bereits im nächsten Jahr 350 neue Pflegeplätze in Kärnten und bis 2009 wird es weitere 400 Pflegeplätze in ganz Kärnten geben. Wir haben uns als erstes Bundesland dazu bekannt, dass wir diese Einrichtungen dezentral errichten möchten und haben eine Obergrenze in den Aus​bauten pro Heim von 50 Betten festgelegt, um sicherzustellen, dass wir kleine, fami​liär strukturierte Einheiten für die Menschen zur Verfügung stellen können. Parallel dazu wird der Bereich der Hauskrankenpflege massiv ausgebaut. Es wurde schon erwähnt. Wir haben im heurigen Jahr um zehn Prozent mehr Leistungen als im Vor​jahr anbieten können und seit dem Jahr 2000 wurden die Leistungen um 50 Prozent gesteigert, weil ich davon überzeugt bin, dass die ambulante Betreuung vor der sta​tionären kommen muss, weil jeder Mensch solange es nur irgendwie geht, zu Hause betreut werden möchte.

In Ergänzung zu diesen mobilen Diensten unterstützen wir pflegende Angehörige sehr stark durch ein Angebot in der Kurzzeitpflege. Hier können Leistungen von Pfle​geheimen von 4 bis 28 Tagen im Jahr in Anspruch genommen werden, wobei das Land das Grundentgelt in den Heimen übernimmt. Was noch fehlt und wo in den nächsten Jahren massiv Initiativen zu setzen sind, ist der Bereich der Tagesstätten. Wir starten hier mit den ersten Programmen, weil ich glaube, dass dieser Bereich einer ist, der sowohl dem ambulanten Bereich als auch den stationären Bereich ent​sprechend ergänzt. Wichtig dabei ist, dass man das Sozialbudget nicht nur eindimen​sional als Kostenfaktor betrachtet. Das Sozialbudget schafft Infrastruktur in Regionen in denen sonst Betriebsansiedelungen völlig undenkbar wären. Das Sozialbudget schafft Arbeitsplätze vor Ort, insbesondere für Frauen die ansonst entweder auspen​deln müssten oder überhaupt keine Chance auf Beschäftigung hätten. Die Betreuung wohnortnahe, im gewohnten sozialen Bereich, schafft Lebensqualität für die älteren Menschen.

Was mich besonders freut. Wir sind das einzige Bundesland in Österreich, das sich auch dazu bekannt hat, für die Menschen die in diesem Bereich arbeiten, Initiativen zu setzen. Wir haben gemeinsam mit dem Institut für Psychologie eine umfassende Studie zur Unterstützung von Pflegemitarbeiterinnen gestartet und wir haben uns da​zu bekannt, dass wir den sogenannten „BAGS-KV“ für die Sozialeinrichtungen in Kärnten umsetzen wollen. Denn die Gegenleistung für die gute Arbeit, die tagtäglich geleistet wird, ist nicht ein lobendes Wort einmal in der Woche für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, sondern eine Bezahlung die ihrer schweren Arbeit auch gerecht wird.

Im Bereich der Behindertenhilfe ist der Schwerpunkt im nächsten Jahr im Ausbau neuer Beschäftigungsmodelle. Die Frau Abgeordnete Prettner hat das bereits er​wähnt, weil sie auch in der Konzeption mit involviert ist, wo es darum geht, den Men​schen nicht in herkömmlichen, therapeutischen Einrichtungen einen Arbeitsplatz zu gewähren, sondern integrativ mit den Betrieben Vereinbarungen abzuschließen und die Arbeitsplätze auch sehr wohnortnahe, vor Ort, in den Betrieben zu schaffen. Wir schaffen neue betreute Wohnformen. In Villach und in Brückl starten im nächsten Jahr zwei Vorzeigeprojekte und Pilotprojekte für ganz Kärnten. Und, wir bauen die Tagesstätten, nächste Standorte im Drautal und im Mölltal, und eine weitere in Kla​genfurt flächendeckend aus.

Im Bereich der Jugendwohlfahrt werden wir neue Wohngemeinschaften in Kärnten schaffen. Ganz einfach deshalb, weil wir noch immer Jugendliche haben die in ande​ren Bundesländern untergebracht sind und wir diese Arbeitsplätze lieber in Kärnten haben wollen. Wir werden das nicht zur Gänze aufheben können, denn manchmal brauchts eine sogenannte „Entfernungstherapie“, um Jugendliche entsprechend zu betreuen, aber ich glaube, dass es hier Potenzial für neue Arbeitsplätze in unserem Bundesland gibt. Wir bauen Innenlehren auf, um Jugendlichen mit Problemen auch einen Lehrabschluss in einem geschützten Umfeld zu ermöglichen. Und, wir werden im nächsten Jahr den Bereich des Gewaltschutzes noch mehr verstärken. In der So​zialhilfe stellen wir fest, dass wir immer mehr Ansuchen auf Hilfsleistungen haben. Deshalb ist es sinnvoll, all diese Leistungen zu bündeln und zu einem Leistungsan​spruch zusammenzuführen, den wir im Arbeitstitel einmal „Kärntner Lebenssiche​rung“ genannt haben. Es geht essenziell darum, einen Grundsicherungsanspruch für die Menschen zu schaffen, nachdem sie einen Rechtsanspruch haben mit dem sie planen können und wo es nicht davon abhängt, ob im jeweiligen Budget gerade ein Zuschuss für einen bestimmten Bereich vorgesehen ist oder nicht. Die Steigerungen in diesem Segment des Budgets sind zum Großteil durch die Bundespolitik bedingt. Nur ein paar Beispiele – und hier könnte ich lange fortsetzen – wobei ich zwei Frak​tionen zumindest daran erinnern möchte, dass sie diese Politik auf der Bundesebene ganz maßgeblich mitgestalten.

Die Kürzung bei den Heilbehelfen – ich erinnere nur an die Brillen und Kontaklinsen, die Nichtvalorisierung des Pflegegeldes, die geringen Pensionssteigerungen, (Abg. Lutschounig: Das wirkt sich jetzt schon aus!) die Reduktion der aktiven Arbeitsmarkt​politik und der Wegfall von Leistungen in der Behindertenhilfe, sind nur ein paar Bei​spiele, die dazu führen, dass der Bund Geldleistungen, die er selbst leisten müsste, massiv auf die Länder und Gemeinden abschiebt und damit zu Mehrbelastungen führt. Der Sozialbereich in Kärnten ist effizient und sparsam geführt, geprägt von einer sehr lebendigen Diskussion mit den betroffenen Menschen, mit den Anbiete​rinnen und mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Einrichtungen. Ein erfolgrei​cher Weg, um den uns viele beneiden und der nur möglich ist, weil es so viele enga​gierte Menschen gibt die in diesem Bereich eine ganz, ganz tolle Arbeit leisten.

Ich bin seit der heurigen Legislaturperiode auch Jugendreferentin. Ein ganz tolles Politikfeld und wohl eines der schönsten Politikfelder, das man innehaben kann. Und in der Jugendpolitik, gemeinsam mit dem Landesjugendreferat, haben wir einige neue Initiativen gestartet. Wir haben die Kooperation mit der AGJ, mit der Vereini​gung aller Jugendverbände, der ja auch die junge ÖVP angehört, die heute da ist, intensiviert und wir haben bereits im heurigen Jahr sichergestellt, dass für die Arbeit der Jugendverbände in Kärnten mehr Geld zur Verfügung steht, indem wir intern im Budget aus anderen Bereichen umgeschichtet haben. Ich bin davon … (Beifall von der SPÖ-Fraktion.) überzeugt, dass sinnvolle Jugendarbeit am besten von den Orga​nisationen selbst geleistet werden kann und hier haben wir als verantwortliche Poli​tikerinnen und Politiker die Aufgabe, bestmöglich zu unterstützen.

Wir schaffen in Kärnten Partizipationsmodelle, gemeinsam mit den Gemeinden, die sicherstellen, dass Jugendliche in die Entscheidungsprozesse vor Ort entsprechend eingebunden werden und ihre Zukunft auch entsprechend mitbeeinflussen können. Die Sicherheit der Jugend versuchen wir durch Maßnahmen, wie Straßenverkehrser​ziehungs- und Mopedführerscheininitiativen zu unterstützen, die in einem großen Umfang von den Jugendlichen auch angenommen werden, was belegt, das die Ju​gend in Kärnten ein sehr großes Verantwortungsgefühl hat und bereit ist, in Form von Schulungen und Initiativen hier auch sich entsprechend weiterzubilden. Ganz be​sonders am Herzen liegt mir der Bereich der Jugendkultur. Und hier haben wir mit Lesefesten, Leseanimation und Lesenächten ein breites Spektrum von Angeboten, um vor allem ganz junge Menschen auch für den Bereich des Lesens wieder zu be​geistern. Ich glaube, das ist ein Thema das man nicht genug bewerben kann und bei aller Technikfreundlichkeit, die ich selbst auch innehabe, ein Buch und lesen kann durch nichts ersetzt werden.

Im Bereich der Jugendkultur werden wir das Landesjugendsingen ausweiten zu einem Bandwettbewerb, weil es eben eine Ausdrucksform ist, die vielen Jugendlichen etwas mehr entspricht als das Vorsingen. Und man sollte hier den Interessen der Jugendlichen entsprechend Rechnung tragen. Und in einer Kooperation mit dem Amateur-Theater-Verband haben wir kostenlose Schulungen für Jugendliche initiiert, um Jugendlichen auch den Einstieg in die darstellende Kunst zu ermöglichen. Ich möchte hier auch anknüpfen an die Anregungen des Herrn Tauschitz, für den Be​reich Sport verstärkt zu investieren und die Verknüpfung, dass sozusagen Sportpoli​tik ausreichend wäre, um Drogenprävention zu betreiben. Wenn das so einfach wäre, dann hätten wir manche Probleme nicht. Komplizierte Probleme brauchen entspre​chend differenzierte Lösungsangebote. Und das Lösungsangebot kann hier nur sein, Jugendlichen eine möglichst breite Pallette von Freizeitgestaltungsmöglichkeiten zu geben, Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner in Jugendzentren die für sie da sind, wenn sie Probleme haben über die sie auch sprechen möchten. Und ein da​hinter stehendes, entsprechend fundiertes fachliches Angebot im Bereich der Ju​gendwohlfahrt. Und vor allem ein Bekenntnis, dass wir vollstes Vertrauen in unsere Jugend haben.

Das Jugendreferat, wie ich schon gesagt habe, ist eine erfreuliche Aufgabe, wo ich das Vergnügen habe, mit vielen tollen jungen Menschen in Kärnten zu arbeiten, was mich im Bewusstsein bestärkt, dass wir auch eine positive Zukunft für unser Land haben. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Ich danke für die Wortmeldung. Ich darf nun fortfahren. Im Rahmen unserer Gruppe 4 und 5 hat sich Herr Abgeordneter Seiser Herwig zu Wort gemeldet. Ich darf dir das Wort erteilen!

Ferlitsch

Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Geschätzter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Ich werde am Beginn meiner Rede den Versuch unternehmen, dem Herrn Kollegen Tauschitz eine Antwort auf eine offensichtlich offene Frage im Zusammen​hang mit dem Nettogebarungsabgang der Landeskrankenanstalten zu geben. Wir haben heute die 196.300.000,-- Euro – zumindest wir werden diese Summe heute beschließen als Nettogebarungsabgang – und ich habe am Vormittag schon im Rah​men der Berichterstattung erwähnt, dass sich die Regierungskoalition darauf geeinigt hat, diesen Gebarungsabgang für die gesamte Periode – also 2005 bis 2009 – auf dieser Summe einzufrieren. Und ermöglicht wird diese Maßnahme, ermöglicht wird dieses Einfrieren und dieses Bestehenbleiben auf dieser Summe, durch die Intitiati​ven bzw. durch die Maßnahmen, die nicht nur im Bereich der Landeskrankenanstal​ten sondern die auch im Bereich der privaten Krankenanstalten in nächster Zeit schlagend werden. Das ist in erster Linie die Leistungsangebotsplanung, das sind Strukturreformen und es ist insbesondere die Koordination der medizinischen und pflegerischen Leistungen innerhalb der gesamten Krankenanstalten.

Und ich denke, meine sehr geschätzten Damen und Herren, dass man diesem doch sehr ambitionierten Unternehmen nicht von Haus aus die Möglichkeit absprechen sollte, erfolgreich zu sein. Ich denke, dass das – nachdem das heute auch sehr oft erwähnt wurde – nicht ein sehr zukunftsorientierter Blilck ist. Und man sollte doch versuchen, jetzt in einer gemeinsamen Kraftanstrengung diese Problematiken die durchaus am Tisch liegen – und das wurde heute schon mehrmals gesagt - diese Problematiken gemeinsam zu lösen. Ich komme jetzt zur Gruppe 4 bzw. zum Bereich der Wohnbauförderung. Und, nachdem die Wohnbauförderung eine jener Investitio​nen ist, die maßgeblich Investitionsvolumina nach sich ziehen wird, möchte ich nur erwähnen, dass im Rahmen des Budgets 2005 eine Gesamtsumme an Investitions​maßnahmen in der Höhe von 519,2 Millionen Euro locker gemacht werden und das bedeutet ein insgesamtes Investitionsvolumen in diesem Land im Jahr 2005 in der Höhe von 1 Milliarde 794 Millionen Euro.

Ich denke, sehr geschätzte Damen und Herren, dass das doch eine sehr zukunftsorientierte Maßnahme ist, die durchaus im Stande sein wird, die Wirtschaftskraft des Landes zu stärken, die durchaus im Stande sein wird, Arbeitsplätze in diesem Land zu schaffen und die durchaus im Stande sein wird, uns dorthin zu bringen, wo wir es uns alle wünschen, nämlich an die Spitze einer Bundesländerreihung.

Für die Wohnbauförderung stehen im Jahr 2005 124 Millionen zur Verfügung. Das entspricht in etwa jenem Betrag, der im Jahr 2004 für diese Maßnahmen zur Verfügung stand. Das heißt, es ist davon auszugehen, dass in der Zuteilungsperiode 2005/2006 an die 2.000 Wohnungen, Wohneinheiten, wiederum errichtet werden und somit auch die heute schon mehrmals in Gefahr gesehene Gemeinnützigkeit in diesem Land selbstverständlich erhalten bleiben wird.

Zusammen mit Investitionen im Bereich der Landesstraßen in der Höhe von 15 Millionen, der Landesstraßen B in der Höhe von 55 Millionen, Investitionen im ländlichen Wegenetz in der Höhe von 7 Millionen, Infrastrukturmaßnahmen in den Gemeinden in der Höhe von 13 Millionen plus 10 Millionen, die für den Regionalfonds dotiert sind, sind das doch sehr, sehr beträchtliche Summen, die dazu führen, wie ich bereits erwähnt habe, die Wirtschaftskraft zu stärken. Und – das kommt dazu – der Neubau des Krankenhauses Klagenfurt, wo also präliminierte Kosten in der Höhe von 400 Millionen Euro am Tisch liegen, wird auch dazu führen, dass in diesem Land das Baugewerbe, die Bauwirtschaft, einen entsprechenden Aufschwung erhält.

Ich verhehle nicht, meine sehr geschätzten Damen und Herren, dass am Ende des 2. Quartals (im Juli 2004) die Bauwirtschaft in unserem Bundesland ein Minus von 8,5 % hatte. Diesbezüglich sind wir – man muss den Fakten in die Augen sehen! – in Österreich auch Spitzenreiter. Aber ich denke, dass eben durch diese Maßnahmen all diese negativen Aspekte in der Zukunft wegfallen werden.

Was man selbstverständlich auch nicht verhehlen darf, das ist, dass nach wie vor die Beschäftigungsquote in unserem Bundesland eine sehr, sehr niedrige ist, das heißt wir reden von einer Beschäftigungsquote in der Höhe von 65 %. Das bedeutet, nur 65 % der 16- bis 65-Jährigen sind in unserem Bundesland erwerbstätig. Und all diese Maßnahmen, alle diese Summen, die hier Investitionen frei werden lassen, werden dazu führen – und davon bin ich überzeugt! -, dass bis zum Jahr 2009 sich in diesem Bundesland die Situation gravierend ändern wird.

Ich ersuche wirklich einem durchaus ambitionierten Budgetprogramm, einem ambitionierten Budget 2005 nicht abzusprechen, dass es zukunftsorientiert ist. Es ist heute auch schon mehrmals erwähnt worden, dass wir die Zukunft unserer Kinder verkaufen würden. Ich denke nicht, dass mit diesen Maßnahmen die Zukunft der Kinder und unserer Kindeskinder verkauft wird, sondern ich bin vielmehr der Meinung, dass die Zukunft durch solche Maßnahmen gesichert wird.

Zurückkommend zur Wohnbauförderung: Wir haben also im heurigen Jahr bereits eine kleine Novelle der Wohnbauförderung durchgeführt, die hauptsächlich darauf abgezielt hat, auf den Finanzmarkt zu reagieren, weil der Förderungsschlüssel umgestellt wurde. Es wird im kommenden Jahr eine großräumige, sage ich jetzt einmal, Änderung des Wohnbauförderungsgesetzes stattfinden. Ich denke, dass es hier einige Punkte geben wird, die wir hoffentlich gemeinschaftlich in dieses Wohnbauförderungsgesetz reklamieren werden, wo wir wirkliche Novellen, wo wir wirkliche Weichenstellungen im Bereich des Wohnbauförderungsgesetzes durchführen werden, um auch hier dem österreichischen Standard zu entsprechen.

Ich habe nur drei oder vier Punkte im Zusammenhang mit der Änderung des Wohnbauförderungsgesetzes schon mehrmals angesprochen und möchte sie auch hier und heute nochmals erwähnen. Es wird also bei der Novellierung des Wohnbauförderungsgesetzes nicht zu umgehen sein, dass zukünftig die Landesplanung in die Wohnbauförderung maßgeblich mit eingebaut wird, weil die Flächenwidmung im Zusammenhang mit der Errichtung insbesondere vom sozialen Wohnbau eine große Rolle spielt. Wenn man sich die Teuerungsrate des Monats November anschaut: Wir haben also eine Inflationsrate von 2,6 %, das ist die höchste seit September 2001, hervorgerufen durch eine Steigerung im Bereich der Mieten in der Höhe von 7,1 % und hervorgerufen durch eine Steigerung der Betriebskosten in der Höhe von 6,9 %. Die logische Konsequenz daraus muss sein, dass auch im Wohnbau Ressourcen sparend und effektiv gearbeitet wird.

Ein weiteres Ziel bei der Veränderung des Wohnbauförderungsgesetzes wird auch die Erreichung des Kyoto-Ziels im Wohnbau sein. Der Holzwohnbau, der in unserem Bundesland noch etwas in den Kinderschuhen steckt, sollte im Rahmen des Wohnbauförderungsgesetzes eine entsprechende Berücksichtigung finden; selbstverständlich auch die Sanierung und Revitalisierung alter Dorf- und Stadtkerne. Die Frau Kollegin Warmuth hat das heute bereits mehrmals erwähnt: Es wird im Rahmen der Wohnbauförderung auch darauf zu achten sein, dass die einzelnen sozialen Schichten bzw. auch die Altersgruppen in so genannten Themenwohnbauten, wie das in anderen Bundesländern durchaus der Fall ist, ihre Berücksichtigung finden. Wir kennen heute in unserem Bundesland beispielsweise das betreute Wohnen, das im Rahmen der Wohnbauförderung errichtet wird. Wir kennen aber noch nicht, beispielsweise, Passivhaus-Siedlungen, wie sie in Wien und in Niederösterreich gang und gäbe sind. Wir kennen auch keine quasi autofreien Siedlungen, wie es in anderen Bundesländern der Fall ist. Wir kennen auch keine Siedlungen, die besonders auf die Bedürfnisse von allein erziehenden Frauen Rücksicht nehmen. Und wir kennen auch keine Wohnbauten, die besondere Rücksicht nehmen auf die Situation der Flüchtlinge. Ich denke, dass auch hier in diesem Bereich einiges zu tun sein wird. Wir werden im Laufe des Jahres 2005 doch Gelegenheit haben, einige dieser Vorschläge auch ins Wohnbauförderungsgesetz einfließen zu lassen.

Ich darf, geschätzte Damen und Herren, nochmals in Richtung der ÖVP folgendes erwähnen. Es gibt einen Spruch von Janko Messner. Ich glaube, er hat das in den „Schwarz-weißen Geschichten“ geschrieben: (Abg. Lutschounig: Oh, Maria!) „Die Erinnerung verklärt das Vergangene.“ Ich meine, wenn es innerhalb der ÖVP-Fraktion schon Probleme mit der Vergangenheit gibt, dann sollten Sie zumindest nicht den Blick auf die Zukunft sich selbst verschleiern! Ich glaube, dass das Budget 2005 – 2009 doch ein sehr zukunftsorientiertes Programm sein wird. Danke schön! (Beifall von der SPÖ- und der FPÖ-Fraktion. – Abg. Mag. Grilc: Herr Präsident, zur Geschäftsordnung! – Vorsitzender: Zur Geschäftsordnung! - Moment! – So, bitte sehr, Herr Klubobmann!)

Seiser

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Ich darf gemäß § 64 der Geschäftsordnung des Landtages einen Antrag zur Geschäftsordnung einbringen:

Der Landtag wolle beschließen:

Der Kärntner Landesrechnungshof wird aufgefordert zu überprüfen, welche Kosten die Verlegung der Glan im Zusammenhang mit dem Bau des Lkh-neu verursacht hat und ob diese den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit entsprechen.

Ich darf diesen Antrag überreichen und um Abstimmung bitten! (übergibt den Antrag an den Vorsitzenden)

Mag. Grilc

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Meine Damen und Herren Abgeordneten, Sie haben den Antrag gehört! Ich lasse darüber abstimmen. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Bitte, ein deutliches Handzeichen! – Das ist einstimmig so beschlossen (Abg. Schwager: Ich nicht!) – außer dem Abgeordneten Schwager, bitte! (Abg. Mag. Grilc: Danke!)
Als Nächster zu Wort gemeldet ist der stellvertretende Klubobmann, Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo. Ich darf dir das Wort erteilen!

Ferlitsch

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (FPÖ):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Hohes Haus! Im Kapitel „Umwelt“, zu dem ich im Folgenden spreche, begegnen wir auch dem Müll. Ich gebe zu, dass ich überrascht bin – obwohl ich bereits länger hier im Haus diene -, dass heute durch die Hervorbringungen der ÖVP, insbesondere des Herrn Abgeordneten Tauschitz, in diesem Bereich ein neues Kapitel aufgeschlagen worden ist. Denn hier heraus zu gehen, des Öfteren an der Sache vorbei zu reden und dann immer eine zu geringe Budgetierung einzelner Positionen, und zwar der meisten zu beklagen, gleichzeitig aber das große Defizit, das es nicht wirklich gibt, zu kritisieren, ist weder seriös noch sachlich noch besonders intelligent! Machen Sie ruhig weiter so! Sie werden eines schaffen: eine echte Volkspartei zu werden, beim nächsten Mal oder beim übernächsten Mal. Sie werden dann alle Ihre Wähler persönlich kennen. (Abg. Lutschounig: Da lacht nicht einmal mehr einer! 3. Präs. Ing. Scheuch: Ich habe gelacht!) An einer tatsächlichen Abfallfront … Ja, das ist ja traurig! (Zwischenruf aus der ÖVP-Fraktion: Das ist nicht einmal bei den Eigenen gut angekommen! – Abg. Schwager: Ich habe auch gelacht!) An der tatsächlichen Abfallfront begegnen wir steigenden Müllmengen, aber leider auch steigenden Gebühren. Diese Gebühren beginnen, langsam die Zumutbarkeitsgrenze zu übersteigen!

Die Steigerung der Müllmengen liegt im internationalen Trend, aber auch in Kärnten. Da sind sie insbesondere eine Folge der Umstellung in der Trennung und in der Sammlung, weil eben stofflich nicht verwertbare Kunststoffe vermehrt und absichtlich in der Hausmülltonne landen, um in der Müllverbrennungsanlage als Energielieferant mehr zu bewirken als bei der stofflichen Wiederverwertung, die dort nicht funktioniert.

Bei den Gebühren sage ich: Schluss mit der Explosion! Die Gemeinden machen es sich vielfach zu einfach. (Abg. Mag. Cernic protestiert.) Es werden Belastungen dem Bund zugeschoben: Altlastensanierungsbeitrag, Road-Pricing usw. Andere Gemeinden nehmen sich an dem – ich ordne das politisch jetzt bewusst nicht zu – ein Beispiel. Das führt dazu, dass in Gemeinden, die örtlich beisammen liegen, die denselben Entsorger haben, total unterschiedliche Gebühren verrechnet werden. Das ruft nach Beratung durch die Gemeindeaufsicht! Diese ist höchst nötig! Der Herr Gemeindereferent hat mir das in einer Anfragebeantwortung zugesichert, versprochen. Also ein Abfall-Management wäre ein Gebot der Stunde, wie ich überhaupt glaube, dass der Wunsch des Landesrechnungshofes, und zwar der Landesrechnungshöfe österreichweit, nach einer Überprüfungsmöglichkeit auch der kleineren Gemeinden etwas ist, was Wunder wirken könnte.

Ich nehme als nächsten Punkt den Bereich der Siedlungswasserwirtschaft aus der Gruppe 6, um Wortmeldungen zu sparen, vor. Hier liegen unsere Hoffnungen in dem neuen Siedlungswasserfonds, dem Kärntner Wasserwirtschaftsfonds, für den immerhin 3,25 Millionen Euro budgetiert worden sind.

Ich komme neuerlich auf die Fragestunde, und zwar auf die heutige zurück. Mir hat es nicht gefallen, dass der Umwelt- und Gemeindereferent gesagt hat, dass die Förderrichtlinien beibehalten werden sollen und auch erwähnt, dass ohnehin immer die volkswirtschaftlich beste Lösung ausgeführt werde. Die Erfahrung zeigt, dass ein großes Potenzial an Verbesserungsfähigkeiten und Möglichkeiten vor uns liegt. Und diese gilt es, auszuschöpfen! Das wird mit den herrschenden Richtlinien nicht gehen. Der Herstellungskosten sind zu hoch, und sie gehören gesenkt!

Am Vormittag ist auch ein schöner Satz gefallen: „Wasser ist Heimat!“ Wenn wir die Heimat hier erhalten wollen in diesem Bereich, dann haben wir Handlungsbedarf.

Eine neue Belastung im Bereich Umwelt ist die durch den Lärm. Eine ganz heim​tückische Qual, der effizient zu Leibe gerückt werden muss. Die beschränkt sich aber nicht nur auf den Autolärm und nicht nur auf das Liesertal, denn die Autos werden ab Spittal nicht irgendwo verschluckt sondern fahren weiter über die A2 – auch über die Karawankenautobahn. Und, denken wir auch an die Hauptverkehrsadern in den Städten, wo schon viel länger und vermutlich viel stärker die Belastung durch den Verkehrslärm wirkt. Eben, weil auch dieser Verkehrslärm nicht der einzige belasten​de Lärm ist, rege ich eine Enquete – die muss nicht unbedingt im Landtag sein; das könnte auch der Umweltreferent machen - an, um wieder etwas Ruhe in den Lärm zu bringen.

Ein Kapitel habe ich mir für den Schluss aufgehoben. Das ist die „Energie.“ Insbe​sondere geht’s mir dabei um die erneuerbare Energie. Auf der Bundesebene ist das Förderungspaket nach einem langen Hin und Her mittlerweile geschnürt und zusätz​lich zu diesem Geld das auch Kärnten zu Gute kommt, haben wir im Land erfreuli​cherweise eine der besten Solarförderungen die es gibt. Das ist mit ein Verdienst eines bereits vor längerer Zeit wirkenden Referenten, nämlich des jetzigen Präsiden​ten Diplomingenieur Freunschlag, der vor über zehn Jahren ein sehr zukunftsweisen​des Energiekonzept für ganz Kärnten ausgearbeitet hat, das allgemeine Anerkennung auch in der Politik gefunden hat und das auch in der Wirtschaft angenommen worden ist. Im Sonnenland Kärnten haben wir einen der weltweit führenden Hersteller von Solaranlagen mit GREENoneTEC Und wir sind über weitere Bereiche voll dabei, schaffen Arbeitsplätze und helfen den Menschen das zu erreichen was wir eigentlich wollen. Es hat oder es gibt seit wenigen Wochen einen Beirat, der sich vor allem mit den Ökoenergiefragen beschäftigt. Dieser ist sehr gut gestartet, sehr konstruktiv ge​wesen. Einziger Wermutstropfen: Die ÖVP, die alles kritisiert, war nicht dabei. Der nominierte Vertreter ist nicht einmal zu spät gekommen. Insgesamt im Energiebe​reich darf ich sagen, wir haben einen sehr engagierten Referenten, aber es gibt einen Wermutstropfen aus der Heimat des Referenten, aus Villach. Denn ausgerech​net in Villach, wo der Herr Landesrat Rohr ein schönes Bild, einen Preis der Arbeits​gemeinschaft „Erneuerbare Energie“ - dem Herrn Diplomingenieur Armin Themessl, der ein Bürohaus entwickelt hat, das auch im Fernsehen zu sehen war, das alle ener​getischen Stückerln spielt - überreichen konnte, wie gesagt, in der Stadt Villach an​geblich eine der reichsten Städte Österreichs, hat man die Solarförderung auf Null zusammengestrichen. Das ist kein guter Weg, der hier vorgezeichnet wird.

Im Großen betrachtet, hat jetzt auch Russland das Kyoto-Protokoll unterschrieben. Im Kleinen beschließen wir ein Umweltbudget, das einem Prinzip gerecht wird: Global denken, lokal handeln! Daher werden wir dem Kapitel oder diesen Kapiteln, die ich hier erwähnt habe, sehr gerne auch die Zustimmung erteilen. (Beifall von der FPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende bedankt sich für die kurze und prägnante Wortmeldung und erteilt 3. Präs. Ing. Scheuch das Wort.)
Dipl.-Ing. Gallo

Dritter Präsident Ing. Scheuch (FPÖ):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Präsident! Leider, liebe leere Regie​rungsbank! Aber, es ist eigentlich – und das sage ich hier auch ganz klar – beinahe schade, dass eigentlich das wichtigste Thema für Kärnten, das entscheidende Thema, und auch das wichtigste Jugendthema – schade, dass der Herr Tauschitz jetzt nicht da ist – weil im Grundsatz es eigentlich doch allen klar sein sollte, dass der Naturschutz in Kärnten vielleicht das Allerentscheidendste für die Zukunft dieser Menschen hier darstellt. Und im Übrigen – und das freut mich, dass ich Kollegen Ar​beiter hier nicken sehe – im Übrigen auch betreffend der Gesundheit, auch im Be​reich der Gesundheit. Weil nur in einer gesunden Natur letztendlich gesunde Men​schen wohnen können. Und, dass wir hier reden über Verkauf, dass wir reden über Budgets, das ist alles okay! Aber es ist eigentlich beschämend, dass dieses ent​scheidendste Thema bis jetzt zumindestens den wenigsten Platz gefunden hat und ich eigentlich ein schlechtes Gewissen haben muss hier heraußen, euch mit einer langen Rede zu konfrontieren. Deswegen werden wir versuchen, dieses wichtigste Thema kurz abzuhandeln. (Abg. Mag. Lesjak: Wir berichten auch davon!) Das freut mich auch und ich werde aufmerksam lauschen, wenn ihr zu diesem Thema sprechts. Aber jetzt möchte ich wirklich dazu kommen. Was positiv hier zu vermerken ist, dass der Naturschutz in Kärnten definitiv zur Chefsache erklärt worden ist.

Zur Chefsache, nicht nur aus dem Grund, weil der Landeshauptmann als Landeschef für das Ressort zuständig ist, sondern vor allem auch, weil in einem Koalitionspapier erstmals Naturschutzfragen Platz gefunden haben. Und jetzt sage ich einmal ein bis​schen salopp und ich hoffe, ich ziehe mir nicht die Feindschaft von SPÖ und meinen eigenen Klubfreunden zu, vielleicht ein bisschen noch zu wenig, aber es steht drin​nen. Es steht das erste Mal drin! Und es steht drin, dass wir im Bereich der Ge​wässer was machen. Es steht drin, dass wir im Bereich der Nationalparks was machen. Es ist ein engagiertes Programm und wenn man vom Voranschlag spricht, sollte man ja auch letztendlich Vorhaben im Auge haben. Und hier kann ich vielleicht stellvertretend für viele Initiativen, zwei, drei, vier nennen. Es wird wichtig sein, in Kärnten das Nationalparkgesetz zu überarbeiten, es mit neuem Leben zu erfüllen und gerade im Bereich eines Nationalparks, nämlich im Nationalpark Nockberge, ent​steht gerade ein hochspannender Prozess. Die Bevölkerung beteiligt sich hier. Wir haben Veranstaltungen mit 300 Leuten in Radenthein gehabt, wir haben das Komi​tee, das Nationalparkkomitee hat vorher alle zehn Jahre, glaube ich, zweimal getagt. Wir haben jetzt schon in einem halben Jahr vier Tagungen hinter uns gebracht. Und im Endeffekt spürt man auch einen Aufbruch, mit den Menschen gemeinsam einen Weg zu gehen, einen neuen Weg zu gehen für einen Biosphären-Park in diesem Be​reich und gerade hier wird es spannende Ansätze geben, Naturschutz auch neu zu verstehen, vor dem Hintergrund, dass es kein Gegensatz ist. Naturschutz, Bauern, Besitzer, ist kein Gegensatz! Diese These vertrete ich hier mutig und ich glaube, dass im Einvernehmen zwischen Grundbesitzern, zwischen den Naturschützern, zwi​schen den Tourismusinteressen, ein unglaublich spannendes Feld herrscht, was letztendlich auch dazu führen kann, dass die entscheidende Wertschöpfung in die​sem Bereich hier zu erreichen ist, die wir alle brauchen.

Weil eines muss klar sein! Wir wollen nicht in Reservaten leben und hier stehen blei​ben. Wir wollen die Zeit nicht anhalten, sondern wir wollen einen modernen Natur​schutz hier propagieren. Moderner Naturschutz heißt natürlich auch im Nationalpark Hohe Tauern, das Gesetz dahingehend zu ändern – und, vielleicht Kollege Ragger – ist es auch durchaus angebracht, darüber nachzudenken, was man zum Beispiel im Bereich Wolfsberg hier machen kann, aber … (Zwischenruf von Abg. Mag. Ragger.) Das hoffe ich auch und das weiß ich. Nur, glaube ich und bin überzeugt, dass der Nationalparkauftrag über den Schutz und über die Bildung hinaus einen weiteren Auftrag braucht, nämlich den der Wertschöpfung. Es muss auch möglich sein, diese Natur für die Menschen erlebbar zu machen und in Wirklichkeit auch diese Wert​schöpfung den Menschen dann zu Gute kommen zu lassen.

Es gibt ein riesen engagiertes Projekt im Bereich der Natura-2000-Flächen. Auch hier sind im Budget doch – und erfreulicherweise – Mittel bereitgestellt, die einen weiteren Renaturierungsausbau der Drau ermöglichen werden. Ein wichtiges Projekt, ein wichtiger Bereich, den man – glaube ich – auch als Vorzeigeregion europaweit, ja weltweit bereits anerkennt. Bis Japan und China kommen Flussbauer hierher und schauen diese wunderbar entstandene Natur aus zweiter Hand, die aber letztendlich nicht schlechter ist als die aus erster Hand, an. Und da können wir einfach auch darauf stolz sein und das sollte heute auch hier klar gesagt werden. Es wird aber auch, gerade Natura-2000-Flächen, einen großen Aufklärungsbedarf benötigen. Letztendlich aus dem Grund, um die gegenseitige Angst zu nehmen zwischen Grundbesitzern und Naturschützern, diesen Weg zu ebnen, dass sie aufeinander zugehen können.

Im Endeffekt wird’s natürlich eine große Herausforderung sein, in Kärnten eine echte Umweltanwaltschaft einzuführen. Der Weg, der hier beschritten und vom Landes​hauptmann vorgezeichnet wird; - man kann darüber diskutieren, durchaus. Ich glaube, der entscheidende Punkt ist nicht: Ist es mit einer Person besetzt? Mit meh​reren Personen besetzt und wie hoch sind die Mittel dafür? Es gibt nur einen ganz entscheidenden Punkt und ich glaube, dadurch ist auch eine Seelenverwandtschaft zu erkennen, nicht beim Kömödianten (Damit ist Abg. Holub gemeint.), aber durch​aus bei einem ehrlichen Anliegen für grüne Themen, also für die grüne Natur zumin​destens. Das heißt ganz klar, dass man hier Kompetenz für den Umweltschutz ein​räumen muss! Und, dass dieser Beirat ein wirklicher wird und dass dieser Beirat auch ausgestattet ist mit einer scharfen Waffe, der hier kompromisslos Natur schützt. Wir sind aber der Meinung, dass dieser Beirat aus einem Kollegium bestehen soll und ich glaube, das wird in diesem Bereich auch durchaus umzusetzen sein. Natür​lich könnte man jetzt das ganze Transitthema abhandeln und so weiter, und so weiter. Ich möchte das nicht machen. Ich denke aber trotzdem, dass es die Heraus​forderung und die Aufgabe, die entscheidende ist, Kärnten als Vorzeigeregion betref​fend dem Naturschutz zu positionieren. Und nicht von ungefähr reden heute alle von Nachhaltigkeit. Wir sind aufgefordert, diese Nachhaltigkeit hier zu leben in diesem Land. Es wird ein steiniger Weg, der wird nicht asphaltiert sein, Gott sei Dank. Weil, wenn man vom Naturschutz redet, kann man natürlich nicht von asphaltierten Wegen sprechen. Das muss uns klar sein. Und es muss uns auch klar sein, dass dieser Vor​gang auch etwas kosten wird. Und das Land muss bedingungslos diese Kosten über​nehmen. Ich werde jedenfalls nicht müde werden, diese Anliegen einzufordern, ein​fach im wirklichen Interesse unserer Kinder. Danke! (Beifall von der FPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort. – Den Vorsitz übernimmt um 19.27 Uhr 3. Präs. Ing. Scheuch.)
Ing. Scheuch

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Geschätzter Präsident! Ich möchte ein paar Worte zur Gruppe 4 „Soziale Wohlfahrt und Wohnbauförderung“ verlieren. Wenn man den Voranschlag 2004 und 2005 vergleicht, dann wird deutlich, dass im Budget und ganz besonders eben auch im Sozialbudget, die Einsparungen hauptsächlich im Bereich der Ermes​sensausgaben erfolgen. Der Anteil der Ermessensausgaben, der gegenüber den Fix​kosten 2004 nur mehr 15,2 Prozent ausmachte, wurde um weitere 22 Millionen, also 8,12 Prozent, gesenkt, was in absoluten Zahlen im Voranschlag 2005 nunmehr einen Betrag von 249 Millionen Euro ausmacht. Also um 249 Millionen Euro gibt es weniger Ermessensausgaben im Bereich Soziales. Der Spielraum für eine aktive Gestaltung der Sozialpolitik wird also immer kleiner und das ist sehr bedenklich im Hinblick da​rauf, dass das Sozialbudget ein Kernpunkt sein soll, der das Budget ausmacht. Die Einsparungen im Ermessensbereich gehen zum großen Teil zu Lasten des Schul​startgeldes, aber auch noch viele andere drastische Kürzungen, auch in den Pflicht​ausgaben, die man hier nicht vernachlässigen darf.

Die leichten Steigerungen im Sozialbudget zeigen auch, dass diese Steigerungen im Bereich der Pflichtausgaben erfolgen, sodass der Gesamtaufwand hier höher wird. Es gibt einen extrem hohen Aufwand für „die Hilfe in besonderen Lebenslagen“, bei​spielsweise. Trotzdem ist dieser Abgang aber nicht abgedeckt. Das Ausmaß der so​zialen Bedürfnisse steigt ums Vielfache schneller als das Sozialbudget. Drastische Kürzungen gibt’s in den Pflichtausgaben, im Bereich Kinderbetreuungseinrichtungen, bei den frauenpolitischen Maßnahmen, ganz massive Kürzungen bei der Senioren​hilfe. Sehr bedenkliche Rückgänge auch bei den Arbeitsstiftungen und bei arbeits​politischen Maßnahmen. Da wurden 2003 rund 854.000,-- Euro ausgegeben.

Heuer sind nur mehr 735.000 Euro veranschlagt. Das Schulstartgeld wurde völlig gestrichen, und das Kinderbetreuungsgeld ist ebenfalls geschrumpft.

Kärnten hat im Ländervergleich – und das bitte ich Sie, zur Kenntnis zu nehmen! – mit rund 100 Millionen Euro Sozialausgaben die zweitniedrigsten Sozialausgaben aller Länder. Die Sozialhilferichtsätze in Kärnten gehören zu den niedrigsten in Österreich, obwohl das gesamte Land ein Bundesland ist, das extrem von der Armut bedroht wird und von der Armutsgefährdung betroffen ist.

Wie Sie ja vielleicht wissen, gibt es zum ersten Mal einen österreichischen „Armuts- und Leistungsbericht“, der sehr genaue Daten liefert und der auch zeigt, dass Kärnten hier an der letzten Stelle rangiert. Kärnten ist als gesamtes Bundesland, als Region armutsgefährdet, wie zum Beispiel das südliche Burgenland oder die Südsteiermark. Kärnten ist als ganzes Bundesland betroffen.

Aus unserer Sicht handelt es sich hier um einen sozialen Raubbau, und der trägt auch eine rote Handschrift, eine SPÖ-Handschrift. Die echte Herausforderung, nämlich die Linderung der Armut, wird eigentlich ignoriert. Es wird kaum Vorsorge für armutsmindernde Wirkungen getroffen. Da fragt man sich schon: Was heißt sozial?

Ich darf Ihnen ein paar Zahlen berichten. In Kärnten sind rund 84.000 Menschen arm oder armutsgefährdet, das heißt sie verdienen um 780 Euro im Monat, meistens darunter. Ein überdurchschnittliches Armutsrisiko haben Menschen im ländlichen Raum, Frauen, kleine Gewerbetreibende, Alleinerzieherinnen und kinderreiche Familien; Menschen mit geringer Schulbildung, Pensionistinnen, Arbeitslose etc. Die Statistik Austria hat gezeigt, dass Kärnten das zweiniedrigste Arbeitnehmerinneneinkommen aller Bundesländer hat. Es ist nur in Tirol geringer. Ein Kärntner verdient durchschnittlich im Monat 1.350 Euro netto, eine Kärntnerin verdient durchschnittlich 855 Euro netto im Monat. Das ist weniger als die durchschnittliche Pension in Österreich!

Immer noch sind wir mit der Kaufkraft an vorletzter Stelle. Das bestätigen REGIOPLAN und auch andere Daten. Interessant ist, dass einerseits die Armut zunimmt, aber auch der Reichtum. Das hat damit zu tun, dass Einkommen jetzt anders verteilt wird. Darauf können wir nicht unmittelbar Einfluss nehmen, aber wir können die Schäden abfedern.

Ich darf zitieren aus dem „Armuts- und Reichtumsbericht für Österreich“: „Einkommen und Geldvermögen der Wirtschaft wachsen überdurchschnittlich, führen aber nicht zur Schaffung von mehr Beschäftigung.“ Also da haben wir auch die Illusion, dass die Wirtschaft die Situation verbessert. So ist es nicht ganz. „Der Anteil der ArbeitnehmerInnenentgelte am Brutto-Inlandsprodukt sinkt. Arbeitnehmer bekommen also einen immer geringeren Anteil an der gemeinsamen Wertschöpfung. Hingegen gibt es eine entgegengesetzte Entwicklung bei den Betriebsüberschüssen und selbstständigen Einkommen. Ihr Anteil am Brutto-Inlandsprodukt steigt. Vermögens- und Besitzeinkommen sind seit den Achtzigerjahren auf Grund der Kapitalmarktliberalisierung wesentlich stärker gestiegen als die Einkommen der Erwerbstätigkeit.“ Die Antwort, dass man jetzt Arbeitsplätze schaffen muss, ist eine Antwort, aber sie ist nicht hinreichend dafür, dass man in diese Richtung entgegen steuert.

Einen traurigen Rekord müssen wir bei den Pensionistinnen unter der Armutsgrenze verzeichnen. Kärnten hat Ende 2003 mit 19 % aller Pensionistinnen den höchsten Anteil an Ausgleichszulagenbezieherinnen von allen in ganz Österreich, im Österreichdurchschnitt 11,3 %. Kärnten hat einen Anteil von 19 % an MindestrentnerInnen im Gesamten. In keinem anderen Bundesland gibt es so viele arme Pensionistinnen und Pensionisten, die unter der Armutsgrenze leben, wie in Kärnten!

Auch in der Wirtschaft: Von den zirka 5.000 Körperschaftssteuerpflichtigen Unternehmen machen in Kärnten nur rund 2.000 Gewinne. Die anderen 3.500 schreiben keine Gewinne, laut Finanz. Noch ein Höhepunkt – es wurde heute auch schon gesagt -: Die Arbeitslosigkeit. Die Frauenarbeitslosigkeit ist laut einer aktuellen WIFO-Studie, das ist die Studie „Die Wirtschaft in den Bundesländern, 2. Quartal“ gestiegen. Demnach ist die Frauenarbeitslosigkeit im 2. Quartal 04 um 2,2 % gegenüber dem Vorjahreszeitraum angestiegen. Die der Männer ist um 8,4 % gesunken. Das bestätigt auch das AMS. Wörtlich: „Vom Rückgang vorgemerkter Arbeitsloser profitieren ausschließlich Männer.“

Armut ist kein Schicksal. Armut ist ein Resultat aus Strukturen; aus Strukturen, die im Budget festgelegt sind. Armut ist hausgemacht, vor allem ist sie in Kärnten auch weiblich. Hier müssen wir Maßnahmen treffen, um die Armut zu lindern, und zwar so wie das auch schon gesagt wurde: in einem Kernpunkt des Budgets. Sozialpolitik sollte wirklich ein Kernpunkt sein! Dieser Kernpunkt ist allerdings nicht zu bemerken. Da sehe ich keinen Kernpunkt und auch keinen Schwerpunkt.

Man könnte einsparen. Ich habe zum Beispiel gefunden – es geht ja da um Umverteilung -, man könnte bei den Mitteln für den Kanalbau einsparen. Laut einer IHS-Studie wird im Kanalbau viel Geld verprasst. Die Kommunen könnten hier viele Kosten einsparen. Da ist die Rede von 92 Millionen Euro. Das wäre sicher ein guter Weg. Man müsste halt diesen Weg einschlagen, dass man so zu ökonomischen Entwicklungen bedarfsgerecht und bedürfnisgerecht plant und nicht zentrale Lösung, wie das halt üblich ist und wie das gewohnheitsmäßig halt so gemacht wird. Es gibt andere Lösungen auch. Es kann ja nicht sein, dass Menschen gesagt wird, dass allein stehenden Frauen folgendes gesagt wird. Da war eine Frau bei uns, die hat einen Kanalanschluss zahlen müssen, und der Bürgermeister hat zu ihr gesagt: „Verkaufen Sie halt das Haus!“ Das kann auch nicht sein! (Zwischenruf des 2. Präs. Ferlitsch) Das war so! Gerade den Menschen, die am Land leben, die ohnehin armutsgefährdet sind, in Armut leben, wird dann so etwas aufgedrückt.

Das ist auch eine sozialdemokratische Politik. Da muss man die Augen ein bisserl aufmachen, ein bisserl schauen, wo wirklich die Schwierigkeiten liegen. Da wird halt dann meistens drübergefahren. Das ist eine Arroganz, dann zu sagen: „Verkaufen Sie halt das Haus!“ Das ist ja wirklich ein Witz! Das ist eine Antisozialpolitik. Und heraus kommt ein sozialer Raubbau, ein Sozialdarwinismus: Die Reichen werden reicher, die Armen werden ärmer. Das haben wir schwarz auf weiß. Es gibt die Zahlen; wir müssen das nur anschauen: Armutsgefährdung und eine Privatisierung der Frauenpolitik und auch Privatisierung von allen Randgruppen. Man hat das halt nicht gern. Das Thema ist nicht sehr beliebt. Trotzdem muss man darauf aufmerksam machen!

Wir versuchen, da Gegenmaßnahmen in Gang zu bringen. Wir meinen, es muss jetzt gehandelt werden. Der Handlungsbedarf ist groß! Aus diesem Grund haben wir heute verschiedene Anträge eingebracht, zum Beispiel einen Antrag, der sicherstellen soll, dass wir eine jährliche Sozialberichterstattung erhalten, wo drinsteht, wie viele Sozialhilfeempfänger es gibt. Die sind rasant angestiegen. Auch einen Antrag auf Grundsicherung mit Rechtsanspruch haben wir eingebracht und einen Antrag auf Fördermaßnahmen für Frauen am Arbeitsmarkt, damit sie nach der Kinderbetreuung schneller ins Erwerbsleben eintreten können. Danke schön! (Beifall vom Abg. Holub)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)

Mag. Lesjak

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Vielleicht wachen ein paar auf? Ich glaube, wir tun uns auch nichts Gutes, wenn wir jetzt versuchen, alles bis eins in der Nacht fertig zu bringen, besonders den Nachtragsvoranschlag geschwind, damit man ja nicht merkt, wo dann die Parteienförderung ist. Die ist irgendwo in der Nähe. Aber, es soll sein. Machen wir halt alles auf einmal, wir kriegen ja das doppelte Geld dafür, dass wir im Landtag arbeiten. Soll sein! (Heiterkeit im Hause. – Beifall von der ÖVP-Fraktion. – 1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: Ich arbeite schon 25 Jahre hier!)

Ja, Gruppe Gesundheit, ist der größte Posten – daneben kriegen Sie auch noch eine Kohle irgendwo her – in der Gruppe „Gesundheit“ ist natürlich das Darlehen KABEG. Die Ausgaben sind 143,23 Millionen Euro, wobei der Abgang ja weitaus höher ist und bei 196,3 Millionen Euro liegt. Die Differenz wird von den Gemeinden gezahlt, was letztendlich auch das Problem ist. Problematisch ist die Entwicklung, und zwar die Rasanz dieser Entwicklung. Hat man im Jahr 2001 nur 2 Millionen Annuitäten vom Land aus für die KABEG leisten müssen, so sind es 2005 schon 60 Millionen. Die KABEG selber hat pro Jahr eine 10-prozentige Steigerung in ihrem Annuitätendienst, die letzten zwei Jahre von 28 auf 38 Millionen. Da liegt eigentlich der Hund begraben! Die KABEG befindet sich in einer Schuldenspirale, für die das Land eben auch noch aufkommen muss. So wird sich das auch mit dem Verkauf – ich kann mir nicht vorstellen, wie man das jetzt mit 300 Millionen deckeln will. Das heißt, da hat man wenigstens wahrscheinlich noch 80 Millionen Spatze, aber dann wird man es; glaube ich, nicht auf 300 Millionen halten können; auch wenn das neue Gesundheitssystem kommen wird.

Ich habe mir das Fiedler/Bussfeld-Papier angeschaut. Der Zugang, dass man einfach nur Betten reduziert, das ist so wie bei der Straße. Wenn man eine Straße weg tut, dann fährt kein Auto mehr. Wenn kein Bett mehr da ist, natürlich wird sich dann keiner mehr hineinlegen. So kann es ja auch nicht sein! Das ist, glaube ich, nicht der richtige Ansatz, sondern der Ansatz kann nur sein, eben in der Vorsorge das zu machen und die Leute ein bisserl gesunder zu machen, von Haus aus. Dann werden sie auch nicht so viel kosten.

Zum Müll: Arnoldstein gehört zu den vom Feinstaub belasteten Gebieten, was nicht nur an der Müllverbrennungsanlage liegt, die einen ziemlich guten Filter hat, sondern auch am Zubringerverkehr, einfach am Fuhrpark. Der gehört gefiltert. Leider Gottes haben wir den Kampf gegen die Müllvermeidung verloren! Auch der KELAG-Direktor hat mir schon erzählt, er findet sich dabei, wie er ziemlich viel Plastik in den Müll hinein montiert, damit man nicht so viel fossile Brennstoffe zuheizen muss, damit man den Müll verbrennt. Das heißt, das ist eigentlich nicht der richtige Ansatz, dass man jetzt schaut, dass man so viel wie möglich Plastik nicht mehr hin zum Plastikmüll tut. Aber das wird eine andere Geschichte werden.

Umweltanwalt: Kollege Scheuch, der Budgetposten „Naturschutz“ und „Umwelt“ ist zurückgegangen. Man kann sich noch so dazu bekennen, wenn man nicht budgetmäßig sich dazu bekennt und im Naturschutz von 1,065 Millionen Euro auf 358.000 heruntergeht, dann ist das auch eine Art Bekenntnis. Der Umweltanwalt ist schön angedacht, ist aber dadurch, dass er vom Naturschutzbeirat übernommen werden soll, total überlastet? Ich habe jetzt schon ungefähr 500 Bescheide im Jahr zu bearbeiten, und die Abteilung – ich nehme an, da sind wir uns auch einig – braucht mindestens einen Juristen, einen Ziviltechniker und noch zwei Mitarbeiter, die hauptamtlich daran arbeiten und nicht ehrenamtliche, rührige Menschen, die total überfordert sind. In der Steiermark haben die über 1.500 Bescheide zu bearbeiten. Wie sollen das die vier machen, die schon als Naturschutzbeirat relativ und auch faktisch sehr viel zu tun haben?! Da wird man sich eine Lösung überlegen müssen – ansonsten ist es wirklich keine Möglichkeit, die Umwelt zu schützen und auch den Naturschutz einzuhalten.

Eine andere Geschichte ist auch, dass man versuchen sollte, die Gesetzeslage in Kärnten wieder einzuhalten, dass man UVPs nicht umgeht, sondern sie zulässt. Sie sind für das Land gut. Auch die „Alpenkonvention“ ist eigentlich dazu gedacht, dass man die Alpen erhalten kann. Man soll sie nicht umgehen. Sie ist in Kärnten selten angewandt, aber sie macht Sinn. Da gehört eigentlich auch eine Budgetzeile „Alpenkonvention“ hin. Danke! (Beifall von der Abg. Mag. Lesjak und der ÖVP-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)

Holub

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Präsident! Der Herr Landeshauptmann-Stellvertreter Ambrozy hat es offenbar verabsäumt, auch zum Kapitel „Sport“ etwas zu sagen. Er erweckt vielleicht den Eindruck, dass er nur halbherzig bei dieser Sache ist, denn ich glaube, (Lärm im Hause. – 1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: Der KAC ist Spitze, und der FCK ist auch gut!) dass es sehr viel zum Kapitel „Sport“ zu sagen gäbe. (Abg. Markut: Das ist dir überlassen!) Ah, das wollt ihr mir überlassen. Schön, diese Kooperation! Okay! Zum anderen ist es, sodass die Frau Kollegin Schaunig zumindest ihr Kapitel abwarten hätte können. Es war eigentlich immer Gepflogenheit, dass die Referenten so lange da geblieben sind, so lange ihr Kapitel diskutiert worden ist. (Lärm im Hause)
Peter Ambrozy hat sich auch von diesem – das ist so ein Papier, das alle kennen, mittlerweile; es ist sehr spät, aber doch zu uns gekommen - „Teilbericht der Expertengruppe“, wo eben … Ich habe es nicht nur gelesen, ich habe es auch verstanden, Herr Präsident! Das bilde ich mir zumindest ein. (1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: Jetzt bin ich gespannt, was du dazu sagen wirst!) Okay! Da distanziert er sich davon, wenngleich der Auftrag natürlich auch von der politischen Gruppe vom Landeshauptmann und den zwei Stellvertretern an diese Expertengruppe gerichtet worden ist, diese Expertise zu erstellen.

Ich muss sagen, die Entwicklungen auch im Sozialbereich machen mir natürlich schon große Sorgen. Auf der einen Seite ist es natürlich ein Widerspruch, wenn man hier auch die ernsten, mahnenden Worte unserer Sozialreferentin tatsächlich auch ernst nimmt und auf der anderen Seite der Widerspruch des Jubelns heute Vormittag vom Herrn Klubobmann Dr. Strutz, der gemeint hat, dass in Kärnten quasi alles in Ordnung ist. (1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: Das stimmt!) Auf der einen Seite „Kärnten blüht auf“, so wenig Arbeitslose haben wir. Es gibt einen Aufschwung wie nie zuvor – auf der anderen Seite so eine dramatische Steigerung des Sozialbudgets. Also wenn Sie mich fragen, meine Damen und Herren: Das ist ein Widerspruch! Entweder ist das eine nicht richtig oder übertreiben wir in einem anderen Bereich. Ich glaube, dass wir irgendwo in der Mitte liegen werden. (1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: Oder du hast den Bericht nicht genau gelesen!) Da werden mir auch die Herren Bürgermeister wahrscheinlich die Zustimmung geben. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Herren?) Damen-Bürgermeisterin haben wir keine herinnen. Herr Gallo, das dürfte dir entgangen sein! Wir haben einmal die Frau Herbrich gehabt, aber wahrscheinlich bist du noch in einer alten Zeit? (Lärm im Hause)

Darum glaube ich, dass wir einfach sehr viele Punkte haben, die wir trotzdem berühren müssen. Wenn in diesem Bericht zum Beispiel steht, erstens einmal die Steigerung im Sozialbudget im Jahre 2001 von 166 auf fast 266 Millionen im Jahre 05, dann ist das eine dramatische Steigerung, wenn wir von 2001 auf 2002 eine Steigerung von 10,1 % festgestellt haben, von 2002 auf 2003 von 12,8 % und von 2003 auf 2004 von 9,2 %.

Und in den nächsten Jahren wird sich das dann in etwa bei 6, 7, 8 Prozent einpen​deln. Dann muss ich sagen, dass das heurige Budget natürlich auch eine Auswei​tung ausmacht, wenngleich wir das Schulstartgeld, die 4,6 Millionen Schilling, nicht mehr budgetiert ist, und auch das Kinderbetreuungsgeld von 7,6 Millionen Schilling nicht mehr da ist. Das heißt, über 12 Millionen Euro fehlen ja da und trotzdem ist eine derartige Ausweitung erfolgt. Und da unten steht – und das ist jetzt ganz interessant -als Ursachen zum Beispiel, dass bei den öffentlichen Zuschüssen vor allem im Be​reich der Alten- und Pflegeheime sehr viel Geld verbraucht worden ist und es mit​schuld ist, dass es zu dieser Steigerung gekommen ist. Und, da habe ich mir natür​lich von der Abteilung 13, dankenswerterweise habe ich sie heute wirklich taufrisch in der Früh erhalten, die Aufstellungen bekommen, wie die Situation in den Altenwohn​heimen und in den Pflegewohnheimen ist. (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) Das ist nämlich interessant. Tua aufpassen, sonst lernst wieder nichts, Herr Kollege Gallo! Bringst wieder alles durcheinander! Dann bringst wieder die Mülldebatte in die Kultur hinein und kommst ganz durcheinander. Hör´ ein bisschen zu, ist ganz interes​sant.

Und zwar die Entwicklung bei den Pflegebetten von 1999 bis 2005. Das ist recht interessant, - die Summen. Es gab im Jahre 1999  2.373 Betten und jetzt - das heißt, Entwicklung bei den Pflegebetten - und jetzt eine Summe, im Jahre 2003, von 2.428. Zum Beispiel im Jahre 1999 wares es in den Altenwohnheimen 1.376 und in den Pflegeheimen 2.373. Das heißt, in Summe gab es im Jahre 1999 3.749 Betten und jetzt gibt es 3.455, also das ist eine Abnahme von in etwa 280, und trotzdem eine so dramatische Steigerung des Budgets. Ich glaube, meine Damen und Herren, das sollte uns tatsächlich zu denken geben, dass wir dann einfach das Budget nicht fort​schreiben können, sondern dass wir uns wirklich auch Gedanken machen müssen, wie wir diesen Problembereich - der vor allem auch die Gemeinden betrifft – weil die Abgangsdeckung zum größten Teil zu 60 Prozent über die Gemeinden (Zwischenruf von 1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag.) gemacht wird. Ja, aber wann wird’s denn end​lich umgesetzt? (1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: Vorschlag! Vorschlag!) Ja, wir haben ja schon gesagt, die 50 : 50, haben wir auch da herinnen breit debattiert, nur ist es nicht zur Umsetzung gekommen, Herr Präsident! Und ich glaube, dass wir auch den Mut haben sollen, dass wir uns nicht alles in diesem Bereich werden leisten können. Und, wenn heute einmal schon der Rechnungshofpräsident Deutsch​lands Engels zitiert worden ist, der gemeint hat: „Alles kann man sich nicht leisten.“ Und ich bin durchaus auch bei den Sozialdemokraten, wenn ich ihr soiales Gewissen in keiner Weise schmälern will und einschränken, nur glaube ich, dass jene die hilfsbedürftig sind, die Hilfe brauchen, aber jene die tatsächlich dieses Sys​tem miss​brauchen bestraft gehören bzw. einfach nicht bedient werden sollen.

Und wir sind gerade unlängst in meiner Gemeinde mit dem Bürgermeister zusam​mengestanden. Und im Umkreis, wo wir die Häuser dort gesehen haben, die man so im Umblick erblickt hat, da waren sechs Personen im Umkreis dort, sechs Personen von denen wir gewusst haben, dass sie seit Jahren das Sozialsystem tatsächlich missbrauchen. Ich kann das nicht anders sagen. (Abg. Schober: Was hast du dazu unternommen mit dem Bürgermeister!?) Ja, gar nichts! Das muss er zur Kenntnis nehmen. Wenn er nicht arbeitet, wenn er nicht arbeitet, was soll er dann machen, nicht? Ich meine, er tut nichts, das ist ja die Problematik. (Abg. Schober: Weil du ge​sagt hast, da müssen wir was unternehmen!) Ja, schon! Aber, wir werden dort auch den Anreiz bieten müssen, dass Arbeit tatsächlich etwas ist, was sich noch lohnt und auszahlt. Aber, wenn er schon soviel fürs Nichtstun bekommt, dann wird der Reiz sehr gering sein, dass er tatsächlich eine Arbeit annimmt. Und ich glaube, das ist die Problematik, die es in jeder Gemeinde gibt. Jeder Bürgermeister wird in seiner Ge​meinde sowas haben, wo man das ein bisschen durchforsten sollte, damit wir tat​sächlich für die notwendigen Sozialmaßnahmen auch in der Zukunft das Geld haben werden. Und ich glaube, dass wir das auch brauchen werden.

Und noch eines zum Budget. Zum Budget, Herr Präsident, von der Landesrätin. Bei der letzten Regierungssitzung gabs eine Umschichtung im Sozialbudget. Und das ist auch interessant; es ist nämlich interessant, unter welchem Licht die Budgetierung in ihrem Bereich dort vorgenommen wird. Offenbar wird so großzügig disponiert und budgetiert, dass man einfach Überhänge da hat. Und da sind zum Beispiel im Pflege​geldbereich 900.000,-- Euro übrig geblieben und 300.000,-- für die Sozialprojekte für private Einrichtungen. Das heißt, 1,2 Millionen Euro sind dort übrig geblieben, die nicht verbraucht worden sind, die sie dann Ihrerseits natürlich, klarerweise – sie be​treibt auch Politik und ist ja nicht die Obfrau eines Feidlvereines; dafür habe ich ja durchaus auch Verständnis – dann es umschichtet für die „Hilfe in besonderen Le​benslagen“, wo sie natürlich dann als gute Soziallandesrätin in der Position der Ver​teilung ist. Das tut natürlich gut, jeder tut das gern. Ich gönne ihr das ja auch, ich würde es vielleicht auch machen, wenn ich Sozialreferent wäre. Aber, ich will damit nur zeigen, wie großzügig in gewissen Bereichen tatsächlich budgetiert wird, dass man dann solche Spielräume am Jahresende hat. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Deiner Rede nach bist Wald- und Wiesenreferent! …) Ja, das du nicht mitkommst, aber ich kann dir ja das dann erklären; mache ich ja gerne! (1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: Er ist Agrarier. Er darf eine Wald- und Wiesenrede halten! – Der Vorsitzende unter​brechend: Am Wort ist bitte jetzt der Herr Abgeordnete Lutschounig!) Und ich glaube, dass wir da schon Einiges noch zu machen hätten.

Was den Wohnbau betrifft, meine geschätzten Damen und Herren! Den will ich nur ganz kurz vielleicht streifen. Aber, wenn wir tatsächlich in den Bereichen der Alterna​tivenergie auch einen entsprechenden, durchschlagenden Erfolg ernten wollen, dann müssen wir uns einmal durchringen – und das ist wirklich auch der Appell an alle die sich auch mit der Thematik befassen, wie zum Beispiel unser Herr Präsident, der heute schon apostrophiert worden ist – dass man auch die Wohnbauförderung da​hingehend ändert, dass man das natürlich quasi als eine Hürde einbaut, indem man sagt, nur wer auch die entsprechenden Alternativen verwendet im Heizungbereich und in vielen anderen Bereichen, kann dann mit der vollen Ausschöpfung der Wohn​bauförderung rechnen. Ich glaube, das wäre ein Ansatz, der uns sowohl in Richtung Umwelt einen großen Schritt näher brächte, Umweltverbesserung, als auch natürlich in der Wertschöpfung, dass wir sagen, viele Maßnahmen werden da von unseren Unternehmungen gemacht und bewerkstelligt. Und das würde auch die Wertschö​pfung in unserem Lande erhöhen. Soviel zu diesen Bereichen. Ich danke vielmals. Entschuldige, Herr Gallo, dass ich dich vielleicht ein bisschen gelangweilt habe, aber vielleicht hast (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Ich bin immer für die Natur!) du wieder ein paar Zahlen gehört, dass du da auch wieder etwas anfangen kannst. Danke vielmals jedenfalls! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende bedankt sich für die Wortmeldung und erteilt Abg Arbeiter das Wort.)
Lutschounig

Abgeordneter Arbeiter (SPÖ):

Arbeiter

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Wenn man die Zahlenspiele hört, vor allem von Kollegen Lutschounig, dann ist man entweder im falschen Film oder im fal​schen Landtag oder – Bauernhof kann ich nicht sagen, weil das ist ein schöner Bauernhof, den du hast – also da könnten wir uns darüber unterhalten. (Abg. Lut​schounig: Warst ja noch nie bei mir!) Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir hören ständig von allen Experten, ob aus Wien, Deutschland oder in Österreich oder sonst irgendwo, wir haben zu viele Akutbetten, wir müssen Akutbetten abbauen. Und auf der anderen Seite hören wir, wenn ich dir zugehört habe, du hast auf einmal zuviel Pflegeheimbetten und Heimbehandlung und allem drum und dran. (Abg. Lutschou​nig: Nein, weniger Betten und trotzdem höhere Kosten!) Lieber Kollege Lutschounig! Wir haben bis jetzt bereits im LKH-Klagenfurt - und ich werde heute da die Zahlen einmal auf den Tisch legen; scheinbar sind die nicht bekannt - bereits über 400 Akut​betten abgebaut, alleine im LKH-Klagenfurt! Und 400 Akutbetten, wenn man das normal überm Daumen rechnen würde, würden das Doppelte, aber zumindest das Eineinhalbfache an Pflegeheimbetten oder die Betreuung zu Hause – darüber kann man auch diskutieren – benötigen. Das ist nämlich die Realität.

Und die Zahlen, die da nicht stimmen, weil weniger Betten geworden sind, sind des​wegen da bei 350 Betten, Pflegebetten, - Gott sei Dank muss ich dazu sagen – in Fertigstellung sind. Vielleicht hätte man das besser formulieren sollen im Budget, da​mit wir dann darüber gar nicht diskutieren hätten brauchen. Wenn man die von euch geholten Köck, Ebner, angeschaut hätte – weil ich glaube nämlich gar nicht, dass ihr diese Testunterlagen … (Abg. Mag. Lesjak: Mah, schon wieder!) … Nicht schon wie​der! Schauts euch das an! Haben Sie nicht gesagt: Nicht schon wieder?! Schon wieder der Köck, Ebner. (Abg. Mag. Lesjak: Schon wieder die Diskussion, die haben wir heute schon einmal gehabt!) Ja, deswegen kommen wir genau jetzt zurück. Wir sind nämlich beim Kapitel Krankenanstalten jetzt, Frau Kollegin; und nicht beim Kanal in Eisenkappel oder wo Sie waren. (Abg. Mag. Lesjak: Fünf Minuten Redezeit war ausgemacht in der Obmännerkonferenz!) Sie, von Ihnen lasse ich mir sicher keine Redezeit vorschreiben! (Abg. Mag. Lesjak: Nein, eh nicht!) Weil das was Sie jetzt da heute gebracht haben, würde eine Stunde der Beantwortung von meiner Seite bedürfen, dass wir das was Sie da gebracht haben, richtig stellen könnten - zumindest Teile davon richtig stellen könnten - damit ich nicht ganz unhöflich bin. Weil, wenn Sie wissen weiviel – Sie haben ja den Köck, Ebner nicht geholt; Sie waren damals gar nicht in der Politik – an Betten, an Akutbetten allein in Klagenfurt sie wollten, nämlich 800 Betten, dann würden wir draußen 1.600 Pflegeheimbetten mehr brauchen. Das war der Hintergrund, warum ich das angezogen habe. Und, wenn man sich das anschaut, dass es damals gelungen ist mit beinharten und lan​gen und nächtlichen Verhandlungen, den Kärntner Bettenplan so zu reduzieren, wie viele oben wollen, dann darf ich Ihnen mitteilen – vielleicht hörens mir zu – dass wir derzeit bis 31.12.2005 folgenden Bettenplan haben. Im LKH Klagenfurt wurde von 1.900 Betten auf 1.400 reduziert. Im Elisabethinen Krankenhaus 178 Betten; die haben derzeit 280 Betten. Vom LKH Villach 734 Betten, die bleiben in etwa gleich. 3, 4 Betten auf oder ab brauchen wir, glaube ich, nicht diskutieren. In Friesach 205 Betten; die haben derzeit 320 Betten. In St. Veit bleiben die 224 Betten ziemlich neutral und werden kaum reduziert. In Spittal 269 Betten, die mit dazu gehören, weil sie nach den LKF-Punkten nämlich genau so betreut werden und von den Subven​tionen her, weil immerhin hat der Kärntner Landtag seinerzeit beschlossen, 37 Millio​nen Schilling auch für den Ausbau des LKH Spittal zur Verfügung zu stellen. Wolfs​berg 319 Betten; das ist eine Reduktion von über 50 Betten. Die Gailtalklinik – da geht’s nur um die Akutbetten – die 28 Unfallbetten, die genauso zur Diskussion stehen und die weitergeführt werden – wahrscheinlich sind sie derzeit gefährdet oder sie sind gefährdet, wenn man die Zeitungsmeldungen und die Politik kennt. Kranken​haus Waiern: 62 Betten, Gott sei Dank! Weil die waren auch beim Köck, alle 62 zum Beispiel gestrichen. Laas: 85 Betten. De la Tour: 54 Betten – die zählen zu den Akut​betten dazu, weil dort vor allem die Alkoholbetreuung, die dringend notwendige, wo es auch Gott sei Dank Erfolge gibt, durchgeführt wird.

Und dann kommt das zweite Papier über das ihr heute so oft geredet habt da herin​nen. Teilweise abgeschrieben von diesem Köck, Ebner. Wo jetzt auf einmal drinnen steht: Zusammenlegung – steht nicht in dem Papier was sie geschrieben haben, aber was sie diskutiert haben – wieder von St. Veit und Friesach. Wir haben uns bereit erklärt nach vielen, langen Diskussionen, eine geordnete Kooperation - was auch kommen soll und kommen wird müssen - weil entweder haben wir eine Lei​stungsfeststellung oder wir haben keine in dem Bereich. Es wird eine Kooperation zwischen Laas, Hermagor, wahrscheinlich mit Villach notwendig sein. Es wird not​wendig sein, dass man das Krankenhaus Spittal nicht nur subventioniert mit, weiß Gott, wie vielen Millionen Schillingen, sondern auch eine Leistungsfeststellung macht, wie wir uns heute mit der Frau Kollegin, die hinter dir sitzt Frau Warmuth, da​rüber unterhalten haben. (Gemeint ist Abg. Mag. Knicek.) Und wir wissen, dass die Elisabethinen nur aufrecht erhalten werden, wenn es tatsächlich eine echte Koope​ration mit dem LKH Klagenfurt geben wird. Das sind die Probleme, die wir haben. Die Führungskräfte – nicht alle, aber teilweise in den Elisabethinen – haben das noch nicht überlauert, bittschön, dass die 98-pro​zen​tige Abgangsdeckung, die derzeit dort vorhanden ist, egal wie viel Abgang ist, irgendwann einmal auch in den Griff genom​men werden wird müssen seitens des Kärntner Landtages und hier eine Kooperation … – weil wir die Betten bei den Elisabethinen in der Zusammenarbeit drin​gend brauchen im Bereich der Internen, auch im Bereich der Orthopädie. Ob Chirurgie und ob beide sein müssen und so weiter, darüber wird man sich wirklich unterhalten müs​sen. Aber, man wird dort die verantwortlichen Abteilungs​vorstände miteinbeziehen müssen, weil sonst wird man nie auf einen grünen Zweig kommen. Das einmal in diese Richtung.

Wir haben jetzt in Kärnten nach diesem Bettenplan, der bis 31.12.2005 dann da sein soll, 3.414 Betten insgesamt. Das bedeutet, dass es derzeit in verschiedenen An​stalten, und nicht nur im Zentralkrankenhaus Klagenfurt, bereits Wartezeiten bis zu einem Jahr gibt – und es arbeiten viele Angehörige auch von Abgeordneten und an​ders politisch Tätigen in den Krankenhäusern von Spittal bis Wolfsberg und zurück – Gott sei Dank – die das ganz genau wissen, dass zum Beispiel im Bereich, weil hier die Augen- und Sehbehilfediskussion wahrscheinlich heute noch geführt wird oder auch nicht; das werden wir dann noch sehen wie spät es ist – nicht, sagt der Herr Abgeordnete Kaiser Peter – bereits Wartezeiten bis zu einem Jahr bestehen. Bis zu einem Jahr Wartezeiten! Und je älter die oder derjenige, der das braucht ist, desto länger ist die Wartezeit.

Und das ist etwas, was wir im Gesundheitswesen in Kärnten nicht brauchen und auch nicht haben wollen! Bei der nuklearmedizinischen Versorgung sind mindestens Wartezeiten von sechs Monaten; orthopädische Versorgung, wenn es keine Akutversorgung in dem Sinne ist, aber eine Hüfte oder ein Knie oder ein anderes Gelenk: 6 bis 8 Monate und auch in anderen Bereichen. Also wir werden uns jetzt darüber sehr schnell Gedanken machen müssen: Wie kriegen wir Patienten aus den Akutbetten hinaus in die Pflegeheimbetten, die wir dringend brauchen? Oder die Heimversorgung, je nachdem, wie man das sehen will, weil sonst wird das nicht funktionieren!

Wenn man die vielen Experten anschaut, die alle von der extramuralen Versorgung reden. Jeder sagt als Erstes, es gehört die extramurale Versorgung gemacht. Nur, die Voraussetzungen sind leider im Sozialbereich nicht so vorhanden, wie es vorhanden sein müsste, um eben Patienten aus den Akutbetten so schnell als möglich wirklich in ein Pflegeheimbett zu bekommen. Das sollten wir halt auch einmal in diese Richtung sagen!

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Dann zu lesen: „Es gibt keine Gehaltserhöhung für 20.000 Bedienstete im öffentlichen Bereich?“ Dazu gehören die Gemeindebediensteten, dazu gehört die Hoheitsverwaltung, dazu gehört der Straßenbau, dazu gehören die Krankenanstalten und alles, was noch im öffentlichen Bereich ist. Da wird sich auch das nicht spielen. Ich rechne – auch wenn das Budget heute da nicht so geschlossen wird, dass man dafür Vorsorge treffen kann – mit der Unterstützung aller Fraktionen in diesem Kärntner Landtag! Ich bin gespannt, was einige Freunde oder Nichtfreunde des öffentlichen Dienstes, wenn ich das so formulieren darf, dann dazu sagen werden!

Nachdem du mit dem Papier gewachelt hast, lieber Kollege Lutschounig: Wir werden auch anderen Dingen, die da drinstehen, absolut die Zustimmung verweigern. Du kannst mich beim Wort nehmen, weil 205 Millionen Euro im Gesundheitsbereich einzusparen: Das ist nicht einmal ein schlechter Faschingsscherz! Weil wenn man das Budget ausrechnet, dann 196 Millionen Abgangsdeckung, wie es ja heißt: „… davon 205 Millionen sich einzusparen.“ Das können nur Utopisten sein – oder man sperrt wirklich in Kärnten 50 % der Häuser, die die Gesundheitseinrichtungen betreiben, zu. Das hoffe ich nicht! Da hoffe ich wirklich auf die Unterstützung aller Fraktionen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion. - Abg. Lutschounig: Wo wird die Problemlösung sein? Wasch mir den Pelz, aber mach mich nicht nass!)

(Der Vorsitzende erteil Abg. Mag. Cernic das Wort.)

Arbeiter

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist einfach so: Wenn die Zeiten wirtschaftlich angespannt sind, dann gibt es eine hohe Neigung dazu, Natur- und Umweltschutz zu vernachlässigen. Insofern war das heute bezeichnend, dass der Kollege Scheuch sich jetzt geradezu dafür entschuldigt hat, dass er diese Thematik etwas näher erläutert.

Ich muss aber ein erneutes Mal darauf aufmerksam machen, dass diese Entwicklung, die wir da bei uns haben, ganz diametral entgegengesetzt ist den Entwicklungen in der EU! Die Richtlinien der EU werden natürlich auch im Umweltbereich immer präziser, das heißt sie haben zum Teil fast Gesetzescharakter und sind unmittelbar umzusetzen. Das bewirkt, dass auch der Bund reagieren muss. In Österreich steht die UVP-Gesetzesnovelle bevor. Die Beschlussfassung soll etwa Mitte des nächsten Jahres sein. Diese Novelle sieht vor, dass in Zukunft – und man muss sich das vorstellen! – NGOs im AWG-Verfahren, im gewerberechtlichen Verfahren und in der UVP Parteienstellung haben, also auch Berufsmöglichkeiten haben werden.

Dazu kommt, dass durch diese Förderung durch die EU die umweltrelevanten Fragen immer mehr in die Richtung einer umfassenden Bürgerbeteiligung gehen. Das ist natürlich so etwas wie das Vorenthalten von Rechtsstaatlichkeit, wenn wir die Organe, die notwendig sind, um diese Rechte wahrzunehmen, so mickrig ausgestalten, dass sie diese Möglichkeiten nicht mehr wahrnehmen können. Da bin ich also bei dem Thema, das heute schon angesprochen worden ist, nämlich Umweltanwaltschaft. Ich kann nur noch einmal deponieren: Es spricht nichts gegen ein kollektives Organ im Bereich der Umweltanwaltschaft. Im Gegenteil! Es ist sogar so, dass die Steiermark derzeit darüber nachdenkt, wenn der jetzige Umweltanwalt in Pension geht, ihn auch durch ein kollektives Organ zu ersetzen.

Es ist aber natürlich ein Problem, wenn der politische Referent der Vorsitzende des Naturschutzbeirates ist und damit die Parteistellung im Verfahren nicht geklärt ist. Das heißt, dass eine ordentliche Lösung erforderlich ist. Es wird dem Naturschutzreferenten ziemlich viel Opferbereitschaft abverlangt werden, die Opferbereitschaft nämlich, auf diesen Vorsitz in Zukunft zu verzichten.

Herr Kollege Scheuch, es wird auch nicht ohne die finanziellen Mittel für eine personelle Ausstattung gehen. Ich glaube, dass eine Geschäftsstelle mit einem Juristen / einer Juristin und mindestens einer Kraft, die ganztägig zur Verfügung steht, für die administrativen Aufgaben die absolute Mindestausstattung ist. Und dann ist ein Budget notwendig, um externe Expertengutachten einzukaufen, weil man nicht auf die Landesressourcen zurückgreifen wird können, weil es nämlich nicht gut möglich ist, dass ein Fachexperte, der Landesbediensteter ist, in einem Verfahren für das Land und auch für die Umweltanwaltschaft Position bezieht.

Dazu kommt, dass wir im Land auch einige Umwelt-Baustellen haben, über die wir nicht gerne reden. Aber es ist Herbst, und jetzt darf man darüber reden. Ich habe in meinem Bezirk einen Teil einer Umwelt-Baustelle: Das ist der Ossiacher See. Der Ossiacher See ist in einem äußerst problematischen Zustand! Der Ossiacher See hat im oberen Teil (wo Steindorf liegt, also im flacheren Teil) ein extremes Problem der Veralgung. Die Gemeinden um den Ossiacher See – Ossiach ist auch betroffen – beginnen bereits, Selbsthilfegruppen zu gründen. Es sind in diesem Budget nicht die ausreichenden Mittel vorgesorgt, die sehr hoch sind, um diese Sache zu sanieren. Es wird uns gar nichts anderes übrig bleiben, über kurz oder lang, weil wir nicht zuschauen werden, wie der zweitgrößte Badesee in Kärnten kippt. Und das tut er im oberen Bereich fast schon, wo man zeitweise gar nicht mehr ins Wasser gehen kann, weil die Algendichte so ist, dass man glaubt, man badet im Schlamm. Also das kann keineswegs Tourismus fördernd sein! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Werden wir ihn umtaufen: in Kippsee?) Ja, das ist zwar recht witzig - aber „kippen“ ist das Fachwort für einen Prozess, bei dem der Sauerstoffanteil im See so weit sinkt, dass es zu anaeroben Bildungen kommt und damit zu einem Zustand, wo auch die Sauerstoffzehrung im See so groß ist, dass Lebewesen nicht mehr leben können. (Abg. Lutschounig: Dort haben wir 60 Hektar abgelöst, damals!) Ja, aber es ist derzeit so: Wir haben ein Problem! Und um das Problem zu sanieren, sind einige Millionen Euro notwendig! Wir haben für das nächste Jahr zwar eine provisorische Sanierung durch Ausbaggern, Vertiefung des Tiebeleinflusses vorgesehen, aber das ist nur eine provisorische. Tatsächlich notwendig sein wird eine Unterwasserabsaugung der schon 90 Zentimeter bis einen Meter dicken Schlammschicht am Grund dieses Beckens.

Das ist nicht damit zu lösen, dass wir im Sommer sagen: „Jetzt dürfen wir nicht drüber reden, weil da verscheucht man die Touristen.“ Also wenn wir darüber reden, dann jetzt! Wir müssen uns Gedanken darüber machen, wie wir das sanieren. Das ist gar keine Frage! – Die anderen Umwelt-Baustellen lasse ich, auf Grund der fortgeschrittenen Zeit, jetzt aus, aber es ist doch so, dass es Handlungsbedarf und auch Finanzierungsbedarf für einige Dinge gibt: für den Naturschutz und für den Umweltreferenten. Es ist schon so, wie es von dem Kollegen Holub dargestellt wurde, dass das Naturschutzbudget Kärntens das kleinste Österreichs ist! (Beifall von der SPÖ-Fraktion und den Grünen)

(Der Vorsitzende dankt für die Wortmeldung und erteilt Abg. Ing. Hueter das Wort. – Lärm und Heiterkeit in der SPÖ-Fraktion.)

Mag. Cernic

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP):

Ing. Hueter

Herr Präsident! Hoher Landtag! Zuerst einmal danke ich für das große Entgegenkommen für die ÖVP. Gallo macht sich direkt Sorgen um uns. Ich sage wirklich, herzlichen Dank dafür! Ich glaube, das ist eigentlich nicht gegeben, weil heute bei dieser ganzen Diskussion das gerade so herauskommt, als ob die 8 Mandatare der ÖVP für alles schuld wären, weil das daneben gegangen ist. Meines Rechnens haben wir 36 Mandatare. Für eine Mehrheit brauche ich mindestens noch 10 oder 11 andere. Ich frage mich, aus welcher Richtung die gekommen sind. Also heute sind die 8 ÖVPler die bösen Buben der Vergangenheit – und alle anderen waren die Braven? So habe ich das zumindest verstanden. Also ich bitte, nicht so viel, aber ich schaue nach vorne und nicht zurück. Da gebe ich dir gerne recht, aber heute klingt das wirklich, vielleicht ist das bescheiden, ich muss dir das sagen als Junger, aber es ist fast so heraus gekommen: Wir sind die Letzten und alle anderen eben waren wieder eine gleiche Sache. (Lärm und Heiterkeit im Hause)

Zweitens: Schade, dass der Herr Ambrozy nicht da ist! Ich hätte mich nur gerne für die Augengläser bedankt, die er mir angeboten hat und für die Alzheimer-Geschichte, wo er das gesagt hat. Mir ist nur ein Schriftstück bekannt, dass vor zwei Jahren Ambrozy gesagt hat, er wird die Krankenanstalten zu keinem Preis, wie immer, verkaufen, und dazu steht er. Wer da jetzt umgefallen ist oder sonst was, das weiß ich nicht. Das müssen andere bewerten. Aber das, glaube ich, mit Alzheimer ist auf jeden Fall nicht gar so gescheit.

Zu dieser Bussfeld/Fiedler-Studie, wo er gesagt hat: „Der Fiedler ist auch ein ÖVPler.“ Also meines Wissens gehört er woanders hin. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das kann nur ein ÖVPler sein!) Schau, auch das ist nicht meines Wissens unbedingt wichtig, aber eines glaube ich schon. Ich habe zum Beispiel von dieser Studie, wenn das schon ein Unsriger wäre, aus den Medien erfahren, dass es das überhaupt gibt. Das ist hier im Hohen Haus nicht einmal erwähnt worden, dass da ein Auftrag erteilt worden ist, wer das bezahlt, wer ihn bestellt hat usw. Also jetzt herzugehen und dann diese Studie herauszubringen, die natürlich nicht gar so gut ausgefallen ist, weil das wäre natürlich klass gewesen, die Jubelbroschüre, und dann eine klasse Pressekonferenz zu machen. Das hätte ich mir auch erwartet. Nur, jetzt wieder herzugehen und zu sagen: „Das waren auch die bösen ÖVPler, die das gemacht haben.“, das finde ich nicht ganz fair. Ich glaube, man sollte schon auch ein bisserl Fairness walten lassen!

Ich will jetzt gar nicht von der Gemeinnützigkeit noch reden. Es ist auch aus dieser Studie hervor gegangen, dass auch das in Auftrag gestellt worden ist, dass das sogar bis zur Gemeinnützigkeit-Aufgabe war. Man hätte alles verscherbelt, quasi damit man … (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das ist kein Thema!) Das ist kein Thema, aber sie ist in Auftrag gegeben worden. Und auch von Leuten, die heute scheinbar nichts mehr wissen wollen. Aber ist ja gut! Schließen wir das ab! Passt! Möglicherweise.

Jetzt kommen wir zum Thema „Naturschutz“, wo Kollege Kurt Scheuch gesagt hat, er möchte noch viel mehr haben. Ich glaube, dass in der Vergangenheit schon einiges passiert ist. Naturschutz sehe ich eigentlich nur, und das ist das, wo wir zwei uns vielleicht unterscheiden, wo du gesagt hast, es wäre ein Wunsch, wenn das mit dem Grundbesitz im Einklang wäre. Für mich ist das eine Voraussetzung. Naturschutz kann nur dann gut werden oder funktionieren, wenn der Grundbesitzer mit im Boot ist, und zwar auf der Basis Vertragsnaturschutz, so wie es in den Ländern Tirol, Vorarlberg und Salzburg ganz normal ist. So stelle ich mir bei uns Naturschutz vor. Nur dann wird es auch Sinn machen. Ich verweise nur auf den Nationalpark Nockberge, wo du als richtig erkannt hast, dass man jetzt langsam zu einem Biosphären-Park übergeht, wo man einfach die Interessen der Grundbesitzer viel stärker berücksichtigt. Das, glaube ich, kann einfach nicht funktionieren, dass der Grundbesitzer schlussendlich, wenn es beschlossen ist, quasi eine Schutzgemeinschaft bilden muss, damit er wieder zu seinem Recht kommt, das er zuerst gehabt hat. Das hat nicht funktioniert. Das wird auch in Zukunft nicht funktionieren. Ich kann eigentlich nur sagen: Naturschutz, die ganzen Belange werden nur im Einklang mit dem Grundbesitz funktionieren.

Ganz kurz UVP: UVP ist, glaube ich, etwas, wo sich viele spreizen. Ich persönlich habe das vielleicht leider Gottes oder Gott sei leider, wie man das jetzt bewerten kann, wie immer, bei der B 100 erfahren. Das war zuerst, bis vor eineinhalb Jahren, bei uns oben kein Thema. Es hat immer geheißen, das macht man in kleinen Teilabschnitten unter zehn Kilometern. Dann kann man sich das ersparen. Heute muss ich sagen: Ich bin sehr, sehr froh, dass es dieses UVP-Verfahren im Drautal gibt, von Radlach ausgehend bis zur Gemeinde Dellach, und zwar deswegen, weil erstens die Anrainer und auch die Gemeinden jetzt Parteistellung haben. Früher wäre es uns wirklich so ergangen, wie ich das heute in der Früh bei der Fragestellung mit dem Landesrat leider schon habe anklingen lassen müssen, dass hier jemand selbstständig quasi bestimmt, welche Trasse in einer Gemeinde die richtige ist. Das halte ich einfach für nicht ganz gescheit! Deshalb auch von unserer Seite oder zumindest von meiner aus ein ganz klares Bekenntnis zu diesem UVP-Verfahren.

Ravensburger erwähne ich auch, weil das in unserem Bezirk oben ist. Ich glaube, wenn wir dort gescheiter gewesen wären, wären wir schon viel, viel weiter.

Als Abschluss Nationalpark Hohe Tauern: Ich finde es nicht ganz gescheit, wie das der jetzige Referent handhabt: mit dem Sandersee, mit diesem Gletscherschliff, das in Verbindung zu bringen mit diesen Talschaftsverträgen, wenn das quasi nicht geht, gibt es auf der anderen Seite nichts. Da, glaube ich, sollte man fair bleiben! Da sollte man einfach wissen: Das Land Kärnten hat sich ganz klar zum Nationalparkgesetz Hohe Tauern bekannt. Da sind Auflagen, und ich kann nicht das eine mit dem anderen vermischen oder gar unter Druck setzen, sondern ich muss auf der einen Seite wissen, was ich will (Zwischenruf des Abg. Dipl.-Ing. Gallo) – nein, wart ein bisserl! –, und dann muss ich es entsprechend angehen. Rede oben mit diesen Leuten. Die sind nicht begeistert, ich sage dir das nur so, wie das jetzt angedacht worden ist. Jetzt würde ich einfach bitten, dass man hier in Zukunft wirklich die Themen selektiert und jedes Ansinnen diskutiert. Dann, glaube ich, kommen wir gemeinsam auf einen Nenner! Naturschutz: Auf jeden Fall ja! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und den Grünen)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Vouk das Wort.)

Ing. Hueter

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Die Wortmeldung hat eigentlich die Kollegin Lesjak provoziert und im Laufe des heutigen Tages hat sie merhmals rethorisch mit dem Finger Richtung Sozialdemokratie gezeigt. Und ich denke, die Kollegin Lesjak sollte lieber in Demut verharren und nach Oberösterreich schauen, wo ihre Fraktionskollegen federführend eine Privatisierungswelle mittragen die ihresgleichen sucht. Geärgert habe ich mich natürlich über ihre Aussage, wo sie gesag hat: Ein Bürgermeister hat ihr gesagt oder einem Gemeindebürger mitgeteilt, er soll oder sie soll ihr Haus verkaufen, damit sie den Kanalanschluss finanzieren kann. Mit dieser Aussage, liebe Kollegin Lesjak, haben Sie alle Kommunalpolitiker hier wirklich fast ein bisschen in Misskredit gebracht. Ich finde, das ist ungeheuerlich! Wahrscheinlich haben Sie mit dem Bürgermeister vom Minimundus gesprochen, weil ich kann mir (Beifall von der SPÖ-Fraktion.) nicht vorstellen, dass es in Kärnten Kom​munalpolitiker gibt, die solche Aussagen tätigen. Kärntner Gemeinden unternehmen große Anstrengungen. Es gibt Ansparmodelle, es gibt Stundungsmodelle. Ich lade Sie gerne einmal nach Velden ein, da könnens einmal unsere Modelle, die wir für unsere Bürgerinnen und Bürger erarbeitet haben, studieren. Es gibt eine Aktion des Landes Kärnten, die über das Sozialreferat abgewickelt wird. Meines Wissens nach ist noch keine Kärntnerin und kein Kärntner in die Armutsfalle gedrängt worden, nur weil der Kanalanschluss zu bezahlen war. Kanalbau ist Umweltschutz, liebe Kollegin! Das müssten Sie eigentlich wissen. Für das stehen Sie ja. Wir auch, selbstverständ​lich! Aber, Ihre Wortmeldung war purer Aktionismus! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Vouk

Vorsitzender Dritter Präsident Ing. Scheuch (FPÖ):

Ing. Scheuch

Danke für die Wortmeldung. Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben so​mit die Gruppe 2, den zweiten Block, abgeschlossen. Er bestand aus Gruppe 4 und 5. Wir kommen jetzt zum dritten Block der besteht aus Gruppe 6, 7, 8 und 9. Straßen-, Wasserbau, Verkehr, Wirtschaftsförderung, Dienstleistungen und Finanz​wirtschaft. Ich erteile dazu dem Abgeordneten Trettenbrein das Wort und möchte das Kollegium hinweisen, dass das die Erstrede des Abgeordneten Trettenbrein im Hohen Haus hier ist. (Dies führt zu mehreren Zwischenrufen aus der FPÖ-Fraktion.) Somit ist auch dieser am Wort!

Ing. Scheuch

Abgeordneter Trettenbrein (FPÖ);

Trettenbrein

Herr Präsident! Hoher Landtag! Geschätzte Damen und Herren! Kärnten heiter, Österreich düster! Das ist nicht von mir, das ist eine Schlagzeile der Kleinen Zeitung, die den Zustand des Kärntner Arbeitsmarktes beschreibt. Meine Damen und Herren! Genauso ist es auch! Denn während im restlichen Österreich die Beschäftigungszah​len nach unten gehen und die Arbeitslosenzahlen nach oben, haben wir hier in Kärn​ten genau die gegenteilige Entwicklung. (Abg. Mag. Lesjak: Nicht bei den Frauen!) Seit 1945 haben wir noch nie so viele Beschäftigte gehabt wie im heurigen Jahr. Dass diese Entwicklung möglich war, bedarf einer hervorragenden Wirtschafts- und Finanzpolitik. (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) Gehört auch dazu! Ich darf nichts sagen beim ersten Mal hats geheißen. Und diese Politik verdanken wir nur einem Mann in diesem Haus, das ist der Finanzreferent Karl Pfeifenberger, der die​sen Weg eingeschlagen hat.

Meine Damen und Herren! In den letzten fünf Jahren wurden viele außergewöhnliche Initiativen gestartet, um den Wirtschaftsstandort Kärnten attraktiv zu gestalten. Mit dieser guten Wirtschaftspolitik in Kärnten geht auch eine positive Arbeitnehmerpolitik Hand in Hand. Ein wichtiges Anliegen für uns Freiheitliche waren stets die Lehrlinge. Die Aktion „Vorbild“, „die Topjob-Days“, die „Aktion 1 Plus“, sind wichtige Impulse im Bereich der Lehrlingsausbildung. In Kärnten gibt es mehr offene Lehrstellen als Lehr​stellensuchende. Das ist einzigartig in Österreich. Meine Damen und Herren! Wir werden heute ein Budget beschließen, das sich in vielen Bereichen extrem positiv auf die Entwicklung des Kärntner Arbeitsmarktes auswirken wird. Als Arbeitnehmer​vertreter möchte ich mich beim Finanzreferent Pfeifenberger bedanken und zwar be​danken dafür, dass im Jahr 2005 wieder mehr als 10 Millionen Euro für den Arbeit​nehmer-Förderungsbeirat bereit gestellt werden. (Beifall von der FPÖ-Fraktion. – Abg. Warmuth: Bravo!)
Meine Damen und Herren! Das ist Geld des Landes Kärnten zum weiteren Ausbau von Lehrwerkstätten, aber auch für Initiativen und Weiterbildung im Bereich der neuen Technologien. Ebenso wird damit das Kilometergeld für die Arbeitnehmerin​nen und Arbeitnehmer über die AK ausbezahlt. Die Zurverfügungstellung dieser Mit​tel ist auch ein Signal an die Jugend, dass wir zukunftsorientiert die Wirtschaftspolitik in Kärnten betreiben. Aber es stehen auch noch Probleme zur Lösung an, die noch nicht geregelt sind. Für mich wichtige Punkte sind: Die Arbeitnehmergesundheit und Maßnahmen gegen Stress und Mobbing. Hier müssen Projekte mit Gebietskranken​kassa und Sozialpartnern auf Landes- und Bundesebene realisiert werden, denn eines ist klar, nur gesunde und zufriedene Arbeitnehmer sind das Fundament für die gute Wertschöpfung in den Kärntner Betrieben. (Beifall von der FPÖ-Fraktion.)
Und, während der Präsident der Kärntner Wirtschaftskammer damit beschäftigt ist, den kranken Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern hinterher zu spionieren, be​schäftigen wir uns damit, neue Arbeitsplätze in Kärnten zu schaffen. Meine Damen und Herren, für mich als freiheitlichen Arbeitnehmervertreter ist ein gutes Budget dann ein gutes Budget, wenn es den Interessen der Kärntner Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern entspricht. Und das tut dieses Budget im großen Maße. Wir haben heute Vormittag diskutiert über den Verkauf von Landesvermögen. Geschätzte Kolle​gen von den Grünen und den Schwarzen! Glauben Sie mir: Einen Familienvater aus dem Mölltal oder eine alleinerziehende Mutter aus dem Lavanttal interessiert es herz​lich wenig, an wen wir das LKH verkaufen, ob an die LIG oder die KABEG. Wichtig ist, dass sie einen Job haben, dass sie ihre Familien versorgen können und wir alle sind aufgerufen, das zu ermöglichen! Danke! (Beifall von der FPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende bedankt sich und erteilt Abg. Lutschounig das Wort. – Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Er verzichtet! – Vorsitzender: Dazu ist nur der Abgeordnete in der Lage und er hat das Wort. – Abg. Schlagholz: Er verzichtet zu Gunsten Licht ins Dunkel! – Heiterkeit und Unaufmerksamkeit im Hause.)
Trettenbrein

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Nein, aber der Abgeordnete Bürgermeister Vouk hat eigentlich gezeigt, wie kurz man auch sein kann und ich werde versuchen, mich hier wirklich so zu benehmen, wie du das auch gemacht hast. Meine geschätzten Damen und Herren! In diesen Bereich fällt natürlich auch der landwirtschaftliche Bereich. Ein Bereich, der mir natürlich der ureigendste ist und werde ich gerade deshalb auch ein bisschen kürzer sein. Wir müssen natürlich feststellen, dass unser Referent ein Minus bei den Budgetdotie​rungen hinnehmen musste. Das heißt, es gab ja keine Budgetverhandlungen im übli​chen Sinne sondern das ist einfach mehr oder weniger vorgegeben worden. Er sagt: Das ist das Budget; das wird es sein! Und selbst, wenn er sich aufgelehnt hätte, hätte das nichts genützt, denn das war offenbar schon ausgepackelt innerhalb der Koalition. Und ich glaube, dass vor allem im Nachtragsbudet die versprochenen 3 Millionen, die er fürs ländliche Wegenetz dringend gebraucht hätte, natürlich auf 1,9 Millionen Euro heruntergekürzt worden sind. Das wird natürlich den ländlichen Raum nicht stärken. Das ist überhaupt keine Frage. Das wird natürlich auch die Betroffenen, die ohnedies in einer sehr schwierigen Situation sind und ohnedies mit höheren Kosten leben müssen, noch einmal belasten.

Und ich teile auch die Meinung nicht, wie heute in der Früh bei der Anfrage der Herr Landesrat Rohr gemeint hat, dass man hier mehr machen wird können, ein größeres Impulsprogramm. Wenn die Betroffenen, die Anrainer einen höheren Anteil selber zahlen müssen, besteht wirklich die Gefahr - … ich hoffe, du … (Abg. Markut: Steht ja drin im Gesetz! Brauchst nur lesen!) Naja schon, aber wenn die mehr zahlen müs​sen, dann besteht wirklich die Gefahr dass sie sagen, wir können uns das nicht leisten. Und, wenn du heute Wegprojekte hernimmst mit 10 und 20 Millionen Schil​ling noch – reden wir von Schilling – und das ist sehr oft in Kärnten der Fall und dort 20 Prozent selber zu zahlen ist und dort vier oben sind, der kann wirklich seine Hube verkaufen oder die Anrainer, die kleineren, die derpacken das nicht. Das ist ein Ding der Unmöglichkeit, dass man diesen hohen Prozentsatz … Und das sind unsere Sorgen. Nicht, dass wir Einschränkungen sehen wegen dem Referenten. Es ist ja so modern, dass ja auf allen Ebenen die Fonds und Beiräte geschaffen werden sollen. Die könnte man auch in vielen anderen Bereichen machen. Einmal haben wir ja schon einen Sozialfonds gehabt, aber nur sehr kurzfristig. Dann ist er wieder verwor​fen worden. Es hat auch über BZ-Beiräte schon diverse Diskussionen auch in die​sem Hohen Haus gegeben und so weiter. Also, dagegen habe ich ja grundsätzlich nichts einzuwenden, sondern dass vor allem die Betroffenen – und das ist ja wirklich der periphäre, entlegene Raum – dadurch zum Handkuss kommt und dadurch ein​fach weniger gemacht wird.

Und es ist auch so, dass viele Maßnahmen hier im Budget gestrichen worden sind. Das sind vor allem Milchhygienemaßnahmen, die so wichtig waren, die das Land über die Molkereien hier abgewickelt hat, dass hier auch in die Qualitätsverbesse​rung investiert worden ist. Hier gibt es auch eine dramatische Kürzung. Der ganze In​vestitionsbereich, was uns natürlich auch durch die Nitratverordnung in besonderer Weise trifft – hier sind große Auflagen damit verbunden. Und die Nitratverordnung, die damit verbundenen Investionskosten vor allem für den Güllestättenbau bzw. Güllegrubenbau ist natürlich groß und wird natürlich große Mittel beanspruchen. Und, wenn man hier nicht die entsprechende Vorsorge getroffen hat, dann wird das nicht möglich sein. Genauso im Tierschutzgesetz wo große Auflagen, etwa mit dem Verbot der Käfige, auch hier in diesem Hohen Hause beschlossen worden sind, die natürlich die Kärntner Bauern in besonderer Weise treffen. Hier ist zu wenig Vorsorge ge​troffen, dass man im Investitionsbereich wo man etwa 3 Millionen Euro dringend brauchen würde, oder 3,5 und es sind nur 2,6 Millionen tatsächlich vorhanden. Also, hier klafft eine große Kluft auseinander. Wie man das bewerkstelligen wird? Oder, dass etwa der Almwegebau total auf Null reduziert worden ist. Und hier muss man natürlich auch sagen, dass die Benützung der Almwege ja nicht nur von den Bauern allein, sondern vom ganzen Tourismus, auch von unserer Bevölkerung, teilweise von der städtischen Bevölkerung ja genutzt wird. Wir haben ja auch nichts dagegen, aber es geht nicht an, dass hier überhaupt die Zuschüsse total heruntergestrichen worden sind. Ich glaube, das ist eine Problematik, vor der wir stehen.

Und, wenn das letzte Mal auch bei der Regierungssitzung unser Landesrat Martinz, der wirklich gekämpft hat und versucht hat, hier mehr zu kriegen, aber einer gegen sechs ist halt, wie es in der Demokratie ist, einfach chancenlos. Und da kannst noch so argumentieren. Dann gibt es keine Möglichkeit … (Abg. Mock: Wer ist gegen Sex? - Einer für Sex! – Heiterkeit im Hause.) Die Wortspiele des Abgeordneten Mock. Aber, ich meine, wenn man solange da sitzt, kommt man natürlich auf viele andere Gedanken, die auch außerbudgetär gelagert sind. Ja, da habe ich auch Ver​ständnis, Herr Kollege Mock! Aber ich glaube, dass es auch problematisch ist, dann mit einem solchen Budget neue Aufgaben zusätzlich zu bewältigen und das wird natürlich sehr schwierig sein. Und das Wunder der Geldvermehrung wird auch dem Herrn Landesrat Dr. Martinz nicht gelingen.

Aber, ich hoffe jedenfalls, dass wir in vielen anderen Bereichen, wir als Landwirt​schaft doch auch die 80 Prozent der Koalition näher bringen wollen und deutlich machen wollen, dass es ein sehr wichtiger Auftrag ist, den wir im Sinne unserer Bevölkerung, im Sinne der Ernährung, im Sinne des Umweltschutzes und im Sinne der Bewirtschaftung unserer Böden machen, dass es notwendig ist, auch da und dort, entsprechende Nachbesserungen zu bringen. Vielleicht wird’s beim nächsten Budget besser werden. Wir hoffen jedenfalls. Und vor allem diese geplante, von ihm geplante Erhöhung der Beratertätigkeit in der Kammer, wo jetzt durch neue Auflagen der EU Beratung unbedingt notwendig ist, weil der Einzelne mit dem ganzen Büro​kratismus nicht zu Rande kommt hier, dass man diese Verträge verlängert hätte, keine Zustimmung gefunden hat. Das ist sehr bedauernswert. Aber ich hoffe trotz​dem, dass wir in unseren bescheidenen Maßen, wie wir es als Bauern gewohnt sind, auch in der Zukunft überleben werden. Danke! (Beifall von Abg. Ing. Hueter.)
(Der Vorsitzende bedankt sich für die Wortmeldung und erteilt 2. Präs. Ferlitsch das Wort.)
Lutschounig

Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geschätzten Damen und Her​ren! Ich werde mich natürlich an die Abmachungen der Obmännerkonferenz, wie viele andere, halten und eher äußerst kurz sein. Trotzdem darf ich einige Kernpunkt im Zusammenhang mit den Gemeinden sagen. Bevor ich dies jedoch tue, darf ich noch einmal an die Wortmeldung von unserem Kollegen und Abgeordneten Ferdi Vouk anschließen und in meiner Funktion als Präsident des Kärntner Gemeindebun​des, doch auch die Aussagen von der Abg. Mag. Lesjak höflichst, höflichst – naja, verurteilen – sagen wir so. (Dies löst Heiterkeit bei Abg. Dipl.-Ing. Gallo aus.)
Ich kann Ihnen nur eines sagen, dass die Bürgermeister äußerst verantwortungsvoll in ihrem Wirkungsbereich arbeiten, dass sie sehr, sehr gewissenhaft arbeiten und ich kann mir nicht vorstellen, dass einer der 132 Bürgermeister Kärntens so eine Aus​sage tätigt, die Sie getätigt haben und einen der 132 Bürgermeister beschuldigt haben. Wir können im Anschluss darüber noch reden.

Die Abwassersituation wird auf Grund von gesetzlichen Grundlagen durchgeführt. Es muss überall ein rechtsgültiger Wasserrechtsbescheid vorhanden sein.

Nur so kann man zu diesen Baumaßnahmen auch schreiten. Dass die Gemeinden sehr, sehr verantwortungsbewusst sind, hat Bürgermeister Abgeordneter Vouk bereits gesagt und dass sie viele Modelle ausgearbeitet haben, um die Bevölkerung zu entlasten und nicht zu belasten.

Ich darf abschließend in dem Zusammenhang sagen, dass die Bürgermeister Kärntens mit großer Verantwortung wirken. Allein das zeigt uns der Umstand, dass die Gemeinden Kärntens die geringste Verschuldung österreichweit haben. Das kommt nicht von allein, sondern nur vom verantwortungsvollen Wirken! (Beifall von der SPÖ- und von der FPÖ-Fraktion) Daher höflichst: Ich weise das zurück!

Ich darf aber auch Herrn Abgeordneten Lutschounig als meinem Vorredner sagen, dass die Gemeinden insgesamt im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten im Bereich der Landwirtschaft sehr, sehr viel Positives leisten. Ich bin auch überzeugt davon, dass mit der Auswirkung der jetzigen Budgets des heutigen Beschlusses wiederum Möglichkeiten bestehen werden, in vermehrtem Ausmaß auch im Zusammenhang mit der Landwirtschaft Leistungen zu vollbringen.

Es wird nicht einfacher, das wissen wir alle. Wenn wir nur an die TKE denken oder an viele andere Bereiche, dann werden die Gemeinden auch in Zukunft wiederum verstärkt zur Kasse gebeten werden. Wir werden sicherlich Wege finden, um auch im Bereich der Landwirtschaft das Notwendige zu tun. Wir wissen alle, dass die Landwirtschaft in unserem Bundesland Kärnten in vielen Bereichen, vor allem auch in Oberkärnten, unter größten Schwierigkeiten die Arbeit vollbringt. Es hat in den letzten Jahren sehr, sehr viele Betriebe gegeben, die aufhören mussten, auf Grund der Unwirtschaftlichkeit. Aber ich glaube, auch da wird man ein richtiges Maß finden müssen, um unsere Landschaft und vor allem auch den bäuerlichen Stand zu erhalten.

Die Gemeinden mit dem Budget in Zusammenhang zu bringen, ich glaube, da kann man als Grundaussage bringen, dass die finanzielle Situation der Gemeinden nicht rosig ist, aber auf Grund des heutigen Beschlusses und auch des Beschlusses der Bundesregierung doch eine finanzielle Verbesserung für die Gemeinden auch zu Stande kommen wird. Die größten Anliegen der Gemeinden sind wohl der Regionalfonds, der Kärntner Wasserwirtschaftsfonds und die Absenkung der Beiträge im Sozialbereich, worauf Bürgermeister Mock noch eingehen wird.

Kurz zu den einzelnen Punkten: Der Sozialfonds wird sicherlich die Möglichkeit schaffen, dass die Gemeinden für einen raschen Ausbau der ländlichen Infrastruktur sorgen werden können, für das ländliche Wegenetz, für das ländliche Straßennetz im Bereich der Gemeinden, aber besonders auch bei Nachsorgemaßnahmen im Zusammenhang mit den Kanalbauten. Auch das ist heute schon einige Male gesagt worden: dass da die Gemeinden mit sehr, sehr hohen Kosten das Auslangen finden. Dadurch ist es notwendig, dass dieser Regionalfonds geschaffen wird, um die Asphaltierungsmaßnahmen und Nachsorgemaßnahmen durchführen zu können. Auch für den überregionalen Ausbau von Radwegen und vieles mehr wird in diesem Zusammenhang gebraucht werden. Die Dotierung erfolgt mit 10 Millionen Euro jährlich. Die Abwicklung soll ähnlich wie beim Bodenbeschaffungsfonds zu Stande kommen, der wirklich hervorragend funktioniert und die Gemeinden mit diesem Bodenbeschaffungsfonds ein Superinstrument in der Hand haben.

Der heutige Beschluss wird die finanziellen Voraussetzungen für diesen Regionalfonds bringen. In den nächsten Landtagssitzungen oder vielleicht schon in der nächsten werden die Beratungen im einzelnen über diesen Fonds über die Bühne gehen und damit auch die rechtlichen Grundlagen geschaffen werden, sodass man mit dem Fonds bereits mit Beginn des kommenden Jahres die Tätigkeiten aufnehmen kann und auch den Gemeinden unterstützend unter die Arme greifen wird können.

Das gleiche gilt für den Kärntner Wasserwirtschaftsfonds. Wir alle wissen, dass Kärnten auf Grund der Tatsache, dass in die Seensanierung sehr, sehr viel Geld – Milliarden! – seinerzeit hineingeflossen sind, als Bundesland etwas im Rückstand bei den kommunalen Abwasserbeseitigungsanlagen gewesen ist. Wir können aber jetzt feststellen, dass wir bei rund 80 % des Entsorgungsbereiches angelangt sind. Trotzdem ist die Situation aufgetreten, dass der Bau in den einzelnen Gemeinden rasch über die Bühne gegangen ist und das Land halt mit den Landesbeiträgen irgendwo noch im Rückstand ist, sodass man diese Rückstände nunmehr mit dem Wasserwirtschaftsfonds auffangen wird können und somit die finanziellen Grundlagen auch für die Gemeinden und für die Einzelwasserentsorgungsanlagen auch sicherstellen wird können.

Damit gelingt uns eines, dass wir die Bevölkerung damit nicht mehr belasten, wenn wir Darlehen aufnehmen müssten, sondern wir werden die Bevölkerung damit entlasten und ein ausgewogenes Bild im Zusammenhang mit der Gebührengestaltung auch hervorbringen können.

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Ich glaube, das sind zwei Punkte, die wir schon sehr, sehr lange verfolgt haben. Nunmehr stehen sie zur Beschlussfassung im finanziellen Bereich an, im rechtlichen Bereich, bei der nächsten Landtagssitzung.

Ein weiterer Schwerpunkt auch von Seiten des Gemeindebundes und auch von Seiten der Sozialdemokraten war die Absenkung im Bereich der Sozialleistungen der Gemeinden, wobei das Ziel 50:50 ist, wie ich schon sagte. Bürgermeister Abgeordneter Mock wird darauf näher eingehen.

Der Finanzausgleich des Bundes soll nicht außer Acht gelassen werden, in der heutigen Budgetdebatte! Bund, Land und Gemeinden haben sich geeinigt. Es wird einen Mehrertrag ab 2005 für die einzelnen Gemeinden geben. Kärntenweit schaut das so aus, dass rund 8,556.432 Millionen für die Kärntner Gemeinden ab 2005 fließen werden. Das heißt, dass die Gemeinden 7,609.000 – außer Villach mit 368.000 und Klagenfurt mit 578.000 –, insgesamt 8,5 Millionen mehr bekommen würden.

Ursprünglich war es so, dass es Verlierer-Gemeinden gegeben hätte, mit den ersten Entwürfen von Seiten der Bundesregierung. Aus Kärntner Sicht haben wir verlangt, dass Kärnten nicht zustimmen wird von Seiten des Gemeindebundes und von Seiten der Bürgermeister, weil es in Kärnten 15 Verlierer-Gemeinden gegeben hätte und nur 118 Gewinner-Gemeinden. – Nunmehr schaut das so aus, dass die Verhandlungen erfolgreich waren. Der Beitrag der Ertragsanteile für die Gemeinden bis 10.000 Einwohner wird ein Mehr von 22 Euro pro Kopf bringen und über 10.000 ein Mehr von 5 bis 6 Euro pro Kopf. Das ist nicht schlecht. Ich glaube, dass das eine wesentliche Verbesserung auch im Zusammenhang mit den Abgangsgemeinden ist, dass wir diese verringern werden. Ich hoffe auch, dass damit mehr BZ-Mittel für Investivbereiche frei werden.

Allerdings ist ein Wermutstropfen dabei - den möchte ich auch nicht verschweigen -: dass in der Vergangenheit rund 100 Millionen Schilling jährlich die Gemeinden weniger bekommen haben und damit mehr oder weniger nur ein Ausgleich stattgefunden hat. Wir sind wieder bei dem Stand, wie wir eigentlich im Jahre 2000 waren.

Auch die Steuerreform 1999 hat den Kärntner Gemeinden Mindereinnahmen von rund 270 Millionen Schilling (damals noch Schilling) gebracht. Die Steuerreform jetzt wird bei uns auch einige Abstriche in diesem Zusammenhang bringen.

Zahlreiche Projekte können mit dieser Situation nunmehr verwirklicht und die Finanzkraft der Gemeinden gesteigert werden. In den Kapiteln 6 bis 9 ist natürlich auch die Finanzierung des Wasserbaues und der Wildbachverbauung enthalten. Ich darf dazu sagen, dass diese Dotierung gleich geblieben ist wie im vergangenen Jahr. Das ermöglicht uns natürlich, zahlreiche Projekte wiederum zu verwirklichen. Wie ich eigentlich immer wieder betone, sind die Präventionsmaßnahmen in diesem Bereich wesentlich günstiger als die Schadenswiedergutmachung bei der Verwirklichung von verschiedenen Projekten. Ich glaube, das soll uns auch Leitlinie im Zusammenhang dieses Bereiches sein.

Die Interessentenbeiträge bei den Gemeinden für Hochwassergroßprojekte, mit denen vor allem kleine Gemeinden zu kämpfen haben – nicht nur meine Gemeinde -, sind rund 200.000 Euro im Jahr. Das ist eigentlich der ganze BZ-Bedarf, den eine Gemeinde meiner Größenordnung hat. Man wird versuchen müssen, dass wir eine Sonderfinanzierung für diese Großprojekte vor allem in kleinen Gemeinden suchen wird müssen. In einem Bereich könnte ich mir vorstellen, dass man im Zusammenhang mit dem Kärntner Wasserwirtschaftsfonds dort die Gemeinden etwas entlastet und auf längere Frist die Interessentenbeiträge sicherlich bezahlen wird können.

Grundsätzlich, glaube ich, können wir feststellen, dass die verbesserte Entwicklung der finanziellen Situation der Gemeinden sicherlich Platz greifen wird und dass wir wesentlich mehr Möglichkeiten haben werden als in der Vergangenheit. Weitere Verbesserungen sind notwendig. Ich sage das deshalb, weil die Gemeinden einfach die größten Investoren in der öffentlichen Wirtschaft sind, und das flächendeckend auch im Zusammenhang mit den Arbeitsplätzen und vor allem im Klein- und Mittelgewerbe. Wir schaffen Arbeitsplätze und halten die Abwanderung hintan. Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit! (Beifall von der SPÖ- und von der FPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende dankt dem Zweiten Präsidenten und erteilt Abg. Lobnig das Wort.)

Ferlitsch

Abgeordneter Lobnig (FPÖ):

Lobnig

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Ich werde mich auch dem Beschluss der Obmännerkonferenz anschließen und mich sehr kurz fassen, wenn ich auch in meiner Wortmeldung versuchen werde, die einzelnen Gruppen des dritten Blocks in dieser Debatte zusammenzufassen.

Zur Verkehrsinfrastruktur ist, glaube ich, grundsätzlich zu sagen, dass Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur auch Investitionen in unsere Zukunft sind. Wir wissen, dass ja gerade im Bereich des Wegenetzes – ob das Straße oder Schiene ist – auch in den einzelnen Regionen eine Steigerung der Attraktivität dieser Wirtschaftsräume erreicht wird. Das heißt aber für mich auch: Verbesserung der Sicherheit für alle Verkehrsteilnehmer, ob das der Wirtschaftsverkehr ist, ob das der Pkw-Verkehr, jener der Radfahrer oder Fußgänger ist. Verkehrsinfrastruktur und diese Investitionen bedeuten aber auch eine Verbesserung der Lebensqualität für die Menschen, die entlang von Verkehrsadern leben müssen, auch durch Investitionen in Lärmschutzmaßnahmen.

Gerade diese Investitionen haben ja gezeigt, dass beispielsweise im Bezirk Völkermarkt in den Jahren 2002 bis 2004 insgesamt 22,9 Millionen Euro investiert wurden. Es hat einen Nachholbedarf gegeben. Das haben wir versucht, jetzt auszugleichen, indem wir hier massiv investiert haben. Mit der Übertragung der Bundesstraßenkompetenz, das heißt mit dem Bundesstraßen-Übertragungsgesetz mit 1. April 2002, sind wir Gott sei Dank in die Lage versetzt worden, in Kärnten selbst Prioritäten zu setzen, selbst eine Reihung vorzunehmen, welche Infrastrukturmaßnahmen sind in Kärnten, Bereich der Straße nötig und auch erforderlich. So gibt es auch für die Bewirtschaftung des Landesstraßennetzes vom Bund jährlich 55,2 Millionen Euro. Das ist ein Geld, das für uns für diese Maßnahmen, für die Bewirtschaftung und für die Betreuung notwendig ist.

Somit stehen für das Jahr 2005 ausgabenseitig fast 44 Millionen zur Verfügung. Das ist auch eine Erhöhung gegenüber dem Jahr 2004 von rund 1,5 Millionen Euro. Das ist jener Beitrag, den die HL-AG zur Vorfinanzierung unserer Lippitzbachbrücke auch leistet.

Auch im Bereich des ländlichen Wegenetzes – was ja für mich auch Infrastruktur bedeutet – wurden die Dotierungen gleich gehalten. Es hat hier keine Kürzungen gegeben, das heißt für mich auch ein Beitrag und ein Bekenntnis zur Stärkung des ländlichen Raumes. Wie der Herr Präsident vor mir schon angeführt hat, die Schaffung des Regionalfonds wichtig. Mit dem werden zusätzliche Finanzierungen der Gemeinden und deren Projekte ermöglicht. Ich möchte daher nicht mehr im Detail darauf eingehen. Der Herr Präsident hat das auch ausgeführt. Ich möchte mich daher in dem Bereich nicht mehr wiederholen.

Es sind aber auch für generelle Infrastrukturmaßnahmen in den Kärntner Gemeinden hohe Dotierungen vorgenommen worden, insgesamt 12,8 Millionen Euro. Diese Mittel werden auch in verschiedene Projekte der Gemeinden fließen, ob das jetzt die Infrastruktur ist, ob das touristische Bereiche sind, Gewerbe, Betriebsansiedlungen und dergleichen.

Erlauben Sie mir noch kurz, einmal auch das Thema „Landwirtschaft“ anzusprechen! Wenn auch mein Kollege Robert Lutschounig dieses Thema andiskutiert hat und gemeint hat, überall habe es Kürzungen gegeben, möchte ich hier aufzeigen, dass es schwerpunktmäßig schon in einzelnen Bereichen Kürzungen, aber auch Erhöhungen in diesem Bereich gegeben hat. So stehen im Bereich „Landwirtschaft“, wenn ich die Dotierung des Jagdwesens herausnehme, insgesamt 30,479.000 Euro zur Verfügung. Ein Bereich, der für uns auch wichtig ist, auch für unsere Bauern, ist der Bereich der Hagelversicherung. Das ist jener Beitrag, den das Land dazugibt, damit die Bauern von der Prämienlast entlastet werden und daher ohnehin schon eigene Beiträge zu entrichten haben.

Ein wichtiger Bereich ist natürlich auch die nationale Agrarförderung. In diesem Bereich stehen auch 2,705.000 Euro zur Verfügung, die insbesondere für die Förderung von Investitionen in der Landwirtschaft und vor allem für Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raumes gebraucht werden, die nicht kofinanziert werden. Es ist eine Besonderheit, dass man diese extra dotiert hat.

Wichtig sind auch die Zinszuschüsse für die Agrarinvestitionskredite. Wir wissen, dass gerade im landwirtschaftlichen Bereich viele Investitionen getätigt werden und dies auch ein massiver Beitrag für unsere Bauwirtschaft ist.

Das „Programm ländlicher Raum“ sieht 25,342.000 Euro vor. Die wichtigsten Bereiche sind hier für mich einmal die Niederlassungsbeihilfe für unsere Jungunternehmer, denn gerade in der Landwirtschaft erfahren wir immer wieder auch das Problem der Betriebsnachfolge. Mit diesem Beitrag soll für jene, die unter 40 Jahre sind, eine Unterstützung gegeben werden, damit sie auch leichter Investitionen bewerkstelligen können. Und daher auch die Freude dann am Beruf des Bauern oder auch des Landwirtes erhöht wird. Auch wichtig für mich die Kosten für die Berufsausbildung, Fortbildung, zur Verbesserung der Qualität in der Landwirtschaft. Wir wissen, dass dieser Weg nicht vorbeiführt, dass auch neue Technologien in der Landwirtschaft angewendet werden, neue Formalismen gefordert werden im Bereich der Antragstellungen und dergleichen, dass es auch hier einen Beitrag gibt. Und natürlich auch wichtig, die Ausgleichszulage für die benachteiligten Gebiete die auch in diesem Bereich hier do​tiert wird. So gesehen, auch in diesem Bereich „Landwirtschaft“ mit einer Schwer​punktsetzung, sind auch hier Mittel zugeführt worden, wo ich meine, dass wir auch durchaus eine erfreuliche Entwicklung haben können.

Kurz noch zu dem Punkt, vielleicht auf die Finanzwirtschaft angesprochen, wenn auch hier von meinem Vorredner bereits die Steuersituation und die Auswirkungen der Steuerreform angesprochen wurde, so ist es richtig, dass auch mit der ersten und zweiten Etappe der Steuerreform natürlich im Bereich „Einkommen“ (Körper​schaftssteuer) Ertragseinbußen zu verzeichnen sind. Aber ich meine schon, dass man erwähnen muss, dass dieses Geld vorab jetzt in den Betrieben und in den Fami​lien bleibt, geschätzte Damen und Herren! Und das, glaube ich, ist ein Beitrag zur Stärkung der Eigenkapitalbildung in den Unternehmen. Darüber hinaus aber auch ein Beitrag zur Einkommenssituation der Familien draußen, die das auch dringend nötig haben. Und, wenn man auf dem ersten Blick die Gruppe 9, das Ausgabensvolumen in dieser Gruppe 9 ansieht, so glaubt man oder würde man feststellen, dass dies gegenüber dem Jahr 2004 um 230 Millionen Euro verringert wurde, das es zwar ver​ringert wurde. Aber, man müsste ein bisschen hintergründig nachsehen, dass die Be​gründung wirklich darin liegt, dass die Abgangsdeckung der Krankenanstalten mit 143 Millionen nicht mehr in der Gruppe 9 sondern hier im Bereich „Gesundheit“ ver​anschlagt wurden, wo das, - sage ich einmal – auch sachlich hingehört. Auch die Kosten für die Altlastensanierung finden sich jetzt in der Gruppe 5 und auch nicht mehr in der Gruppe 9. Die Darlehen für die Investitionen im Sozialbereich mit über 17 Millionen sind in die Gruppe 4 transferiert worden, daher auch – wie gesagt – in der Gruppe 9 eine massive Reduktion dieses Ausgabenvolumens.

Im Gesamten gesehen, geschätzte Damen und Herren, ist es ein sehr anspruchs​volles und sehr verantwortungsvolles Budget, wenn auch die ÖVP und die Grünen diesem Voranschlag keine Zustimmung geben werden. Das heißt aber für mich auch, sie sind gegen die Investitionen im ländlichen Raum, sie sind gegen die Inve​stitionen im Infrastrukturbereich, gegen Infrastrukturmaßnahmen Gemeinden, Wirt​schafts​entwicklung, Wirtschaftsförderung. Das heißt, sie sind eigentlich grundsätzlich gegen alles. Das Land Kärnten, geschätzte Damen und Herren, hat nicht die Auf​gabe – das möchte ich auch vielleicht anmerken – Landesvermögen zu sammeln, sondern Aufgabe ist es, Vermögen zu bewirtschaften, effizient einzusetzen und wenn ich denke, dass immer die Kritik erhoben wird, Versilberung von Landesvermögen, sage ich mir: Verkauf von Landesvermögen, wenn es zur Tilgung der Schulden dient. Dann nennt man das in der Betriebswirtschaft „Aktiv/Passiv-Tausch“. Das heißt, hier werden Aktiva heruntergenommen, aber auch die Schulden. Das heißt, wir sind nicht ärmer und nicht reicher. Aber eines kann man dazu sagen: Wir erhöhen oder wir erreichen einen Zinseinsparungseffekt und das heißt für mich auch, optimale Be​wirtschaftung eines Landesvermögens. Wir werden klarerweise diesem Budget da​her auch unsere Zustimmung geben. Ich danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall von der FPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende bedankt sich für die Wortmeldung und erteilt Abg. Schwager das Wort.)
Lobnig

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Drei Minuten ist knapp. Sehr geehrter Herr Präsident! Ich fahre dort fort, wo mein Vorredner, der Kollege Lobnig, aufgehört hat und werde nur neue Sachen bringen und nichts wiederholen was schon gesagt wurde, außer eine Zahl – und die hat uns heute der Finanzreferent vormittags kundgetan. Und ich habe die Unterlagen dazu, die ich Ihnen aber nicht vorlesen werde, weil das würde eine Stunde dauern; dass um circa 700 Millionen Euro bereits mit dem Bund ausverhandelte Infrastrukturpro​jekte und Verkehrsinfrastrukturprojekte in nächster Zeit für Kärnten stattfinden wer​den. Nicht alles im kommenden Jahr. Aber da haben wir die fixen Verträge und Unterschriften. Und ich glaube, das ist eine sehr stolze Zahl. Und ich danke dem Herrn Landeshauptmann und auch dem Herrn Finanzreferenten dafür, dass sie das möglich gemacht haben.

So, dann komme ich zu den wichtigsten Sachen. Nicht gesagt wurde heute beim Bahnbau: Der zweigleisige Ausbau der Tauernbahn ist abgesichert und schreitet vo​ran. Und im heurigen Jahr, bis jetzt und vor allem für Herrn Holub vielleicht wichtig, wurde auf die Schiene 9,5 Prozent Zuwachs am Tauerngüterverkehr und minder Schwertransporte auf der Tauernbahn verlagert. Bis jetzt minus 4,5 Prozent. Das sind fixe Tatsachen. Und dann ist weiters zu sagen, dass Österreich beim Schienen​verkehr und Transporten auf der Schiene ohnehin Europaweltmeister ist, weil mit 27 Prozent im Verhältnis zu nicht einmal 10 Prozent im gesamten übrigen Europa, ist das herzeigbar und man soll sein Licht nicht unter den Scheffel stellen. Des weiteren – und das ist da schon enthalten – die nächsten Ausbauphasen beim Koralmtunnel und bei der Koralmbahn. Soviel einmal zur Bahn.

Dann gibt’s Ergänzungen. Ich habe deiner Wort​meldung Folge geleistet, Herr Abge​ordneter Holub. Du hast bekrittelt, dass du im Budget des Landes Kärnten für Lärm​schutz im Budget nichts findest. Das stimmt, du kannst auch nichts finden, weil die 305 Millionen Euro, die in den nächsten Jahren an Lärmschutzeinrichtungen auf der A10 verbaut werden, von Salzburg bis Spittal herein, zahlt ausschließlich die ASFINAG und ÖSAG. Und es wird auch von denen gemacht. Das hat auch Kärnten ausverhandelt und das ist eine Tatsache. Es geht nur darum, dass unter Umständen das Land etwas vorfinanzieren wird müssen, weil der Zeitrahmen ein etwas langer ist; - bis 2020 - und wir das vorziehen wollen auf 2010 und nicht auf 2014 wie heute schon in diesem Dringlichkeitsantrag drinnen steht. Das dazu.

Dann ist noch etwas. Es hat mich verwundert, dass das niemand besprochen hat heute als es die Debatte über den Dringlichkeitsantrag zur A10 Liesertal gab. Und zwar: Ich kann mir nicht vorstellen, dass eine Klage beim EuGH oder beim Verfas​sungsgerichtshof wegen zu hoher Maut auf der Tauernautobahn Erfolg haben kann, weil im Vergleich zu allen anderen Übergängen, Autobahnübergängen über den Alpen, beginnend von Frankreich, Schweiz, Brenner, ist auf der Tauernautobahn noch die geringste Maut samt der Sondermaut. Drinnen ist das berichtet worden. Wir Zwei waren drin; der Kollege Hueter ist mein Zeuge. Frankreich, Mont Blanc-Tunnel, der zur Zeit für den Schwerverkehr gesperrt ist, jenseits der 100 Euro Maut. In der Schweiz ist es nicht ganz genau eruierbar, je nachdem wo man durchfährt, jenseits der 200 Euro. Am Brenner 98 Euro und auf der Tauernautobahn Road​pricing und Sondermaut, zusammengezählt 77 Euro. Und die Sondermaut von Salzburg bis zur Landesgrenze bei Thörl Maglern macht in dem Fall, abgerechnet dann um die 77 Euro, 28,50 Euro aus. So, dann ist somit das auch gesagt. Und ich glaube, dass wir eine Infrastrukturpolitik in Kärnten betreiben, die wirklich herzeigbar ist. Und mein Kollege Lobnig hat ja vorher schon Vergleiche gebracht.

Und jetzt noch zwei Dinge die ich zu sagen habe zur Gruppe 9 „Finanzwirtschaft“ und zu den Gemeinden. Sehr ausführlich hat der Herr Zweite Präsident des Kärntner Landtages und Präsident des Kärntner Gemeindebundes den Finanzausgleich be​leuchtet und für sehr positiv für die Gemeinden Kärntens befunden. Dem kann ich mich anschließen. Dank auch hier den Kärntner Vertreteren, allen voran dem Finanz​referenten, die das möglich gemacht haben, dass die Gemeinden jetzt gut da stehen. Aber es ist noch eine andere positive Zahl zu vermerken. Es hat noch nie so hohe BZ-Mittel in der Höhe von 65 Millionen Euro, das sind nahezu 900 Millionen Schilling, für die Kärntner Gemeinden gegeben. Und ich glaube, mit nahezu 1 Milliarde Schil​ling lässt sich auch für die Kärntner Wirtschaft etwas bewegen, versetzt die Kärntner Gemeinden wieder in die Lage, Investitionen zu tätigen und damit wird auch die Wirtschaft angekurbelt. Das gilt übrigens auch bei allen anderen Maßnahmen die wir haben.

Und dann habe ich noch eine Richtigstellung und die betrifft den Herrn Landesrat Dr. Martinz. Und zwar hat er uns kürzlich einmal hier erzählt, dass in Kärnten mit der EU das so positiv läuft. Dass durch die Nettozahlung Kärntens, wir umgerechnet für Kärnten sogar mehr herausbekommen als wir einzahlen würden bei der EU. Das stimmt natürlich in keiner Weise, weil ich habe mir da die Zahlen kommen lassen vom Finanzministerium und dort schauts so aus: Im heurigen Jahr haben wir eine Bruttozahlung von 2,470.000.000,-- Euro vorgeschrieben. Unter Ausschöpfung aller Mittel, wenn uns das überhaupt gelingt – was selten der Fall ist – sind noch immer 360 Millionen Euro österreichweit an Nettozahlung an Brüssel zu schicken. Dazu ist zu sagen, dass das schon um 120 Millionen Euro im heurigen Jahr mehr sind als im vergangenen Jahr. Im vergangenen Jahr warens circa 240 Millionen Euro. Und der Anteil Kärntens – so, jetzt komme ich zu dem – wurde mir mitgeteilt, würde brutto 179 Millionen Euro ausmachen, aber natürlich kriegen wir da zurück – vor allem auch die Landwirtschaft – muss man sagen – über die ganzen Programme die da laufen, aber auch INTERREG-Programme und alles was es gibt. Und auch wieder bei Aus​schöpfung – was uns vielleicht nicht gelingen wird, aber hoffentlich doch – bleibt noch ein Loch offen; ist unser Anteil noch zwischen 25 und 26 Millionen Euro! Also, die Mär ist vom Tisch, dass wir mehr hinterbekommen als wie wir einzahlen. Das gibt es nicht! Und das ist halt als Faktum festzustellen!

So, das wäre heute zu diesem Jahreshaushalt 2005 meine letzte Wortmeldung. Und ich kann nur wiederholen: Seien wir zufrieden! Das Machbare wurde gemacht und natürlich freudige Zustimmung zum Jahreshaushalt 2005, sowie zu den Eckdaten bis 2009. Danke! (Beifall von der FPÖ-Fraktion.)
Schwager

Vorsitzender Dritter Präsident Ing. Scheuch (FPÖ):

Ing. Scheuch

Danke, Herr Abgeordneter! Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Herr Mock. Seines Zeichens Abgeordneter zum Kärntner Landtag sowie Bürgermeister der Bezirksstadt St. Veit. Ich erteile es ihm hiermit!

Ing. Scheuch

Abgeordneter Mock (SPÖ):

Mock

„An der Glan“ bitte dazu sagen. Wie geht denn das oba da? (Gemeint ist das etwas zu hoch eingestellte Rednerpult.- Es erfolgen mehrere Zwischenrufe aus den Abge​ordnetenbänken. Heiterkeit im Hause. – Vorsitzender: Der Herr Bürgermeister hat das Wort!- Abg. Warmuth: Es geht ja so auch!) Es geht ja so auch. (Vorsitzender: Natürlich geht’s!) Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Herr Präsident! Nor​mal wollte ich mich gar nicht mehr zu Wort melden. Aber die Kollegin hat gesagt, die Statistik ist wichtig. Dass man wenigstens bei der Statistik dann irgendwo aufscheint, weil Viele wahrscheinlich das deswegen tun und sich so oft zu Wort melden, habe ich mir auch überlegt, ich muss doch etwas sagen. Und der Abgeordnete Schwager hat mich eigentlich auf eine Idee gebracht, der gemeint hat, wir zahlen in die EU viel mehr ein als wie wir dann zurückkriegen. Also, ich kann dich beruhigen. Wir zahlen auch beim Land als Gemeinden viel mehr ein als wir zurückkriegen. Das ist natürlich ein Thema – und der Präsident Ferlitsch hat ja schon in seiner Wortmeldung an sich die Belastungswelle der Gemeinden dargestellt.

Meine Damen und Herren! Ich glaube, es wird viel zu wenig ernst genommen was die Gemeinden berührt und wie die Gemeinden schlussendlich kämpfen, um jeden einzelnen Cent, den sie in ihrer Gemeindekassa hat. Wieviel Infrastruktur um die Ge​meinden gebaut wird, wieviel in verschiedensten Bereichen der Wirtschafspolitik in Kärnten überhaupt gemacht werden kann, sind die Gemeinden in erster Linie die Ansprechpartner für Betriebsansiedelungen. Wenn Unternehmen kommen, dass wir schauen, dass wir Grundstücke haben, dass wir dann die Infrastruktur hinbringen. Und, meine Damen und Herren, es ist natürlich- und das ist meine Wortmeldung auch – für mich sehr positiv gewesen, dass die Sozialdemokratie es geschafft hat, einen kleinen Beitrag für die Gemeinden zurückzubekommen, wenn man sich näm​lich jene Teile im Sozialbereich anschaut, wo man die Regelung 60 : 40 hat. 60 Pro​zent – das wissen ja viele Leute nicht – zahlen nämlich die Gemeinden und 40 Pro​zent das Land Kärnten. Und meine Damen und Herren, es hat eine interessante Dis​kussion im vorigen Jahr gegeben, noch vor dem Wahlkampf, wo wir einen Gemein​dereferenten gehabt haben der gemeint hat: „Die Gemeinden hatten noch nie soviel Geld zur Verfügung wie in seiner Zeit als Gemeindereferent.“

Meine Damen und Herren! Es steht dann weiter da im Artikel. „Seine Politik hätte auch bewirkt, dass die Zahl der Abgangsgemeinden gesunken sei; hätten 1999 noch 36 Gemeinden ihre Schulden durch Bedarfszuweisungen des Landes abdecken müssen, wären es 2002 nur noch 28 Gemeinden gewesen!“ Meine Damen und Herren! Im Jahr 2004 – und das Gemeindebudget im Jahr 2003 hat noch der Lan​desrat Wurmitzer gemacht.

Heuer dürfen wir sagen, es sind nicht weniger Gemeinden geworden, weil sie von der Bedarfszuweisung derartig gut unterstützt worden sind und die Belastungen in den Gemeinden derartig niedrig sind, laut Wurmitzer, dass wir noch nie so viel Geld gehabt haben wie jetzt. Jetzt haben wir 49 Gemeinden, die ihre Budgets nicht mehr gestalten können.

Meine Damen und Herren! Das, glaube ich, ist schon eine Politik gewesen, und da kann sich die ÖVP und vor allem Landesrat Wurmitzer nicht verstecken, dass die Gemeinden schon gelitten haben, unter seiner Führung als Gemeindereferent, weil er uns und mir persönlich versprochen hat, dass man die Landesumlage – das hat er bei seinem Antritt als Gemeindereferent versprochen – an sich irgendwann einmal streichen wird. Meine Damen und Herren! Meine Gemeinde zahlt also Landesumlage 850.000 Euro im Jahr! (Abg. Lutschounig: Das ist der Solidaritätsbeitrag!)

Wenn man bedenkt, dass die Gemeinden die Getränkesteuer noch nicht geregelt haben, so hoffe ich, dass die Belastung nicht durch die Gemeinden kommt, dass wir die Getränkesteuer dann vielleicht auch zurückzahlen müssen. Meine Damen und Herren! Es wurde uns versprochen, dass man im Bereich der Sozialabgaben Änderungen ins Budget hineinschreiben wird. Das ist uns schon vor Jahren versprochen worden. Es ist uns, der Sozialdemokratie, jetzt gelungen, dass man schrittweise endlich zu einer Regelung kommt, dass die Gemeinden von ihren 60 % wegkommen. Ich hoffe, dass wir in diesen paar Jahren die paar Prozent einsparen. Das macht sage und schreibe ja nicht mehr aus, das ist ja fast ein lächerlicher Betrag von 2 Millionen Euro. Aber es ist ein schöner Betrag. Die Gemeinden freuen sich, wenn man bedenkt, dass die Gemeinden im Gesamtaufwand an das Land Kärnten 91 Millionen Euro zahlen. Diese 2 Millionen Euro – ich glaube, dass das für jede kleine Gemeinde eine erfreuliche Situation ist – sind wenigsten ein Tropfen auf den heißen Stein! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort. – Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Hast du schon die Farbe gewechselt?)

Mock

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich darf auch die Grüne Jugend auf der Tribüne begrüßen! (Beifall von der Zuhörergalerie und der Abg. Mag. Lesjak) Du musst diesmal nicht aufstehen. Es ist nicht abgesprochen. (Heiterkeit im Hause und auf der Galerie. – Abg. Mag. Grilc: Bravo! – Abg. Lobnig: Alle sind eingeladen, aber es ist nur einer gekommen!)

Gruppe 6, nur zum Kollegen Ferlitsch und Kollegen Vouk: Diese Aussage bezüglich des Ausverkaufs und dem Kanalanschluss wurde getätigt von einem Altbürgermeister aus dem Rosental. Ich habe den Namen der Dame, die bei uns war, da. Wir können es dann durchgehen. Sie hat wirklich ein Problem. Sie wohnt im Rosental. Ihr Haus ist das Letzte in der Gemeinde. Sie hat 50 Meter hineinzugraben. Sie hat eine Pflanzenkläranlage und kann sich den Kanal wirklich nicht leisten. Sie wollte den Bescheid beeinspruchen. Sie sagt, der Gemeindebedienstete hat ihr den Bescheid gebracht. Sie hat nicht gewusst, dass sie den beeinspruchen muss. Aber wir können das gemeinsam dann einmal durchgehen. Schauen wir uns das an! (Abg. Lutschounig: Das muss ein SPÖ-Bürgermeister gewesen sein, weil im Rosental gibt es nur SPÖ-Bürgermeister!) Sie war wirklich verzweifelt! Damit ist ja kein Bürgermeister diskreditiert. Nur grundsätzlich soll die Politik dazu da sein, dass sie den Menschen hilft und sie nicht dazu bringt, die Häuser zu verkaufen. Aber gehen wir es nachher durch.

Gruppe 6, Verkehr: Wenn wir den externen Verkehr nicht in den Griff bekommen werden, wie gesagt, ich werde es immer wieder anleiern. Die externen Verkehrskosten in Deutschland sind gleich hoch wie das BIP in Österreich. Da brauchen wir eine Idee, da brauchen wir eine Voranschlagsstelle. Da müssen wir zum Verursacherprinzip zurückkommen. Es kann nicht sein, dass wir auf Kosten des Verkehrs in den nächsten 20 Jahre alle werden arbeiten müssen.

In Kärnten haben wir budgetiert für das „Verkehrskonzept“: null Euro. Soll sein. Seit dem Jahr 1991 gibt es ein „Verkehrskonzept“. Das wird halt nicht umgesetzt. (Abg. Schwager: Das zahlt ja die ASFINAG!) Vielleicht kann man sich dann noch einmal zusammensetzen und ein bisserl mehr als null budgetieren!

Was mir noch aufgefallen ist: „Lkw-Kontroll​platz 100 Euro“. Ich weiß nicht, ob sie damit auskommen werden – wenn sie jeden Tag weniger als 30 Cent ausgeben, vielleicht? (Zwischenruf des Abg. Schwager) Ist auch nicht mehr Zugang, würde ich jetzt einmal sagen, dass das ein bisserl vermehrt gemacht wird. Der zuständige Landesrat hat mir versprochen, es wird mehr Lkw-Kontrollplätze geben. Das muss man auch in den Griff kriegen, weil auch die Stinker machen uns kaputt, nicht nur das Passivrauchen. (1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: Das zahlt die ASFINAG!) Gut!

Wir setzen auf Großprojekte: Koralmtunnel. Ich weiß nicht, ob ich es erleben werde, dass der fertig wird; meine Lebenserwartung ist zwar nicht so hoch. Irgendwie bauen wir verkehrsmäßig große Pyramiden ins Land. Es kostet, kostet, kostet! Wenn wir da nicht umdenken, werden wir so ausschauen, wie wir jetzt bald im Budget ausschauen. Danke! (Beifall von der Abg. Mag. Lesjak)

Holub

Vorsitzender Dritter Präsident Ing. Scheuch (FPÖ):

Ing. Scheuch

Als Nächster zu Wort gemeldet ist Abgeordneter Bürgermeister Strauß. Ich bitte ihn, ans Rednerpult zu treten und zu uns zu sprechen!

Ing. Scheuch

Abgeordneter Strauß (SPÖ):

Strauß

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine Herren der Landesregierung! Knapp zwölf Stunden habe ich warten müssen, bis ich mich an und für sich heute zum Budget äußern kann. Ich habe den ganzen Tag mit großer Begeisterung zugehört und sehr viele Sachen erfahren. Ich frage mich um 21 Uhr, wie es eigentlich den Abgeordneten der ÖVP und den Grünen geht, weil die müssten heute relativ traurig sein. Es war alles negativ, es war alles nur schlecht, was in Kärnten passiert ist. Es ist alles schlecht, was wir in Zukunft eigentlich vorhaben, was wir gestalten, was man sich eigentlich in einem ehrgeizigen Ziel, in einen Fünf-Jahres-Plan, aber auch in einem kurzfristigen Plan, für das Budget 2005 vorgenommen hat: eine Stabilisierung der Landesfinanzen, eine Stabilisierung der Landesfinanzen aber auch insofern, dass man daran denkt, nicht nur zu sparen, sondern auch die wirtschaftlichen Impulse und Zielsetzungen weiterhin voranzutreiben.

Es war sehr viel Kritik dabei. Wir haben in unserer Fraktion sehr viel diskutiert, auch einmal das Budget verschoben, sind aber zum Schluss zur Meinung gekommen – nach reiflicher Überlegung -, dass wir diesem Budget zustimmen werden. Es sind sehr viele Sachen dabei, die auch sozialdemokratische Handschrift tragen. Ich denke da an viele Sachen, die schon meine Vorredner gebracht haben, Präsident Ferlitsch, Gerhard Mock hat es auch angebracht. Die Entlastung der Gemeinden ist ein wesentlicher Faktor! Viele Bürgermeister haben in den letzten Jahren auf Grund der Bundesregierungsentscheidungen, aber auch teilweise der Entscheidungen der Landesregierung sehr darunter gelitten, dass sie viele Investitionen zurückstellen haben müssen. Nebenbei haben sie aber auch gesetzliche Maßnahmen durchführen müssen wie Kanalbau und vieles andere mehr.

Ich möchte das Thema „Kanalbau“ hier wirklich nicht mehr strapazieren, aber ich kann das nicht im Raum stehen lassen, jene Situationen, wo man hier im Kärntner Landtag in einer Gesetzgebungsperiode, in einer Gesetzgebungsinstitution Sachen erzählt, wo man von einer 50-Meter-Anschlusssituation redet. Also jeder, der sich mit dem Kärntner Kanalisationsgesetz auskennt, weiß ganz genau: Die maximale Belastung eines Bürgers ist 30 Meter, im Kanalisationsgesetz niedergeschrieben. Alle Gemeinden haben auch innerhalb ihrer Budgetmöglichkeit vorgesehen, Kredite, Ratenzahlungen aufzunehmen. Ich glaube, jene nicht genannte Gemeinde im Rosental wird das sicherlich auch für ihre Bürgerinnen und Bürger und ihre Haushalte und für die sozial Schwächeren zur Verfügung stellen.

In Österreich gibt es ein Gesetz, dass man auch beantragen kann, Mittel aus dem Landesbudget zur Umsetzung dieser Kanalisationsverpflichtung zu lukrieren, wo 60 % dieser Kosten das Land übernimmt und 40 % dann die Anschlussgemeinde bzw. die verpflichtende Gemeinde.

Mein Beitrag möchte sich auf Grund der explodierenden Energiebilanzen bzw. Energiepreise darauf richten, dass man wirklich nachdenkt, auch jene Mittel zur Verfügung zu stellen. Im Budget sind rund 6 Millionen für Energieförderung im Land vorgesehen; eine Energieförderung, die konsequent weitergeführt werden soll, selbstverständlich auch mit dem Ziel, hier aufgabenneutral die Einsätze der Finanzmittel vorzunehmen.

In der Solarförderung sind für das Jahr 2005 rund 4 Millionen Euro vorgesehen. Das werden ungefähr 2.000 zu fördernde Haushalte oder Anlagen sein; bei den Pelletsheizungen rund 360.000 Euro, bei Hackschnitzelheizungen (in der kleineren Ausführung) 176.000. Bei Scheitholzanlagen gibt es ebenfalls eine Förderung von rund 200.000. Für Fernwärme-, Nah- und Mikroprojekte, aber auch größere Projekte mit ungefähr 600 Hausanschlüssen ist eine Summe von rund 1,8 Millionen Euro vorgesehen. In Summe mit den 300.000 Förderung für die Wärmepumpen sind es zirka 6,7 Millionen. 2,1 Millionen Euro sind aber auch im Nachtragsvoranschlag vorgesehen, der heute ebenfalls zur Beschlussfassung ansteht.

Ich denke, hier sind wesentliche Finanzierungsmöglichkeiten gegeben, um einerseits dieWertschöpfung im Land Kärnten zu belassen – andererseits natürlich jene Biomassemöglichkeit, die wir in Kärnten haben, vernünftig auszunützen und auch einen Beitrag zum Kyoto-Abkommen und zur Erreichung der Kyoto-Ziele voranzutreiben.

Es werden die Projekte in Emmersdorf und in Arnoldstein ausfinanziert. Es werden Projekte in Bleiburg und in anderen Gemeinden mit den Mitteln ausfinanziert, die zur Verfügung gestellt werden. Es ist in dieser Regierung auch etwas neu: ein so genannter Öko-Beirat. Dieser Öko-Beirat hat ein Modell beschlossen bzw. einem Modell die Zustimmung gegeben, im Bereich der Biomasse Eberndorf mit einem Energie-Know-how-Vorsprung der Firma Urbas eine kombinierte Anlage, die einerseits Wärme erzeugt, andererseits aber auch Strom erzeugen kann und wird, als Pilotprojekt zu installieren. Wir setzen sehr große Ziele dahinter, um auch hier vielleicht eine Wertschöpfung für den Industriebetrieb, für diese eisenverarbeitende Firma Urbas, vielleicht auch als Technologie und Technologietransfer, kärntenweit und über unsere Grenzen hinaus zu symbolisieren.

Sehr interessant ist natürlich auch das Thema für jeden Bürgermeister das ländliche Wegenetz. Wir wissen selbst, wie die Situation in den letzten Jahren aufgebaut war. Die politisch Verantwortlichen in der Landesregierung haben sich sicherlich auch darüber Gedanken gemacht: „Wie kann man das ländliche Wegenetz hier ausstatten?“ Hier kommt es zu einer Verschiebung, die ja Landesrat Rohr am Vormittag schon geäußert hat. Es ist aber nicht so, dass wir Projekte wegnehmen wollen. Wir wollen nur etwas: Sie objektiver und transparenter aufstellen. In den letzten Jahren war es ja eigentlich so, und ich habe selbst Wegerhaltungssysteme in der Gemeinde, ländliches Wegenetz, wenn man draufkommt, dass dann Projekte bzw. Förderungswerber 10 bis 15 Jahre warten müssen, nur höchstwahrscheinlich wegen einer Situation, weil sie nicht unbedingt Mitglieder des Bauernbundes waren. Hier wollte man eigentlich erreichen, dass man hier etwas objektivere und transparentere Förderungen durchführen soll. (Abg. Lutschounig: Also das ist eine Unterstellung! Jetzt wird alles auf einmal gemacht? Super!)
Es sollte aber auch transparent etwas sein, dass man jenen, die den Antrag auf Förderung stellen, auch etwas mitteilt: Die alte Regelung war 70:30. Und bei der 70:30-Regelung hat die Ortsgemeinde in den meisten Fällen nicht gewusst, welche Projekte beantragt werden. Dann sind die Antragsteller zur Gemeinde gekommen und haben bei der Gemeinde den Antrag gestellt, bitte jene 30 % zusätzlich noch zu fördern. Jetzt macht man es etwas transparenter und sagt: „Jawohl, wenn du das bauen willst, dann bauen wir es gemeinsam mit der Gemeinde.“ Dann versucht man vom ersten Beginn, hier die dementsprechende Aufgabenstellung zu erreichen.

Dem Gemeindebundpräsidenten Hans Ferlitsch recht herzlichen Dank auch für die Einbringung seiner und unserer gemeinsamen Idee, im Rahmen des Finanzausgleiches! Ich glaube, das ist ein wichtiger Beitrag, dass wir wieder jene Mittel erreichen, die wir im Jahr 2000 bzw. 2004 in etwa gehabt haben. Das ist für viele Gemeinden eine kleine, aber trotzdem sehr effiziente Hilfe.

Innerhalb der Gemeinden muss aber auch etwas passieren – und da gibt es ja schon die ersten Ansätze im Kärntner Gemeindebund bzw. auch mit der Gemeindeabteilung und mit dem zuständigen Landesrat Rohr, ein so genanntes Benchmarking, Vernetzung der einzelnen Gemeinden und Wirtschaftsorganisationsteile, aufzustellen, um hier zusätzliche Ressourcen, die teilweise vorhanden sind, besser ausnützen zu können, um auch hier eine finanzielle Entlastung der einzelnen Gemeinden zu erreichen.

Der Zukunftsfonds, der ja heute teilweise auch schon angesprochen worden ist und der aus den Erlösen der Hypowandelanleihe bzw. des Verkaufes der Hypoanteile zu erzielen wäre, ist hier auch ein wesentlicher Teil. Ich rede da sicherlich auch speziell für das Kärntner Unterland, für den Südkärntner Raum, Möglichkeiten, Ressourcen frei schaffen. Ich denke dabei zum Beispiel an den interkommunalen Gewerbepark, der sich sehr positiv in der Vorbereitungsphase im Bereich Bleiburg entwickelt, der auch ein wesentlicher Bestandteil für die bessere Ausnützung der demnächst fertig gestellten Lippitzbachbrücke sein kann, aber auch im Rahmen der neuen Bahn der HL-Neuanschluss Koralpe und Richtung Graz und mit den Verbindungen der internationalen Verkehrsschienen.

Geschätzte Damen und Herren! Ich wünsche allen bei der Umsetzung dieses Budgets 2005 und des mittelfristigen Budgetplans alles Gute! Selbstverständlich werden wir sicherlich noch die eine oder andere Anpassungsveränderung durchführen müssen. Aber ich glaube, es ist der richtige Ansatz zu einer finanziellen Stabilisierung unseres Landes, einer Stabilisierung, die aber auch den Auftrag hat, Wirtschaft, Wertschöpfung und den Lebensstandort Kärnten zu erhalten. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)

Strauß

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich habe immer gedacht, dass Budgetdis​kussionen dafür da sind, dass man Rede gegen Gegenrede stellt, dass man sich über Inhalte auseinandersetzt, dass man auch sagen darf, was einem nicht passt, dass man kritisieren darf, dass man sagen dürfte, da wären unsere Vorschläge und ich hätte das Budget anders gemacht. Heute habe ich gemerkt, dass eine Budget​diskussion auch dafür verwendet wird, ein politisches Hick-Hack da zu veranstalten und in die (1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: Ja, das haben aber sie angefangen.) Ver​gangenheit nur irgendwie zu schauen und Schmutzwäsche zu waschen. Das ist, glaube ich nicht der Sinn der Sache.

In der Obmännerkonferenz, wo wir ja nicht dabei sind … (1. Präs. Dipl.-Ing. Freun​schlag: Und uns charakterlos zu nennen!) Nein, ich habe niemanden charakterlos genannt, ich habe gesagt: Wir haben wenigstens noch einen Charakter und wir trauen uns das zu sagen was wir uns denken. (Weitere Zwischenrufe aus der FPÖ-Fraktion.) Das habe ich nicht gesagt. (1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: Ja, aber ge​dacht habens das, …) Ich möchte mich an meine fünf Minuten halten und sage jetzt etwas zur Gruppe 7 „Wirtschaftsförderung“. (Die Vorsitzführung übernimmt um 21.17 Uhr 1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag.) Die Wirtschaft, besonders unsere Klein- und Mittelbetriebe, sind (1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag beim Einnehmen seines Platzes sprechend: Die sind zu erhalten, sonst gar nichts!) besonders wichtig. Herr Präsi​dent, man muss auch mit gutem Beispiel vorangehen, und das ist kein gutes Bei​spiel. (1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag lautstark: Ja, dann machen Sie das, ja!) Es wird immer argumentiert, dass die Wirtschaft, besonders die Klein- und Mittelbetriebe für Kärnten besonders wichtig ist. Eine gute Wirtschaftsentwicklung hängt auch da​von ab, wie gut das Budget ist und wie gut das auch zusammenpasst mit den wirt​schaftlichen Entwicklungen. Deswegen ist es ein bisschen verwunderlich, dass ich da einige Budgetposten gefunden habe, die eher diesem Interesse widerstreben. Es gibt ein paar Einsparungen bzw. deutliche Minderdotierungen in einigen Bereichen, zum Beispiel in der Grundlagenverbesserung in der Land- und Forstwirtschaft. Da gibt’s ziemliche Einbußen. 2003 wurden 17,2 Millionen ausgegeben; 2005 sind nur mehr 10,8 Millionen veranschlagt. Nachdem es ja so ist, dass das Bauernsterben sehr dramatisch ist, das wissen wir, ist es nicht nachvollziehbar, warum so wertvolle Kulturlandschaftspfleger hier mit weniger Mitteln bedacht werden sollen.

Hingegen gibt es aber eine Steigerung bei der Image- und Beratungskampagne. Da gibt’s 100.000,-- Euro mehr als noch im Rechnungsabschluss 2003. Das ist interes​sant, weil es gibt mehr Mittel für Image, aber keine Mittel für das was die Inhalte eines guten Image sein sollen. Und beschämend ist die Förderung des Fremden​verkehrs. 2003 wurden ausgegeben: 472.320,-- und 2005 sind lediglich 310.000,-- Euro ausgewiesen, obwohl der Fremdenverkehr eines der Hauptstandbeine in der heimischen Wirtschaft ist. Der Tourismus braucht, glaube ich, Förderungen gerade jetzt, weil wir wissen, es sind die Nächtigungszahlen ein bisschen zurückgegangen und in Zukunft wird’s so ausschauen, dass der Billigtourismus auch abnimmt bzw. uns Probleme bereiten wird. Der Billigtourismus wird immer unattraktiver. Da muss man umstellen. Jetzt wärs wichtig, dass man auf einen sanften Tourismus übergeht, auf einen Qualitätstourismus. Und wir haben die besten Voraussetzungen dafür. Wir haben Ressourcen, wir haben eine gute Luft, gutes Wasser. Wir haben fleißige Leute, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Früher habens gerade das Gegenteil gesagt!) die sich das auch antun. Wir haben eine tolle Landschaft. Das sind Juwele, die es anderswo nicht mehr gibt und da wäre es wichtig, innovative Projekte zu machen. Hier zu schauen, dass da wirklich Nischen gebildet werden. Es gibt gute Beispiele, auch in anderen Bundesländern, - die kann man sich abschauen. Also, da wäre es ganz wichtig, den sanften Tourismus herzustellen.

Ich habe eine aktuelle Studie vom Verkehrsklub Österreich gefunden, die beschei​nigt, dass zuviel Verkehr den Tourismus beeinträchtigt. Ich darf daraus zitieren. Zitat: „Die negativen Effekte des Verkehrs treten vor allem im Sommertourismus auf. Tou​risten suchen Erholung und Ruhe. Verkehrslärm ist da nur ein Kriterium für die Wahl des Sommerurlaubsortes. Insgesamt findet eine mehrschichtige Konzentration statt in der Unterkünfte mit niedrigem Standard sowie kleine Tourismusgemeinden mit re​lativ geringem Infrastrukturangebot vom Markt gedrängt werden.“ Als Beispiel gibt’s in dieser Studie die Gästenächtigungen im Sommerhalbjahr in Seeboden. Da war der jährliche Durchschnitt in den 70iger-Jahren 640.000 Nächtigungen. In den 90iger-Jahren warens dann nur mehr 459.000 im Jahr und im Jahr 2003 gabs 330.671 Nächtigungen in Seeboden im Jahresdurchschnitt. Das heißt, dass Seeboden vor der Eröffnung der Tauernautobahn fast 700.000 Nächtigungen gehabt hat und jetzt ist es gerade Mal die Hälfte. Also Lärm, Autolärm, beeinträchtigt auch die Qualität. Nicht nur, natürlich, aber auch! Und das muss man mitbedenken.

Es ist auch ein bisschen, möchte ich auch als Kritik sagen – gut, wir sind in Op​position. Es ist ja auch unsere Funktion, da Kritik zu äußern. Es wird immer von der Wirtschaft geredet. Wieso gibt’s bei den wirtschaftspolitischen Maßnahmen auch we​niger? Es ist unklar, wem diese Gelder zugute kommen. Ob das auch mit dem KWF abgestimmt ist. Das wird notwendig sein, weil der KWF, aus meiner Sicht, doch ein Konzept hat, wie die heimische Wirtschaft gestärkt werden soll. Es sind auch noch Verbesserungen möglich, was gerade die Förderung von Klein- und Mittelbetrieben betrifft. Interessant ist, dass sich in dieser Gruppe „Wirtschaftsförderung“ die See​bühne befindet. Dass das unter Wirtschaftsförderung läuft, das ist wohl sehr wörtlich zu nehmen, weil mit Kultur hat, die Wörtherseebühne nicht sehr viel zu tun. Und, man muss – glaube ich – einfach einmal sagen: Die Wörtherseebühne ist eine Fehlinve​stition. Sie verschluckt mehr als sie Gewinn bringt. Und das muss man auch mit wirtschaftlichen Kriterien einschätzen. Wie hoch ist die Wertschöpfung? Was ist da der Gewinn? Wem kommt das zugute?

Sehr positiv ist die Energieförderung des Landes. Auf der Bundesebene haben wir da Schwierigkeiten mit dem Ökostromgesetz. Da ist es wirklich sehr erfreulich zu sehen, dass hier Kärnten sich bemüht in so einem wichtigen Zukunftsbereich das zu investieren. Eine Anregung vielleicht noch: Es wird im Moment, glaube ich, nicht ge​sehen, dass es viele Chancen auch im Bereich Slowenien gibt. Dass es Koopera​tionsmöglichkeiten gibt zu den Nachbarstaaten. Bisher hat man, aus meiner Sicht, eine etwas sozusagen national aufgefasste Wirtschaftspolitik betrieben. Ich glaube, dass wir sehr viel versäumen, wenn wir keine Kontakte schließen, keine Koopera​tionen mit Slowenien – gerade im landwirtschaftlichen Bereich – aber auch im Be​reich der Bewirtung und bei der Betreuung der Natur, der Naturparks et cetera. Da wäre noch Vieles zu machen. Es reicht halt nicht, sich gegen die Gefahren der Glo​balisierung zu schützen, wenn man die Karawankengrenze in die Verfassung schreibt. Das wird’s nicht sein! Gegen die Gefahren kann man sich dadurch schützen, dass man Strukturen zur Verfügung stellt, Infrastrukturen. (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) Dass man den Betrieben Hilfestellungen gibt, dass sie Kooperationen eingehen können. Der Cluster, der Mikroelektronikcluster, ist ein sehr gutes Beispiel. Das könnten auch andere Branchen übernehmen. Das mit den Spra​chen wird sich selber irgendwo erledigen. Weil dort wo man handelt, dort ist das kein Thema mehr. Kontakte entstehen in der Wirtschaft und das ist auch gut so. Und das Nationale spielt dann halt nicht mehr so eine Rolle.

Was bringt einen Wert, einen Mehrwert für dieses Land? Eine hohe Wertschöpfung ist nicht durch Billigflieger zu garantieren, sondern durch gesicherte Humanressour​cen. Das sind gute Ausbildungen, Grundausbildungen, Aus- und Weiterbildungen, innerbetriebliche Bildungen. Und auch gerade für Frauen – da könnte man sich für die Klein- und Mittelbetriebe was überlegen, Investitionen und Innovationen, damit Nischen entstehen können. Die Nischen haben doch ein bisschen einen Widerstand gegen den globalen Verdrängungswettbewerb und da haben wir große Chancen, weil Kärnten Besonderheiten hat, die es anderswo nicht gibt. Und letztendlich sind es die Qualitätsprodukte, die ich schon erwähnt habe, unsere natürlichen Ressourcen, wie Wasser, Luft, Umwelt und eine gesunde Landwirtschaft. Danke schön! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Hvala lepa!)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Vouk das Wort.)
Mag. Lesjak

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

(Der Redner stellt die Pulthöhe ein.) Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Kolleginnen und liebe Kollegen! Lieber Zuhörer! (Es befindet sich ein Zuhörer auf der Tribüne!) Gratuliere für die lange Ausharrzeit, aber es wird interessant werden, ich versprichs! (Heiterkeit im Hause.) Als Tourismussprecher der Kärntner Sozialdemokraten, sei es mir gestattet, euch in bisschen noch über die Tourismussituation in Kärnten zu stra​pazieren. Es wird ein paar Minuten dauern, nicht 75, aber zumindest ein paar Minu​ten. Und ich bin auch sehr froh, dass der Herr Landeshauptmann-Stellvertreter Pfei​fenberger bei uns da ist und ich begrüße auch den Herrn Landesrat Dr. Martinz sehr, sehr herzlich, der auch noch in der Regierungsbank ausharrt, weil die Abgeordneten sind ja immerhin auch noch anwesend. Liebe Kolleginnnen! Liebe Kollegen! Das schlechte Sommerergebnis – und man darf nicht vergessen, es hat bis Ende immer​hin 586.000 Übernachtungen weniger gegeben. Liebe Kollegin Lesjak! Du warst eigentlich eh noch human. Also, das ist an und für sich kein gutes Ergebnis. Also, dieses Ergebnis hat die Defizite im Kärntner Tourismus schonungslos aufgezeigt. Es hat sich die Spreu vom Weizen getrennt. Es hat aber auch eine Auslese stattgefun​den nach Betrieben und nach Orten. Gute setzen sich durch und Schwache sind ab​gefallen.

Drei große Bereiche haben das Ergebnis beeinflusst. Das Wetter – das nimmt man sowieso gerne her als Ausrede. Aber diesmal war es wirklich so. Die Wirtschaftslage am Kärntner Hauptmarkt Deutschland und die allgemeine Spargesinnung. Der Struk​turwandel machte sich aber in diesen schwachen Tourismuszeiten besonders be​merkbar. Nur die Guten können sich in solchen Situationen durchsetzen! Jene Tou​rismusbetriebe die mit Angeboten aufwarten die nicht dem Wetterrisiko ausgesetzt sind. Kärnten als Land der Seen darf sich nicht allein auf den klassischen Badetou​rismus verlassen, sondern wir müssen auch Bäder mit Warmwasser anbieten. Es müssen ja nicht unbedingt gigantische Erlebnisbäder sein. Es reichen kleine Well​ness-Tempel, beheizbare Seebäder – wie auf der Turrach - Seesaunen und wasser​bezogene Einrichtungen, die auch bei Schlechtwetter benutzbar sind. Doch davon gibt es leider in Kärnten viel zu wenig und ich hoffe, dass hier der in Aussicht gestel​lte Kärntner Zukunftsfonds auch dieses Manko dann auch abschaffen wird und hier in Nachhaltigkeit auch investieren wird. Und ich habe gerade mit meinem Kollegen Gunzer ein Gespräch geführt. Ich glaube, dieser Zukunftsfonds wird uns ja in die Lage versetzen, hier wirklich dann auch gemeinsam das Positive für Kärnten in die​sen Fragen umzusetzen, weil einfach in diesen Bereichen die Wirtschaft alleine nicht in der Lage ist, diese Einrichtungen zu schaffen.

Es ist aber natürlich auch wichtig, sich vom deutschen Markt, von der Abhängigkeit, ein bisschen zu lösen. Wir spüren ja die Rezession in Deutschland. 1 : 1 schlägt sich das bei uns nieder. Und man muss natürlich auch hier neue Märkte bewerben. Und ich denke, es geht hier nicht nur um den Verkauf, sondern man muss das auch intensiv bewerben und ich denke, dass das aber auch bei den Billigflügen nach Kla​genfurt ein bisschen verabsäumt wurde. Kärnten muss präsent sein, wenn sich po​tenzielle Gäste Gedanken über ihren Urlaub machen. Und das erfordert einen mas​sive, kostenintensiven Einsatz von Werbemitteln. Ein besonderes Augenmerk, und das ist mir natürlich auch ein großes Anliegen, sollen wir auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Fremdenverkehr widmen und die jährlichen aufflackernde Dis​kussion um die von der Wirtschaft geforderten Saisonärs, kann nicht weiterhin taten​los so hingenommen werden, wenn gleichzeitig am Arbeitsmarkt viele Arbeitssu​chende keinen Arbeitsplatz finden. Also das Problem müssen wir auf alle Fälle einer Lösung zuführen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Hier ist aber durch entsprechende Ausbildung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter anzusetzen. Insbesondere muss in Fremdsprachenkenntnisse investiert werden und Zusatzausbildungen sind natürlich zu forcieren. Durch erhöhte Qualität bei der Aus​bildung kann automatisch auch ein höheres Entgelt an die Dienstnehmer gezahlt werden, was bei dem hohen Anteil der Beschäftigten im Tourismus in Kärnten wie​derum zu einer Verbesserung der gesamtwirtschaftlichen Situation in Kärnten führen würde. Für die Mitarbeitermotivation ist es entscheidend, dass die Arbeitsplatzbedin​gungen im Fremdenverkehr attraktiver werden müssen. Erzielbar ist dies durch die Forcierung des Ganzjahrestourismus und durch mitarbeiterfreundliche Arbeitszeitmo​delle. Die Folge davon wäre, dass die Anzahl der Personen, die zwar im Fremden​verkehr hoch qualifiziert ausgebildet werden, aber nicht im Fremdenverkehr verblei​ben, drastisch gesenkt werden könnte. Aufgrund der Vielzahl der im Tourismus täti​gen Gesellschaften, das haben wir ja schon mehrmals hier diskutiert, und der engen Vernetzung durch gegenseitige Beteiligung ist es unabdingbar, dass durch die Schaf​fung einer Kärnten-Tourismusholding eine einheitliche Zielstruktur und ein Bündeln der Kräfte erfolgt. Das wird zwar seit Jahren schon angekündigt, ist bis heute aber leider noch nicht umgesetzt. Aber ich denke, es gibt hier Diskussionen. Und auch der Herr Tourismusreferent wird uns ja wohl auch Koalitionspartner und als Arbeitsge​meinschaftspartner infomieren, wohin die Reise geht. Aber ich denke, es ist höchst an der Zeit, dass die vielen unübersichtlichen Gesellschaften unter einem Dach or​ganisiert werden.

Es ist aber auch zu überlegen, ob Gesellschaften mit ähnlichen Aufgabenbereichen, wie beispielsweise der Verein Kärnten-Card und die Kärnten-Power-Card GmbH, nicht mittel- bzw. langfristig in ein einheitliches Unternehmen umgewandelt werden, um dadurch einerseits Einsparungseffekte erzielt werden und andererseits Doppel​gleisigkeit vermieden werden könnten. Ziel muss es sein, die touristische Infrastruk​tur Kärntens für Kärnten erlebbar und kostengünstig benützbar zu machen. Und das ist mir ein besonderes Anliegen. Das vernetzte Erlebnisland ist verstärkt auszu​bauen, wobei hier mittel- oder langfristig an eine einheitliche Karte gedacht werden soll, mit der man beispielsweise im Sommer die Ausflugsattraktionen genießen kann und die im Winter als Schipass verwendet werden könnte. Das wäre vielleicht einmal ein neuer Ansatz. Die Verlängerung der Vor- und Nachsaison ist genauso ein Gebot der Stunde wie die Entzerrung der Einsaisonalität. Aufgrund der massiven Investitio​nen und Förderungen in die Winterinfrastruktur muss das Schifahren für die Kärnt​nerinnen und Kärntner und im Speziellen für die Familien weiterhin leistbar sein, an​dererseits muss es verstärkt zu einem Mitteleinsatz bei der Errichtung von Schlecht​wetter​einrichtungen kommen. Die Raumordnung, auch ein wichtiges Thema im Tou​rismus, spielt natürlich eine immer wichtigere Rolle und aus den Fehlern der Vergan​genheit muss gelernt werden.

Insbesondere touristisch wertvolle Uferflächen in der ersten Reihe dürfen unter keinen Umständen privatem Spekulationskapital zur Verfügung gestellt werden, vielmehr muss versucht werden, auch touristisch wertvolle Nutzungsflächen in der zweiten und dritten Reihe für die Einheimischen und für den Tourismus allgemein zugänglich zu erhalten.

Die Familie ist ein wichtiges Zukunftssegment für den Kärntner Tourismus und durch entsprechende Zurverfügungstellung von kinderfreundlichen Einrichtungen massiv zu fördern. Kooperationen müssen gestärkt, gefördert und unterstützt werden! Bestehende Kooperationen wie beispielsweise die Millstätter Hotelkooperation, die mir persönlich sehr gut gefällt, sind auf andere Regionen auszuweiten und als „Modellfall“ zu transportieren. Der Städtetourismus ist eine geeignete Alternative, um Nächtigungszuwächse auch im Fall von Schlechtwetter zu erzielen. Hier ist auf eine entsprechende Ausgewogenheit zwischen Seminartourismus, Kongresstourismus und Kulturtourismus zu achten.

Der letzte Bereich: Der Kulturtourist ist bisher zu wenig auf Kärnten aufmerksam gemacht worden. Es ist aus tourismuspolitischer Sicht auf Grund der hohen Ausgabenquote des Kulturtourismus unbedingt darauf Bedacht zu nehmen, dass Kulturveranstaltungen und Kultureinrichtungen mit österreichweiter bzw. internationaler Ausstrahlung in Kärnten besonders unterstützt und gefördert werden.

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit! Ich gehe davon aus, dass der Tourismusreferent aufmerksam zugehört hat, und ich werde selbstverständlich als Tourismussprecher der SPÖ-Kärnten dem Budget meine Zustimmung erteilen. Danke für die Aufmerksamkeit! (Beifall von der SPÖ- und von der FPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt LR Mag. Dr. Martinz das Wort.)

Vouk

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Dr. Martinz

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! Geschätzte Damen und Herren! Ich möchte einmal beginnen mit meinem Referat, das ja auch massiv hier zur Diskussion steht und wo es doch – entgegen vielen schon gesagten Worten – nicht so ist, als ob da Milch und Honig fließen würden. Zu dem Punkt der „Bienenwirtschaft“ komme ich dann später noch. Aber ich möchte einmal beginnen mit dem Wesentlichen, dem ländlichen Wegenetz, das eigentlich – und das weiß jeder, der hier ist, vor allem auch die Herrn Bürgermeister, die sehr eng immer wieder, wenn es um die Projekte des ländlichen Wegenetzes geht, hier im Zusammenwirken mit dem Agrarreferat mitarbeiten und eigentlich gemeinsam diese Projekte verfolgen. Es ist also wohl eine große Enttäuschung, einmal im Nachtragsvoranschlag zu sehen, wo entgegen der Abmachungen im Frühjahr mit dem Herrn Finanzreferenten – ich bin froh, dass er da ist, jetzt kann ich ihm das gleich direkt sagen –, nämlich entgegen der Abmachungen im Lauf der Budgetdebatte 2004, wo sozusagen die Vereinbarung war, im Zuge des Nachtragsvoranschlages würden die Reste, die notwendig sind, um ordentlich im ländlichen Wegenetz agieren zu können, kommen.

Ich schaue hinein: Es ist natürlich nicht das eingetreten, was versprochen worden ist. Das ist eine Enttäuschung, die du wirklich hier von dir gibst, aber meine Freunde sagen, mit dem muss man bei dir rechnen. Leider! Es sind also nicht 3 Millionen geworden, sondern deutlich weniger. Was hat das zur Ursache?

Als Zweites: Wir haben erfolgreich gewartet, bis Mitte November, dass der Nachtragsvoranschlag endlich kommt. Es ist wunderbar, weil jetzt können wir wirklich noch kräftig die Schaufel schwingen; jetzt, wo der Schnee kommt. Das heißt, es ist doppelt ein wirkliches Dauerkapitel, was das ländliche Wegenetz betrifft.

Insgesamt zum Regionalfonds, der hier gepriesen wird: Ich warne davor, und ich sehe meine größten Bedenken, dass genau der Gemeindeanteil, der hier eingefordert werden wird, der Hinkefuß bei zukünftigen Projekten sein wird. Es war jetzt schon so, dass die 70 % vom Agrarreferat eigentlich der Hauptimpuls waren, damit überhaupt ein Projekt zu Stande gekommen ist und die Gemeinden dann mit 20 % oder 25 oder einige mit 30 oder mit 20 und der Rest dann mit den Interessentenbeiträgen zu Stande gekommen ist.

Wenn jetzt die Aussage ist: „… mit nur 55 % …“. Ich sehe da die größten Schwierigkeiten mit den Gemeinden. Ich sehe nämlich nicht, wo ihr euren Optimismus hernehmt, dass für die Gemeinden genau der Regionalfonds das Gelbe vom Ei sein wird. Das wird er nämlich sein. Er wird es nicht sein, und die Wege werden hier leider Gottes nicht in dieser Dynamik weitergebaut werden können.

Andere Punkte wie Almwirtschaft oder Almwegebau, der hier auch weggekürzt worden ist und der jetzt auch im normalen Wegeteil behandelt werden soll, werden leider Gottes auch dazu führen, dass dieser eigentlich gut funktionierende Bereich, der in den letzten Jahren sicher dazu beigetragen hat, um die Almwirtschaft entsprechend auf Vordermann zu bringen, natürlich eine Verlangsamung erfahren wird.

Die landwirtschaftliche Regionalförderung ist natürlich auch reduziert worden. Ich frage mich schon, wo mein lieber Freund Gallo die großen Zuwächse gefunden hat, weil ich sehe die eigentlich nicht. Aber, okay! Es kommt immer darauf an, von welcher Basis man ausgeht. Regionalförderung: Wir werden wieder über die Diskussion „Milchhygienebeitrag“ irgendwann in irgendeinem Nachtrag zu diskutieren haben, weil einfach die Dotierung jetzt schon klarerweise nicht für das ausreichen wird, was wir brauchen, um genau im Oberkärntner Raum und überhaupt in der Milchwirtschaft, in diesem so sensiblen und schwierigen Bereich, vor allem für die kleinen Landwirtschaften, wo wir hier über die Milchwirtschaft mit jenem Beitrag mitwirken, dass das noch funktioniert.

Die Beiträge für die Landwirtschaftskammer wurden sowohl im Pflichtbereich als auch im Ermessensbereich gekürzt. Wir haben eine neue Form der Agrarpolitik, die kommen wird. Wir haben sehr viel mit Aufklärung zu tun. Es gibt eine neue Vorbereitung für eine neue Strukturprogrammperiode. Gekürzte Mittel: Es werden auch gekürzte Beratungen nur möglich sein; Einschränkungen bei den vielen, vielen Förderungen. Jeder, der in der Landwirtschaft tätig ist, weiß davon. Ich will gar nicht aufzählen, was es alles gibt. Man glaubt ja gar nicht, was es alles gibt. Aber das hat sich alles im Lauf der Jahre entwickelt und ist für jede einzelne Organisation, ob es die Zuchtrinder sind, ob es die Pferdezüchter sind oder die Saatgutwirtschaft oder die Bienenzucht: Egal, überall werden hier massive Kürzungen ins Haus stehen.

Die Hagelversicherung, weil du das gesagt hast, ist eine gute Einrichtung, auch per Landtagsbeschluss gesichert. 50:50-Aufteilung. Bei dieser zu erwartenden 50:50-Aufteilung fehlen uns heute bereits 50.000 Euro! Ich weiß nicht, wie das dann gesetzmäßig vor sich gehen wird.

Die nationale Agrarförderung ist auch gekürzt worden. Hier fällt unter anderem auch der lobenswerte Beschluss der Kärntner Landesregierung hinein, dass man nämlich für die Umstellung bei der Käfighaltung für die Geflügelzüchter nicht bis 2012 die mögliche Übergangsfrist in Anspruch nimmt, sondern rascher, bis 2006, im Lichte des Tierschutzes durchzieht. Das ist gut und schön! Nur, wenn dafür die notwendigen Mittel nicht zur Verfügung stehen, wird das schwer werden, den vielen Züchtern nicht entsprechend schwer begreiflich zu machen, dass man das, was man versprochen hat, in der gleichen Geschwindigkeit nicht wird halten können.

Unsere landwirtschaftlichen Fachschulen: Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, dass die Fachschulen eine wirkliche Erfolgsgeschichte sind. Wir haben Zuwachs, wir haben Zuzug, ist also erfreulich, im Schulbereich - Gott sei Dank! -, der nicht von Schülerrückgängen gekennzeichnet ist. Es ist also ein Schulbereich, der auch eine wirklich sehr gute Ausbildung nach sich zieht. Hier gibt es Vorhaben sowohl in St. Andrä - es ist jetzt der Spatenstich begonnen worden – als auch in Ehrental, als auch in Stiegerhof, als auch natürlich der große Zusammenschluss in der Landwirtschaftlichen Fachschule Althofen zusammen mit Hunnenbrunn, um hier sozusagen einen Schulstandort letztlich aufzulösen und einen gemeinsamen starken zu schaffen und den wieder in Verbindung mit der Agrar-HAK zu bringen. Es sind auch noch keine Finanzierungsüberlegungen gegeben. Ich hoffe also - ich komme darauf später noch zu sprechen ‑, dass, sollte es jemals einen Zukunftsfonds geben, hier das ein Bereich wäre, der für diesen Zukunftsfonds geeignet wäre. Es geht um die Jugend, und es geht um die Ausbildung!

10F, die forstliche Abteilung: Wir bekennen überall, bei jeder Holzmesse, bei jeder Zusammenkunft, wo es ums Holz geht: „Ja, für die Forstwirtschaft muss mehr gemacht werden!“ Das ist nach wie vor stiefmütterlich behandelt, wie ich insgesamt zu den so genannten Verhandlungen für das Budget festhalten möchte, dass es keine Verhandlungen waren, sondern eine sozusagen Präsentation, wie man sich das seitens des Finanzreferates so vorstellt. Also von Verhandlung, bitte, nicht zu sprechen!

Bereich der EU: Es ist heute schon angeklungen, was da alles gemacht werden soll. Das ist gut und schön! Ich freue mich auch, dass mit Abgeordneten Kaiser hier wenigstens ein Zweiter gefunden wurde, der sich noch um diese Bereiche mitkümmert. Nur, was nützt es, wenn man vieles machen soll, wenn auf der anderen Seite die Mittel halt gekürzt werden. Ich möchte ganz besonders zum Freund Schwager feststellen: Der Nettozufluss nach Kärnten aus sämtlichen EU-Töpfen ist natürlich ein Nettozufluss, und zwar ein ganz erheblicher. Österreichweit sind wir natürlich ein Nettozahler – nur Kärnten bekommt, alles zusammen, was wir bezahlen und was wir bekommen, wesentlich mehr, nämlich knapp 70 Millionen (das ist rund eine Milliarde Schilling) pro Jahr an EU-Mitteln herein. Ich muss ihn da genauer aufklären. Das ist eine Ziffer, die ganz wesentlich auch die Wichtigkeit für uns Kärntner, nämlich einer besseren Dotierung der Finanzmittel im Bereich der EU eigentlich zwingend logisch erscheint. Wenn Wien sagt und in der Finanzreferentenkonferenz darüber denkt, lieber Herr Finanzreferent: Wenn Wien mehr zahlt, dann müssen wir als Kärntner eigentlich sagen, würde uns das Recht sein. Wir würden dann entsprechend mehr bekommen; die Diskussion 1 % - 1,14 oder 1,25 – wie auch immer.

Die Aufklärung: Wir haben also gesagt, speziell im EU-Bereich, die EU-Wahlbeteiligung hat ja gezeigt, dass es hier ein irrsinniges Defizit gibt, dass es hier nichts nützt, nur davon zu reden: „Wir müssen die EU-Kampagne oder diese ganzen Bereiche zusammenfassen. Die Arbeiten Alpen-Adria, das Europabüro, alles was das betrifft.“ Auch der Entwicklungspolitische Beirat: Ich bin froh, dass wir den wieder aktivieren konnten und dass es hier wieder auch in einem letztlich doch, wie wir hoffentlich gemeinsam feststellen werden, gut gehenden Land Kärnten - da wird mir jeder zustimmen - im Konzert dieser Weltbeschauung auch für entwicklungspolitische Projekte ein bisserl ein Geld reservieren können und das entsprechend weitergeben können.

Ich möchte – nur damit man es nicht vergisst, weil es ist so schön, wenn man hier über die einzelnen Kapitel redet - doch noch einmal vor allem die hoffnungsvollen Politiker, die in die Zukunft schauen, an die Zahlen erinnern. Wenn man von rund 83 Millionen Nettoverschuldung redet, von den rund 82,5 Millionen außerbudgetären Schulden, dann sind das einmal 80 und 80. Das kann man zusammenzählen. Wenn man aber auch weiß, dass wir in diesem Budget bereits Vorgriffe getätigt haben, nämlich rund 32 Millionen aus der Hypo und irgendwo geplant ist, dass man bereits Vorgriffe ins Budget hereinzieht, dass man mit diesem Murks-Deal der KABEG alles, was da herum konstruiert wird, wie jetzt in weiterer Folge, meine sehr geehrten Damen und Herren, in einer ruhigen Stunde, vielleicht heute Abend vor dem Einschlafen, sich das noch einmal vergegenwärtigt, was da abläuft, dann kann ich nur noch einmal warnen, eine andere Lösung, irgendeine andere Lösung zu finden als diesen KABEG-Verkaufsdeal. Es ist etwas, was wider jede Vernunft ist! In allen Expertengutachten steht drin, dass dies wesentlich teuer ist, als es was bringen wird. Es gibt niemanden, der hier sagt, das das überhaupt eine gute Idee ist – außer, muss ich leider sagen, der Finanzreferent, der hier sozusagen mit diesen 50 Millionen, die ja noch nicht fixiert sind, nämlich diese 50 plus den 30 aus der Hypo, das sind noch einmal 80 Millionen, hiermit das Budget in der Form überhaupt zu Stande bringt. Das heißt: gewaltige Vorgriffe!

Meine Damen und Herren! Wenn wir diese Fortschreibung der Budgets so sehen, in den nächsten Jahren bis 2009, dann wird der Zukunftsfonds, der hier im Raum herumschwirrt und von dem so viel gesprochen wird, ein „schöner“ Zukunftsfonds sein, nur wird ein Drittel der Mittel gar nicht mehr da sein, weil sie schon irgendwo in irgendwelchen Budgets der Vorjahre verschwunden sein werden, nämlich zur Stopfung der Schulden.

Ich habe mit Aufmerksamkeit das Herumphilosophieren vom Herrn Finanzreferenten über die Verwendung der möglichen Hypomillionen verfolgt. Wir haben in der Regierungssitzung vor einem Monat oder wann das war, am Tag davor noch geredet: „Der Zukunftsfonds wird dort sein.“ Zwei Tage oder einen Tag später, ich weiß nicht, über Nacht ist das irgendwo erschienen. Du hast gesagt: „Das ist eine interessante Variante, über die man nachdenken könnte.“, nämlich über das Rückführen der möglichen Hypomillionen, von denen du leichtfertig geredet hast, ob man sie schon lukriert hätte, als ob das alles so eintreffen würde und vor allem in dieser Ziffer, wie sie genannt wurde. Rückführen der Schulden, (Lärm im Hause) somit aus den nicht notwendigen Zinszahlungen, die da um die 65 bis 70 Millionen im Jahr angegeben werden, könnte man dann sozusagen diesen Zukunftsfonds bedienen. Das ist also sicherlich eine Variante, die rein rechnerisch und aus dem Zahlenwerk heraus schlüssig erscheint. Nur, was war denn seit 1999? Auch da haben wir Schulden rückgeführt, zur Erinnerung! Wir haben ganz wesentlich unseren Schuldenstand reduzieren können und hatten auch aus dieser Zeit rund 35 bis 40 Millionen Zinsersparnisse.

Und ich muss halt leider befürchten, genauso wie diese Zinsersparnisse aus den ver​gangenen vier Jahren werden auch die Zinsersparnisse dieser kommenden Jahre irgendwo im Budget verschwinden und nicht für irgendeinen Zukunftsfonds verwen​det werden, leider Gottes! Ich möchte das wirklich noch einmal betonen, damit das nicht aus den Augen verloren wird und dass Sie alle auch wissen, dass in weiterer Folge die junge Politikgeneration diesen Scherbenhaufen wird aufgreifen müssen. Und – leider ist Bürgermeister Mock nicht da – ich kann mir schon vorstellen, warum ihn das so eingeschossen ist in seiner Wortmeldung da, hier muss er noch einmal reden, hier müssen wir übers Budget noch einmal reden. Weil er sicher einer ist, der ganz genau weiß, in welche Richtung das geht und wo wir 2009 stehen werden. Und, wenn mein lieber Freund Seiser sagt – was hat er da gesagt so wunderschön – bis 2009 wird es gravierende Änderungen geben. Es wird in der Tat ganz gravierende Änderungen geben, nämlich allein aus den eigenen Budgetaufzeichnungen, wenn ich allein den KABEG-Schuldenstand hernehme mit 1,545.000,-- 2009 (Abg. Dr. Prettner: Milliarden! Milliarden!) Milliarden, ja genau! Millionen, da würden wir ja lachen, Entschuldigung. Man glaubts ja kaum. Das sind über 20 Milliarden Schillinge, damit wir das auch noch einmal vor uns haben. Davon allein der Gemeindeanteil, der sich verdoppeln wird von heuer auf 2009 auf 338. Es wird gravierendste Änderungen geben. (Einwand aus der SPÖ-Fraktion.) Ja, freilich, wissen wir eh. Ab 2009 werden wir eingeholt werden und mit der Deckelung und so weiter. Diese optimistische Show der Herren Bürgermeister. Entweder hat sich seit März in euren … oder habts heuer noch keine Budgets gemacht oder keine Budgetvorschau oder ist seit März über den Sommer was passiert.

Nur, wenn ich in meine Gemeinde schaue, kann ich nicht sagen, dass die Budgets der Gemeinden in irgendeiner Form leichter zu machen sein werden. Die einzige sichtbare und hoffentlich eintreffende und sozusagen beschlossene Verbesserung werden die vom Bundeskanzler Schüssel sozusagen rund 100 Millionen, die für die Gemeinden noch kommen werden, sein, die jetzt im Finanzausgleich letztlich ver​handelt werden, die aber auch nicht ganz das sein werden, da es wieder Gegenrech​nungen geben wird. Wir haben uns mehr vorgestellt, aber gut! Wenigstens hier ist etwas. Die 50 : 50 Regel bei den Sozialausgaben – ich meine, ich weiß nicht, wohin ihr das richten wollts. An den Finanzreferenten? Den Beschluss gibt’s seit Jahren schon. Es ist nur umzusetzen, dass wir auf 50 : 50 kommen im Letzten. Die Frage der Landesumlage. Natürlich wäre das für die Gemeinden, was weiß ich, eine Lö​sung aus der Budgetmisere, wie die Gemeinden überhaupt mit dem Rücken zur Wand stehen. Und daraus, genau aus diesen Fragen, haben wir ja auch sozusagen die Idee eingebracht, dass wir eine Art Landesausgleich, einen Finanzlandesaus​gleich ins Auge fassen sollen, um hier diese Fragen, vor allem für die Gemeinden, zu klären. Diesen Optimismus der Gemeinden – ich meine, ich freue mich, wenn man den hier zur Schau trägt - aber der ist überhaupt nicht angebracht, in überhaupt keiner Form.

Ich komme zum Nachtragsvoranschlag. (Abg. Schlagholz: Nein, der kommt erst!) Ja, aber weil das indem vorhin hier angezogen wurde, weil es nämlich auch um Finanz​vorgriffe geht, damit wir auch von Finanzvorgriffen reden, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Du machst selber einen Vorgriff auf die Tagesordnung!) nämlich diese … genau, einen Vorgriff – aber nur damit man sieht - und ich möchte da wirklich, das ist also unge​fähr bitte mein Wunsch, bevor sie heute in das Reich der Träume entschlummern - es wieder ein Vorgriff ist. Auch hier nehmen wir bis 2010 die Vergütungen aus der HYPO-Veranlagung im Vorgriff. Das heißt, wir nehmen jetzt das zum Verbrauch des heurigen Nachtragsvoranschlages, was wir erst 2010 kriegen werden. Natürlich wird man hoffen, dass das Ganze im großen HYPO-Deal irgendwo untergehen wird mit diesen Millionen. Nur, meine Damen und Herren, wo wird denn da der Zukunftsfonds bleiben? Es wird nichts mehr übrig bleiben, leider! Leider muss ich sagen, weil der Zukunftsfonds wäre eine Chance. Und das Allerbeste bei diesem Vorgriff ist ja wohl, dass das sozusagen in den Parteifonds fließen soll. Das heißt, eine doppelte Partei​enförderung in einem Jahr, ein Griff in die Taschen für die Parteien, ein unglaublicher Griff!

Ich muss wirklich sagen, und jetzt tue ich mir schwer, euch in die Augen zu schauen, weil ich kann mir nicht vorstellen, dass das für euch spurlos in Richtung Bevölkerung vorbeigeht, wo wir rundherum jedem erklären müssen, was nicht mehr gehen wird. Und da machen wir eine doppelte Parteienförderung, auf was hinaus? Natürlich würds jeder brauchen. Das ist ja gar keine Frage. Natürlich tun wir uns auch schwer, - auch das ist keine Frage. Nur, jetzt diesen warmen Regen auszuschütten, aus dem Nichts heraus ohne Anlassfall, wo wir voriges Jahr vor der Wahl den Vorgriff auf die Wahl ja schon gehabt haben und die Debatte. Und jetzt, im nachhinein, noch einmal das Gleiche. Das ist – also, ich muss sagen – ich will ja nicht ausfällig werden, das ist nicht meine Art. Aber es ist ungeheuerlich und ich bin wirklich entsetzt, dass man das jetzt so in einer nicht "Nacht- und Nebelaktion" sondern in einer "Herbst-November-Ak​tion", in einer Überfallsaktion, hier über das Knie bricht, ruck zuck schnell beschließt. Wird schon gehen. Es ist, muss ich sagen, dies nicht anders als mit Machtrausch zu bezeichnen in einer großen Koalition. Und, wenn noch irgendjemand fragen sollte, warum es die Koalition gibt. Also, eine Antwort habe ich auf jeden Fall: Weil die gegenseitige Beteilung noch nicht zu Ende ist. (Zwischenruf von LH-Stv. Ing. Pfeifenberger.)
Ich komme dann überhaupt zum Nächsten, das ist nämlich der Tourismus, weil wenn man dann zusammenzählt wird man sehen, dass die Parteienförderung im heurigen Jahr mehr ausmachen wird als nächstes Jahr für die Tourismusförderung. Und, wenn wir jetzt schon geredet haben, wie wichtig Tourismus für uns alle ist – ich komme auch aus diesem Bereich und plage mich jahrein, jahraus, über den Tourismus ab. Was ist denn passiert in den letzten Jahren? Ich meine, wir haben Flieger, Gott sei Dank! Ich bin froh! Wir haben im Tourismus jahrelang gesagt, eine Flugverbindung muss her. Und dann fliegt der Flieger und dann kommen wir drauf, dass wir ein Mar​keting brauchen. Um Gottes Willen, uns kennt keiner in Rom! Ja, das kann ja nicht gehen, wenn uns keiner kennt! Aber wenigstens sind einige hinuntergeflogen. Das war ja auch schon was. In erster Linie vor der Wahl, wo das Zeitungsinserat war: „Fliegen Sie nach Rom, es ist so schön mit 19,90 oder überhaupt umsonst!“

Aber, jetzt im Zuge der Debatte um die Wörtherseebühne. Ich meine, lieber auch Herr Tourismusreferent! Ich habe dir schon angeboten, ich helfe dir gerne im Touris​mus. Der Tourismus funktioniert nicht. Bittschön, denke drüber nach … (LH-Stv. Ing. Pfeifenberger: Brauch ich gleich beim Obernosterer schauen! … Dies löst Heiterkeit in der FPÖ-Fraktion aus. – Mehrere Zwischenrufe aus der FPÖ-Fraktion. – Abg. Dr. Strutz: Keine weiteren gefährlichen Drohungen, bitte! – Lärm und Unruhe im Hause.) Nein, denke drüber nach (LH-Stv. Ing. Pfeifenberger: 5 Jahre Obernosterer!) oder lass dir das auf der Zunge zergehen. Wir haben ein Desaster bei der Wörthersee​bühne – ich möchte Ihre Worte gebrauchen und kann das zitieren, egal wers in den Mund nimmt. Und jetzt kommt man drauf: Ja, wir müssens vermarkten! Ja, wir müs​sen schauen, dass wir Touristen dazukriegen. Jetzt nach vier Jahren oder fünf. Ich meine, seids mir nicht böse! (Zwischenrufe aus der FPÖ-Fraktion.) Seids mir nicht böse, das ist eine Tourismuswerbung die derartig im Argen liegt, Herr Tourismusre​ferent! Schau dort hinein, dort ist von Professionalität überhaupt keine Spur! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Die Kammer hat geschlafen!) Du bist der Verantwortliche. Schau, dass dort was weitergeht! Die Regionalisierung … (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Wieder der Obernosterer, der versagt hat! – Unruhe unter den Abgeordneten der FPÖ-Fraktion. – Lärm im Hause.) Also, Tourismusreferent war von der ÖVP schon jahrzehntelang keiner mehr. Ich sehe nur einen Tourismusreferenten und einen der für die Kärnten-Werbung zuständig ist, - das ist der Herr … das ist euer Referent jetzt, sonst nie​mand! (Es kommt zu mehreren Einwänden aus der FPÖ-Fraktion. – Lärm im Hause.)
Regionalisierung – leider Gottes keine Regionalsierung mehr. Das steht überhaupt … ich weiß auch gar nicht, ob sich noch irgendjemand darum kümmert. Ich meine, der Wörthersee ein Trauerspiel par excellence. Mir blutet das Herz, weil wenn wir überhaupt eine Kärnten-Marke hätten, eine wirkliche, eine europaweite die wahr​scheinlich wirklich perfekt ist, dann wäre das der Wörthersee. Was tun wir dort herummurksen. Jetzt habt es gesplittet in drei: DIe Roten und die Blauen und die Schwarzen und Klagenfurt überhaupt. Also, ein Trauerspiel, dass Ihr da nichts zu​stande bringts. Also, ich hoffe, dass da bald was weitergeht. Die ganzen Gesellschaf​ten im Bereich des Tourismus. Ich meine, man hat für jede Idee eine Gesellschaft gegründet. Die Idee war eh jeweils so halb ausgegoren, aber die Gesellschaft ist ge​blieben und jetzt schauts euch dieses Tableau der Gesellschaft und der gegenseitigen Verflechtungen und Geschäftsführer und was es da alles gibt, an. Ich kann nur bitten und hoffen, dass die Tourismusholding hier bald aktiv wird und entsprechend was weiter​bringt.

Meine Damen und Herren! Sollte überhaupt – und das ist heute auch gesagt worden – letztlich der Generationenvertrag von der Frau Referentin ist da angesprochen wor​den. Ich denke, der ist jetzt wirklich von Ihnen durch dieses Budget gekündigt wor​den, weil hier verbrauchen wir unser letztes Vermögen. Die Rücklagen, wie bekannt, sind mehr oder weniger aufgebraucht, bis auf ein paar, die wir noch nicht auflösen haben können. Und die zukünftigen Vorgriffe, das goldene Kalb HYPO. Ich kann nur war​nen, dass man eine Bank derartig ständig hier in das Gerede bringt. Eine Bank ist kein Elektrounternehmen, ist keine Betonfirma oder sonst irgend etwas, sondern ist etwas Hochsensibles. Ich bitte da, dieses ganze Kapitel mit wesentlich mehr Behut​samkeit - was natürlich eine Denkvariante ist, ist ja keine Frage - aber ich bitte, das mit Behutsamkeit anzugehen und nicht, sowie der Elefant im Porzellanladen, weil sonst wird auch unsere geschätzte HYPO nicht das bringen, was man sich erhofft. Das heißt, die Kündigung des Generationenvertrages ist eigentlich mit diesem Bud​get von Ihnen aus getätigt worden. Danke schön! (Beifall von der ÖVP und den Grü​nen.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Ing. Hueter das Wort.)

Dr. Martinz

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP):

Ing. Hueter

(Abg. Warmuth: Aber kurz! – Vorsitzender: Weltuntergang!) Herr Präsident! Hohes Haus! Der Sepp hat mir Gott sei Dank sehr viel vorweg genommen! Ein paar Dinge muss ich aber trotzdem noch sagen, weil es war früher als diese Lobeshymnen über das ländliche Wegenetz … Ich sehe es auch nicht so euphorisch wie es da einige Bürgermeisterkollegen sehen. Also, ich glaube, da tun wir uns alle nur – wie heißt das – irgendetwas vorgaukeln, unter Anführungszeichen, was hoffentlich nicht ein​treffen wird. Ich sehe schwarz da, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das passt für einen Schwar​zen!) weil 30 Prozent für eine Gemeinde ist ein Riesenanteil und 15 Prozent Selbst​behalt, das glaube ich, kann sich jeder selber ausrechnen, was das ist bei größeren Wegprojekten, wenn sie gerade im ländlichen Raum, von dem wir alle so groß reden, stärker und besser werden und was weiß ich was noch alles. (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) Ja, Gallo, hör ein bisschen zu, ich höre dir ja auch gerne zu! Mein Gott, ist ja nicht so ein Problem! Also, noch einmal, das ist für mich sicher eine große Sorge.

Ich mache mir aber auch über die Gemeinden insgesamt schon ein bisschen Gedan​ken, weil ich aus einer kleinen, ländlichen Gemeinde komme, von der eigentlich alle auch im Finanzausgleich immer geredet haben; genau die müssen gestärkt werden! Und jetzt werde ich euch einmal das Beispiel von einer kleinen ländlichen Gemeinde geben, damit Ihr das einmal wißts. Und, Kollege Gunzer, dir werde ich auch noch was sagen, weil du hast damals … (Einwand von Abg. Gunzer.) Ja, höre einmal zu! Beim letzten Budget hast du nämlich gesagt, wie der Herr Landeshauptmann um 1,2 Millionen überzogen hat: „Was regts euch denn auf, wegen den paar Peanuts!“ Ein Drittel der Kärntner Gemeinden hat das im ordentlichen Haushalt. Ich hoffe, dass du weißt, was das eigentlich ist. Und deswegen, glaube ich, sollte man da schon ein bisschen sorgsamer mit dem Geld umgehen, also mit den Ausdrücken sowie „Pea​nuts“; „1,2 Millionen ist eh nichts“, und so weiter!

Der Finanzausgleich ist, glaube ich – und da möchte ich das Beispiel der kleinen Landgemeinde bringen – sicherlich zu meiner vollsten Zufriedenheit passiert. Leider, war zuerst ganz was Anderes angedacht, aber es ist wenigstens etwas Plus. Also, man solls anerkennen. Wir, die Gemeinde Berg, kriegt nächstes Jahr 31.000,-- und noch ein paar Euro mehr. Und jetzt als Gegenüberstellung soll ich euch sagen: Der Aufwand, der Mehrkostenaufwand der Krankenanstalten plus Sozialabgaben macht für uns 47.000,-- Euro aus! Jetzt kann sich jeder ausrechnen – es ist gerade früher irgendwas geredet worden vom Tropfen auf den heißen Stein. Also, 31 und 47 – wie gut das dann ausschaut, glaube ich, kann jeder zusammenrechnen, da brauche ich nichts erklären. Also, so euphorisch bin ich da auch nicht. Und da bin ich auch ganz auf Sepp seiner Linie, von diesem Fonds von dem wir heute alle reden. Ich hoffe, dass das eintritt! Und vor allem diese Umsetzung 50 : 50. Das liegt ja im Landtag schon X Jahre da. Es ist nur zum Umsetzen. Der Finanzreferent hätte das schon längst machen können.

Die ÖVP hat heuer im Juni einen Antrag gestellt im Gemeindeausschuss bei der Frau Cernic, damit er immer noch, ich warte sehnlichst wann er einmal hinauf kommt. Er kommt einfach nicht! (Abg. Mag. Cernic: Wer!?) Der Antrag von uns. Sie haben gesagt, es ist nicht so dringlich, da habe ich Sie einmal gefragt. Und jetzt wird er irgendwann einmal ja wohl kommen. Jetzt werden wir zuerst einmal … (Einwand von Abg. Mag. Cernic.) Schauns, Frau Cernic! Ich weiß noch, welchen Antrag ich unter​schreibe. Der liegt im Ausschuss, ist aber noch nicht behandelt worden. Aber, ich werde auf jeden Fall, wenn der Antrag der SPÖ kommt, dem selbstverständlich zu​stimmen. Jeder Prozentsatz, und wenn es nur – unter Anführungszeichen – vier Prozent sind bis zum Jahr 2009, sowie es vorgetragen worden ist, dann bin ich da​bei! Weil alles, jede Kleinigkeit, ist für uns Gemeinden - gerade für die kleinen und von dem rede ich - ist das wirklich ganz was Wichtiges. So, die Parteienförderung, hat der Sepp auch gesagt, das macht mehr aus. Jetzt komme ich schon zum näch​sten Punkt fürn Tourismus, es geht ums Tourismusbudget überhaupt. Also da liegt, glaube ich, schon Einiges im Argen.

Heute hat der Herr Klubobmann Strutz gemeint: Kärnten ist im Aufwind! (Abg. Dr. Strutz: Ja!) Ja, knapp 7 Prozent Minus beim Tourismus – da von Aufwind zu reden, ich sehe den eigentlich nicht, leider Gottes! Ich komme auch aus einer kleinen tou​ristischen Gemeinde. Wir haben, leider Gottes, auch vier Prozent Minus. Das taugt mir gar nicht! Aber ich würde mich nie getrauen zu sagen im Gemeinderat, das ist ein Plus oder zumindest das ist eine Superleistung. Es ist wohlgemerkt, - das muss ich auch dazu sagen – es sind österreichweit heuer im Sommer 101,3 Millionen Nächti​gungen bis Ende August weniger geworden. Und wißts, wie viel es in Kärnten weni​ger geworden sind? 700.000!

Das heißt mehr als die Hälfte allein in unserem Bundesland. Früher ist gesagt worden: „Das Wetter ist schlecht, die ganzen Bedingungen sind in Kärnten viel schlechter als woanders.“ Dem kann ich, glaube ich, nicht ganz beipflichten.

Ich glaube auch, gerade bei dieser HLX – was auch der Sepp angezogen hat – würde ich fast ein bisserl „Konzeptlosigkeit“ sagen, weil da weiß die linke Hand von der rechten – so ist mein Eindruck – nicht immer alles. Es sollte, glaube ich, schon eines da sein: Dass zwischen Betrieb, Flugzeug und auch einem Shuttle-Dienst ein gewisses Konzept da ist. Ich habe mir heute die Kärnten-Werbung angeschaut und habe da eigentlich ein anderes Bild, als mir vorschwebt.

640.000 Euro werden allein für die Abgangsdeckung für diese Sache ausgegeben. Das Beste ist: 350.000 Euro für das Marketing, was eigentlich das Wichtigste wäre, da darf doch die HLX selbst entscheiden. Das kann jeder ausrechnen, was da bei dieser Supersache herauskommen sollte.

Die 13 Millionen Übernachtungen kärntenweit sind sicher eine ganz stolze Zahl. Das ist auch ganz wichtig. Deswegen ist der Tourismus in unserem Land ein ganz wesentlicher Faktor der Wirtschaft. Das brauchen wir gar nicht wegreden. Aber dort tun 7 % Minus schon extrem weh! Die letzten 10 Jahre – zumindest 5 davon – wird immer wieder von dieser so genannten Tourismus-Sommermilliarde gesprochen. Sie wird immer wieder, vom einen Mal auf das andere Mal, angekündigt - nur, kommen tut sie nie! Es wäre ein ganz wichtiger Ansatz, dass man hier wirklich einmal weiterkäme. Ich habe oft das Gefühl, dass leider Gottes der Tourismus auch zum Spielball der Politik geworden ist, dass wir so viele Gesellschaften schon gegründet haben, im KWF. Wir haben Flug… wie heißt das draußen, beim Flughafen selber, bei der Seebühne, dass wir uns da selber bald nicht mehr auskennen. Das ist natürlich sicher für einige ein sehr gutes Instrument, hier zu installieren usw. Jawohl!

Nächster Punkt ist der Verkehr. Wir haben heute schon zwei-, dreimal über dieses Thema geredet. Es wird sehr viel inseriert, sehr populistisch, mit unserem gemeinsamen Namenskollegen, dem Polizisten Ferdi. Ich würde, ehrlich gesagt, das Geld eher im Landesstraßenbereich einsetzen, weil dort wäre es wesentlich effizienter. Ich habe das schon das letzte Mal bei der Fragestunde erwähnt: Das Straßennetz im Lande Kärnten ist wirklich desolat! Ich bin im Bezirk Spittal sehr viel unterwegs und rede mit sehr vielen Kollegen von allen Couleurs. Die sagen mir alle das gleiche. Ich kann mir nicht vorstellen, dass das in Unterkärnten oder in Mittelkärnten anders ist. Ich glaube auch, Herr Präsident, bei dir drüben. Ich weiß nicht, wie es ist. Ich hoffe, auf jeden Fall besser als bei uns im Drautal! Es schaut nicht gar so gut aus. Deswegen würde ich mir eine ein bisserl bessere, effizientere Einsetzung dieser Mittel erwarten – anstatt da von allen anderen Dingen zu reden.

Ich will jetzt über die A 10 gar nicht mehr diskutieren, das Thema „Doppelmaut“ und die zweite Tunnelröhre, die da im Slalom vom Referenten immer wieder getroffen wird, was halt gerade passt. Da bin ich deswegen nach der Richtungs-Regel. Das ist halt immer das gleiche. Diese 700 Infrastrukturmillionen, was du angezogen hast, das ist richtig. Vielleicht kommt da auch einmal das Wort von der Bundesseite herüber. Das ist nicht alles vom Land aus, sondern das ist wirklich von der Bundesregierung. Und da sitzen auch andere drinnen, die sonst so böse und grausig und weiß ich, was noch, sind. Also man könnte der Wahrheit halber das schon einmal erwähnen, dass das auch der Bundeskoalition vielleicht zuzuschreiben wäre. Du hast das zwar ein bisserl anders formuliert, aber ich will es einfach noch einmal erwähnen.

Ganz zum Schluss, und jetzt bin ich auch schon fertig, hätte ich bitte noch dem Landesrat – er ist leider Gottes nicht mehr da – gerne eine raumplanerische Stellungnahme zu seinen Aussagen bei der vorletzten Sitzung gegeben. Ihr könnt euch noch erinnern, wie er mich da beschuldigt hat, was ich alles für Gründe auf Grund der Trassenführung hätte. Da steht alles genau drinnen. Das können wir heute auf die Nacht leider Gottes nicht mehr machen. (Zwischenruf des Abg. Gunzer) Das machen wir schon einmal. Genauso wie ich es jetzt mache, so groß übergeben. Da steht alles drin. Herr Präsident, ich werde dir das überreichen, mit der Bitte, dass man das dem Herrn Landesrat Dörfler übergibt! (Lärm in der FPÖ-Fraktion. - 3. Präs. Ing. Scheuch: Nein! Lies die Geschäftsordnung!) Wieso soll ich das nicht dürfen?! (Lärm und Aufregung im Hause) Da werde ich es halt da liegen lassen oder gib irgendeinen Tipp, dass er das bitte übernimmt. Mir tut es eigentlich leid! Ich glaube, das müsste normal wohl möglich sein, dass man das auch zusammenbringt.

So. In diesem Sinne wünsche ich den heutigen Beschlüssen noch alles Gute! Wir hoffen, dass es wirklich - vor Weihnachten treffen wir uns noch – zum Wohle des Landes gereicht. Danke schön! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und den Grünen)

Ing. Hueter

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Meine Damen und Herren! Ich möchte festhalten, dass ich doch nicht die Funktion eines Briefträgers übernehmen möchte, nachdem die eh so unter Beschuss stehen! (Heiterkeit beim Vorsitzenden und in den Abgeordnetenbänken)

Als Nächster hat sich Abgeordneter Mitterer zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Mitterer (FPÖ):

Mitterer

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Es ist noch keine späte Stunde für den Tourismus, weil gerade in dieser Zeit blühen eigentlich der Tourismus und die Freizeitwirtschaft, die Gastronomie. Aber etwas traurig macht mich die Diskussion über den Tourismus. Ich habe mir nicht all​zu viel von Aussagen von Abgeordneten erwartet, die nicht direkt mit dem Tourismus zu tun ha​ben, zumindest nicht arbeitsmäßig. Bürgermei​ster einer Tourismusgemeinde heißt noch immer nicht, dass man Touristiker ist. Auch Ab​ge​ordneter Hueter oder die Frau Abgeordnete Les​jak, Tourismusexperte ist man dann nicht nur, weil man einmal in Tarvisio Calamari essen war, sondern Tourismusexperte wird man dann, wenn man im Tourismus arbeitet und schöpft. (Beifall von der FPÖ-Fraktion) Die Budgetansätze allein sind zu wenig als Vergleich, ob im Tou​rismus etwas weitergeht, Frau Kollegin Lesjak.

Herr Bürgermeister Vouk, gute Analyse, das ist keine Frage. Dem ist nichts hinzuzufügen. Aber was mich also ein bisserl verwundert hat, das war das kritische Aufzeigen der Raumordnung im Bereich des Tourismus, wo gerade Sie als Bürgermeister einer Gemeinde davon profitieren, nämlich unser Beschluss, den wir in der letzten Periode gefasst haben, touristische Kernzonen zu errichten, in der keinerlei Eigentumswohnungen verkauft werden dürfen. Leider ist es gerade am Wörther See im Bereich Schlosshotel, im Seefels, im Werzer passiert (Abg. Vouk: Maria Wörth, Pörtschach!) – ja, aber dazu zählt auch das Schlosshotel, ein Großteil der dortigen Kapazitäten werden verkaufte Einheiten sein! Aber der Wörther See im Gesamten. Es ist das unterlaufen worden, was wir wollten. Und Sie profitieren eigentlich davon, als Bürgermeister dieser großen Gemeinden, die ja auch zu dem Bezirk gehören, in dem ich wohne. Man wird also insgesamt sicherlich davon profitieren, weil es besser ist als das Hotel ist geschlossen und modert dahin. Das ist keine Frage! Aber das andere ist leider nicht erreicht worden.
Herr Abgeordneter Hueter, was die Tourismusmilliarde anlangt, hoffe ich, dass ich einen Mitstreiter habe in Wien, denn von dort soll sie kommen. Denn das Land Kärnten hat diese Mittel nicht, dass wir gemeinsam bei Ihrem Minister Bartenstein vorsprechen und beim Herrn Finanzminister Grasser, damit dieses Geld, das Kärnten eigentlich zusteht, endlich einmal fließt!

Erschüttert war ich – ich habe gesagt, jetzt habe ich also drei kommentiert, wo ich weiß, dass sie nicht direkt mit dem Tourismus zu tun haben – allerdings über die Weltuntergangsstimmung, die verbreitet wurde vom Landesrat Martinz. Ich sehe von meinem Fenster aus immer mit Spannung hinüber, wenn sein Zeltplatz voll ist und der mir auch zugegeben hat, dass er auch dieses Jahr eine gute Saison gehabt hat. Er hat sie deshalb gehabt, weil er ein hervorragender Touristiker ist, weil er auch weiß, dass Qualität gebraucht und gefragt ist. Er hat das also auch sehr gut weiter gebracht. Aber herzugehen und alles, was den Tourismus in Kärnten anlangt, dann mehr oder weniger als Katastrophe hinzustellen, da bin ich eigentlich etwas enttäuscht.

Wenn wir im heurigen Jahr schon über Minuszahlen – leider Gottes! – berichten müssen, dann erinnere ich euch an das letzte Jahr, wo wir ja nicht alle, die heute hier im Landtag sitzen, anwesend waren, wo ich nur angedeutet habe, wo es Pluszahlen gegeben hat, dass man wenigstens dort einmal auch den Referenten loben soll. Auch da ist über den Referenten geschimpft worden. Der Referent des Landes Kärnten für Tourismus macht nicht den Tourismus! Für den Tourismus können wir Rahmenbedingungen schaffen, und die werden meines Erachtens in Kärnten sehr wohl geschaffen. Den Tourismus selbst macht die Tourismuswirtschaft!

Für Maßnahmen im Bereich der Infrastruktur ist das Land zuständig. Das ist richtig! Diese Milliarde, die auch für den Sommertourismus Einrichtungen schaffen sollte, die fehlt uns immer noch. Wir sind noch zu stark witterungsabhängig. Aber was die Betriebe anlangt, gibt es starke Instrumente in den letzten Jahren. Erstens einmal die Förderung, die vom Herrn Landeshauptmann-Stellvertreter Pfeifenberger aufgebaut wurde, mit diesem 50-prozentigen Zuschuss auf fünf Jahre mit einer fast Null-Verzinsung. Die neue Investitionsförderungsmaßnahme mit 25 % Zuschuss, die führt letztlich dazu – und die wird auch von den Betrieben angenommen -, dass die Betriebe umdenken und sich nur nicht mehr auf den Juli und August konzentrieren, sondern auch versuchen, auf die Ganzjahresangebote auszuweichen.

Ich glaube, was die Angebotspakete anlangt: Hier sind wir auch auf Schiene. All inclusive ist in der Zwischenzeit angesagt. Flug, ja, okay! Über den Flugtourismus können wir ja reden. Er ist eine tolle zusätzliche Einnahme für uns, weil ja meistens auch – trotzdem, dass es Billigflüge sind – gut betuchte Gäste zu uns kommen. Nur, insgesamt, wenn wir 100.000 oder 150.000 Nächtigungen damit erzielen, dürfen wir nicht vergessen, dass das nur ein kleiner Tropfen auf den heißen Stein ist, nachdem wir ja nach wie vor 13 Millionen Nächtigungen im Lande Kärnten verzeichnen.

Was Werbung und Marketing anlangt, da bin ich auch der Meinung: Bündelung der Kräfte und auch Fortführung der Events, die wir in Kärnten haben, weil Kärnten damit ein anderes Image international erhalten hat.

Was mich noch etwas enttäuscht, insgesamt, in der Situation: Wir sind in der EU, man hat uns immer gesagt, wir hätten tolle Mitspracherechte – nicht nur wir allein haben dort keine Mitspracherechte, sondern alle anderen Länder, die auch vom Tourismus leben, haben auch kein Mitspracherecht. Wie sonst ist es möglich, dass nicht einmal EU-weit die Ferienordnung so abgestimmt werden kann, dass der Tourismus erstens einmal besser leben kann, zweitens aber auch der Tourist, der Urlaubsuchende, eine bessere Lebensqualität erhält. Denn wenn man die Ferienordnung so schafft, dass alle zur gleichen Zeit Ferien haben, dann gibt es den Massentourismus. Und Massentourismus macht nicht die Tourismuswirtschaft; Massentourismus macht der Tourist; alle jenen Touristen, die zur gleichen Zeit das Gleiche wollen. Das ist dann der Massentourismus. Dann gibt es volle Lokale, dann gibt es zu wenig Betten. Und dann ist das, was wir nicht haben wollen!

Ich denke, dass wir da, längst fällig, einen Vorstoß auch in der EU gemeinsam mit jenen Ländern machen müssten, die auch vom Tourismus leben. Dazu zählen natürlich auch Spanien und Italien. Wo sind denn unsere Partner, die uns helfen, in der EU vorzudringen, damit Ferienordnungen so gestaltet werden, dass im Tourismus insgesamt, die Ferienzeiten, entzerrt werden?!

Zum Schluss kommend noch einmal, weil ich glaube, man darf nicht vergessen, dass den Tourismus die Tourismuswirtschaft macht. Wer ist die Tourismuswirtschaft? Das ist nicht das Hotel - das ist die Hardware. Tourismus wird von unserem Humankapital gemacht, das sind unsere Betriebsinhaber und das sind unsere Mitarbeiter, die Gott sei Dank gut ausgebildet und auch fortgebildet werden. Hier, glaube ich, ist auch in der letzten Zeit – und nicht in der Ära der schwarz-roten Koalition – in Wien etwas passiert: dass man den Stellenwert der Mitarbeiter, die saisonalbedingt arbeiten, durch die Einführung der Abfertigung-neu auch dorthin bringt, um das Ganze ein bisschen attraktiver zu machen.

Etwas werden wir nie weg bekommen: Abgeordneter und Bürgermeister Vouk, vollkommen richtig: Unsere ausgebildeten Kräfte sind leider viel zu früh von der Branche weg. Aber warum? Das hat eigentlich nicht damit zu tun, weil es hier unmögliche Arbeitsbedingungen gibt oder zu wenig Geld unterm Strich gibt, sondern dass es einfach einen sozialen Aspekt dabei gibt. Wir müssen dann arbeiten, wenn die anderen frei haben. Das gilt für die Ferienzeiten, das gilt für das Wochenende, das gilt für den Abend. Was bedeutet das? Wenn es zu Bindungen kommt, zu Partnerschaften kommt, 20, 22, 23, 24, 25 Jahre Familiengründung, dann wird es nicht mehr leicht sein, er in der Gastronomie und Montag-Dienstag frei und sie einen normalen Beruf und Samstag-Sonntag frei. Spätestens dann ist das etwas problematisch. Deshalb gibt es hier einen totalen Idealismus unseres Humankapitals. Das sind unsere Betriebsinhaber, das sind unsere Mitarbeiter, die noch bei uns sind. Und die sollen belohnt werden: durch die Steuerreform, durch ein höheres Einkommen! Nur dann wird es auch, auf Zeiten gesehen, eine gute Zukunft für Kärntens Tourismus geben! Danke! (Beifall von der FPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Willegger das Wort.)
Mitterer

Abgeordneter Willegger (FPÖ):

Willegger

Hochgeschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Als letzter Redner, ja nach gut 13 Stunden und 15 Minuten, so stellt man sich eine Diskussion vor, dass man sich zu einer Rede meldet, wenn man was zu sagen hat. Also, das soll Kopf und Fuß haben und ich danke dir, Peter, und auch einige Redner vorher haben wirklich das gesagt, was ihnen am Herzen liegt und nicht einfach dahingequatscht und gequasselt, um das Ranking in der KÄRNTER WOCHE nämlich wieder dorthin zu bringen, dass man vielleicht dann an der Topspitze ist. (Beifall von der FPÖ-Fraktion.) Also, nur des​wegen die Diskussionen auch auf 22.15 Uhr zu bringen, also okay! (Abg. Schober: Jetzt werden wir hören, was du sagst!) Ja, … (Heiterkeit in der ÖVP-Fraktion.) also ich kann nur kurz – ich werde nicht lange reden – etwas zum Tourismus sagen.

Wir haben vor nicht allzu langer Zeit Kärntner Banken durchleuchtet und haben uns die angeschaut, die eben Gelder in den Kärntner Tourismusbetrieben veranlagt – nicht veranlagt – sondern geliehen haben. Und, wir waren da bei einer Kärntner Bank – und das werde ich nie vergessen, und ich habe mit dem Bankdirektor dann auch gesprochen – und ich habe ihn gefragt: Was krankt eigentlich so am Kärntner Touris​mus? Er hat zu mir gesagt: „Wissen Sie, am See allein das sind alles Separatisten! Da ist Krumpendorf gegen Pörtschach, Pörtschach gegen Velden, Velden gegen Maria Wörth, Maria Wörth gegen Reifnitz und alle gegen Klagenfurt und Villach.“ Und was noch dazu kommt. Wir haben hervorragende Betriebe, aber es gibt natürlich auch einige, die kennen halt die Speisekarte von einem Friulanischen Lokal besser als ihre eigene Bilanz. Und das möchte ich ganz kurz nur zum Tourismus sagen.

Aber, was mir nämlich als Banker aufgestoßen ist, ist das: Wir haben alle übers Aus​geben gesprochen, aber was interessiert einen Banker am meisten? – Das Sparen! Vom Sparen hat keiner was gesagt. Und sparen können wir nur dann, wenn wir tat​sächlich eine Reform ins Land bringen, nämlich eine Verwaltungsreform. Wir müssen uns fragen, welche Dienstleistungen von den Bürgern, von den Kärntnerinnen und Kärntnern noch in Anspruch genommen werden!? Und, wenn wir das genau wissen, dann kann ich darüber nachdenken, wie schaut das mit Bezirkshauptmannschaften aus? Wie schaut es mit Agrarbezirksbehörden aus und so weiter. Es geht nicht da​rum, Planposten einzusparen, sondern es geht darum, dass wir zeitgemäß für den Bürger da sein werden. Ich komme aus einem großen Umstrukturierungsbereich, nämlich die Banken haben in den letzten fünf Jahren mehr als 6.000 Arbeitsplätze verloren. Das hängt nicht nur mit der Automatisation zusammen und nicht nur mit der Einführung des Euros. Das hängt damit zusammen, weil gewisse Dinge, gewisse Arbeitsgebiete weggefallen sind. Und die sind genauso in der Verwaltung wegge​fallen. Und das müssen wir uns vor Augen halten! Und deswegen ist das mein Appell an uns alle: Dass wir gemeinsam diese großen Dinge in den nächsten Jahren in An​griff nehmen! Danke! (Beifall von der FPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt KO Markut das Wort.)
Willegger

Abgeordneter Markut (SPÖ):

Markut

Man soll den Tag nicht vor dem Abend loben und auch nicht das Ende einer Debatte herbeireden, wenn sie noch nicht zu Ende ist. An und für sich wollte ich auf die pessi​mistischen Ausführungen des Herrn Landesrat Martinz einige Ergänzungen und auch Feststellungen treffen. (3. Präs. Ing. Scheuch: Ein Gejammer! Ein Gejammer!) Er hat es aber vorgezogen, nach einer kurzen Anwesenheit ein Statement abzugeben, ein bisschen auszuteilen und dann sich wieder zu entfernen. Aber insgesamt glaube ich, muss man schon eines sagen, wenn er sich so große Sorgen um die Kärntner Ge​meinden macht wie es in der Zukunft im Bereich des ländlichen Wegenetzes weiter​geht, dass der Adressat seiner Vorwürfe eigentlich sein Bundesparteiobmann, Bun​deskanzler Dr. Schüssel sein müsste. Denn, dass die Kärntner Gemeinden im heuri​gen Jahr, das Land Kärnten, insgesamt einen so drastischen Rückgang bei den Bun​desertragsanteilen hinzunehmen haben, dafür gibt’s nur einen Verantwortlichen und das ist diese ÖVP-dominierte Bundesregierung auf Bundesebene. Ein völlig falscher Ansatz in der Wirtschafts- und Finanzpolitik. Denn am stärksten zurückgehen tun die Einnahmen … (Abg. Lutschounig: Das zieht sich wie ein roter Faden durch …) Das ist ein schwarzer Faden, leider, und kein roter Faden. Am stärksten gehen die Ein​nahmen aus dem privaten Konsum zurück. Und das lässt viele, viele Schlüsse zu.

Das Mehrwertsteueraufkommen ist im heurigen Jahr am deutlichsten in Österreich gesunken. Systematisch seit dem Jahr 2000, am stärksten im Jahr 2004. Und die Einnahmen, die Anteile an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben für die Kärntner Gemeinden, haben einen Rückschritt erfahren. Wir sind heute unter den Einnahmen des Jahres 2000 zu liegen gekommen. Und das ist eine falsche Politik. Da gibt’s zwar zwei Theorien. Die bürgerlich dominierten Parteien sind der Meinung, wenn wir den Unternehmen das Geld lassen, dann investieren sie mehr (Abg. Lutschounig: Verteilen!) und schaffen Arbeitsplätze. Das Gegenteil ist der Fall! Jede Statistik, sämtliche Marktdaten, belegen uns das täglich. Unsere Theorie und unsere vielfach praktizierte Meinung ist: Man muss den Konsumenten das Geld in den Taschen las​sen, es nicht durch Taschenspielertricks aus den Taschen ziehen, denn dadurch wird der heimische Konsum, die Inlandsnachfrage angekurbelt und damit steigt das Steueraufkommen und es bewahrheitet sich leider, dass dies die falsche Politik ist. (Abg. Mag. Grilc: Aber in Deutschland ist es ähnlich! – Abg. Lutschounig: So einfach ist die Volkswirtschaft nicht!

Aber ich möchte noch eines sagen. Seine Sorge, die Sorge des Landesrates Martinz um die Kärntner Gemeinden ist nicht begründet. Die Kärntner Gemeinden sind ver​lässliche Partner. Das haben wir in der Vergangenheit bewiesen, das werden wir auch in der Zukunft beweisen. Und wir werden den Regionalfonds mit Leben erfüllen, und wir werden diesen Rückstau, den es gibt im Bereich des ländlichen Wegenetzes und in vielen anderen Bereichen durch eine intelligente Politik lösen. Und es wird sicherlich keine Gemeinde geben, (Abg. Lutschounig: Ich bin neugierig. Wir nehmen dich beim Wort!) die ihren Bürgern und ihren Interessenten unzumutbare Eigenan​teile auflastet, sondern es wird hier ein gedeihliches Zusammenarbeiten geben. Und man sollte insgesamt kein so düsteres Bild zeichnen. Man sollte sich insgesamt selbst nicht einreden, dass alles schlecht ist und man sollte heute auch nicht das Nachtragsbudget als Obmann einer Wirtschaftspartei ablehnen, das 32,4 Millionen Euro insgesamt an Ausweitungen beinhaltet und wobei da drinnen über 11 Millionen Euro investive Maßnahmen sind, das wiederum zur Belebung der Kärntner Wirtschaft bei​trägt. Das möchte ich noch sagen.

Und wir wissen aber auch, dass die HYPO – er hat vom goldenen Kalb gesprochen bei der HYPO. Die HYPO-Bank, - wir wissen, dass es ein sehr sensibler Bereich ist - aber, man muss unterscheiden, ob es sich um Haftungsprovisionen handelt, um Divi​denden handelt – da machen wir zweifellos einen Vorgriff. Aber es geht hier nicht um das Vermögen der HYPO und es geht hier auch auf gar keinen Fall um die Zukunft unserer Landesanstalt und unsere Landeshypothekenanstalt, die ein einzigartiges Er​folgserlebnis in den letzten Jahren geschrieben hat. Wir werden sorgsam darauf ach​ten. Und ich möchte auch noch den Unterschied klar und deutlich herausarbeiten, dass dieser Pessimismus deshalb auch nicht gegeben ist. Denn, es regieren zur Zeit in diesem Lande die beiden stärksten Parteien. Und sie haben einen klaren Auftrag der Bevölkerung zu erfüllen. Und die Vergangenheit hat uns etwas anderes gezeigt, dass (Abg. Lutschounig: Selbstbedienungsladen!) dasselbe Schicksal dieser Regie​rung blüht, das ist nicht der Fall. Dafür werden wir sorgen. Und es ist kein Selbstbe​dienungsladen, lieber Kollege! Es ist kein Selbstbedienungsladen! Wir stehen dazu. Die Parteien sind das Wesen der Demokratie und wir stehen dazu und sagen offen und ehrlich, dass wir Geld ausgegeben haben. Unser Geld für den Wahlkampf haben wir zur Gänze für Kärntner Firmen ausgegeben. Das unterscheidet uns auch von an​deren Parteien. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Markut

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Es liegen keine Wortmeldungen in der Ge​neraldebatte die zusammengefasst wurden für die Tagesordnungspunkte 1 bis 8 vor. Ich komme nun zu den Schlussworten und zur Abstimmung über die einzelnen Tagesordnungspunkte. Bitte, die Plätze einzunehmen!

Zum Tagesordnungspunkt 1 ersuche ich den Berichterstatter Abgeordneten Seiser um das Schlusswort.

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Kolleginnen und Kollegen! Es bleibt mir nur noch, auf das Schlusswort zu verzichten und um das Eingehen in die Spezialde​batte zu ersuchen.

(Dieser Antrag wird mit Mehrheit so beschlossen. – Berichterstatter:)
Der Landtag wolle beschließen:

Gemäß § 41 Abs. 1a des Kärntner Landeskrankenanstalten-Betriebsgesetzes, LGBl.Nr. 44/1993, in der geltenden Fassung, wird der Nettogebarungsabgang für die Landesanstalt und die Landeskrankenanstalten für das Jahr 2005 mit

€ 196.300.000,-- festgesetzt.

Ich ersuche um Annahme.

(Dieser Antrag ist mit Mehrheit, mit den Stimmen der FPÖ, SPÖ und ÖVP so be​schlossen. – Abg. Lutschounig: Die SPÖ hat aber wenige Abgeordnete heute! – Wir sind 100 Prozent da!)
Seiser

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich komme nun zum Tagesordnungspunkt 2, zum Schlusswort, und ersuche den Ab​geordneten Lobnig um sein Schlusswort.

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Lobnig (FPÖ):

Lobnig

Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Ich werde auf das Schlusswort nicht verzichten, möchte die Gelegenheit wahrnehmen, mich namens der Freiheitlichen Fraktion einmal bei allen Kärntnerinnen und Kärntnern für die Steuern- und Abgaben​leistung zu bedanken. Und einen weiteren Dank, den ich aussprechen möchte, auch an unseren Finanzreferenten sowie an den Vorstand der Finanzabteilung Dr. Felsner mit seinen Fachbeamten, für diese hervorragende Zusammenstellung unseres Bud​gets. (Beifall im Hause.) Und nun, meine geschätzten Damen und Herren, Herr Präsi​dent, beantrage ich das Eingehen in die Spezialdebatte!

(Dieser Antrag wird mit Mehrheit so beschlossen. – Berichterstatter:)
Ich beantrage die gruppenweise Abstimmung des Landesvoranschlages! (Auch die​ser Antrag wird mit Mehrheit beschlossen. – Berichterstatter:)
Gruppe 0: Vertretungskörper und Allgemeine Verwaltung

Einnahmen: 33,603.600,-- Euro; Ausgaben: 216,130.200,-- Euro

Ich beantrage die Annahme!

(Dieser Antrag wird mit Mehrheit, mit Stimmen der FPÖ und der SPÖ, so beschlos​sen.)
Gruppe 1: Öffentliche Ordnung und Sicherheit

Einnahmen: 529.500,-- Euro; Ausgaben: 7,612.100,-- Euro

Ich beantrage die Annahme!

(Dieser Antrag wird mit Mehrheit, mit Stimmen der FPÖ und der SPÖ, so beschlos​sen.)
Gruppe 2: Unterricht, Erziehung, Sport und Wissenschaft

Einnahmen: 339,640.300,-- Euro; Ausgaben 430,135.600,--

Ich beantrage die Annahme!

(Dieser Antrag wird mit Mehrheit, mit Stimmen der FPÖ und der SPÖ, so beschlos​sen.)
Gruppe 3: Kunst, Kultur und Kultus

Einnahmen: 2,431.400,-- Euro; Ausgaben: 34,862,300,-- Euro

Ich beantrage die Annahme!

(Dieser Antrag wird mit Mehrheit, mit Stimmen der FPÖ und der SPÖ, so beschlos​sen.)
Gruppe 4: Soziale Wohlfahrt und Wohnbauförderung

Einnahmen: 277,298.700,-- Euro; Ausgaben: 390,481.600,-- Euro

(Dieser Antrag wird mit Mehrheit, mit Stimmen der FPÖ und der SPÖ, so beschlos​sen.)
Gruppe 5: Gesundheit

Einnahmen: 84,870.900,-- Euro; Ausgaben: 224,960.700,-- Euro

Ich beantrage die Annahme!

(Dieser Antrag wird mit Mehrheit, mit Stimmen der FPÖ und der SPÖ, so beschlos​sen.)
Gruppe 6: Straßen- und Wasserbau, Verkehr

Einnahmen: 20,149.800,-- Euro; Ausgaben: 131,798.300,-- Euro

Ich beantrage die Annahme!

(Dieser Antrag wird mit Mehrheit, mit Stimmen der FPÖ und der SPÖ, so beschlos​sen.)
Gruppe 7: Wirtschaftsförderung

Einnahmen: 2,896.400,-- Euro; Ausgaben: 100,288.400,-- Euro

Ich beantrage die Annahme!

(Dieser Antrag wird mit Mehrheit, mit Stimmen der FPÖ und der SPÖ, so beschlos​sen.)
Gruppe 8: Dienstleistungen

Einnahmen: 50,720.600,-- Euro; Ausgaben: 62,231.200,-- Euro

Ich beantrage die Annahme!

(Dieser Antrag wird mit Mehrheit, mit Stimmen der FPÖ und der SPÖ, so beschlos​sen.)
Gruppe 9: Finanzwirtschaft

Einnahmen: 936,870.000,-- Euro; Ausgaben: 150.510.800,-- Euro

Ich beantrage die Annahme!

(Dieser Antrag wird mit Mehrheit, mit Stimmen der FPÖ und der SPÖ, so beschlos​sen.)
Summe somit ordentlicher Haushalt: 1,749.011.200,-- Euro; (Vorsitzender: Bitte, zuerst die 3. Lesung!) Ja!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Lobnig (FPÖ):

Lobnig

Der Landtag wolle beschließen:

Dem von der Kärntner Landesregierung vorgelegten Landesvoranschlag für das Jahr 2005 wird gemäß Artikel 60 Abs. 2 mit folgenden Beträgen die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt:

Gesamteinnahmen € 1.749,011.200,--, Gesamtausgaben € 1.749,011.200,--.

Ich beantrage die Annahme.

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Das ist ebenfalls mit Mehrheit mit den Stimmen der FPÖ und SPÖ so beschlossen!

Meine Damen und Herren, wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 3. Ich erteile dem Berichterstatter, Abgeordneten Lobnig, das Schlusswort!

(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird mit den Stimmen von FPÖ und SPÖ beschlossen.)

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Lobnig (FPÖ):

Lobnig

Der Landtag wolle beschließen:

Das von der Kärntner Landesregierung vorgelegte Budgetprogramm gemäß Art. 61 Abs. 1 Kärntner Landesverfassungsgesetz K-LVG, LGBl. Nr. 85/1995, idgF., für die in die Gesetzgebungsperiode fallenden Finanzjahre 2005 – 2009 wird mit der Maßgabe zustimmend zur Kenntnis genommen, dass eine dem Budgetprogramm zugrunde liegende Übertragung der im Eigentum des Landes stehenden Liegenschaften und Gebäude der Kärntner Landeskrankenanstalten nicht an die Landesimmobiliengesellschaft Kärnten GmbH, sondern an die Krankenanstalten-Betriebsgesellschaft erfolgt und damit eine Zusammenführung des bisherigen Nutzungsrechts mit dem Eigentumsrecht stattfindet.

Die vorgesehene tranchenweise Übertragung der Liegenschaften und Gebäude bedarf jährlich einer gesonderten Beschlussfassung durch den Kärntner Landtag. Die Weitergabe von Liegenschaften, Liegenschaftsteilen oder Liegenschaftsrechten durch die KABEG an Dritte bedarf weiterhin der Zustimmung des Kärntner Landtages, wobei durch Änderung der gesetzlichen Bestimmungen dafür eine Zweidrittelmehrheit als Zustimmungserfordernis definiert werden soll. Der von Seiten des Landes erzielte Erlös aus der Eigentumsübertragung von € 50 Mio. jährlich soll mit dazu beitragen, die Investitionsfinanzierung in den Kärntner Landeskrankenanstalten im Rahmen des Betriebsabganges über die Legislaturperiode hinaus sicherzustellen.

Ich beantrage die Annahme.

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Die Annahme ist beantragt. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist mit den Stimmen von FPÖ und SPÖ so beschlossen. Es liegt auch ein Zusatzantrag der Sozialdemokratischen Fraktion und der FPÖ vor. Ich bitte den Landtagsdirektor, zu berichten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Der Zusatzantrag lautet wie folgt:

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Dem zweiten Absatz sind folgende weitere Absätze anzufügen:

Ergänzend wird die Kärntner Landesregierung aufgefordert, im Sinne der zwischen dem Land Kärnten und dem Zentralbetriebsrat der Kärntner Krankenanstalten geschlossenen Vereinbarung – durch die Vorlage entsprechender Gesetzesvorschläge an den Kärntner Landtag – Folgendes sicherzustellen:

Änderungen jener Bestimmungen des Krankenanstalten-Betriebsgesetzes, die anordnen, dass die Bediensteten, die bei den Landeskrankenanstalten ihren Dienst verrichten, Landesbedienstete sind, sollen einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen im Kärntner Landtag bedürfen.

Die in der Vereinbarung festgelegte Drittelparität des Zentralbetriebsrates in den Aufsichtsorganen der Krankenanstalten-Betriebsgesellschaft ist dadurch sicherzustellen, dass bei Bestellung der Aufsichtsorgane durch die Kärntner Landesregierung die Vorschläge des Betriebsrates zu berücksichtigen sind.

Der Aufrechterhaltung von öffentlichen Dienstleistungen ist der Vorrang vor Privatisierungsüberlegungen einzuräumen.

Letztendlich wird die Kärntner Landesregierung aufgefordert, dem Kärntner Landtag umgehend eine Änderung des Kärntner Landesrechnungshofgesetzes 1996 zur Beschlussfassung vorzulegen, mit welcher die Zuständigkeit des Landesrechnungshofes zur Prüfung von Großbauvorhaben der Krankenanstalten auch bei Übertragung des Eigentums an die Krankenanstalten-Betriebsgesellschaft sichergestellt wird.

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, dem Kärntner Landtag Änderungen des Kärntner Sozialhilfegesetzes 1996 und des Kärntner Jugendwohlfahrtsgesetzes zur Beschlussfassung vorzulegen, welche folgendes beinhalten:

Die im § 57 des Kärntner Sozialhilfegesetzes und im § 44 des Kärntner Jugendwohlfahrtsgesetzes geregelte Kostentragung der Sozialhilfe und der Jugendwohlfahrtspflege zwischen dem Land Kärnten (von derzeit 40 %) und den Kärntner Gemeinden (von derzeit 60 %) soll wie folgt geändert werden:

ab 1. Jänner 2006: Land Kärnten 41 % - Kärntner Gemeinden 59 %;

ab 1. Jänner 2007: Land Kärnten 42 % - Kärntner Gemeinden 58 %;

ab 1. Jänner 2008: Land Kärnten 43 % - Kärntner Gemeinden 57 %,

ab 1. Jänner 2009: Land Kärnten 44 % - Kärntner Gemeinden 56 %.

Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich lasse über diesen Zusatzantrag der beiden Fraktionen FPÖ und SPÖ abstimmen. Wer damit einverstanden ist: bitte um ein Handzeichen! – Das ist mit Mehrheit mit Stimmen der FPÖ und SPÖ so beschlossen. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Zuerst haben Sie die gefordert – und jetzt machen Sie nicht mit! – Abg. Mag. Grilc: Macht euch keine Sorgen!)

Damit kommen wir nun zum Tagesordnungspunkt 4. Ich ersuche den Berichterstatter um das Schlusswort!

(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird mit Mehrheit der Stimmen der FPÖ und SPÖ angenommen. – Der Berichterstatter beantragt das buchstaben- und ziffernmäßige Aufrufen und Abstimmen. – Der Antrag wird mehrheitlich beschlossen.)

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Lobnig (FPÖ):

Lobnig

Der Landtag wolle beschließen:

A. Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8, Ziffer 9.

Ich beantrage die Annahme.

(Die Z. 1 bis 9 werden mit Mehrheit von FPÖ und SPÖ angenommen. – Berichterstatter:)

B. Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6.

Ich beantrage die Annahme.

(Die Z. 1 bis 6 werden mit Mehrheit von FPÖ und SPÖ angenommen. – Berichterstatter:)

C., D., E., F., G., H. und I.

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme von C. bis I. erfolgt mit Mehrheit von FPÖ und SPÖ.)

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit ist der Tagesordnungspunkt 4 erledigt. – Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 5. Ich erteile dem Berichterstatter, Abgeordneten Willegger, das Schlusswort!

(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Willegger (FPÖ):

Willegger

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die zulässige Anzahl der Landesbediensteten im Verwaltungsbereich, im Musikschulwesen sowie im Bereich der Med. techn. Akademien und der Gesundheits- und Krankenpflegeschulen wird im Stellenplan für das Rechnungsjahr 2005 mit einer Gesamtsumme von 3.699 Planstellen festgelegt.

Ich beantrage die Annahme.

(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Willegger

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit ist der Tagesordnungspunkt 5 erledigt. – Ich komme zum Tagesordnungspunkt 6 zum Schlusswort des Berichterstatters und erteile ihm das Wort!

(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Willegger (FPÖ):

Willegger

Der Landtag möge beschließen:

Der Stellenplan für das Haushaltsjahr 2005 der öffentlichen und privaten Volks-, Haupt- und Sonderschulen sowie der Polytechnischen Schulen in Kärnten wird wie folgt festgestellt:

Zahl der zulässigen Planstellen für das Haushaltsjahr 2005:

Gesamt sind es bei voraussichtlich genehmigten Planstellen durch BMBWK im Schuljahr 2004/2005 4.368; davon benötigte Planstellen im Bereich der Pflichtschulen im laufenden Schuljahr 2004/2005: 4.718; Planstellen, die vom Land zusätzlich finanziert werden müssen: 350.

Ich beantrage die Annahme.

(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Willegger

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich komme nun zum Tagesordnungspunkt 7. Ich erteile dem Berichterstatter das Schlusswort!

(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Willegger (FPÖ):

Willegger

Der Kärntner Landtag möge beschließen:

Der Stellenplan der Lehrer an Berufsschulen Kärntens für das Haushaltsjahr 2005 wird wie folgt festgestellt:

Zahl der zulässigen Planstellen für das Haushaltsjahr 2005:

Schuljahr 2004/2005: Leiter 11 Stellen, Leiter-Stellvertreter 8, pragmatisierte Berufsschullehrer 193, Vertragslehrer I L 44, Vertragslehrer II L 17, Mehrdienstleistungsplanstellen 32, Planstellen für Vertretungen 32, Sonderverwendungen 11; insgesamt 348.

Ich beantrage die Annahme.

(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Willegger

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich komme nun zum Tagesordnungspunkt 8 und zum Schlusswort des Berichterstatters.

(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Willegger (FPÖ):

Willegger

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Der Stellenplan für das Haushaltsjahr 2005 der landwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen des Landes Kärnten wird wie folgt festgestellt:

Landwirtschaftliche Fachschulen, Fachrichtung „Landwirtschaft“: L 1: 13, L 2: 48, vLr.IL: 33, gesamt: 94;

bei den Landwirtschaftlichen Fachschulen, Fachrichtung „Ländliche Hauswirtschaft“ L1: 1, L2: 43, VLr.IL: 25, insgesamt: 69;

bei den Landwirtschaftlichen Berufsschulen: L2: 2, insgesamt: 2;

Landwirtschaftliche Fachschule – Fachrichtung „Gartenbau“: L1: 3, L2: 2, VLr.IL: 6, gesamt: 11.

In der Summe: L1: 17, L2: 95, vLr.IL: 64, gesamt: 176.

Ich beantrage die Annahme.

(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Willegger

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Meine Damen und Herren! Damit sind die Tagesordnungspunkte 1 bis 8, welche das Budget und das Programm für die nächsten Jahre sowie die personelle Ausstattung betreffen, erledigt. Es sind knapp an die 70 Wortmeldungen eingetroffen. Danke für die zum Teil sehr zügige Debatte! Ich hoffe, dass wir auch lernen, in der Zukunft eine noch interessantere Debatte durch kürzere Wortmeldungen zu gestalten!

Ich komme nun zum Tagesordnungspunkt 9:

9. 
Ldtgs.Zl. 153-2/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend Landesimmobiliengesellschaft Kärnten GmbH; Verkauf von Liegenschaften – 4. Tranche

Berichterstatter ist Abgeordneter Lobnig.

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Lobnig (FPÖ):

Lobnig

Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Das Kollegium der Kärntner Landesregierung hat auf Basis der Beschlussfassung des Kärntner Landtages vom 28. September 2000 in der Regierungssitzung vom 28. 11. den Grundsatzbeschluss zur Errichtung einer Landesimmobiliengesellschaft gefasst und in der Folge auch die Übertragung zahlreicher Liegenschaften, die bereits in drei Tranchen erfolgt sind.

Nun soll in Verfolgung dieses Zieles die vierte Tranche der landeseigenen Grundflächen und Gebäuden an die LIG Kärnten GmbH veräußert werden. Der Verkauf erfolgt auf Basis eines genehmigten Rahmen-Kaufvertrages. Für die Objekte, die in der vierten Tranche hier veräußert werden sollen, wurde mit Sachverständigengutachten eine Kaufpreisermittlung durchgeführt, die 9,657.200 Euro ausmacht.

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Schlagholz das Wort.)

Lobnig

Abgeordneter Schlagholz (SPÖ):

Schlagholz

Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte Damen und Herren! Soviel Zeit muss ein​deutig sein, dass man das was man in der Früh ausmacht, dann am Abend auch einhält, gelt, weil sich sonst die Leute nicht unbedingt mental vorberei​ten und dann die Möglichkeit nicht nutzen kön​nen, gelt! Aber, es hat schon einen Grund auch, weil zumindestens eines wird man ja unter Umständen den Sozialdemokraten nachsa​gen, dass im Jahr 2000 und 2001, als es um die Gründung der LIG gegangen ist, wir ja nicht federführend dabei waren sondern dagegen waren. Damals sehr begründet, weil wir gesagt haben, für überschaubare Einmaleinnahmen werden wir nicht lang​​fristige Miet- und Pachtzinse eingehen und damit langfristig die Landeshaushalte be​lasten. Heute sind wir bei der vierten Tranche; das heißt, drei sind bereits abgewi​ckelt. Die LIG ist unumkehrbar. Die vierte Tranche ist wahrschein​lich die vorläufig letzte, wo Landesimmobilien an die LIG übertragen bzw. verkauft werden. Daher muss man den Fakten Rechnung tragen und das, was 2000 stattgefunden hat, findet halt 2004 nicht statt. Das heißt, heute werden die Sozialdemokraten zustimmen. Zu​dem auch noch Fakten geschaffen worden sind in der Form, dass ja im Budget 2004 Geld – über das wir heute ja gar nicht beraten –9,6 Millionen Euro bereits inkludiert sind, das heißt, dort niedergeschrieben sind – Zustimmung seitens der Sozialdemo​kraten. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende dem Berichter​statter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird mit den Stimmen von FPÖ und SPÖ so beschlossen.)
Schlagholz

Berichterstatter Abgeordneter Lobnig (FPÖ):

Lobnig

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

a) Gemäß Art. 64 Abs. 1 K-LVG wird die Kärntner Landesregierung ermächtigt, die in der Anlage 2 angeführten Liegenschaften, Liegenschaftsteile und Liegenschafts​rechte samt Gebäuden (bezeichnet als 4. Tranche) auf Basis des anliegenden Ent​wurfes eines Rahmenkaufvertrages (Anlage 1) an die Landesimmobiliengesellschaft Kärnten GmbH zum Gesamtkaufpreis von € 9,657.200,-- zu veräußern.

b) Gemäß Art. 64 Abs. 1 K-LVG wird die Kärntner Landesregierung ermächtigt, für Anleihen, Darlehen und sonstige Verbindlichkeiten, die die Landesimmobiliengesell​schaft Kärnten GmbH im Zusammenhang mit dem Erwerb der 4. Tranche an Lie​genschaften, Liegenschaftsteilen und Liegenschaftsrechten des Landes zeichnet, aufnimmt bzw. eingeht, weitere Haftungen bzw. Garantien im Gesamtbetrag von höchstens € 350.000,-- zu übernehmen.

Ich beantrage die Annahme.

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Die Annahme ist beantragt. Wer damit einverstanden ist, bitte ich um ein Handzei​chen! – Das ist mit den Stimmen der FPÖ und der SPÖ so beschlossen. Ich danke! Damit ist der Tagesordnungspunkt 9 erledigt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt


10.
Ldtgs.Zl. 155-2/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend EZ 372, KG 73518 Zlapp und Hof; Superädifikat Tennishalle Heiligenblut

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Lobnig. Ich bitte, zu berichten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Lobnig (FPÖ):

Lobnig

Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Auf diesen Liegenschaften der EZ 390414/422 der KG Zlapp und Hof des BG Spittal/Drau befindet sich ein Grundstück, das im Eigentum des Landes steht. Und hier hat eine Gesellschaft vor Jahren, die sogenannte CALG Alpha Grundstücksverwaltung GmbH erworben und wurde auf diesem Grundstück von der Sport Heiligenblutanlagen Betriebsgesellschaft eine Halle errichtet und das Gebäude bildete ein sogenanntes Superädifikat. Nun sollen die Rechte an diesem Superädifikat an die Gesellschaft Heiligenblut Hotel GmbH für ihre Nutzung übergeben werden.

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt 3. Präs. Ing. Scheuch das Wort.)
Lobnig

Dritter Präsident Ing. Scheuch (FPÖ):

Ing. Scheuch

Ja, Hohes Haus! So hat jeder, um an meinen Vorredner anzuschließen, seine Gründe hier zu sprechen. Auf der einen Seite ist es mentale Vorbereitung, (Abg. Mag. Grilc: Heißt das, du bist ohne Vorbereitung!) das war bei mir nicht der Grund, sondern bei mir ist es ein anderer Grund. Es ist letztendlich eine alte und liebge​wonnene - um dich zu informieren, lieber Kollege – Gewohnheit von mir geworden, dass ich Dinge, die meinen Bezirk besonders betreffen und die mir am Herzen liegen, mit einer ganz kurzen Rede streife, einfach dahingehend, dass es ganz, ganz wichtig für die Tourismusregion in Heiligenblut ist, dass 280 Bettenhotel hier zu erhalten sind. Und es auch wichtig ist, es über das Land zu ermöglichen, dass es zu einem weiteren Ausbau in diesem Bereich kommen kann. Und es wird – und das ist auch wichtig – weiterhin auch diese Anlage der Öffentlichkeit geöffnet werden. Originalzitat aus der Stellungnahme der Gemeinde: „Aus der Sicht der Gemeinde Heiligenblut ist die Förderungswürdigkeit des Projektes durch weitere Zurverfügungstellung der Lan​desliegenschaft ohne Zweifel gegeben.“ Dem ist nichts mehr hinzuzufügen. Danke! (Beifall von der FPÖ-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende dem Berichter​statter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig so beschlossen.)
Ing. Scheuch

Berichterstatter Abgeordneter Lobnig (FPÖ):

Lobnig

Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird gemäß Art. 64 Abs. 1 K-LVG ermächtigt, der Übertragung der Rechte am Superädifikat auf der landeseigenen Liegenschaft EZ 372, KG 73518 Zlapp und Hof, GB Spittal an der Drau, von der CALG Alpha Grundstücksverwaltung GmbH an die Heiligenblut Hotel GmbH zuzustimmen.

Ich beantrage die Annahme.

(Dieser Antrag wird einstimmig beschlossen.)

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich komme zum Tagesordnungspunkt


11.
Ldtgs.Zl. 76-6/29:

Anfragebeantwortung von Landesrat Dörfler zur schriftlichen Anfrage aller Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend 2. Variante B 100

Der Herr Landesrat ist nicht hier. Er hat zwar den Wunsch geäußert, diese Anfrage mündlich zu beantworten. Ich werde diesen Tagesordnungspunkt auf die Tagesord​nung der nächsten Sitzung setzen.

Ich komme somit zum Tagesordnungspunkt


12.
Ldtgs.Zl. 50-3/29:

Anfragebeantwortung von Landeshauptmann Dr. Haider zur schriftlichen Anfrage von Abgeordneten der Grünen betreffend Wörtherseebühne

Ich ersuche den Landtagsdirektor um Verlesung!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Die Anfragebeantwortung lautet wie folgt:

Zur oben genannten schriftlichen Anfrage der Abgeordneten der Grünen nehme ich in meiner Funktion als Landeskulturreferent wie folgt Stellung: Die Wörtherseebühne wird seit dem Jahr 1999 erfolgreich bespielt. Im Jahr 2003 wurde die Bühne von der Cine Cultur Carinthia Gmbh übernommen und die Bespielung wurde zu den Wörther​see-Festspielen ausgebaut. Im Jahr 2004 wurde dies erstmals durch ein umfang​reiches Festspielprogramm unter Beweis gestellt. Im Jahr 2005 wird mit dem Musical Napoleon, mit dem bekannten Musicalstar Uwe Kröger, ein weiteres Highlight ge​setzt.

Im Jahr 2004 wurde seitens der Kulturabteilung ein Förderbetrag in der Höhe von € 200.000,-- für die Durchführung der Ballettaufführung des Wiener Staatsopern​balletts gewährt. Förderempfänger war die Cine Culture Carinthia GmbH, Geschäfts​führer Dr. Bernhard Sapetschnig. Eine Abrechnung der Subvention ist noch nicht erfolgt, da die Frist der Vorlage des Verwendungsnachweises mit 31.12.2004 be​fristet ist. Alle weiteren Fragestellungen können hieramts nicht beantwortet werden, da eine Zuständigkeit des Landeskulturreferenten darüber hinaus nicht gegeben ist.

Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Danke, dem Schriftführer! Somit kommen wir zum nächsten Tagesordnungspunkt! (Abgeordneter Holub meldet sich zur Geschäftsordnung. - Abg. Holub: Nach § 23 stelle ich den Antrag, ob in der nächsten Sitzung darüber eine Debatte abgehalten werden kann!)
Ich stelle diesen Antrag zur Abstimmung. Wer diesem Antrag, diesem Geschäftsord​nungs​antrag, zustimmt, bitte ich um Zustimmung! – Dieser Antrag ist in der Minder​heit geblieben.

Damit kommen wir zum Tagesordnungspunkt


13.
Ldtgs.Zl. 238-2/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend den I. Nach​tragsvoranschlag zum Landesvoranschlag 2004; Änderung der ZUSTIM​MUNGEN und ERMÄCHTIGUN​GEN

Berichterstatter ist der Abgeordnete Willegger. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen ist die erste Lesung erfolgt.

Ich bitte den Berichterstatter zu berichten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Willegger (FPÖ):

Willegger

Hochgeschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Viele Dinge sind im Vorjahr nicht vorhersehbar gewesen und deswegen haben wir gestern im Finanzausschuss den Nachtragsvoranschlag mehrheitlich beschlossen, nämlich mit 39.013.800,-- Euro an Mehrausgaben, die sich aber aufgrund der Einnahmen eher verschieben, also es ist eher ein Nullsummenspiel.

Ich ersuche um das Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Schlagholz das Wort.)
Willegger

Abgeordneter Schlagholz (SPÖ):

Schlagholz

Herr Präsident! Hohes Haus! Ich bin eigentlich nur der Umsetzer dessen was wir so vereinbart haben, - zu diesem Tagesordnungspunkt eine Wortmeldung. Und ich neh​me an, dass alle so diszipliniert sind, gelt! Und ich war halt zufällig der Erste herau​ßen. (Beifall im Hause. - Abg. Mag. Grilc: Die Koalition redet doch miteinand!) Schau, schau! Das wollte ich gar nicht provozieren, dass die Schwarzen jetzt auch klat​schen, verstehst! (Heiterkeit im Hause.) Das Wesen eines Nachtragsvoranschlages ist ja schon vom Berichterstatter gesagt worden. Es ist, im Laufe eines Jahres die Möglichkeit zu haben, bei Entwicklungen, vor allem ausgabenseitigen Entwicklungen, dann halt reagieren zu können. In diesem Fall muss man auch einnahmenseitig reagieren, weil es halt Mindereinnahmen gibt in nicht unbeträchtlicher Höhe, was halt die Ertragsanteile von Bundesebene anlangt. Und ich teile auch die Meinung derer, die halt das Zustandekommen ein bisschen kritisiert haben. Und ich habe das im Ausschuss auch schon getan, weil es in Wahrheit fast keinen Anlass gibt, wenn man sich den Nachtragsvoranschlag anschaut, dass man so in Windeseile, so quasi am letzten Abdruck, fast unter dem Eindruck irgendeiner Verschleierung - und es gibt ab​solut keinen Grund das zu verschleiern – diesen Nachtragsvoranschlag doch in den Landtag hereingebracht hat. Und ich werde dazu auch noch was sagen, warum es aus meiner Sicht keinen Grund gibt, etwas zu verschleiern.

Der Nachtragsvoranschlag ist an und für sich ein schlüssiges Zahlenwerk. Und es hat ja eine Menge von Initiativen. Investive Förderungsinitiativen sind drin und eine Reaktion natürlich auch auf die Mindereinnahmen seitens der Steuererträgnisse auf Bundesebene. Und, wenn man sich die Schwerpunkte anschaut, zu denen Manche nein sagen und wir klarerweise ja sagen, dann hat dieser Nachtragsvoranschlag auch eine positive Wirkung. Und es hat heute schon ein Wortmelder gesagt, auch für die Wirtschaft in unserem Land, für die Gemeinden im Land, für Sozialprojekte im Land, für Förderprojekte im Bereich der Lehrlingsförderung, zum Beispiel, oder auch bei der Hilfe für Eingliederung Behinderterer usw. Und daher sollte man es sich bei der Ablehnung einer solchen Sache, es sich da nicht so leicht machen und es nicht auf eine einzige Position aufhängen. Das scheint mir hier nicht aussagekräftig zu sein. Das ländliche Wegenetz ist drinnen mit 1,9 Millionen. Ich teile auch hier leicht die Meinung derer, die das Gesamte … – zumindestens muss man es genau beo​bachten, wie sich unser neues Modell hier dann letztendlich aufs ländliche Wegenetz niederschlägt. Weil, man muss wissen, dass mehr als 1.400 oder mehr als 1.300 För​deranträge derzeit noch offen sind. Um die Struktur des ländlichen Wegenetzes ein bisschen Bescheid wissend, weiß ich, dass da enorm viele Mittel zum Einsatz gelan​gen und dass vor allem viele, viele Eigenmittel auch zum Einsatz gelangen. Daher wird man sich das auch genau anschauen müssen. Glücklich sind wir darüber, dass mehr Geld zur Verfügung ist. Das heißt, wenns anläuft kann ganz einfach viel mehr in kürzerer Zeit umgesetzt werden und den Betroffenen vor Ort tatsächlich rascher geholfen werden.

Es ist die Alternativenergie, es ist der Ausstieg aus der Käfighaltung drinnen. Für mich völlig nicht plausibel, dass die ÖVP heute da nicht mitstimmt, beispielsweise. Es sind fünf Tranchen mit je 300.000,-- drinnen, dass wirklich Landwirten, die betroffen sind, die umstellen müssen im Sinne des Tierschutzes richtigerweise, dass da nicht mitgestimmt wird. Oder, die Hilfe und Eingliederung von Behinderten, die Flüchtlings​fürsorge ist drinnen. Sonderbedarfszuweisungsmittel für die Gemeinden, für viele Projekte; investive Projekte sind drinnen. Die Landeslehrer – also, was heißt – Bun​deslehrer im wahrsten Sinne des Wortes die vom Land übernommen werden. Ja, auch etwas was ja für die Arbeitsmarktpolitik im Bundesland Kärnten so wichtig ist, wäre hier mitzubestimmen. Oder, ganz einfach die Lehrlingsausbildung, weil heute soviel von der Jugend geredet wird und geredet worden ist und in Wahrheit immer nur plakativ angesprochen worden ist, aber für die Jugend selbst keine – wie soll ich sagen – Projekte aufgezeigt worden sind, die es gilt weiter auszubauen und sie zu formen.

Und ich möchte hier ein Projekt anschneiden das im Regierungsübereinkommen drinsteht. Und das ist dieser Ausbildungsfonds. Es ist gut, ein erster Schritt gesetzt im Bereich der Berufsausbildung noch ein bisschen voranzugehen, für die Lehraus​bildenden und für die Lehrlinge selbst bessere Qualifizierungsprogramme hier einzu​ziehen. Wichtig aber wird es jetzt sein – und das sollten wir im kommenden Jahr un​bedingt umsetzen – dass dieser Ausbildungsfonds erreicht wird. Ja, was für Vorarl​berg seit 15 Jahren gang und gäbe und gut ist, muss ja auch für Kärnten gut und bil​lig sein, dass wir auch das hier umsetzen. Dass diejenigen belohnt werden, die junge Leute ausbilden und dass die anderen halt einen Beitrag leisten die dann davon pro​fitieren, von ausgebildeten jungen Leuten. Das müssen wir angehen im nächsten Jahr!

Und darüber hinaus muss man auch noch ein bisschen weitergehen, weil das auch noch ein bisschen zu wenig ist. Aber das ist dann schon eher ein Wunsch, auch in die Bundesebene hin, dass wenn wir von Qualifizierung bei der Lehrlingsausbildung reden, dann müssen wir sie auch annehmen. Tatsächlich, dann muss es Gruppen​berufe geben, dann muss es eine Ausbildung im Modulsystem geben, weil nicht für alle Betriebe eine flächendeckende oder eine breit gestreute Ausbildung möglich ist. Dann muss es ganz einfach Zusammenarbeit von ausbildenden Betrieben geben. Das heißt, ein Lehrling der in seinem Berufsbild in einem Betrieb nicht zur Gänze ausgebildet werden kann, muss in einen sogenannten „Verbundbetrieb“, in einem Nachbarbetrieb halt dann diese restlichen Fähigkeiten, die dort ausgebildet werden, erlangen können. Das heißt, hier müssen wir unbürokratischer werden. Das heißt aber auch, dass gewisse Dinge aus der Wirtschaftskammer halt ganz einfach herauszulösen sind und dass die Lehrlingsausbildung dann halt einmal von anderen wahrgenommen werden wird. Und das ist die öffentliche Hand. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Was mir auch noch wichtig erscheint, bei der Jugend: Wenn immer so viel geredet wird, dann muss man auch einen Akzent einmal setzen. Ich habe schon ein paar Mal von dem regionalen Jugendbeschäftigungsgipfel geredet. Ich halte das einfach für ganz wichtig, weil nur die Region draußen frühzeitig erkennt, was am Lehrstellenmarkt für Bedürfnisse sind, ob es irgendwelche Mankos gibt und wir auch nur vor Ort dann relativ rasch reagieren können, weil wir erkennen und weil wir frühzeitig sehen, wie sie etwas entwickelt. Das heißt, wir können schneller reagieren, wenn die regionalen Jugendbeschäftigungsgipfel, die nichts kosten – da bedarf es nur der Bereitschaft der Verantwortlichen vor Ort -, sich zusammentun und agieren.

Zum Sport auch noch ein Wort; auch heute strapaziert worden: Auch da gebe ich denjenigen Recht, die das hier mit Kritik leise angehen. Ich bin mir schon sicher, dass es auch im nächsten Jahr wieder einen Nachtragsvoranschlag geben wird, der vor allem auch wieder dem Sport jenen Ausgleich bringt, den die Sportvereine – immerhin sind es mehr als 1.250 in Kärnten! – brauchen. Ich stelle mir das auch schon seit Jahren vor, weil es die Dachverbände besser wissen als wir selbst, weil dort sind ja der Sport und die Fachleute beheimatet für den Sport. Sie brauchen in etwa 100 Millionen ATS, um eine kontinuierliche Sportförderung zu gewährleisten. Das heißt, es sind mehr als 7 Millionen Euro. Vielleicht gelingt es uns im Jahr 2006 -weil 2005 können wir ja heute mit der Beschlussfassung schon abhaken -, zumindest im Grundbudget jene Differenz von 6,3 auf 7 Millionen Euro dann aufzustocken, damit wir im Sport einmal sagen können: Wir haben schon zu Beginn des Jahres ein Fundament; eines, das nicht auf Korrektur durch einen Nachtragsvoranschlag warten muss. Das braucht der Sport ganz einfach und auch für Transparenz. Das möchte ich auch noch bitten, dafür sollten wir im nächsten Budget auch Sorge tragen!

Es ist nicht einsichtig, dass die Fußball-Akademie des FCK versteckt ist unter dem „Sportstättenbau“. Das ist jetzt nicht eine Erfindung vom neuen Sportreferenten, das haben wir schon so. Aber ich glaube, alles was im Zusammenhang mit unserem ersten Fußballverein in Kärnten steht, BNZ und die Akademie, gehört als eigene Position endlich im Sportbudget angeführt. Das hat für mich auch etwas zu tun mit dem Verlangen nach Transparenz und nach Nachvollziehbarkeit.

Ein klares Ja, geschätzte Damen und Herren, auch zur Presseförderung, und zwar ohne Junktimierung mit irgendwelchen anderen Bereichen, damit das auch ganz klar und deutlich gesagt wird, weil es ist ein wesentlicher Beitrag nicht nur für Meinungsvielfalt und für die Meinungsfreiheit in Kärnten, sondern es ist auch eine Grundsäule einer jeden Demokratie, dass es so viel wie möglich Meinung gibt, die durch Medien besichert ist.

Auch ein klares Ja zur Parteienförderung. Es gibt in Wahrheit keinen günstigen Zeitpunkt, das irgendwann zu beschließen. Daher, auch wieder zurückkommend zum Einstieg, ist es völlig egal, (Abg. Lutschounig: Um halb zwölf ist es ideal!) ob man das in einer Ho-ruck-Aktion in den Landtag bringt oder, so wie ich es mir vorstelle, man kann auch ruhig den Mut haben, im Vorfeld schon darüber zu diskutieren: mit der Öffentlichkeit und mit den Medien. Man muss nur dazu stehen. Für die Demokratie – mein Klubobmann hat das schon völlig richtigerweise gesagt – ist es mir allemal wert, eine transparente öffentliche Parteienförderung zu haben, als wie sie von mir vielleicht irgendwo als Partei, für uns trifft es eh nicht zu, unter Umständen, ich unterstelle es aber auch niemandem, aber es hat das ja schon gegeben, dass Leute mit schwarzen Koffern herumgegangen sind und so die Parteien finanziert haben. (Abg. Lutschounig: Der Rablbauer!) Das ist die Förderung, die ich ablehne! Die ich will, das ist eine transparente öffentliche Förderung. Und dazu stehe ich!

Wir Kärntner brauchen uns nicht genieren. Das sage ich auch dazu. Wir haben uns in Bescheidenheit zu üben. Wir müssen nicht die Besten in Österreich sein. Wir sind es eh nicht. Wir sind auch mit dieser Parteienförderung nach wie vor das Schlusslicht in Österreich. Nicht in allen anderen Positionen sind wir das, aber in der Parteienförderung sind wir hintennach. Wir sind nicht die Bescheidensten, das sage ich auch dazu, aber wir brauchen uns für diese Parteienförderung nicht schämen. Man muss nur den Mut haben, dazu zu stehen. Und sie lehnt sich in Wahrheit an gute Beispiele an. Auf Bundesebene sagen alle zur Parteienförderung und zur besonderen Parteienförderung auch „Ja.“. Auch die Grünen, nämlich zum Ersatz von Wahlkampfkosten. Und nichts anderes passiert da, daher sollte man wegen diesem einen Merkmal - das aus populistischen Gründen; bei der nächsten Wahl werdet ihr wahrscheinlich eh zugreifen – nicht den gesamten Nachtragsvoranschlag ablehnen. Das halte ich für unrichtig! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
Es ist auch völlig unzulässig, hier eine Verbindung zur Armut in Österreich herzustellen. Wenn ich sage „Armut in Österreich“, dann gebe ich auch schon zu, dass es so etwas gibt. Gelt! In etwa 12 % der Österreicher sind armutsgefährdet. Das ist nachvollziehbar, nachlesbar in den Statistiken. Aber das auf die etwas mehr als 3 Millionen Euro aufzuhängen, dass damit Armut verhindert werden könnte, das ist gelinde gesagt nicht korrekt und passt auch nicht herein. Die Armut in Österreich, die es gibt, ist ganz anders begründet: zum Beispiel in einer falsch ansetzenden Steuerreform, wo die 2,2 Millionen Österreicherinnen und Österreicher, die eh keine Steuern zahlen, die von der Negativsteuer betroffen sind, keinen Ausgleich kriegen: für die Flut von Abgaben und Steuererhöhungen der letzten Jahre. Auf der anderen Seite werden von dem Kuchen in etwa 50 % für in etwa 1.000 Kapitalfirmen hingelegt. Das ist ein falscher Ansatzpunkt! Oder statt Entlastungen haben wir mehr als 44 Belastungen in den letzten vier Jahren gehabt. Das ist ein Beitrag zur Armut in Österreich. Oder eine defensive Wachstumspolitik, das heißt wenn die Flaute im Wachstum ist, wird in Wahrheit gar nichts gemacht: weder investiv noch arbeitsmarktpolitisch. Im Gegenteil! Das ist ja etwas. Weil ich immer zu euch hinschaue: Das ist ja Made by ÖVP auf Bundesebene. Bartenstein und Grasser nehmen aus dem Arbeitsmarktservice heraus die Gelder, um sie budgetär anders einzusetzen – anstatt der Arbeitsmarktkrise, die wir haben, österreichweit entgegen zu wirken. Dasselbe bei den direkten Bundesinvestitionen: 1999 waren es noch 1,5 Milliarden Euro, jetzt sind es nicht einmal mehr 500 Millionen Euro. Das ist auch Made by ÖVP! Das sind die Beiträge, im Kleinen angeführt, die in Österreich die Ursache sind für eine leider Gottes Armutsentwicklung, dass die Schere zwischen Reich und Arm immer weiter auseinander geht. Das sind die Ursachen (Beifall von der SPÖ-Fraktion) und sich nicht auf eine Parteiförderung aufzuhängen, die zugegeben – und das habe ich eh schon einmal gesagt – eine zurückhaltende ist in Österreich; nicht ganz eine bescheidene, aber eine zurückhaltende. Wir kursieren damit an letzter Stelle. Daran sollte man sich nicht aufhängen, einen Nachtragsvoranschlag, der gerechtfertigt ist, der nachvollziehbar ist, abzulehnen. Wir tun das nicht. Wir stimmen ihm zu! (Beifall von der SPÖ- und von der FPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort. – Lärm und Zwischenruf im Hause.)

Schlagholz

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Wir brauchen keine Neuwahl. Das ist ja nicht die Geschichte. Was ich kritisiere, das ist wirklich, dass man für den Nachtragsvoranschlag 18 Stunden gebraucht hat, bis er aus dem Ausschuss einfach auf der Tagesordnung war, dass niemand vorher davon gewusst hat, dass das so schnell sein muss. Für mich ist das demokratiepolitisch einfach bedenklich. Beim nächsten Mal werden wir es vielleicht erst nachher erfahren? Ich wünsche mir eigentlich ein bisserl mehr demokratiepolitisches Verständnis für uns!

Die Inhalte: Ich gehe auf drei oder vier ein, aber ich sehe auch im Budget, dass man Oppositionsparteien nicht die Möglichkeit gibt, darüber nachzudenken, sie einbindet, irgendwie, ihnen vorher etwas erzählt, sondern einfach sagt: „Das ist mit allen ausgeredet. Das machen wir jetzt.“ Ich bin seit 2003 in der Politik. Seitdem hat es eine Sockelverdoppelung gegeben, voriges Jahr eine Verdoppelung der Parteienfinanzierung, heute noch einmal eine, das heißt innerhalb von zwei Jahren wollen wir das Vierfache kassieren. So wird es ja nicht sein! Sind wir jetzt wirklich doppelt so viel wert wie alle anderen, die nicht ihr Geld verdoppeln können? Tun wir doppelt so viel arbeiten? – Ich habe nicht den Eindruck.

Das mit der Seebühne, in der Geschwindigkeit geht das einfach nur, weil der Chef will, das 1,6 Millionen da sind. Ich schäme mich für uns! Danke! (Beifall von der Abg. Mag. Lesjak)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)

Holub

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Sehr geschätzter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nachtragsvoranschlag mit Schwerpunkt Parteienfinanzierung um viertel, halb zwölf: Das ist genau der ideale Zeitpunkt? Aber ich glaube, meine geschätzten Damen und Herren, dass die Vorgangsweise diesmal wirklich mehr als zu wünschen übrig gelassen hat, sondern das hat uns regelrecht aufgestoßen, im wahrsten Sinne des Wortes! Wenn man da den Inhalt genauer kennt, dann weiß man auch, warum. Ich glaube, dass das eine Art und Weise ist, eine Taktik, wie wir es – zumindest ich in den elf Jahren, wo ich da herinnen bin – bis jetzt noch nicht kennengelernt habe. Ich hoffe, dass es in der Zukunft nicht quasi zum guten Ton gehört, diese Vorgangsweise zu wählen. Ich glaube, gerade wenn es darum geht – Nachtragsvoranschläge haben wir eigentlich fast immer beschlossen, mit wichtigen oder noch wichtigeren Punkten, vielleicht, das sei dahingestellt und ist durchaus legitim –, dass man eine Parteienfinanzierung in dieser Form, wo wir im vorigen Jahr ohnedies einen Rückgriff für die Wahlkampfkosten-Rückerstattung für die Jahre zurück schon faktisch konsumiert haben, jetzt noch einmal zu machen: Das halte ich wirklich für unverantwortlich! Ich glaube, dass alle jene, die heute da stehen …– Jetzt wird der Herr Kollege Strutz dann noch herausgehen, aus seiner Sicht durchaus verständlich, wenn man bis zum Jahre 2013/2014 mit den Zahlungen der Partei verpfändet ist, mit den Zuwendungen an die Partei verpfändet ist, dann ist es ja verständlich, dass man einen solchen Weg wählt. Aber ich glaube, so wie die Leute – das habe ich heute schon einmal gesagt – in den Parteien wirtschaften, so wirtschaften sie dann auch im Lande.

Wir wollen jedenfalls dieser Art und Weise der Politik eine klare Absage erteilen, und wir verbürgen uns auch, dass wir in keiner Weise, was heute schon gesagt worden ist, diesen Fehler wiederholen werden und noch einmal diese Geldmittel tatsächlich für die Österreichische Volkspartei auch zu lukrieren.

Zum anderen muss ich sagen: Der Kollege Schlagholz hat bei der letzten oder bei der vorletzten Budgetdebatte – ich habe das noch gut in Erinnerung – kritisiert, dass zum Beispiel die KELAG den Fußball so sponsert. Er hat gesagt, durch unseren Stromverkauf müssen wir alle, die wir die Stromabnehmer sind, mitfinanzieren. Du wirst dich erinnern können, Hans-Peter! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Du hast aber eine gute Erinnerung!) – Jetzt, in dieser Koalition, in diesem Kuschelkurs, ist alles Eitel-Wonne. Jetzt ist das kein Kritikpunkt. (Lärm im Hause) Jetzt nimmt man das hin. Jetzt ist das gegeben. Jetzt ist das eine willkommene Gelegenheit, auch den Sport hier entsprechend zu fördern, weil man sich einfach in einer netten, guten Ehe befindet, wo man ja seinem Partner nicht wehtun darf.

Ich glaube, meine Damen und Herren, darum geht es uns auch grundsätzlich. Wir haben gesagt, dass wir selbstverständlich diesem Nachtrag in dieser Art und Weise und auch von diesem Inhalt her mit dem Schwerpunkt Parteienfinanzierung die Zustimmung nicht geben können. Wir werden es auch natürlich entsprechend bei der Bevölkerung deponieren. Sie müssen Ihrerseits natürlich auch den Wählerinnen und Wählern gegenüber stehen und begründen, wie Sie es verantworten, diesen Zugriff, diese Selbstbedienung hier vorzunehmen, wo alle dazu angetan sind, zu sparen. Wir als Volkspartei werden hier wirklich Rückgrat beweisen und diesen Zugriff jedenfalls nicht unternehmen! Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und den Grünen)

(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Dr. Strutz das Wort.)

Lutschounig

Abgeordneter Dr. Strutz (FPÖ):

Dr. Strutz

Herr Präsident! Hoher Landtag! Im Unterschied zu den Grünen schämen wir uns nicht über diesen Nachtragsvoranschlag. In diesem Nachtragsvoranschlag ist eine Reihe von wichtigen Maßnahmen beinhaltet, die den Menschen in Kärnten Hilfestellungen geben und Unterstützung gewähren.

Mich wundert es auch nicht, wenn die ÖVP – mit Ausnahme der Parteienförderung – inhaltlich keine Kritik an diesem Nachtragsvoranschlag vorbringt. Man kritisiert jetzt das Prozedere. Für uns war klar, dass auch mit dem Verhalten der ÖVP bei den Budgetverhandlungen, sich nämlich einer Diskussion zu verweigern, sich in der Regierung nicht an diesen Verhandlungen zu beteiligen, sich nicht einzubringen, auch mit der Ankündigung vom Parteiobmann der ÖVP auch einem Nachtragsvoranschlag nicht zuzustimmen, Gespräche und Verhandlungen keinen Sinn haben. (Abg. Lutschounig: Das glaube ich!)

Aus unserer Sicht hat es aber Sinn, den Nachtragsvoranschlag so rasch als möglich nach der Beschlussfassung in der Landesregierung auch einer Beschlussfassung im Hohen Haus zu unterziehen, weil ja mit diesem Nachtragsvoranschlag Mittel in beachtlicher Höhe im Sozialbereich verbunden sind, wo hier Familien, wo Institutionen warten, dass auch die finanziellen Mittel überwiesen werden sollen.

Den Schwerpunkt bildet nicht, wie es Lutschounig hier gesagt hat, die Parteienförderung, sondern den Schwerpunkt in diesem Nachtragsvoranschlag bilden die Pflichtausgaben im Sozialbereich, mit rund 7 Millionen Euro. Hier geht es vor allem schwerpunktmäßig auch um die Flüchtlingsvorsorge, die wir deshalb in Kärnten finanzieren müssen, weil man sich auf Bundesebene (ÖVP-Strasser) von der Hilfe in diesem Bereich verabschiedet hat und das Problem an die Länder weiterdelegiert.

Mich wundert nicht, dass die ÖVP diese Unterstützung der Familien, der sozial Bedürftigen auch im Nachtragsvoranschlag ablehnt. Sie haben die Maßnahmen im Budget abgelehnt, Sie haben aber auch die Entlastung für Gemeinden – und das hat mich schon ein bisschen verwundert; eine Forderung, die ja eigentlich von der ÖVP und von den ÖVP-Bürgermeistern mitunterschrieben und an den Landtag gerichtet gewesen ist, dass man nämlich den Aufteilungsschlüssel zwischen dem Land und den Gemeinden doch zu Gunsten der Gemeinden verändern sollte - ebenfalls vor wenigen Minuten hier im Hohen Landtag abgelehnt.

Sie lehnen alles ab. Sie kündigen auch an, die Parteienförderung nicht annehmen zu wollen. Wer andere Wege hat, wer andere Möglichkeiten hat. Im Zuge der Diskus​sion im vergangenen Jahr, habe ich ja da einen Brief vorgelesen, wo der Direktor der Raiffeisenbank den Bundeskanzler Schüssel daran erinnert hat, dass wenn er nicht im Sinne auch der Raiffeisenbank sein Stimmverhalten in der Bundesregierung ausübt, zukünftig die Mittel nicht mehr fließen werden. Diese Art und Weise der Par​teienförderung wollen wir nicht haben. Wir wollen, sowie es auch die Sozialdemokra​ten gesagt haben, eine transparente Parteienförderung haben die auch nachvollzieh​bar ist. Und wir bekennen uns auch dazu. Wir bekennen uns zu den Maßnahmen die hier im Nachtragsvoranschlag gesetzt sind mit einem sozialen Schwerpunkt, mit der Unterstützung im Bildungsbereich. Die Lehrer an den allgemeinbildenden Pflicht​schulen werden hier mit zusätzlich 3 Millionen Schilling finanziert. (Abg. Warmuth: Euro!) Euro – finanziert. Auch ein Bereich wo Kärnten hier in die Bresche springen muss, weil der Bund hier Kürzungen vorgenommen hat. Wir erhalten unser Bildungs​system auf dem hohen Niveau. Wir haben zusätzlich Lehrpersonal eingestellt, damit jener Forderung, die ebenfalls von der ÖVP erhoben wurde, nämlich im ländlichen Bereich die Schulen zu erhalten, auch Rechnung getragen wird. Sie fordern zwar, wenn’s dann darum geht das auch finanziell zu bedecken, sind sie dagegen. Das ist eine zwiespältige Haltung, die ich nicht weiter kommentieren möchte. Die Kinderbe​treuungseinrichtungen bilden ebenso wie auch die Unterstützung für das Nothilfs​werk einen Schwerpunkt in diesem Nachtragsvoranschlag, wo wir selbstverständlich ebenfalls dafür sind, dass wir das heute beschließen.

Ich möchte aber auch darauf verweisen, dass in diesem Nachtragsvoranschlag nicht nur Mehrausgaben zu Buche schlagen, sondern dass auch auf der Ausgabenseite gespart wurde und dass den angeführten Mehrausgaben auch Einsparungen gegen​über gestellt sind. Immerhin in einer beachtlichen Höhe von 4,9 Millionen Schilling. (Abg. Lobnig: Euro!) Euro! Was mich ebenfalls verwundert ist die Tatsache, dass die Grünen nicht einmal zu einer differenzierten Abstimmung dieses Nachtragsvoran​schlages in der Lage sind. Ich hätte mir zumindestens von den beiden Grünabgeord​neten erwartet, dass sie der Flüchtlingsvorsorge, die sie ja immer plakativ auf ihre Fahnen heften, die Zustimmung geben könnten, diesen 4,9 Millionen Schilling die die Sozialdemokraten und die Freiheitlichen jetzt beschließen. Ich bin froh, dass eine breite Mehrheit das tut, weil das sind wirklich die Schwächsten, und denen helfen wir hier in Kärnten. (Beifall von der FPÖ-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende dem Berichter​statter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird mit den Stimmen von FPÖ und SPÖ so beschlossen.)
Dr. Strutz

Berichterstatter Abgeordneter Willegger (FPÖ):

Willegger

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

a) Dem von der Landesregierung vorgelegten I. Nachtragsvoranschlag zum Landes​voranschlag 2004 mit einer Erhöhung des Einnahmen- bzw. Ausgabenvolumens des in der Sitzung des Kärntner Landtages am 27.5.2004 beschlossenen Landesvoran​schlages, Ldtgs.Zl. 177-16/29, mit Gesamteinnahmen bzw. Gesamtausgaben von

€ 1,782.880.300,-- um € 39.013.800 auf € 1,821.894.100,-- wird gemäß Artikel 60 der Kärntner Landesverfassung – K-LVG, LGBl.Nr. 85/1996, die verfassungsmäßige Zu​stimmung erteilt.

b) Der Beschluss des Kärntner Landtages vom 27.5.2004, Ldtgs.Zl. 177-18/29, mit dem der Kärntner Landesregierung ZUSTIMMUNGEN und ERMÄCHTIGUNGEN zum Landesvoranschlag 2004 erteilt wurden, wird wie folgt geändert bzw. ergänzt:

1. Der Pkt. B) 1. wird wie folgt ergänzt:

Im Falle der Nichtleistung eines zusätzlichen Kostenersatzes durch den Bund für Lehrer an allgemein bildenden Pflichtschulen im Ausmaß von € 7,7 Mio. für die Schuljahre 2001/2002 bzw. 2002/2003 noch im laufenden Haushaltsjahr wird der Kärntner Landesregierung gemäß Art. 64 Abs. 2 K-LVG die Ermächtigung erteilt, zum Haushaltsausgleich einen Betrag von weiteren max. € 7,7 Mio. durch Aufnahme von Darlehen oder die Begebung von Anleihen zu finanzieren, sofern eine andere Bedeckungsmöglichkeit nicht gegeben ist.

2. Der Pkt. D) wird wie folgt geändert:

Gemäß Art. 64 Abs. 1 K-LVG wird die Kärntner Landesregierung ermächtigt, für An​leihen, Darlehen und sonstige Verbindlichkeiten, die der Kärntner Wirtschaftsförde​rungsfonds entsprechend den Bestimmungen des Kärntner Wirtschaftsförderungs​fondsgesetzes (§ 32 Abs. 1 lit. d) zur Aufbringung seiner Fondsmittel zeichnet, auf​nimmt bzw. eingeht, Haftungen bzw. Garantien bis zu einem Gesamtbetrag von

€ 31.178.000,-- zu übernehmen. Bei der Berechnung des Gesamtbetrages von

€ 31.178.000,-- sind die damit zusammenhängenden Zinsen und Nebenkosten nicht anzurechnen. Die Möglichkeit der Fremdfinanzierung des Kärntner Wirtschaftsförde​rungsfonds zur Aufbringung seiner Fondsmittel bzw. die damit verbundene Übernah​me von Haftungen und Garantien durch das Land Kärnten beschränkt sich aus Grün​den der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit nicht auf das laufende Haushaltsjahr, sondern kann bis zur maximalen Höhe auch in den Folgejahren in An​spruch genommen werden.

3. Der Pkt. F) wird wie folgt ergänzt:

Weiters wird die Kärntner Landesregierung gemäß Art. 64 Abs. 1 ermächtigt, für An​leihen, Darlehen und sonstige Verbindlichkeiten die die Landesimmobiliengesell​schaft Kärnten GmbH im Zusammenhang mit Investitionsmaßnahmen im Interesse des Landes zeichnet, aufnimmt bzw. eingeht, Haftungen bzw. Garantien bis zu einem Höchstausmaß von € 10,6 Mio. zu übernehmen.

4. Den ZUSTIMMUNGEN und ERMÄCHTI​GUN​GEN wird folgender Pkt. I) hinzuge​fügt:

Gemäß Art. 64 Abs. 2 K-LVG wird die Kärntner Landesregierung ermächtigt, das Finanzierungsangebot der Schieneninfrastrukturfinanzierungs GmbH auf Bereitstel​lung von € 3,5 Mio. als zinsenlose Vorfinanzierungsmittel für die Errichtung der Lip​pitzbachbrücke anzunehmen.

Ich beantrage die Annahme.

Willegger

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist mit den Stim​men von FPÖ und SPÖ so beschlossen.

Hohes Haus! Damit ist der Tagesordnungspunkt 13 erledigt. Ich darf vielleicht noch einmal zur Frage der Schnelligkeit der Behandlung dieses Antrages Stellung neh​men. Es ist ja so, dass in der Öffentlichkeit die Politik immer geziehen wird, dass sie sehr rege und langsam arbeitet und der Zeit immer hintenher rennt. Ich glaube, wir haben eine Geschäftsordnung. Die Geschäftsordnung muss eingehalten werden und ist diese auch zur Kenntnis zu nehmen. Ich erinnere nur, dass es auch in der Ver​gangenheit gerade von jenen, die das beklagt haben, auch bei Anträgen in den Aus​schüssen zu jahrelangen Verschleppungen gekommen ist. Auch das ist nicht der Zweck der Arbeit im Landtag. Wir sollten versuchen, die Arbeit und die Behandlun​gen der einzelnen Gegenstände doch rasch zu erledigen. Ich erinnere auch an die enorme Geschwindigkeit bei Behandlungen im Parlament in Wien. Unser Tempo da ist relativ noch langsam zu der Geschwindigkeit im Parlament bei sehr großen Ab​stimmungsvorgängen. Ich glaube, wir sollten also die Geschäftsordnung hier als Ab​geordnete ohne Wehklagen zur Kenntnis nehmen und sie nutzen. Und ich glaube, das tun wir ja auch im umfangreichen und ausgiebigen Umfang. Das wollte ich nur dazu sagen, weil sonst kommt ja vielleicht der Verdacht auf, dass hier etwas nicht rechtmäßig oder außerhalb der Geschäftsordnung geschehen ist, was ja nicht der Fall ist.

Ich komme nun zum Tagesordnungspunkt


14.
Ldtgs.Zl. 68-2/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volks​gruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zum selbständigen An​trag des Ausschusses gem. § 17 Abs. 1 K-LTGO betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Parteienförderungsgesetz geändert wird



./. mit Gesetzentwurf

Der Berichterstatter ist Herr Mag. Ragger. Gemäß § 17 Abs. 2 K-LTGO lasse ich über das unmittelbare Eingehen in die 2. Lesung abstimmen. Wer damit einverstan​den ist, bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist mit den Stimmen von FPÖ und SPÖ so be​schlossen. – Ich bitte, zu berichten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ragger (FPÖ):

Mag. Ragger

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren des Hauses! Bei ge​genständlicher Änderung des Kärntner Parteienförderungsgesetzes geht es um eine Anpassung aus den Jahren 1991 und 2003, insbesondere soll eine Harmonisierung mit den anderen Bundesländern durchgeführt werden. Der Grundtext und der Inhalt des Kärntner Parteienförderungsgesetzes soll darauf aufgestellt werden, dass in einem Wahljahr in welchem eine Landtagswahl stattgefunden hat, eine doppelte Lan​desförderung zu gewähren ist, welche Parteien in diesem Fall im Landtag vertreten wären. Dieser Antrag ist bis zum 31. März des Folgejahres einzubringen und geltend zu machen.

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Mag. Grilc das Wort.)
Mag. Ragger

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe schon gestern im Ausschuss darauf verwiesen, dass ich es nicht für gut befinde, wenn man einen Gesetzestext, noch dazu einen so schwerwiegenden, erst in der Ausschusssitzung erstmalig zu Gesicht bekommt. Ich teile mit vielen die Meinung des Herrn Präsidenten. Was die Geschäftsordnung anbelangt, sollten wir uns ein Bei​spiel an der Allgemeinen Gemeindeordnung nehmen und vielleicht einmal überden​ken, ob wir nicht etliche Elemente der Allgemeinen Gemeindeordnung für uns auch festlegen sollten. Nur als Beispiel: Dass man Tagesordnungen in einer bestimmten Frist vorher, unter Beilage der Anlagen eben den Abgeordneten zur Verfügung stel​len soll, damit so Unsitten wie sie in der Regierung üblich sind, nicht stattfinden können, dass dortsteht: „Wird nachgereicht.“ usw.

Aber jetzt zum Parteinförderungsgesetz selbst. Ich will dem inhaltlich überhaupt nichts mehr Wesentliches hinzufügen was ich am Vormittag ausgeführt habe. Ich möchte aber den Herrn Präsidenten, trotzdem, damit Sie es auch rechtzeitig wissen bevor Sie im Ausschuss damit konfrontiert sind, einen Antrag übermitteln. Dieser An​trag beinhaltet die Durchführung einer Volksabstimmung über dieses Gesetz. Herr Präsident, ich darf den Antrag übergeben.
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende dem Berichter​statter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird mit den Stimmen von FPÖ und SPÖ so beschlossen. Auch das artikelmäßige Abstimmen wird eben​falls mit Mehrheit beschlossen.)
Mag. Grilc

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ragger (FPÖ):

Mag. Ragger

Artikel I, Artikel II

Ich beantrage die Annahme.

(Laut Schriftführer muss der erste Satz des Artikels I gelesen werden. – Vorsitzender: Der Landtag von Kärnten hat beschlossen. – Das Kärntner Parteienförderungsgesetz … )
Das Kärntner Parteienförderungsgesetz, LGBl. Nr. 83/1991, zuletzt geändert durch LGBl.Nr. 71/2003, wird wie folgt geändert:

Ich beantrage die Annahme.

(Es ist mit den Stimmen von FPÖ und SPÖ so beschlossen. – Kopf und Eingang! – Berichterstatter:)

Gesetz vom 18.11.2004, mit dem das Kärntner Parteienförderungsgesetz geändert wird

Ich beantrage die Annahme.

(Auch dies wird mit den Stimmen von FPÖ und SPÖ so beschlossen. – Bitte die dritte Lesung! – Berichterstatter:)
Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Parteienförderungsgesetz, LGBl.Nr. 83/1991, zuletzt geändert durch LGBl.Nr. 71/2003 geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich beantrage die Annahme.

(Dieser Antrag wird ebenfalls mit den Stimmen von FPÖ und SPÖ so beschlossen.)
Mag. Ragger

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Meine Damen und Herren! Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt


15.
Ldtgs.Zl. 39-3/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volks​gruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Seniorenge​setz geändert wird



./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatter ist der Abgeordnete Dipl.-Ing. Gallo. Mit der Zuweisung dieser Ma​terie an den Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volkgruppen- und Immunitätsan​gelegenheiten, Europa ist die 1. Lesung erfolgt.

Ich erteile dem Berichterstatter das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (FPÖ):

Dipl.-Ing. Gallo

Geschätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! Die gestrige Sitzung des Rechts-, und Verfassungsausschusses beschert uns heute und hier eine Novelle des Senioren​gesetzes. Diese ist im Ausschuss mit Stimmenmehrheit von FPÖ und SPÖ verab​schiedet worden. Inhaltlich geht es um die Umgestaltung der allgemeinen Senioren​för​de​rung und die Wahl von zwei Stellvertretern des Vorsitzenden des Seniorenbei​rates. Die ursprünglich vorgesehene Einführung eines Seniorenausweises des Lan​des Kärnten wurde fallen gelassen, weil es eine andere Lösung geben wird.

Ich bitte um Durchführung der Generaldebatte und füge nur noch hinzu, dass mit die​ser Novelle ein Mehraufwand von ungefähr 42.000,-- Euro je Jahr verbunden ist.

Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Die Generaldebatte ist eröffnet. Als erste Rednerin hat sich Abgeordnete Warmuth gemeldet. Ich erteile ihr das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Warmuth (FPÖ):

Warmuth

Hohes Haus! Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Das Ziel der neuen Arbeitskoalition ist es, den Menschen unseres Landes ein würdevolles Leben auch im Alter zu sichern. Daher ist künftig noch mehr darauf zu achten, den Senioren aktive Selbstständigkeit durch die Erhaltung von körperlich-geistiger Gesundheit und Leistungsfähigkeit zu gewähren.

Die Kärntner Seniorenverbände – unabhängig welcher Parteizugehörigkeit – leisten diesbezüglich wertvolle Arbeit. Es ist daher recht und billig, das Seniorengesetz so zu novellieren, dass es zu einer gerechten Förderung für alle Mitglieder kommt! Es macht Sinn, das bislang geltende Seniorengesetz so zu modifizieren, dass die Aufteilung der Landesförderung nach der tatsächlichen Mitgliederstärke erfolgt. Zudem ist es erfreulich, dass nach dem neuen Seniorengesetz im Seniorenbeirat nun zwei Stellvertreter im Vorsitz vertreten sind, wodurch alle Seniorenorganisationen im Führungsteam verankert sind.

Tatsache ist, dass dieses Gesetz eine größte Zufriedenheit bei den einzelnen Seniorenverbänden erwirken wird. Denn eine Vereinsarbeit, die den älteren Menschen mehr Lebensfreude durch Kommunikation und gezielte Information gewährt, kommt der gesamten Gesellschaft zugute.

Wir werden selbstverständlich – im Gegensatz zur ÖVP – diesem Gesetz die Zustimmung geben. Es gilt nämlich, die Lebensleistung der älteren Menschen zu würdigen! (Beifall von der FPÖ- und der SPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dr. Prettner das Wort.)

Warmuth

Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Geschätzter Herr Präsident! Hohes liebes Haus! Ich werde auch noch ein paar Worte zum Seniorengesetz hier abgeben. Es ist nun endlich gelungen – und das war ja überfällig -, eine gerechtere Aufteilung der Landesförderung nach der tatsächlichen Mitgliederstärke der Seniorenverbände zu ermöglichen.

Die Seniorenorganisationen erfüllen in einem breiten Spektrum an Angeboten die ganz wesentliche Funktion der Interessensvertretung für Senioren und Seniorinnen. Ihre Arbeit ist an der Basis orientiert und bietet eine Fülle von Leistungen, die für ältere Menschen in unserer Gesellschaft wichtig sind: breiten Informationsveranstaltungen, Kulturveranstaltungen und auch die politische Vertretung bei den Seniorenbeiräten.

An dieser Stelle möchte ich auch erwähnen, dass auch hier sehr viele ehrenamtliche Mitarbeiter tätig sind, uneigennützig arbeiten und so einen unschätzbaren Wert für das gesellschaftliche Leben erbringen.

Ein wesentlicher Aspekt dieser Arbeit ist die soziale Integration, die in den Organisationen geleistet wird. Genau an diesem Punkt setzen die Seniorenorganisationen an. Es sind keine Expertengremien, die alten Menschen irgendetwas vorschreiben, sondern es sind Interessensvertretungen, die aus dem Kreis der Betroffenen heraus ihre Anliegen formulieren. Und das genau gilt es, durch die öffentliche Hand zu unterstützen.

Ich möchte Ihnen jetzt nur noch die Zahlen nennen, wie die Verteilung der Seniorenverbände ausschaut: der größte Verband – Anfang Oktober sind diese Zahlen erhoben worden -, der Pensionistenverband, mit 36.800 Mitgliedern, der Seniorenbund mit 12.730 Mitgliedern und der Seniorenring mit 11.849 Mitgliedern. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Um einen mehr! – Die Rednerin lachend:) Ich bin es nicht! (Abg. Mag. Grilc: So wird das sichtbar!)
Mit dem Seniorenförderungsgesetz und der darin enthaltenen Gleichbehandlung aller Kärntner Senioren und Seniorinnen wird ein richtiger Schritt gesetzt. Die Arbeit der Interessensvertretungen der Senioren und Seniorinnen erfährt dadurch eine Absicherung. Die breite Zustimmung zu diesem Entwurf wird geteilt von der Arbeitnehmervertretung (der Arbeiterkammer), vom Pensionistenverband Kärnten und auch vom Kärntner Seniorenbund – natürlich von der Kärntner SPÖ. Danke! (Beifall von der SPÖ- und von der FPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Mag. Grilc das Wort.)

Dr. Prettner

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Meine beiden charmanten Vorrednerinnen haben durchaus viel Richtiges gesagt. - Warum wir dieser Veränderung nicht zustimmen, liegt einzig und allein in der Begründung, dass wir davon ausgehen, es handelt sich um eine doch einseitige Bevorzugung der sozialdemokratischen Senioren, (Proteste aus der SPÖ-Fraktion) sozusagen ein kleines Koalitionszuckerl der FPÖ an die SPÖ. Das ist der einzig wahre Grund, warum wir dem die Zustimmung nicht geben können. (Abg. Mitterer: Was können die armen Senioren dafür?!)

(Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Lärm im Hause.)

Mag. Grilc

Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (FPÖ):

Dipl.-Ing. Gallo

Ich erlaube mir, im Schlusswort festzuhalten, dass nach den jugendlichen Debattenrednerinnen wieder die Senioren arbeiten, mit dem Herrn Präsidenten und mir. (Heiterkeit im Hause.)

Ich verzichte auf ein weiteres Schlusswort, beantrage das Eingehen in die Spezialdebatte und beantrage in der Spezialdebatte ziffernmäßiges Aufrufen.

Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich danke meinem Seniorenkollegen! (Heiterkeit im Hause. - Abg. Mag. Grilc: Die grauen Panter!) Ich möchte diesen Antrag zur Abstimmung bringen. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um Zustimmung! – Das ist mit Stimmenmehrheit so beschlossen. Ich stimme über das ziffernmäßige Aufrufen und Abstimmen ab. – Das ist mit Stimmenmehrheit von FPÖ und SPÖ so beschlossen.

Ich bitte, zu berichten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (FPÖ):

Dipl.-Ing. Gallo

Artikel I. Das Kärntner Seniorengesetz – K-SenG, LGBl. Nr. 85/2001, wird die folgt geändert: Ziffer 1, Ziffer 2 § 4 Abs. 3 lit. a lautet: Ziffer 3, Ziffer 4. § 10 lautet, Ziffer 5 Artikel II.

Ich beantrage die Annahme.

(Art. I und Art. II werden mit den Stimmen von FPÖ und SPÖ angenommen. – Vorsitzender: Kopf und Eingang! – Berichterstatter:)

Gesetz vom (es ist noch der) 18. November 2004, mit dem das Kärntner Seniorengesetz geändert wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Ich beantrage die Annahme.

(Der Gesetzentwurf wird mit den Stimmen von FPÖ und SPÖ angenommen. – Vorsitzender: Bitte, die dritte Lesung! – Berichterstatter:)

Der Landtag wolle beschließen:

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Seniorengesetz geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich beantrage die Annahme.

(Der Gesetzentwurf wird in dritter Lesung mit den Stimmen von FPÖ und SPÖ angenommen.)

Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Somit ist der Tagesordnungspunkt 15 erledigt. – Ich komme zum Tagesordnungspunkt 16:


16.
Ldtgs.Zl. 28-2/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Kärntner Landesverfassung geändert und ein Gesetz über die Sicherheit und den Gesundheitsschutz der in den Dienststellen des Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände beschäftigten Bediensteten (Kärntner Bedienstetenschutzgesetz 2005 – K-BSG) erlassen wird

./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatter ist, wenn ich richtig sehe, der Abgeordnete Mag. Ragger. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa ist die erste Lesung erfolgt. Ich bitte, zu berichten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ragger (FPÖ):

Mag. Ragger

Herr Präsident, Sie sehen richtig! – Es handelt sich hierbei um den Entwurf des Kärntner Bedienstetenschutzgesetzes 2005, (Heiterkeit und Lärm im Hause) wobei ich als Berichterstatter hinzufügen möchte: Es geht um eine Anpassung vom EG-Recht. Es ist mittlerweile Österreich mehrmals wegen der Nichtumsetzung dieser Richtlinie verurteilt worden. Kärnten ist bei der Umsetzung als Schlusslicht zur Zeit bekannt.

Der Inhalt des Gesetzes wirft erhebliche Mehrkosten in Hinkunft für das Land und die Gemeinden auf, daher wurde es bereits im Jahre 2001 zurückgestellt und wurde vorab einmal auf die lange Bank geschoben. Inhaltlich geht es vor allem um Aufzeichnungspflichten, Sicherheitsvertrauenspersonen und Präventivdienstbestellungen in diesen Bestimmungen, die nach der 20. Arbeitnehmerschutz-Richtlinie umgesetzt werden sollen.

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte. – Es liegt keine Wortmeldung vor. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig angenommen. – Der Antrag des Vorsitzenden auf ziffernmäßiges und paragrafenmäßige Aufrufen und Abstimmen wird ebenfalls einstimmig angenommen. - Berichterstatter:)

Artikel I. Landesverfassungsgesetz, mit dem die Kärntner Landesverfassung geändert wird. Die Kärntner Landesverfassung, K-LVG, LGBl. Nr. 86/1986, in der Fassung der Landesverfassungsgesetze LGBl. Nr. 57/2002, 8/2003, 17/2003, 56/2003 und der Kundmachung LGBl. Nr. 52/1997, wird wie folgt geändert:; Artikel II. Gesetz über die Sicherheit und den Gesundheitsschutz der in den Dienststellen des Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände beschäftigten Bediensteten (Kärntner Bedienstetenschutzgesetz 2005), I. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen § 1 Geltungsbereich, § 2 Begriffsbestimmungen, § 3 Grundsätze der Gefahrenverhütung, II. Abschnitt: Pflichten der Dienstgeber und der Bediensteten, § 4 Allgemeine Pflichten der Dienstgeber, § 5 Organisatorische Maßnahmen, § 6 Ermittlung und Beurteilung der Gefahren, Festlegung von Maßnahmen, § 7 Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokumente, Aufzeichnungen über Dienstunfälle, § 8 Einsatz der Bediensteten, § 9 Koordination, § 10 Beteiligung der Organe der Bediensteten, § 11 Bestellung von Sicherheitsvertrauenspersonen, § 12 Aufgaben und Beteiligung der Sicherheitsvertrauenspersonen, § 13 Anhörung und Beteiligung der Bediensten, § 14 Information der Bediensteten, § 15 Unterweisung der Bediensteten, § 16 Pflichten der Bediensteten, § 17 Instandhaltung, Reinigung und Prüfung, § 18 Verordnungen über Pflichten der Dienstgeber und der Bediensteten, III. Abschnitt: Vorschriften über den technischen Bedienstetenschutz, 1. Unterabschnitt: Arbeitsstätten, -mittel und –stoffe, § 10 Arbeitsstätten, Baustellen, Arbeitsräume, sonstige Betriebsräume, § 20 Verordnung über Arbeitsstätten, Baustellen, Arbeits- und Betriebsräume, § 21 Arbeitsmittel, § 22 Verordnung über Arbeitsmittel, § 23 Einteilung der Arbeitsstoffe, § 24 Gefährliche Arbeitsstoffe, § 25 Verordnung über Arbeitsstoffe, 2. Unterabschnitt: Besondere Arbeitsvorgänge und Arbeitsplätze, § 26 Bildschirmarbeit, § 27 Handhabung von Lasten, § 28 Lärm, § 29 Erschütterungen, § 30 Sonstige physikalische Einwirkungen und Belastungen, § 31 Verordnungen über besondere Arbeitsvorgänge und –plätze, 3. Unterabschnitt: Sonstiges, § 32 Allgemeine Bestimmungen über Arbeitsvorgänge, -plätze und Fachkenntnisse, § 33 Persönliche Schutzausrüstung, Dienstbekleidung, § 4 Schutz von Jugendlichen, § 35 Verordnungen über Arbeitsvorgänge, Schutzausrüstungen und Jugendschutz, 4. Unterabschnitt: Gesundheitsüberwachung, § 36 Eignungs- und Folgeuntersuchungen, § 37 Sonstige besondere Untersuchungen, § 38 Verpflichtungen des Dienstgebers, § 39 Verordnung über die Gesundheitsüberwachung, IV. Abschnitt: Präventivdienste, § 40 Sicherheitsfachkräfte, § 41 Arbeitsmedizinische Betreuung, § 42 Aufgaben, Information und Beiziehung der Arbeitsmediziner und Sicherheitsfachkräfte, § 43 Aufzeichnungen und Meldungen von Missständen, V. Abschnitt: Durchführung und Kontrolle, 1. Unterabschnitt, § 44 Verantwortlichkeit, 2. Unterabschnitt, Überprüfungsorgan für Dienststellen des Landes, § 45 Bedienstetenschutzkommission, § 46 Überprüfung, § 47 Rechte der Überprüfungsorgane, § 48 Sofortige Abhilfe, § 49 Sonstige Maßnahmen, 3. Unterabschnitt, Überprüfungsorgane für Dienststellen der Gemeinden, Gemeindeverbände und Städte mit eigenem Statut, § 50 Kommission der Gemeinden und Gemeindeverbände, § 51 Kommission der Stadt mit eigenem Statut, § 52 Aufgaben der Kommissionen, VI. Abschnitt, Durchführungsbestimmungen, § 53 Durchführungsbestimmungen, Ausnahmen, § 54 Auflage von Vorschriften, § 55 Eigener Wirkungsbereich, VI. Abschnitt: Übergangs- und Schlussbestimmungen, § 56 Übergangsbestimmungen, § 57 Verweisungen, § 58 In-Kraft-Treten, § 59 Umsetzungshinweis.

Ich beantrage die Annahme.

(Die Art. I und II werden einstimmig angenommen. – Vorsitzender: Ich komme nun zu Kopf und Eingang! – Berichterstatter:)

Mag. Ragger

Dipl.-Ing. Freunschlag

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ragger (FPÖ):

Mag. Ragger

Landesverfassungsgesetz und Gesetz vom 18.11.2004, mit dem die Kärntner Lan​desverfassung geändert wird und ein Gesetz über die Sicherheit und den Gesund​heitsschutz der in den Dienststellen des Landes, der Gemeinden und Gemeindever​bände beschäftigten Bediensteten (Kärntner Bedienstetenschutzgesetz 2005 – K-BSG) erlassen wird

Inhaltsverzeichnis

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Ich beantrage die Annahme.

(Dieser Antrag wird einstimmig so beschlossen. – Dritte Lesung! – Berichterstatter:)
Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Bedienstetenschutzgesetz 2005 geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

(Auch dieser Antrag wird einstimmig so beschlossen.)
Mag. Ragger

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Meine Damen und Herren! Damit haben wir den Tagesordnungspunkt 16 erledigt und somit sind wir auch an den Schluss der Tagesordnung angekommen. Ich er​suche den Landtagsdirektor um die Verlesung des Einlaufes! 

Mitteilung des Einlaufes
(Fortsetzung)

Dipl.-Ing. Freunschlag

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Der heutige Einlauf umfasst 2 Dringlichkeitsanträge, welche bereits behandelt wur​den; 15 Anträge, 2 schriftlich Anfragen.

A) Anträge von Abgeordneten:


1.
Ldtgs.Zl. 162-1/29:

Antrag von Abgeordneten des FPÖ-Klubs betreffend Hochsitze und Hoch​stände zur Ausübung der Jagd mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, dem Kärntner Landtag Gesetzes​entwürfe des Kärntner Jagdgesetzes 2000 und des Kärntner Naturschutzgesetzes 2002 vorzulegen, wodurch die Errichtung von Hochsitzen bzw. Hochständen in ge​schlossener Ausführung (max. 2 m2), unter Verwendung von ausschließlich natür​lichen Baustoffen, ermöglicht wird.

Zuweisung: Ausschuss für Land- und Forstwirtschaft, Naturschutz, Raumpla​nung und Nationalparks

2.
Ldtgs.Zl. 150-3/29:

Antrag von Abgeordneten des FPÖ-Klubs betreffend Telearbeitsplätze für den ländlichen Raum mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, in Zusammenarbeit mit der Bundesregierung Telearbeitsplätze durch die Schaffung von Breitbandtechnologie in ländlichen Regio​nen zu schaffen.

Zuweisung: Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr unter Beiziehung des Ausschuss für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport

3.
Ldtgs.Zl. 108-2/29:

Antrag von Abgeordneten des FPÖ-Klubs betreffend Basiswissen für Pflichtschulpädagogen in Suchtprävention mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, sich bei der Bundesregierung dafür einzu​setzen, dass den künftigen Pädagogen ausreichendes Basiswissen zur Suchtpräven​tion im Lehrerausbildungskonzept vermittelt wird.

Zuweisung: Ausschuss für Bildung Kultur und Schule unter Beiziehung des Ausschusses für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport


4.
Ldtgs.Zl. 83-7/29:

Antrag von Abgeordneten der Grünen betreffend Einhaltung Art. 15a B-VG Grundversorgungsvereinbarung mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, die Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern gemäß Art. 15 a B-VG über gemeinsame Maßnahmen zur vorübergehenden Grundversorgung für hilfs- und schutzbedürftige Fremde bis zum Inkrafttreten der entsprechenden EU-Richtlinie im Feber 2005 einzuhalten.

Zuweisung: Zuweisung: Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa unter Beiziehung des Ausschusses für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport

(Da es sich um eine 15a-Vereinbarung handelt, wird vom Vorsitzenden beantragt, dass man diesen Antrag in den Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa gibt. – Auf Antrag von Abg. Markut wird zusätzlich noch der Ausschuss für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport beigezogen.)

5.
Ldtgs.Zl. 163-1/29:

Antrag von Abgeordneten der Grünen betreffend Sozialbericht mit folgen​dem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, dem Landtag jährlich einen Bericht über die Versorgung von hilfs- und schutzbedürftigen Menschen in Kärnten zu erstat​ten und dabei insbesondere auf folgende Gesichtspunkte einzugehen:

- Vollzug der rechtlichen Bestimmungen

- Kontrolle und Sicherstellung der Qualitätsstandards von sozial Bedürftigen

- Statistische Daten über Anzahl von SozialhilfeempfängerInnen, sonstige Leistun​gen, usw.

Zuweisung: Ausschuss für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport


6.
Ldtgs.Zl. 164-1/29:

Antrag von Abgeordneten der Grünen betreffend Kärntner Lebenssiche​rung mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, im Rahmen der geplanten Kärntner Lebenssicherung sowohl einen Grundsicherungsbetrag als auch eine Grundsiche​rung in speziellen Bereichen, wie für Kinder und Familien, im Alter sowie bei Arbeits​losigkeit vorzusehen.

Zuweisung: Ausschuss für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport


7.
Ldtgs.Zl. 165-1/29:

Antrag von Abgeordneten der Grünen betreffend Förderung Frauenbe​schäftigung mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, dem Landtag einen Maßnahmenka​talog vorzulegen, mit dem die Integration von Frauen in den Arbeitsmarkt durch ge​zielte Fördermaßnahmen gesteigert werden soll.

Zuweisung: Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr unter Beiziehung des Ausschuss für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport


8.
Ldtgs.Zl. 166-1/29:

Antrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend keine neuen Bela​stungen im Gesundheitsbereich (durch Streichung von Zuschüssen für Sehbehelfe) mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, in Verhandlungen mit der Bundesregierung sicherzustellen, dass die im von der ÖVP/FPÖ-Bundesregierung beschlossenen Ge​sundheits​paket enthaltene unsoziale Streichung von Zuschüssen für Sehbehelfe un​verzüglich zurückgenommen wird.

Zuweisung: Ausschuss für Familie, Sozia​les, Gesundheit, Generationen und Sport


9.
Ldtgs.Zl. 42-2/29:

Antrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Errichtung eines integrativen Pflegeheimes mit Tagespflegestätte in St. Paul/Lav. mit folgen​dem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, die finanziellen Voraussetzungen zur Errichtung eines integrativen Pflegeheimes mit Tagespflegestätte für das untere Lavanttal mit dem Standort St. Paul/Lav. zu schaffen.

Zuweisung: Ausschuss für Familie, Sozia​les, Gesundheit, Generationen und Sport


10.
Ldtgs.Zl. 109-3/29:

Antrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Arbeitsmodell „Kärnten – Brüssel“ mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass die österreichischen EU-Abgeordneten zumindest einmal jährlich in die Beratungen des (Unter)Ausschusses für europarechtliche Angelegenheiten des Kärntner Landtages eingebunden werden und weiters einmal pro Jahr eine öffentliche Enquete des Kärntner Landtages zu aktuellen EU-Themen abgehalten wird.

Zuweisung: Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immuni​tätsangelegenheiten, Europa


11.
Ldtgs.Zl. 167-1/29:

Antrag von Abgeordneten des FPÖ-Klubs betreffend Bonussystem für Kärnten-Urlauber mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, ein Bonussystem für Kärnten-Urlauber zu in​stallieren, welches Gäste die mindestens drei Tage in Kärnten verbleiben, etwaige Kosten welche mit der Einreise in unser Bundesland entstehen, refundiert.

Zuweisung: Ausschuss für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bau​wesen


12.
Ldtgs.Zl. 168-1/29:

Antrag aller Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend Kärntner Presseför​derungsgesetz, ./. mit Gesetzentwurf, mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Dem Entwurf, mit dem das Kärntner Presseförderungsgesetz 2004 beschlossen wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Zuweisung: Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immuni​tätsangelegenheiten, Europa


13.
Ldtgs.Zl. 169-1/29:

Antrag von Abgeordneten des FPÖ-Klubs betreffend Kraftwerk „Nieder​gail“ mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, das Kraftwerkprojekt „Niedergail“ einer Über​prüfung zu unterziehen.

Zuweisung: Ausschuss für Land- und Forstwirtschaft, Naturschutz, Raumpla​nung und Nationalparks

14.
Ldtgs.Zl. 170-1/29:

Antrag aller Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend keine Belastung für Gemeinden und Interessenten durch Regionalfonds mit folgendem Wort​laut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, dass im Zuge der Einrichtung des Regionalfonds es zu keiner Erhöhung der Kosten im ländlichen Wegenetz für Interessenten als auch für das Gemeindebudget kommt.

Zuweisung: Ausschuss für Land- und Forstwirtschaft, Naturschutz, Raumpla​nung und Nationalparks

15.
Ldtgs.Zl. 68-4/29:

Antrag aller Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend Durchführung einer Volksabstimmung betreffend das Gesetz vom 18.11.2004, mit welchem das Kärntner Parteienförderungsgesetz geändert wird mit folgendem Wort​laut:
Der Landtag wolle beschließen:

Das Gesetz vom 18.11.2004, mit dem das Kärntner Parteienförderungsgesetz geän​dert wird, wird nach Beendigung des Verfahrens nach Artikel 33 der Kärntner Lan​desverfassung, jedoch vor seiner Beurkundung und Gegenzeichnung einer Volksab​stimmung gem. Art. 34 Kärntner Landesverfassung unterzogen. Die Volksabstim​mung ist von der Kärntner Landesregierung anzuordnen.

Zuweisung: Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immuni​tätsangelegenheiten, Europa

B) Schriftliche Anfragen:


1.
Ldtgs.Zl. 83-6/29:

Schriftliche Anfrage von Abgeordneten der Grünen an Landeshauptmann Dr. Haider betreffend geplante Kündigung der Art. 15a-B-VG Grundversor​gungsvereinbarung


2.
Ldtgs.Zl. 161-1/29:

Schriftliche Anfrage vom Ersten Landtagspräsidenten Dipl.-Ing. Freun​schlag an Zweiten Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Ambrozy betref​fend Turnusärzte

Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Danke dem Landtagsdirektor für den Vortrag des Einlaufes! Somit sind wir am Ende unserer Arbeit, gerade noch rechtzeitig vor 24.00 Uhr. Ich danke für die Disziplin, dass Sie ausgeharrt haben bis zum Schluss und für die Beiträge und für die Ab​wicklung dieser Sitzung. Ich schließe die Sitzung und wünsche eine unfallfreie Heim​fahrt.

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ende der Sitzung: 23.55 Uhr

